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119. Sitzung 

Bonn, den 19. Januar 1989 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Manche Sachzwänge ha-
ben auch ihr Gutes. Nach meiner Wahl am 25. No-
vember ließ die Gesundheitsreform mir nur Zeit für 
einige persönliche Worte. So fällt meine Antrittsrede 
nun auf den Tag, an dem vor 70 Jahren das von Frauen 
erkämpfte aktive und passive Wahlrecht erstmals in 
Deutschland ausgeübt werden konnte. 

(Beifall bei allen Fraktionen — Zuruf von der 
SPD: Dank SPD!) 

Dies war ein schwarzer Tag für all jene, die mit dem 
Philosophen Hegel der Auffassung waren, daß Frauen 
in politischer Verantwortung — und nun zitiere ich — 
„den  Staat in Gefahr bringen". 

(Heiterkeit — Dr. Dregger [CDU/CSU] 
Nicht nur den Staat!) 

Dieses Denken ist Geschichte, behaupten wir. Aber 
wie lange hat es gedauert, bis die gleichberechtigte 
Teilhabe der Frauen an politischer Verantwortung 
im Bewußtsein der Menschen auch zu einer Kernfrage 
der Demokratie wurde! Sie wissen, daß dies für mich 
ein zentrales Thema ist, ebenso wie die Frage der Re-
präsentanz der Altersgruppen, vor allem der Jünge-
ren, und der Berufsgruppen im Parlament. 

Ein zweites Problem bewegt mich nicht weniger: 
Wie können wir unsere parlamentarische Arbeit so 
lebendig fortentwickeln, daß die Menschen wieder 
überzeugter sind, daß es im Parlament um ihre Sache 
geht, daß ihre Fragen und ihre Zukunft ganz ernst 
genommen werden? 

Ich verstehe das Parlament als eine Werkstatt, in der 
Demokratie nicht wie auf einer Schaubühne präsen-
tiert, sondern miteinander erarbeitet wird. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Demokratie lebt von ihren Idealen: von Freiheit, Soli-
darität und Gerechtigkeit, von der Wahrung der 
Würde der menschlichen Person und der Souveränität 
des Volkes. Demokratie lebt aber vor allem von den 
Menschen, die sich in ihr engagieren, die sich kritisch 
und selbstkritisch beteiligen, die Verantwortung 
übernehmen, Toleranz üben, Konflikte austragen und 

Konsens finden, Mehrheitsentscheide respektieren 
und Minderheiten schützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
sowie der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]) 

In einer parlamentarischen Demokratie gilt dies vor 
allem für die Abgeordneten. Wenn sie ihr Mandat 
verantwortlich wahrnehmen wollen, sind von ihnen 
Eigeninitiative und Kontrolle der Regierung verlangt, 
wobei sie persönliche und fachliche Kompetenz, 
Phantasie und Mut sowie menschliches Maß unter 
Beweis stellen sollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der CDU/CSU) 

Unsere Verantwortung wird nicht dadurch in Frage 
gestellt, daß Bürger im politischen Prozeß direkte For-
men der Beteiligung suchen und wahrnehmen; auch 
das gehört zur Demokratie. Menschen wollen selbst 
gestalten und ergreifen Ini tiative, die oftmals beides 
ausdrückt: Unbehagen am Bestehenden und Ent-
schlossenheit, die eigenen Dinge selbst zu verfechten 
und kreative Lösungen zu entwickeln. Dies zeigt sich 
an der großen Zahl von Bürgerinitiativen und Selbst-
hilfegruppen. Ich verweise nur auf den Gesundheits-
bereich oder die vielen Initiativen im sozialen Be-
reich. 

Die parlamentarische Arbeit kann und will dieses 
direkte Engagement nicht ersetzen; beides ergänzt 
sich. 

Wir müssen heute als Parlamentarier Probleme ei-
ner Lösung entgegenführen, die größere Ausmaße 
haben als zu irgendeiner früheren Zeit. Lassen Sie 
mich das durch ein Beispiel verdeutlichen: 

Die amerikanische Zeitschrift „Time" hat zum Jah-
reswechsel erstmals in ihrer Geschichte darauf ver-
zichtet, den Mann bzw. die Frau des Jahres zu wählen. 
Statt dessen wurde 1988 die Erde zum „Planeten des 
Jahres" ausgerufen. 

Das wirkt auf den ersten Blick vielleicht undrama-
tisch; es ist jedoch in Wahrheit ein alarmierendes Fa-
nal, von dem die Botschaft ausgeht: Verstärkt Euere 
Sorge für den geschundenen Planeten Erde, geschun-
den durch Klimaaufheizung, Umweltzerstörung und 
durch Kriegsschäden! 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
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Präsidentin Dr. Süssmuth 

Dieses Bild führt uns schlaglichtartig vor Augen, 
was globale Verantwortung meint und in welche 
neuen Dimensionen wir mit unseren Entscheidungen 
als Parlamentarier vorstoßen und schon vorgestoßen 
sind. 

Wenn wir uns das Ausmaß dieser globalen Verant-
wortung bewußt machen, müssen wir allerdings 
selbstkritisch fragen, ob wir jederzeit über das not-
wendige Wissen verfügen und verfügen können und 
— ich füge hinzu — ob die Ressourcen des Parlaments 
ausreichen, dieses umfassende Wissen auch bereitzu-
stellen. 

Wir wollen kein Parlament von Detailspezialisten, 
die das Ganze in der Politik aus dem Auge verlieren. 
Dennoch müssen wir uns täglich in komplizierteste 
Themenbereiche einarbeiten und uns Sachkompe-
tenz aneignen, die andere oftmals in einem langen 
wissenschaftlichen Studium erwerben. Ich erinnere 
an Themen wie Gentechnik oder Entsorgung von 
Kernkraftwerken. Diese Anforderungen an Parlamen-
tarier und die von ihnen erbrachten Leistungen wer-
den weit unterschätzt und aus meiner Sicht allzu sel-
ten erwähnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

In diesem Zusammenhang möchte ich thesenartig 
zu der erneut aufgeflammten Parlamentskritik Stel-
lung nehmen: Sie reicht vom schlechten Umgangs-
und Debattenstil über mangelndes Selbstbewußtsein 
der Parlamentarier in bezug auf Regierung und Frak-
tion bis hin zur Kritik an — wie es heißt — ständig 
leeren Plenarsälen und den zu hohen Kosten unserer 
Arbeit. 

In immer kürzeren Zeitabständen geht das Wort von 
der Parlamentskrise um, die ihren Niederschlag nicht 
nur in der Tagespresse, sondern auch in einer breiten 
Fachliteratur findet. Die „Zeitschrift für Parlaments-
fragen" bietet sich neben vielen Monographien als 
ausgezeichnete Fundstelle an. 

Ich kann mir Arbeit im Parlament nicht vorstellen 
ohne wiederkehrende Auseinandersetzung mit unse-
rem Selbstverständnis, unseren Rechten und Pflich-
ten, unserer Positionsbestimmung gegenüber Frak-
tion und Regierung. Überlegungen und Maßnahmen 
zur Verbesserung der parlamentarischen Arbeit oder, 
anspruchsvoller ausgedrückt, zur Parlamentsreform 
gehören zum kontinuierlichen Alltag parlamentari-
scher Arbeit. Ich denke, daß wir alle einen Dank an 
den Geschäftsordnungsausschuß erstatten sollten, der 
sich oft mühsam durch diese Arbeit durchbeißt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Geschäftsordnungen sind als Regelwerk unver-
zichtbar, aber sie haben keinen Selbstzweck; wo not-
wendig, sind sie zu ändern. Aber umgekehrt wäre es 
auch ein Trugschluß, die Geschäftsordnung zum her-
ausgehobenen Garanten qualifizierter und lebendi-
ger Parlamentsarbeit zu machen. Die Geschäftsord-
nung ich wichtig; aber ich bin überzeugt, daß es Wich-
tigeres gibt, 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

nämlich die Kompetenz und die Charakterstärke des 
einzelnen Abgeordneten, unseren parlamentarischen 

Geist, die Fähigkeit zu notwendigem demokratischem 
Konsens, aber auch zur argumentativen Abgrenzung 
unterschiedlicher und gegensätzlicher Positionen. 

Gewiß habe ich in den wenigen Wochen in meinem 
neuen Amt auch erfahren, daß es keine leichte Kunst 
ist, zwischen den hochgesteckten Erwartungen an 
eine umfassende Parlamentsreform und den Positio-
nen der Verteidiger des Bewährten zu vermitteln. Da 
hilft nichts anderes als die faire und sachliche Ausein-
andersetzung mit den Einzelvorschlägen wie auch die 
Bereitschaft, Verfahren zu erproben, die zu weniger 
politischen Ritualen, größerer Lebendigkeit und 
Spontaneität im Parlament beitragen können. 

Das Instrument der Regierungsbefragung befindet 
sich zur Zeit in der Erprobung. Ich denke, wir sollten 
keine allzu hohen Erwartungen an dieses neue Instru-
ment haben. 

Parlamentsreform ist offensichtlich eine Dauerauf-
gabe. Im Gegensatz zu dem geforderten hohen politi-
schen Anspruchsniveau steht die mühsame und doch 
notwendige Alltagsdiskussion um die räumliche, 
technische und personelle Ausstattung des einzelnen 
Parlamentariers. Ich wünschte mir, daß Parlamenta-
rier in Zukunft Arbeitsbedingungen haben, wie sie 
wenigstens vergleichbaren Bediensteten in anderen 
Bereichen zustehen und für sie selbstverständlich 
sind. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das müßte beispielsweise in der öffentlichen Dis-
kussion positiver bedacht werden. Bei den Diskussio-
nen über den Neubau geht es in erster Linie um die 
unvertretbaren Kosten, nicht um die dahinterstehen-
den Bedarfe. 

Lassen Sie mich ein weiteres Beispiel anführen. 
Auch die an der Reisetätigkeit von Parlamentariern 
immer wieder geübte Kritik übersieht häufig, daß Par-
lamentarier internationale Beziehungen nun einmal 
nicht vom Bonner Schreibtisch aus unterhalten und 
wahrnehmen können. Wo zuviel gereist wird, ist aller-
dings auch Kritik berechtigt. Nur: Beides muß gleich-
zeitig genannt werden. 

Sicherlich haben wir als Parlamentarier eine beson-
dere Verantwortung für den Einsatz der finanziellen 
Mittel. Aber es muß auch nach außen deutlich ge-
macht werden, daß es um Arbeitsbedingungen von 
Menschen geht, an deren Arbeitsergebnisse immer 
wieder höchste Anforderungen gestellt werden. Und 
dieses gilt ja nicht nur für die Abgeordneten selbst, 
sondern auch für unsere Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die es oft unter hohem persönlichen Einsatz 
erst ermöglichen, daß wir unserer Verantwortung ge-
recht werden können. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Bürger wollen ein lebendiges Parlament, in dem 
neben harten Auseinandersetzungen und Streit um 
die beste Problemlösung insbesondere Dialog, Tole-
ranz und Konsens sichtbar werden. Und ich beob-
achte: Es gibt weit mehr Konsens in diesem Hause, als 
öffentlich vor Fernsehkameras zugestanden wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 
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Es genügt nicht, daß die zentralen Gestaltungsfra-
gen unserer pluralistischen Gesellschaft im Parlament 
verhandelt werden, sondern ganz entscheidend ist 
auch, wie sie von uns behandelt werden; denn Demo-
kratie — ich wiederhole es — braucht beides: Konflikt 
und Konsens. Beides sollte in unserer Arbeit deutlich 
werden. 

Bürger erwarten manchmal allerdings einseitig 
Harmonieveranstaltungen. Dies kann nicht unsere Er-
wartung sein, sondern es ist notwendig, daß wir hier 
Entscheidungen finden, daß deutlich wird, wie die 
Ergebnisse gefunden werden, daß wir Toleranz ge-
genüber dem Andersdenkenden und Fairneß in der 
Auseinandersetzung praktizieren. 

Vieles davon ist in unserem Alltag Realität, mehr, 
als die Fernsehkameras einfangen. Aber achten wir 
auch darauf, daß es den Fernsehkameras immer mehr 
sichtbar wird! 

Ziel muß sein, unsere Arbeit so weit zu straffen, daß 
der Bundestag als zentraler Austragungsort des politi-
schen Diskurses erfahren wird und der Entwicklungs-
weg der politischen Entscheidungen glaubwürdig 
vermittelt wird. Dies muß im Plenum geschehen. Ich 
kann verstehen, daß die Bürgerinnen und Bürger es 
nicht nachvollziehen können, wenn das Plenum selbst 
bei wichtigen Debatten nur spärlich besetzt ist. Ich 
will Sie in Zukunft gern immer dort verteidigen, wo 
ich das mit guten Argumenten kann; aber hier gehen 
mir sehr oft die Argumente aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zwar wird oft eingewandt, in einem Arbeitsparlament 
müßten nun einmal die wichtigsten Entscheidungs-
schritte in den Ausschüssen und Kommissionen getan 
werden; dem Plenum sei vor allem die Frage der Ent-
scheidung und der öffentlichen Vermittlung vorbehal-
ten. Das hieße in der Konsequenz, das Plenum als eine 
Bühne zu behandeln, auf der die Öffentlichkeit gut 
Vorgefertigtes zur Kenntnis nehmen kann. 

(Zuruf von der SPD: So ist es schon!) 

Charakterisiert man unser Parlament als Arbeitsparla-
ment, so muß dies gerade im Plenum deutlich werden, 
nicht nur in den Ausschüssen. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Keine Ahnung!) 

Der Bürger hat Anspruch darauf, daß wir seinem 
Interesse an Plenarsitzungen Rechnung tragen, auch 
wenn unsere Arbeitskraft zu einem großen Teil in 
Ausschüssen, Kommissionen und im Wahlkreis ge-
bunden ist. Es gibt viele, auch zwingende Gründe, 
von einer Plenarsitzung fernzubleiben. Oft sind es die 
Verbände, die in Bonn tagen, und uns permanent ein-
laden, wenn wir hier im Plenum tagen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP — Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Es ist mein Wunsch: Bemühen wir uns, wann immer 
wir können, auch hier im Plenum anwesend zu sein; 
denn jeder im Haus weiß es von sich: Was wir an 
Glaubwürdigkeit überbringen, hängt in allererster Li-
nie von unserem persönlichen Beispiel ab, von dem, 
was wir als Personen überbringen. 

Für unser Erscheinungsbild ist aber nicht nur die 
Präsenz im Plenum ausschlaggebend. In einer Demo-
kratie müssen Menschen immer wieder zu Beteili-
gung und Engagement für das Gemeinwohl ermutigt 
werden. Das geht in allererster Linie über das persön-
liche Beispiel. 

Dieses Selbstbewußtsein, das ich für unsere Abge-
ordneten in Anspruch nehme, brauchen wir auch in 
der Darstellung gegenüber der Regierung. Immer 
wieder wird behauptet, im Grunde sei das Parlament 
heute mehr der Notar der Regierung, der nur noch 
formalpolitische Beschlüsse umsetzt, die bereits im 
Vorfeld der Parlamentsberatungen getroffen worden 
seien. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Bei dieser Koali

-

tion!) 

Die Regierung muß sich der Unterstützung durch 
die die Regierung tragenden Fraktionen gewiß sein. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sehr richtig!) 

Andererseits ist es die Aufgabe und die Verpflichtung 
des Parlaments, seinen eigenständigen Part gegen-
über der Regierung wahrzunehmen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Es ist nicht primär Aufgabe der Regierung, dafür zu 
sorgen, daß das Parlament diese Aufgabe wahrnimmt. 
Das müssen wir schon selber tun. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!) 

Wir selbst entscheiden darüber, was wir in der Hand 
behalten und was wir aus der Hand geben. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wir müssen die wichtigen Fragen der Gesetzge-
bung erledigen; aber wir müssen auch die wichtigen 
Fragen der Gesellschaft frühzeitig und intensiv in die-
sem Parlament diskutieren. Aktuelle Grundsatzde-
batten ohne Beschlußfassung könnten das Interesse 
an unserer Arbeit in der Offentlichkeit verstärken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich denke, wenn wir versuchen, zu den geregelten 
Zeitabläufen auch immer mal wieder eine Zeit der 
freien Debatte mit weniger festgelegten Redezeiten 
zu erproben, so könnte auch das unserem Parlament 
dienen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Lassen Sie mich anläßlich der Europa-Debatte 
heute noch ein Wort sagen zu der wichtigen Frage, auf 
welche Art und Weise Europa für uns Realität wird. 
Meine Frage lautet — ich denke, es ist unsere Frage —: 
Wird es ein demokratisches Europa — das kann nur 
heißen: ein parlamentarisches Europa — sein, 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

in dem das Europäische Parlament weiterreichende 
Befugnisse und wirksame Kontrollrechte besitzt? Wird 
dieses Europa lediglich eine ökonomische Größe sein 
oder auch eine wichtige Rolle in der Weltpolitik spie-
len? Werden wir schließlich in einem europäischen 
Haus wohnen, in dem sich die Nachbarn ungehindert 
besuchen und miteinander reden können, oder wer-
den wir in verschiedenen Kammern desselben Hauses 
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sitzen, getrennt durch Mauern, verbunden lediglich 
durch schmale Fensteröffnungen? 

Auf diese Entwicklung Einfluß zu nehmen, sie zu 
gestalten, ist nicht nur Recht, sondern Verpflichtung 
von uns. Gerade unsere Pflicht, so denke ich, ist es 
auch, das Interesse der Menschen an Europa wachzu-
halten und zu beleben. Davon, ob es uns gelingt, häu-
figer aktuelle, die Menschen bewegende Themen 
nicht nur „zwischendurch", in einer Lücke innerhalb 
der Gesetzgebungsarbeit, zu behandeln oder intensi-
ver, wird auch abhängen, ob das Interesse junger 
Menschen für unsere parlamentarische Arbeit wieder 
ansteigen kann. 

Ich halte die um sich greifende Politikverdrossen-
heit vor allem bei jungen Leuten für einen Tatbestand, 
der uns ernsthaft beschäftigen muß. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Allerdings frage ich mich manchmal, ob das, was wir 
als Politikverdrossenheit bezeichnen, nicht eher eine 
Verdrossenheit über einzelne Politiker als über Politik 
insgesamt ist. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen) 

Das Interesse an den wichtigen Fragen, die unsere 
Gesellschaft in den nächsten Jahren und Jahrzehnten 
zu bewältigen hat, ist ja keineswegs geschrumpft. 
Dies beweist für mich die große Aufmerksamkeit für 
Umwelt- und Friedensfragen ebenso wie die hohe 
Bereitschaft zum Engagement für Nachbarschafts-
initiativen oder groß angelegte Hilfsaktionen für Men-
schen in Not — und dies gerade auch von jungen 
Menschen. 

Wir haben für viele der drängenden Zukunftsfragen 
heute noch keine Antwort. Es ist nicht dies, was die 
jungen Menschen stört; es stört sie, wenn wir so tun, 
als hätten wir bereits alle Antworten parat, als seien 
wir über jeden Zweifel und jeden Irrtum erhaben. 
Wenn wir so tun, als sei diese Welt schon fertig, als 
gebe es nichts mehr zu bearbeiten, keine neuen Lö-
sungen mehr zu entwickeln, dann brauchen wir uns 
nicht zu wundern, wenn junge Leute unserer parla-
mentarischen Arbeit mit Desinteresse gegenüberste-
hen. Wenn wir schon alles erledigt haben, was soll 
dann noch für sie zu tun bleiben? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle sagen: Ich habe 
sehr begrüßt, daß wir gestern erneut Hochschulfra-
gen diskutiert haben. Es muß eine unserer ganz wich-
tigen Aufgaben sein, dieser Generation eine Zukunft 
zu geben, sie wissen zu lassen, daß sie gebraucht wird, 
daß wir uns dafür einsetzen, daß sie in diese Gesell-
schaft über Bildung, Arbeit sozial, kulturell und poli-
tisch integriert wird und dazu gehört, deutlich zu ma-
chen, daß wir auf keinen aus dieser Generation ver-
zichten können. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wenn ich mein Parlamentsverständnis einleitend in 
den Gegensatz von Schaubühne und Werkstatt gefaßt 
habe, so möchte ich auch mit dem Bild vom Parlament 
als einer Werkstatt der Demokratie schließen. Ich 
stelle mir dabei eine offene Werkstatt vor, in die die 

Menschen hineinsehen können, in der deutlich wird, 
woran gerade gearbeitet wird und aus welchen Grün-
den. Es ist eine Werkstatt, in der an verschiedenen 
Plätzen und mit unterschiedlichen Aufgaben an den-
selben Werkstücken miteinander gearbeitet wird, in 
der mit Kreativität neue Entwürfe entstehen wie auch 
mit fachmännischer Routine Reparaturen durchge-
führt werden, eine Werkstatt also, an die sich Men-
schen mit Anfragen und Aufträgen gerne wenden, 
weil sie zu ihr Vertrauen haben. Vielleicht haben wir 
uns in der Vergangenheit doch ein wenig zu sehr dem 
effizienten, durchrationalisierten Großbetrieb mit Se-
rienfertigung, Schichtbetrieb und Stechuhr genä-
hert, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der GRÜNEN) 

einem Betrieb, dessen Leistung man zwar respektiert, 
zu dem man sich aber nicht unbedingt hingezogen 
fühlt. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: So ist es!) 

Wenn wir alle miteinander in diesem Sinne stärker 
parlamentarische Mittelstandsförderung betreiben, 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der GRÜNEN) 

ist mir um das Ansehen dieses Hauses nicht bange. 

Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich möchte nun zunächst einige Mitteilungen ma-
chen. Am 14. Dezember feierte der Abgeordnete 
Dr. Mitzscherling seinen 60. Geburtstag. 

(Beifall) 

Ich möchte, auch wenn er nicht anwesend sein 
kann, unserem Abgeordneten Willy Brandt nachträg-
lich zu seinem 75. Geburtstag auch von dieser Stelle 
aus gratulieren. 

(Beifall) 

Wir alle wissen um seine hohen Verdienste bei der 
Arbeit, die er für das Parlament und die Bundesrepu-
blik geleistet hat. 

Der Abgeordnete Dr. Bangemann hat am 5. Januar 
1989 auf die Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag 
verzichtet. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist gut!) 

Als seine Nachfolgerin hat die Abgeordnete Frau 
Walz am 6. Januar 1989 die Mitgliedschaft im Deut-
schen Bundestag erworben. Ich begrüße die neue Kol-
legin herzlich 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

und wünsche gute Zusammenarbeit. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung um folgende Punkte er-
weitert werden: 

3. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: 
Europapolitik — Drucksache 11/3851 — 

4. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: 
Europäischer Binnenmarkt und soziale Demo-
kratie — Drucksache 11/3852 — 
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5. Aktuelle Stunde: Wiederaufnahme der Tief-
flüge am 2. Januar 1989 

Die unter Tagesordnungspunkt IV Nr. 12 und 13 
aufgeführten Beratungspunkte sollen abgesetzt 
werden. Weiterhin soll Tagesordnungspunkt VII 
— Drucksache 11/2001 — erst am Freitag nach Tages-
ordnungspunkt X aufgerufen werden. Darüber hin-
aus soll bei Tagesordnungspunkt V von der F rist für 
den Beginn der Beratung abgesehen werden. 

Sind Sie mit diesen Änderungen einverstanden? — 
Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlos-
sen. 

Ich rufe Punkt III der Tagesordnung auf: 

III. Überweisung im vereinfachten Verfahren 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Übereinkommen vom 18. Oktober 1969 zur Er-
richtung der Karibischen Entwicklungsbank 

— Drucksache 11/3140 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit (federfüh-
rend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. I 96 GO 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlage an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. — Auch hier sehe ich keinen Wider-
spruch. Damit ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte IV 1 bis 11 und 
14 bis 35 sowie die Zusatztagesordnungspunkte 3 und 
4 auf: 

IV. 1. Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Bohl, Dr. Miltner, Rühe, Spilker, Frau 
Verhülsdonk, Dr. Langner, Böhm (Melsun-
gen), Borchert, Fuchtel, Frau Geiger, 
Haungs, Frau Dr. Hellwig, Herkenrath, 
Dr. Hornhues, Höffkes, Frau Hoffmann (Sol-
tau), Hörster, Dr.-Ing. Kansy, Kittelmann, 
Lenzer, Lowack, Frau Pack, Pfeffermann, 
Dr. Pfennig, Dr. Rose, Sauer (Salzgitter), 
Schmidbauer, Freiherr von Schorlemer, 
Schreiber, Dr. 	Schroeder (Freiburg), 
Dr. Schwörer, Dr. Stercken, Weiß (Kaisers-
lautern), Freiherr Heereman von Zuydt-
wyck und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Hoppe, 
Beckmann, Dr. Feldmann, Frau Folz-
Steinacker, Frau Dr. Hamm-Brücher, 
Dr. Haussmann, Dr. Hoyer, Dr.-Ing. Laer-
mann, Lüder, Ronneburger, Frau Seiler-
Albring, Dr. Solms, Timm, Dr. Weng (Ger-
lingen), Zywietz, Dr. Graf Lambsdorff, 
Heinrich, Kohn, Richter, Frau Dr. Segall, 
Dr. Thomae, Frau Würfel, Kleinert (Hanno-
ver), Baum, Wolfgramm (Göttingen) und der 
Fraktion der FDP 

Vollendung des europäischen Binnen-
marktes 
— Drucksache 11/2257, 11/3139 —  

ZP3 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Europapolitik 
— Drucksache 11/3851 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

ZP4 Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Europäischer Binnenmarkt und soziale Demo-
kratie 
— Drucksache 11/3852 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

2. Beratung der Unterrichtung durch das Eu-
ropäische Parlament 
Entschließung zu einem Entwicklungs-
programm für die portugiesisch-spani-
schen Grenzgebiete 
— Drucksache 11/3088 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß 

3. Beratung der Unterrichtung durch das Eu-
ropäische Parlament 
Entschließung zum internationalen Dienst-
leistungsverkehr 
— Drucksache 11/3406 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

4. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Finanzausschusses 
(7. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Koordinierung der Vorschriften betref-
fend Insider-Geschäfte 
— Drucksachen 11/779 Nr. 2.3, 11/2358 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Fell 
Dr. Wieczorek 

5. Beratung der Beschlußempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 
zum Entschließungsantrag der Abgeord-
neten Frau Beer und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
zur Erklärung der Bundesregierung zu 
dem Gipfeltreffen in Washington und zum 
Europäischen Rat in Kopenhagen 
— Drucksachen 11/1499, 11/3014 — 
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Berichterstatter: 
Abgeordnete Lamers 
Voigt (Frankfurt) 
Dr. Lippelt (Hannover) 

6. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau (16. Aus-
schuß) zu dem Antrag des Abgeordneten 
Weiss (München) und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Bewerbung der Bundesrepublik Deutsch-
land für das Europäische Markenamt mit 
Standort in München-Haidhausen 
— Drucksachen 11/1011, 11/2431 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Menzel 
Dr. Friedrich 

7. Beratung der ersten Beschlußempfehlung 
und des Berichts des Ausschusses für Wirt-
schaft (9. Ausschuß) zu der Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Anwendung der 
Gemeinschaftsregeln im Rahmen der Ver-
fahren zur Vergabe öffentlicher Liefer-  
und Bauaufträge 
— Drucksachen 11/779 Nr. 2.20, 11/818, 
11/3721 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schwörer 

Vorschlag: 
Rücküberweisung an Ausschuß für Wirtschaft (feder-
führend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau 

8. Beratung der ersten Beschlußempfehlung 
und des Berichts des Rechtsausschusses 
(6. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über Pauschalreisen, darunter auch Pau-
schalurlaubsreisen und Pauschalrundrei-
sen 
— Drucksachen 11/2198, Nr. 2.5, 11/2350, 
11/3701 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Hörster 
Dr. de With 

9. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Durchführung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
am Arbeitsplatz 

— Drucksachen 11/2198, Nr. 2.9, 
11/2889 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Reimann 

10. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates über 
den Schutz der Arbeitnehmer gegen Ge-
fährdung durch Karzinogene am Arbeits-
platz (sechste Einzelrichtlinie im Sinne von 
Artikel 8 der Richtlinie 80/1107/EWG 
—Drucksachen 11/1785 Nr. 2.22, 11/2942 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Becker (Frankfurt) 

11. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Bericht der Bundesregierung über die Art , 
den Umfang und den Erfolg der von ihr 
oder den Länderregierungen vorgenom-
menen Beanstandungen betreffend die 
Anwendung des Artikels 119 EWG-Ver-
trag über gleiches Entgelt für Männer und 
Frauen (Berichtszeitraum 1980 bis 1985) 
— Drucksachen 10/6501, 11/2176 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Thomae 

14. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft (19. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
zur Annahme der zweiten Phase des Pro-
gramms zur Zusammenarbeit von Hoch-
schulen und Wirtschaft hinsichtlich der 
Aus- und Weiterbildung auf dem Gebiet 
der Technologie (COMETT II) 
— Drucksachen 11/2956, Nr. 2.7, 
11/3700 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Pack 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Wetzel 

15. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die gegenseitige Anerkennung ein-
zelstaatlicher Schifferpatente für den Bin-
nenschiffsgüterverkehr 
— Drucksachen 11/2465 Nr. 2.23, 
11/3110 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Ewen 
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16. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Anlastung der Wegekosten an schwere 
Nutzfahrzeuge 
—Drucksachen 11/2089 Nr. 30, 11/3125 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Haungs 

17. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 85/3/EWG über 
die Gewichte, Abmessungen und be-
stimmte andere technische Merkmale be-
stimmter Fahrzeuge des Güterkraftver-
kehrs 
— Drucksachen 11/2724 Nr. 26, 11/3126 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Hinsken 

18. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 85/3/EWG über 
die Gewichte, Abmessungen und be-
stimmte andere technische Merkmale be-
stimmter Fahrzeuge des Güterkraftver-
kehrs 
—Drucksachen 11/2580 Nr. 43, 11/3165 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Rock 

19. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung 
— der Richtlinie 74/561/EWG über den 

Zugang zum Beruf des Güterkraftver-
kehrsunternehmers im innerstaatli-
chen und grenzüberschreitenden Ver-
kehr 

— der Richtlinie 74/662/EWG über den 
Zugang zum Beruf des Personenkraft-
verkehrsunternehmers im innerstaat-
lichen und grenzüberschreitenden 
Verkehr 

— der Richtlinie 77/796/EWG über die ge-
genseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Be-
fähigungsnachweise für die Beförde-
rung von Gütern und die Beförderung 
von Personen im Straßenverkehr und 
über Maßnahmen zur Förderung der 
tatsächlichen Inanspruchnahme der 

Niederlassungsfreiheit der betreffenden 
Verkehrsunternehmer 
— Drucksachen 11/2198 Nr. 2.10, 
11/3195 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter G ries 

20. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über die Strukturbereinigung in der 
Binnenschiffahrt 
—Drucksachen 11/2580 Nr. 42, 11/3236 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Ewen 

21. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Durchführung eines Aktionspro-
gramms auf dem Gebiet der Verkehrsin-
frastruktur im Hinblick auf die Vollen-
dung des integrierten Verkehrsmarktes 
bis 1992 
— Drucksachen 11/2724 Nr. 27, 11/3634 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Kretkowski 

22. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Schulung der Fahrer von Fahr-
zeugen zur Beförderung gefährlicher Gü-
ter auf der Straße 
— Drucksachen 11/2841 Nr. 13, 11/3635 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter G ries 

23. Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu der Vereinbarung vom 25. Novem-
ber 1986 über die Bereitstellung und den 
Betrieb von Flugsicherungseinrichtungen 
und -diensten durch EUROCONTROL in 
der Bezirkskontrollzentrale Maastricht 
— Drucksache 11/3814 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Haushaltsausschuß 

24. Beratung der Unterrichtung durch das Eu-
ropäische Parlament 

Entschließung zur Zukunft von Eurocon-
trol im Rahmen der Flugsicherung im 
westeuropäischen Luftraum 
— Drucksache 11/2731 — 
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Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

25. Beratung der Unterrichtung durch das Eu-
ropäische Parlament 

Entschließung zur potentiellen Kapazität 
der Flughäfen in der Europäischen Ge-
meinschaft im Hinblick auf die Herausfor-
derung von 1992, zur Überlastung der 
Flughäfen und zu den Problemen der Luft-
verkehrssicherheit 
— Drucksache 11/2732 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

26. Beratung der Unterrichtung durch das Eu-
ropäische Parlament 

Entschließung zur Liberalisierung des 
Luftverkehrs, zur Vollendung des Binnen-
marktes und zu den Folgen für die Sicher-
heit im Flugverkehr 
— Drucksache 11/2733 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

27. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Mitteilung der Kommission über eine neue 
Perspektive für Europa — Die Einheitli-
che Akte muß ein Erfolg werden 
Bericht der Kommission an den Rat und an 
das Europäische Parlament über die Fi-
nanzierung des Gemeinschaftshaushalts 
— Drucksachen 11/254, 11/1664 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Wulff, Brück 

28. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3.Ausschuß) 

zu der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 
Entschließung zum Entwurf eines Ver-
trags zur Gründung der Europäischen 
Union 
zu dem Elften Be richt und Empfehlung der 
Europa-Kommission zu der Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 
Entwurf eines Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Union 
zu der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 
Entschließung zur Strategie des Europäi-
schen Parlaments im Hinblick auf die 
Gründung der Europäischen Union 
zu der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zu den Verfahren für die 
Ratifizierung der Einheitlichen Europäi-
schen Akte in den nationalen Parlamenten 
und zur Verwirklichung der Europäi-
schen Union 
— Drucksachen 10/1423, 10/5271, 11/594, 
10/6454, 11/2506 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Vogel (Ennepetal) 
Brück 
Dr. Feldmann 
Dr. Lippelt (Hannover) 

29. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
das Europäische Parlament 

Entschließung zur Rolle des Europäischen 
Parlaments bei der Aushandlung und der 
Ratifizierung von Beitrittsverträgen sowie 
sonstiger Verträge und Abkommen zwi-
schen der Europäischen Gemeinschaft 
und Drittländern 
— Drucksachen 9/1417, 11/2508 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Hellwig 
Brück 
Dr. Feldmann 
Dr. Lippelt (Hannover) 

30. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
das Europäische Parlament 

Entschließung zur Rolle des Europäischen 
Parlaments in der Außenpolitik im Rah-
men der Einheitlichen Europäischen 
Akte 
— Drucksachen 11/2633, 11/3396 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Freiherr von Schorlemer 
Brück 
Dr. Feldmann 
Dr. Lippelt (Hannover) 

31. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
das Europäische Parlament 

Entschließung zu den Initiativen zur Stär-
kung der interinstitutionellen Zusammen-
arbeit sowie der Zusammenarbeit bei der 
Prüfung der Petitionen, die an das Euro-
päische Parlament gerichtet werden 
— Drucksachen 10/6277, 11/3016 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Pfennig 
Frau Wieczorek-Zeul 
Irmer 
Dr. Lippelt (Hannover) 

32. Beratung der Unterrichtung durch das Eu-
ropäische Parlament 

Entschließung zum Europa der Bürger 
— Drucksache 11/3087 — 
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Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

33. Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Abschließender Bericht „Europa der Bür-
ger" an den Europäischen Rat vom 
28./29. Juni 1985 
— Drucksachen 10/3982, 11/2507 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Hellwig 
Brück 
Dr. Feldmann 
Dr. Lippelt (Hannover) 

34. Beratung der Unterrichtung durch das Eu-
ropäische Parlament 

Entschließung zu Grenzkontrollen und 
Drogen 
— Drucksache 11/1675 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

35. Beratung des Dreizehnten Berichts und 
der Empfehlung der Europa-Kommission 

zur Institutionalisierung einer Europa-
Kommission des Deutschen Bundestages 
— Drucksache 10/6464 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wahlprüpfung, Immunität und Geschäfts-
ordnung (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Altestenrat sind für die gemeinsame Beratung 
dieser Tagesordnungspunkte sechs Stunden vorgese-
hen. Eine Mittagspause soll von 13 bis 14 Uhr stattfin-
den. — Auch hierzu sehe ich keinen Widerspruch. 
Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Bötsch. 

Dr. Bötsch (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Nach einer Stag-
nation zu Beginn der 80er Jahre hat die Europapolitik 
ihre frühere Dynamik wiedergefunden. Man spricht 
wieder über Europa. In der Publizistik nimmt das 
Thema Europa breiten Raum ein. Diese erfreuliche 
Entwicklung wird durch die heutige Debatte des 
Deutschen Bundestages mit mehr als 30 Beratungs-
punkten eindrucksvoll belegt. 

Nach der Beendigung des Zweiten Weltkrieges war 
die Vorstellung eines vereinigten Europa für die 
Menschen in den zerstörten Ländern des alten Konti-
nents eine Vision, die ihnen Hoffnung und Zuversicht 
gab. Um dieser Vision sichtbaren Ausdruck zu verlei-
hen, zogen im Jahre 1950 Deutsche und Franzosen zu 
den ihre Länder trennenden Grenzen und entfernten 
die Schlagbäume. 

Heute, nach 40 Jahren, ist die damalige Vision zwar 
noch nicht Wirklichkeit geworden; aber wir sind ihr 
ein gutes Stück nähergekommen. Grenzen und 
Schlagbäume haben ihren trennenden Charakter ver-
loren und werden hoffentlich eines Tages gänzlich 
abgeschafft sein. 

Das Zusammenwachsen Europas war keineswegs 
ein kontinuierlicher Prozeß. Eine Zeitlang sah es sogar 
so aus, als ob der Europagedanke im Gestrüpp von 
Bürokratie und nationaler Eigensucht ganz versanden 
würde. 

Als die Regierung Helmut Kohl im Oktober 1982 die 
Regierungsverantwortung übernahm, steckte die Eu-
ropapolitik in einer Sackgasse. Wirtschaftliche 
Schwierigkeiten, Uneinigkeit, politische Handlungs-
unfähigkeit und Perspektivlosigkeit kennzeichneten 
die Lage. 

Heute, nach sechs Jahren harter Arbeit für Europa, 
ist die Krise der Gemeinschaft überwunden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist vor allem das Verdienst des überzeugten und 
überzeugenden Europäers Helmut Kohl. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihm gelang es mit Ausdauer, mit Mut und einem kla-
ren politischen Konzept, Europa Schritt für Schritt 
wieder auf Fortschrittskurs zu bringen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Dem hört ja keiner 
zu! — Zuruf von den GRÜNEN: Es lohnt sich 

auch nicht!) 

— Ich freue mich schon, Herr Ehmke, wenn Sie mir 
zuhören; dann bin ich voll zufrieden. 

Durch die Verabschiedung der Einheitlichen Euro-
päischen Akte, mit der die Grundlagen für die Lösung 
der Zukunftsaufgaben der EG geschaffen wurden, so-
wie durch die richtungweisenden Beschlüsse von 
Brüssel im Februar 1988 und von Hannover im Juni 
1988 hat Europa unter der deutschen Ratspräsident-
schaft wieder klare Perspektiven für die Zukunft er-
halten. 

Die Gemeinschaft hat in der Finanz-, Agrar-, Struk-
tur- und Umweltpolitik die Handlungsfähigkeit zu-
rückgewonnen und neuen Schwung auf dem Weg 
zum europäischen Binnenmarkt 1992 bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die deutsche Präsidentschaft im ersten Halbjahr 
1988 war, gemessen am politischen Stillstand der Ver-
gangenheit, ein starkes halbes Jahr für Europa. In die-
sen sechs Monaten hat die Europäische Gemeinschaft 
mehr Fortschritte in Richtung auf eine wirtschaftliche 
Integration der Zwölf erlebt als in den sechs Jahren 
zuvor. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Helmut Kohl ist ein Europäer aus Berufung, der jetzt 
verwirklicht, was er sich in seiner Jugend geschworen 
hatte. Die Geschichtsschreibung wird ihn zweifelsfrei 
einmal als einen der wichtigsten Baumeister Europas 
bezeichnen. 

Es scheint so, als ob der Bundeskanzler mit seiner 
europapolitischen Arbeit sogar die Opposition über-
zeugt hat. Neuerdings gibt es bei der SPD kaum noch 
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oder nur verhaltenen Widerstand gegen den europa-
politischen Kurs der Bundesregierung. 

(Lachen bei der SPD) 

— Na gut, das werden wir dann ja heute hören. — 
Darüber soll aber nicht vergessen werden, daß die 
Union ihren europapolitischen Kurs gegen den erbit-
terten Widerstand der SPD in den 50er Jahren begin-
nen mußte. 

Franz Josef Strauß, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, hat in der Unterstützung von Konrad 
Adenauer damals mit die Weichen gestellt und in mit-
reißenden und überzeugenden Reden aus der Erf ah-
rung  der Kriegsgeneration heraus Zeichen für die Zu-
kunft gesetzt, denen wir auch heute noch folgen kön-
nen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer die 
europäische Einigung blockiert, schadet uns Deut-
schen; denn niemand zieht größeren Nutzen aus der 
europäischen Integration als die Bundesrepublik 
Deutschland. Das gilt sowohl wirtschaftlich als auch 
politisch. Rund die Hälfte der deutschen Exporte geht 
in die Partnerstaaten der Gemeinschaft. Sie ist und 
bleibt deshalb eine wesentliche Konjunkturstütze der 
deutschen Wirtschaft. Im vergangenen Jahr betrug 
der Handelsbilanzüberschuß gegenüber dem Europa 
der Zwölf über 50 Milliarden DM. Das entspricht Ar-
beitsplätzen für mehr als 700 000 deutsche Arbeitneh-
mer. Insgesamt hängt heute jeder fünfte deutsche Ar-
beitsplatz vom europäischen Gemeinschaftsmarkt 
ab. 

Mit dem europäischen Binnenmarkt wird sich diese 
Tendenz in den 90er Jahren noch verstärken, wenn 
ein freier Austausch von Waren, Dienstleistungen, 
Personen und Kapital gewährleistet wird. Der Binnen-
markt wird neue Wachstumskräfte freisetzen, den 
Wettbewerb verbessern und damit mehr Stabilität, 
weiteren Aufschwung und mehr Arbeitsplätze schaf-
fen. Er wird auch die Wettbewerbsfähigkeit Europas 
gegenüber den Vereinigten Staaten, Japan und den 
südostasiatischen Schwellenländern verbessern. Er 
richtet sich jedoch gegen niemanden. Befürchtungen 
etwa in den Vereinigten Staaten, der EG-Binnen-
markt werde eine protektionistische Schutzzaunpoli-
tik betreiben, sind deshalb unbegründet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute 
behindern Grenzkontrollen, technische Handels-
hemmnisse und Steuerschranken immer noch einen 
weiteren Aufschwung der europäischen Wirtschaft. 
Die Kosten der Nichtverwirklichung Europas werden 
auf über 400 Milliarden DM jährlich geschätzt; das 
sind 1 300 DM je EG-Einwohner. Die Abschaffung al-
lein der Zollformalitäten brächte einen Nutzen von 
22 Milliarden DM. 163 Milliarden können durch den 
Abbau versteckter Handelshemmnisse gewonnen 
werden. Durch den größeren Markt und den ver-
schärften Wettbewerb wird sich das Bruttosozialpro-
dukt der Europäer um rund 250 Milliarden DM erhö-
hen. Durch die Beseitigung der Handelshemmnisse, 
durch Kostenvorteile des größeren Marktes und durch 
dessen intensiveren Wettbewerb werden neue 
Wachstumskräfte freigesetzt. Bis zur Mitte des näch-
sten Jahrzehnts wird mit einem zusätzlichen Wirt-
schaftswachstum in Höhe von 4,5 bis 7 % gerechnet. 

Von dem zusätzlichen Wachstumspotential wird nicht 
zuletzt die Bundesrepublik Deutschland ihren Nutzen 
haben. 

Mehr Wohlstand ist zugleich eine wichtige Voraus-
setzung für mehr soziale Sicherheit. Über die soziale 
Dimension des europäischen Binnenmarktes wird im 
Laufe dieser Debatte noch ausführlich gesprochen 
werden. Ich möchte mich daher auf eine kurze Berner

-

kung beschränken. 

Noch ist uns das von der SPD verbreitete Propagan-
dagerede vom „sozialpolitischen Rückschritt" und 
von der „Sozialdemontage in der Bundesrepublik 
Deutschland" im Ohr; die SPD spricht von „sozialer 
Kälte", 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

von „Umverteilung von unten nach oben" u. ä. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Richtig, selbst 
Bötsch hat es beg riffen!) 

Meine Damen und Herren, all diese Vorwürfe stellen 
sich bei Ihnen in der europäischen Dimension natür-
lich in einem anderen Licht dar. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Nunmehr preist die SPD den hohen sozialen Standard 
in der Bundesrepublik Deutschland 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Damit hat sie auch 
recht!) 

und fordert, ihn auch im Binnenmarkt 1992 zu erhal-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Herr Ehmke, wo bleibt Ihr 
„Sehr richtig"? — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: 

Sie haben nicht zugehört!) 

Die SPD verteufelt auf der einen Seite das, was sie auf 
der anderen Seite erhalten wissen will. Eine merkwür-
dige Logik ist das! 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Eine typische SPD- 
Logik!) 

Wie wollen Sie es denn nun haben, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren von der Opposition? Für 
eines von beiden werden Sie sich in der Argumenta-
tion wohl entscheiden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine bedeutsame Errungenschaft im europäischen 
Einigungsprozeß, den die von der Union geführte 
Bundesregierung erreicht hat, ist das Festschreiben 
des Prinzips des Föderalismus und der Eigenständig-
keit der Bundesländer. Auch in Zukunft werden wir 
am Föderalismus festhalten; denn er ist die Grundlage 
für eine eigenständige und bürgernahe Politik. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Der Föderalismus muß auch das Strukturprinzip der 
europäischen Einigung sein. Der europäische Eini-
gungsprozeß darf nicht zu einem zentralistischen Ein-
heitsstaat führen, der von einer allzuständigen Mam-
mutbürokratie starr und bürgerfern beherrscht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Agrar- und Finanzkrisen der Europäischen Ge-

meinschaft sind eindrucksvolle Beweise dafür, daß 
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der Zentralismus zur Anpassung untauglich macht 
und den Weg für Fehlentwicklungen ebnet. 

Die Fehlschläge der Europäischen Gemeinschaft in 
den vergangenen Jahren haben offenbart, daß die 
Lebenskraft in Europa in Gefahr war, durch bürokrati-
schen Zentralismus abgewürgt zu werden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es muß 
dabei bleiben, daß den Bundesländern bei der Wil-
lensbildung in europäischen Fragen ein wichtiges 
Mitspracherecht eingeräumt wird. Zu erinnern ist hier 
an die Verpflichtung der Bundesregierung, vor ihrer 
Zustimmung zu Beschlüssen der EG bei Vorhaben, 
die ganz oder teilweise in die ausschließliche Zustän-
digkeit der Länder fallen, den Bundesrat zu beteili-
gen. 

Grundlage unserer Politik ist auch hier der Grund-
satz der Subsidiarität: Es muß sichergestellt bleiben, 
daß die EG nur Aufgaben übernimmt, deren Erfüllung 
auf europäischer Ebene im Interesse der Bürger unab-
weisbar notwendig ist. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Eingriffe in die ureigensten Länderaufgaben wie 
beispielsweise in die Bildungs- und Kulturpolitik, in 
die Autonomie der Hochschulen oder in die Rund-
funkfreiheit müssen abgewehrt werden. 

Gleiches gilt für die regionale Wirtschaftsförde-
rung. Wir lehnen insbesondere jegliche Ang riffe auf 
die Zonenrandförderung ab. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die politischen Gründe für eine spezielle Förderung 
des Zonenrandgebietes, nämlich der Abbau der Be-
nachteiligung aus den Folgen der Teilung Deutsch-
lands, gelten nach wie vor. Der Zonenrand ist — je-
denfalls für einen absehbaren Zeitraum — ein Dauer-
zustand, den man nicht mit einer Einmalzahlung be-
seitigen kann. 

Der Föderalismus sichert den Bürgern die Demo-
kratie und die Freiheit. Nur ein nach diesem Struktur-
prinzip gebautes Europa wird ein Europa der Bürger 
sein. 

Meine Damen und Herren, es wäre sicherlich auch 
heute nicht richtig, die Schwierigkeiten, die der Voll-
endung des gemeinsamen Binnenmarktes noch ent-
gegenstehen, zu verschweigen. Jedes der zwölf Mit-
gliedsländer der EG hat seine eigenen landwirtschaft-
lichen Interessen, die, wie wir gesehen haben, sehr 
häufig gegenläufig sind. Die Briten sind mehr als an-
dere Länder am freien Dienstleistungsverkehr inter-
essiert. Die Franzosen wollen umgehend eine Euro-
päische Notenbank aufbauen. Die Niederländer sind 
an einer möglichst liberalen Verkehrspolitik interes-
siert. Von der Notwendigkeit eines umfassenden Um-
weltschutzprogramms sind nicht alle europäischen 
Mitgliedsländer in gleicher Weise überzeugt. All dies 
muß in den kommenden Monaten auf einen gemein-
samen Nenner gebracht werden, damit alle von Eu-
ropa profitieren. 

Jedes Mitgliedsland kann seine Interessen einbrin-
gen, aber jedes Mitgliedsland muß auch eigene Vor-
behalte abbauen. 

Meine Damen und Herren, Europa darf aber nicht 
nur, wie es einmal abschätzig gesagt wurde, ein Eu-
ropa der Händler und Kaufleute bleiben. Europa ist 
mehr als nur eine Wirtschaftsgemeinschaft. Zur ge-
meinsamen Wirtschafts- und Finanzpolitik muß als 
Ziel auch eine gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik hinzukommen. Die Europäische Gemeinschaft 
muß zu einer Europäischen Union ausgebaut werden. 
Dies ist die entscheidende Zukunftsaufgabe, dies ist 
die große europäische Schicksalsfrage schlechthin. 

Europa muß lernen, außenpolitisch als Einheit zu 
handeln und die heute noch so häufig sichtbaren na-
tionalen Egoismen über Bord zu werfen. Europa wird 
in Freiheit und Frieden nur weiterleben können, wenn 
es auch die Kraft zur politischen Einigung findet. Nur 
eine Gemeinschaft, die einig ist, wird ihr ganzes poli-
tisches und wirtschaftliches Gewicht zur Wahrung ih-
rer eigenen Interessen in die internationale Politik 
einbringen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, bei unserem Einsatz für 
Europa sind wir uns allerdings der Tatsache bewußt, 
daß EG-Europa nicht das ganze Europa ist, sondern 
nur einen Teil jener Länder umfaßt, die sich gegen-
wärtig zusammenschließen können und wollen. Ge-
rade wir Deutschen leiden unter der Teilung Europas, 
weil die Teilung Europas auch die Teilung Deutsch-
lands ist und diese Grenze eben mitten durch 
Deutschland geht. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Für die CDU/CSU-Fraktion sind die Überwindung 
der deutschen Teilung und die Vereinigung Europas 
zwei gleichrangige Ziele. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie vor 40 Jahren stehen wir auch heute noch zur 
Präambel unseres Grundgesetzes. Sie will die Eini-
gung Europas, und sie fordert das deutsche Volk auf, 
„in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden". 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wo ist euer An

-

trag?) 

Die CDU/CSU-Fraktion steht vorbehaltlos zu dem An-
spruch des deutschen Volkes auf die Wiedervereini-
gung in Frieden und Freiheit, auch und gerade im 
Rahmen der europäischen Einigung. Sie ist in unseren 
Augen geradezu das Instrument, um die Wiederverei-
nigung zu ermöglichen. 

Für uns Deutsche gibt es zu Europa keine Alterna-
tive, weder wirtschaftlich noch politisch. Deshalb wer-
den wir Europa weiterbauen, auf solidem Fundament 
und in einem gesicherten Haus für uns, für unsere 
Kinder und unsere Enkel. Die einst kühne Vision der 
ersten Nachkriegsjahre wird mehr und mehr zur 
Wirklichkeit. Wir wollen unseren politischen Beitrag 
dazu leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Bevor ich das Wort dem 
Abgeordneten Ehmke gebe, möchte ich noch dem im 
Saal anwesenden Abgeordneten Irmer ganz herzlich 
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zum 50. Geburtstag gratulieren. Herzlichen Glück-
wunsch! 

(Beifall) 
Herr Ehmke, Sie haben das Wort. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Wir Sozial-
demokraten teilen mit dem Kollegen Bötsch die Mei-
nung von der Bedeutung des Europathemas, aber, 
Herr Bötsch, Sie teilen sicher unsere Meinung, daß es 
im eigenartigen Widerspruch dazu steht, daß es weder 
der Bundeskanzler noch der Vizekanzler für nötig hal-
ten, hier zu sein und in die Debatte einzuführen. Das 
spricht nicht dafür. 

(Bohl [CDU/CSU]: Aber sie sind doch ent

-

schuldigt!) 
— Nein, sie sind nicht entschuldigt. Wir wissen noch 
nicht einmal, ob sie überhaupt kommen oder den gan-
zen Tag fehlen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Natürlich kommt der Herr 
Genscher! Er ist jetzt noch bei Herrn Sche

-

wardnadse! Er kommt doch!) 
Aber es ist nicht so schlimm, dann führen halt wir in 
die Debatte ein: 

Die Präambel des Grundgesetzes unserer Republik 
nennt als Ziele dieser zweiten deutschen Demokratie 
die Einheit der Deutschen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Der Kanzler muß hierher in 
das mittelständische Unternehmen!) 

die gleichberechtigte Mitarbeit in einem vereinten 
Europa und — — 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Ehmke, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Weng? 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Nein, gnädige Frau, ich 
habe noch gar nicht angefangen und würde meine 
Gedanken gern im Zusammenhang darlegen kön-
nen. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 
Ich wiederhole: Die Präambel des Grundgesetzes 

unserer Republik nennt als Ziele der zweiten deut-
schen Demokratie die Einheit der Deutschen, die 
gleichberechtigte Mitarbeit in einem vereinten Eu-
ropa und den Frieden der Welt. Die Rangfolge dieser 
Ziele muß politisch in umgekehrter Reihenfolge gele-
sen werden. Der Friede ist Voraussetzung für alles 
andere, auch für die Aufhebung der Teilung Europas, 
und nur im Rahmen eines zusammenwachsenden Eu-
ropas kann der Zusammenhalt unserer Nation be-
wahrt und die Frage ihrer politischen Organisation 
überdacht werden. 

Nach jahrzehntelangem Streit erst über die West-
und dann noch heftiger über die Ostpolitik ist es nütz-
lich, noch einmal festzuhalten, daß der politische 
Streit in unserer Republik nie um Krieg oder Frieden, 
sondern immer nur um den besten Weg zur Kriegsver-
hütung und zur Friedensstiftung geführt worden ist. 
Das gilt auch für den leidenschaftlichen Kampf der 
Unionsparteien gegen Willy Brandts Ostpolitik, sowe-

nig ich ihn verstehen konnte und so beklemmend es 
war, zu erleben, daß ausgerechnet die deutschen 
Christdemokraten gegen die Helsinki-Schlußakte ge-
stimmt haben und in welcher politischen Gesellschaft. 
Aber auch das gehört der Vergangenheit an. Der 
KSZE-Prozeß, der Prozeß für Sicherheit und Entspan-
nung, Austausch und Zusammenarbeit, Humanität 
und Menschenrechte in Europa, wird heute von allen 
politischen Kräften in diesem Hause mitgetragen. 

Darüber, ob die Teilung Deutschlands und damit 
Europas nach dem Zweiten Weltkrieg zu vermeiden 
gewesen wäre, ist viel gestritten worden; das Gesche-
hene ist aber nicht ungeschehen zu machen. Im Rah-
men der Nachkriegsgeschichte hat sich unsere Mit-
wirkung an der Einigung Europas zunächst auf das 
westliche Europa beschränkt, wie es allerdings von 
Schuman und Adenauer von vornherein konzipiert 
war. Wir haben vor kurzem zusammen mit Frankreich 
des 100. Geburtstags von Jean Monnet gedacht, eines 
großen, überparteilichen Europäers. In Erinnerung an 
ihn möchte ich noch einmal folgendes festhalten: Das 
Ziel der Einigung Europas war unter uns so wenig 
umstritten wie das Ziel des Friedens. Wohl aber wurde 
um die Frage gestritten, welches Europa: ein überwie-
gend katholisches Kleineuropa von staatsähnlicher 
Struktur oder zunächst ein loserer Verbund, dem auch 
Großbritannien und die beitrittswilligen skandinavi-
schen Länder angehören könnten? Der Streit wurde 
unter aktiver Beteiligung von uns Sozialdemokraten 
im Sinne des größeren Europas entschieden. Die er-
hofften positiven Effekte sind eingetreten — der 
Markt ist ein großer Einigungsfaktor — , die erwarte-
ten Schwierigkeiten sind ebenfalls eingetreten. 

Vor kurzem durften wir nun auch die beiden vom 
Faschismus befreiten Länder der iberischen Halbinsel 
als Mitglieder der EG willkommen heißen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich erinnere an 
diesen alten Streit, weil wir aus ihm für die nächste, 
durch die Einheitliche Europäische Akte bestimmte 
Phase der europäischen Einigung meines Erachtens 
etwas im Gedächtnis behalten sollten. Es kann nicht 
um ein Entweder-Oder zwischen einem staatsähnli-
chen Ausbau des inzwischen wirtschaftlich Erreichten 
und einer weiteren Ausdehnung des europäischen 
Marktes mit seiner wirtschaftlichen Dynamik gehen. 
Beide in sich berechtigte Tendenzen müssen vielmehr 
in eine zugleich stabile und dynamische Verbindung 
gebracht werden. Die von diesem Hause gebilligte 
Einheitliche Akte strebt die Konsolidierung und den 
inneren Ausbau der heutigen EG an. In der These, erst 
danach über eine weitere Ausdehnung der EG zu ent-
scheiden, steckt selbst dann ein Stück politische Weis-
heit, wenn wir bis 1992 noch nicht mit dem einheitli-
chen Binnenmarkt fertig sein sollten. Wir dürfen nur 
nie vergessen, daß der innere und der äußere Ausbau 
der EG zwei Seiten einer Medaille sind, untrennbar 
verbundene Aspekte der weiteren Entwicklung von 
Westeuropa, aber keineswegs nur von Westeuropa. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor genau fünf Jahren habe ich in einer kleinen 
Schrift über die Selbstbehauptung Europas dargelegt, 
warum das an Menschen, Wissen und Fähigkeiten so 
reiche Westeuropa seine Kräfte endlich zusammen-
fassen muß, wenn es zwischen den Weltmächten 
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seine Eigenständigkeit bewahren und im weltweiten 
wirtschaftlichen und technologischen Wettbewerb 
mit Japan und den Vereinigten Staaten bestehen will. 
Inzwischen ist die bei uns noch nicht überall recht zur 
Kenntnis genommene atemberaubende Entwicklung 
Japans weiter fortgeschritten, und auf dem amerika-
nischen Kontinent sehen wir uns nun einer Freihan-
delszone der USA und Kanadas gegenüber. Ich habe 
daher heute erst recht keinen Zweifel daran, daß die 
Schaffung — vielleicht sollten wir richtiger sagen: die 
Öffnung — des einheitlichen Binnenmarktes ein eu-
ropäisches Muß ist. Sie ist, wenn Sie mir den Vergleich 
gestatten — ich weiß, daß auch er hinkt — , unsere 
wirtschaftliche „Perestroika " . 

Die Schaffung des Binnenmarktes ist ein Vorgang 
von großer politischer Brisanz, der dementsprechend 
an alle Beteiligten hohe politische Anforderungen 
stellt. Er erfordert z. B. abgestimmte Wirtschafts-, Fi-
nanz- und Währungspolitiken. Auch die Last der ge-
radezu aberwitzigen europäischen Agrarordnung 
werden wir nicht durch eine bloße Beschwörung der 
Jahreszahl 1992 loswerden können. Machen wir uns 
nichts vor: Die dicken Brocken liegen noch vor uns. 
Darüber wird in dieser Debatte noch zu sprechen 
sein. 

Politisch nicht weniger zentral ist die soziale Per-
spektive, der soziale Rahmen, in dem wir den Binnen-
markt freigeben. Ich nenne nur die Stichworte Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit, europäischer Sozial-
raum, Charta der Arbeitnehmerrechte, soziale Stan-
dards. Hier sind wir in einer eigenartigen Situation. 
Die soziale Absicherung des einheitlichen Binnen-
marktes ist zwar Bestandteil der Einheitlichen Akte, 
ist dann aber eher sehr stiefmütterlich behandelt wor-
den. 

An Bekundungen über die notwendige soziale Ab-
sicherung und Ausstattung des wirtschaftlichen Um-
baus Europas fehlt es heute nicht. Das gilt für den 
Präsidenten der Kommission, unseren Freund Jacques 
Delors, wie für den Bundeskanzler. Aber die Berichte, 
verehrte Kollegen von den Koalitionsfraktionen, die 
wir über die konkreten Ergebnisse oder — genauer — 
Nicht-Ergebnisse der ersten sogenannten nationalen 
Binnenmarktkonferenz erhalten haben, haben nicht 
nur bei uns zusätzliche Zweifel ausgelöst, ob diesen 
Erklärungen guten sozialen Willens auch wirklich ir-
gendwelche Taten folgen werden. Bisher hat uns die 
Bundesregierung weder gesagt, was in diesem Zu-
sammenhang für die deutschen Arbeitnehmer getan 
werden muß, noch erklärt, wie sie diese Aufgabe kon-
kret anpacken will. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir können uns des Eindrucks nicht erwehren, daß 
auch in unserem Regierungs- und Unternehmerlager 
nach wie vor starke neokonservative Tendenzen dar-
auf abzielen, die Schaffung des einheitlichen Binnen-
marktes gerade umgekehrt zu einem weiteren Abbau 
von Arbeitnehmerrechten zu benutzen oder — richti-
ger — zu mißbrauchen. 

(Zustimmung bei der SPD — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Jetzt kommt die Pflicht

-übung!) 

Darum sage ich für meine Fraktion: Wir wissen, daß 
die Schaffung des Binnenmarktes nicht zu den natio-
nalen Bedingungen eines der Mitgliedsländer erfol-
gen kann. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Eben!) 

Aber wir warnen davor, zu glauben, bei dieser Gele-
genheit könne man das liquidieren oder zurückstut-
zen, was die europäische Arbeiterbewegung in einem 
über hundertjährigen Kampf in die politische Kultur 
Europas eingebracht hat. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Man kann Europa nicht dadurch einigen, daß man 
anläßlich der Schaffung des einheitlichen Binnen-
marktes seine sozialen und politischen Kräfte spal-
tet. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Dimension dieser Frage geht weit über die EG 
und Westeuropa hinaus. Michail Gorbatschow wird in 
diesen Monaten aus dem Westen mit kostenlosen 
Ratschlägen geradezu überschüttet, bei seiner wirt-
schaftlichen Perestroika doch ja nicht die soziale und 
politische Dimension eines solchen Umbaus zu unter-
schätzen. Ich finde, es ist geboten, diese Ratschläge 
auch im eigenen Bereich zu berücksichtigen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Oder glaubt wirklich jemand, Westeuropa könne den 
Streit der Ideologien, den Wettbewerb der Gesell-
schaftssysteme, das Ringen um die Seele Europas ge-
winnen, wenn wir zuvor das europäische Erbe und die 
europäische Demokratie ihrer sozialen Dimension 
entkleiden? 

(Beifall bei der SPD — Frau Pack [CDU/ 
CSU]: Wer hat das denn vor? — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Herr Ehmke, Sie reden doch 

von einer Gemeinschaft, die keiner will!) 

Uns ist klar: Angesichts der Europäisierung und In-
ternationalisierung der Wirtschafts- und Finanz-
märkte ist die Kapitalseite heute gegenüber den Ar-
beitnehmern und ihren Organisationen offensichtlich 
in der Vorhand. Ebenso offensichtlich verlieren ge-
genüber dieser Entwicklung der Weltwirtschaft viele 
frühere nationalstaatliche Mittel zur sozialen Aus-
balancierung ihre Wirksamkeit. Das kann auch nicht 
etwa durch eine Erhöhung der nationalen Anforde-
rungen kompensiert werden. 

Für die europäische Linke geht es vielmehr darum, 
auf neue europäische und internationale Herausfor-
derungen neue Antworten nicht aus der nationalstaat-
lichen Verengung, sondern aus der europäischen und 
internationalen Tradition des demokratischen Sozia-
lismus zu entwickeln. 

Im konservativen Lager aber können nur Narren 
glauben, in einem Arbeitsgang mit der Öffnung des 
Binnenmarktes die europäische Sozialgeschichte zu-
rückdrehen zu können. 

(Frau Pack [CDU/CSU]: Wer will das 
denn?) 
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— Ich empfehle, einmal die neokonservativen Stim-
men aus allen Ihren Freundesparteien in Europa zu 
lesen, Frau Thatcher vorweg. — 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Wie ist es denn mit Herrn 

Lafontaine?) 

Erforderlich ist vielmehr eine nicht nur wirtschaftli-
che, sondern auch soziale große gemeinsame An-
strengung. Sollte in der Bundesregierung der Wille 
dazu fehlen, werden nicht nur die Gewerkschaften 
daraus Konsequenzen zu ziehen haben. Ohne ver-
bindliche Festlegung der Bundesregierung auf ver-
tretbare soziale Positionen, mit denen sie nicht nur in 
die Verhandlungen geht, um sie sich von Frau That-
cher abhandeln zu lassen, sondern die sie durch-
hält, 

(Sehr richtig! — Beifall bei der SPD) 

werden wir diese Fragen wie die Fragen eines wirk-
samen europäischen Umweltschutzes in den Mittel-
punkt des Europawahlkampfes stellen müssen. 

Wir werden dann die Bürgerinnen und Bürger fra-
gen, ob sie unter dem Etikett „Europäischer Binnen-
markt" eine Fortführung der Politik des Sozialabbaus 
und der Umverteilung von unten nach oben unterstüt-
zen oder aber die sozialen Kräfte im Europäischen 
Parlament stärken wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vieles, liebe Kolleginnen und Kollegen, wäre einfa-
cher, wenn das Europäische Parlament heute die Be-
fugnisse hätte, welche die nationalen Parlamente — 
auch der Bundestag — abgegeben haben. Wir alle 
müssen insoweit Versäumnisse und Fehler einräu-
men. Wir müssen darum jetzt um so nachdrücklicher 
auf einer Stärkung des Europäischen Parlaments be-
stehen. Ich füge hinzu: Wer aber mehr Rechte für das 
Europäische Parlament fordert, kann nicht gut im 
gleichen Atemzug die allgemeine Einführung von 
Volksabstimmungen in den europäischen Einigungs-
prozeß fordern. 

In der Außenwirkung löst die Schaffung des Bin-
nenmarktes in den EFTA-Ländern wie in den Verei-
nigten Staaten, in Osteuropa wie in der Dritten Welt 
Sorgen aus, Westeuropa könnte sich dann in einer Art 
Festung-Europa-Denken von der Außenwelt abschot-
ten. Ich hoffe, wir sind uns einig, daß wir solchen Sor-
gen in keiner Weise Nahrung geben dürfen. Westeu-
ropa muß für freien Handel und freien Austausch mit 
der ganzen Welt offen sein und offen bleiben. 

Die sich abzeichnende Möglichkeit, daß die Repu-
blik Österreich vielleicht schon im nächsten Jahr ei-
nen Antrag zum Eintritt in die EG stellen könnte, 
zwingt uns, in der Perspektive der Entwicklung zu 
einer Europäischen Union zusätzlich die Frage einer 
Mitgliedschaft von neutralen Staaten zu überden-
ken. 

Die Einheitliche Akte hat ja nicht nur den Weg zum 
einheitlichen Markt geöffnet, sondern auf dem Wege 
zu einer Europäischen Union auch die bereits vielfach 
bewährte Europäische Politische Zusammenarbeit 
förmlich institutionalisiert. Wie das Beispiel Irland 
zeigt, schließen sich Neutralität und Mitgliedschaft in 
der EPZ selbst dann nicht aus, wenn in der EPZ im  

weiteren Sinne sicherheitspolitische Fragen behan-
delt werden. Für eine westeuropäische militärische 
Zusammenarbeit würde aber kaum das gleiche gelten 
können. 

Muß in dieser Perspektive also der wirtschaftlich 
durchaus wünschenswerte Beitrag von Neutralen ver-
worfen werden? Das kommt darauf an, wie wir die 
westeuropäische verteidigungspolitische Zusam-
menarbeit organisieren wollen. Die Einheitliche Akte 
sagt dazu nur, daß die EPZ der Zusammenarbeit eini-
ger der EG-Mitgliedstaaten in der WEU und in der 
NATO nicht im Wege steht. Auch der Entwurf eines 
Gründungsvertrages für eine Europäische Union, den 
das Europäische Parlament als perspektivischen An-
stoß 1984 vorgelegt hat, ist in der Frage einer vertei-
digungspolitischen Zusammenarbeit äußerst flexi-
bel. 

Die vom Bundestag eingesetzte Europakommission 
hat in ihrem 11. Bericht vom März 1986, auf den sich 
jetzt die Beschlußempfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses vom Juni 1988 bezieht, lediglich erklärt, daß 
die verteidigungspolitische Zusammenarbeit in der 
WEU die sicherheitspolitische Zusammenarbeit in der 
EPZ nicht ersetzen kann. Das scheint mir richtig zu 
sein. 

Soweit ich sehe, hat sich noch niemand in unserem 
Lande oder in irgendeinem der anderen europäischen 
Länder in dieser Frage bereits politisch festgelegt. Ich 
finde, das ist gut. Denn wir sollten noch einmal in 
Ruhe überlegen, ob nicht doch die WEU für eine ver-
teidigungspolitische Zusammenarbeit Westeuropas 
ein besserer Ansatz ist als die EG. 

Ich weiß — nicht zuletzt aus einer Diskussion mit 
dem Deutschen Rat der Europäischen Bewegung —, 
daß sich manche unter einer Europäischen Union nur 
einen Bundesstaat vorstellen können, dessen Mitglie-
der ohne Ausnahme die gleichen Rechte und Pflichten 
haben. Ich warne aber vor der voreiligen Anwendung 
alter staatsrechtlicher Beg riffe auf die europäische 
Entwicklung. Warum sollte eine Europäische Union 
nicht unterschiedliche Grade von Integration ken-
nen? Selbst für den grundlegenden Bereich der Wirt-
schaft ist doch über ein „Europa der unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten" gesprochen worden. Bedenken 
wir: Eine Erweiterung der Römischen Verträge um die 
verteidigungspolitische Zusammenarbeit könnte sich 
schnell als Fessel für die wirtschaftliche Dynamik der 
EG erweisen. Das gilt nicht nur für die Frage des Bei-
tritts von neutralen und blockungebundenen Län-
dern, sondern erst recht für die Zusammenarbeit der 
EG mit den Ländern Osteuropas. Ich votiere daher 
eindeutig gegen eine voreilige Festlegung. Lassen Sie 
uns das alles noch einmal in Ruhe überlegen. 

Was Osteuropa betrifft, so glaube ich, konnte nichts 
den Willen Westeuropas, sich nicht abzuschotten, son-
dern im Gegenteil die Zusammenarbeit zu stärken, 
besser unterstreichen, als daß gleichzeitig mit der Ein-
heitlichen Akte die Gemeinsame Erklärung von EG 
und RGW zustande gekommen ist und bilaterale Ver-
träge mit einzelnen osteuropäischen Staaten abge-
schlossen oder die Verhandlungen darüber aufge-
nommen worden sind. Angesichts der nicht-supra-
nationalen Struktur der RGW ist der Rahmen für die 
weitere Entwicklung damit fürs erste abgesteckt. Die- 
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ses bilaterale Vorgehen, trägt im übrigen nicht nur 
den Wünschen der osteuropäischen Länder, sondern 
auch den Unterschieden in ihrer wirtschaftlichen und 
technologischen Entwicklung Rechnung. Es wird also 
ein vielfältiges Netz von wirtschaftlichen Beziehun-
gen zwischen der EG und den Ländern Osteuropas 
einschließlich der Sowjetunion geben, wie es ja übri-
gens auch bei den Assoziationsabkommen mit block-
ungebundenen oder sogar NATO-Staaten — ich 
nenne die Türkei — heute der Fall ist. Das wird ein 
weites, keineswegs homogenes Feld werden. 

Um Enttäuschungen zu vermeiden, sollten wir uns 
allerdings in Ost wie in West vor Erwartungen auf zu 
schnelle Erfolge hüten. Mein Eindruck ist, daß heute 
im Osten noch mehr als im Westen die Schwierigkei-
ten unterschätzt werden, die sich für das wirtschaftli-
che Zusammenwachsen Europas aus dem West-Ost-
Gefälle der wirtschaftlichen und technologischen Ent-
wicklung ergeben. Die westeuropäischen Länder und 
auch ihre Unternehmer dürfen dabei aber nie verges-
sen: Hier geht es nicht nur um Osthandel und Ostge-
schäfte. Hier geht es im Rahmen des KSZE-Prozesses 
auch um einen westeuropäischen wirtschaftlichen 
Beitrag zur Aufhebung der Teilung Europas. 

(Beifall bei der SPD) 

An zeitlich, aber nicht politisch letzter Stelle wende 
ich mich der Frage nach europäischer Einigung und 
deutscher Teilung zu. In der Diskussion der letzten 
Wochen und Tage ist von verschiedener Seite die 
Frage gestellt worden, ob die rechtlich und/oder fak-
tisch unwiderru fliche Schaffung eines europäischen 
Binnenmarktes oder gar einer europäischen Union 
nicht im Konflikt mit dem vom Bundesverfassungsge-
richt vertretenen sogenannten „Wiedervereinigungs-
gebot" des Grundgesetzes stehe. Demgegenüber muß 
ich zunächst darauf hinweisen, daß die Frage der Ver-
einbarkeit mit dem Grundgesetz hinsichtlich der Eu-
ropäischen Verträge sehr anders liegt als hinsichtlich 
des Grundlagenvertrages und daß das Bundesverfas-
sungsgericht im übrigen ja auch den Grundlagenver-
trag nicht für verfassungswidrig erklärt hat. 

Soweit dann noch Fragen aufgeworfen werden kön-
nen, sollten wir sie weniger an die Europäischen Ver-
träge richten als an die juristischen Konstruktionen 
und die mangelnde richterliche Selbstbeschränkung 
des Bundesverfassungsgerichts in seinem Urteil über 
den Grundlagenvertrag. Ich weise übrigens darauf 
hin, daß das Gericht in einem Beschluß vom Oktober 
1987 inzwischen selbst den Umfang des von ihm in 
Anspruch genommenen Prüfungsrechts stark zurück-
genommen hat. 

Nach dem Grundgesetz liegen die Dinge doch ein-
fach: Die Väter und Mütter des Grundgesetzes haben 
dessen Normen eine politische Präambel vorange-
stellt, in der sie die politischen Ziele des neuen Ge-
meinwesens benannt haben: Frieden, Einheit Europas 
und Einheit der Deutschen. Ob und wie diese Ziele, 
einzeln oder zusammen, erreicht werden können, ha-
ben sie nicht sagen wollen und auch nicht sagen kön-
nen. Diese Aufgabe haben sie auch nicht dem Bun-
desverfassungsgericht übertragen. Sie haben sie viel-
mehr den dafür im Grundgesetz vorgesehenen, durch 
demokratische Wahlen legitimierten politischen Or-
ganen überlassen. 

Das Wort „Wiedervereinigung" kommt bekanntlich 
im Grundgesetz überhaupt nicht vor. Ich bin der Mei-
nung, wir sollten auch nicht verdrängen, daß die 
Gründung der Bundesrepublik selbst, der dann die 
Staatsgründung der DDR folgte, nicht ein Akt zur Er-
haltung der Reichseinheit, sondern im Gegenteil ein 
entscheidender Schritt zur staatlichen Teilung gewe-
sen ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Die letzte Chance, die Einheit des Reiches doch 
noch wieder herzustellen, lag dann — vielleicht — in 
der Stalin-Note von 1952. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Konrad Adenauer hat sich damals nicht bereitgefun-
den, diese mögliche Chance auch nur zu prüfen. Ihm 
war die Westbindung der Bundesrepublik wichtiger 
als ein wiedervereinigtes Deutschland, von dem er 
fürchtete, es könnte erneut seinen Platz nicht finden 
und zu einem Wanderer zwischen West und Ost wer-
den. Ich teile diese Auffassung nicht, aber ich respek-
tiere sie. 

Nicht zu respektieren war und ist dagegen — und es 
wäre gut, wenn die Union da nun endlich einmal 
einen Schlußstrich zöge — die Mischung aus Täu-
schung und Selbsttäuschung, mit der diese Politik als 
„Wiedervereinigungs"-Politik verkauft worden ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

In Wirklichkeit war die Vorstellung einer Wieder-
herstellung des Deutschen Reiches spätestens nach 
Ablehnung der Stalin-Note von 1952 politisch passé. 
Der erste, der — vor über 30 Jahren — den politischen 
Mut hatte, das öffentlich auszusprechen, war übrigens 
Franz-Josef Strauß. Auch die Dauerbeschwörung von 
Art. 7 Deutschlandvertrag kann daran nichts ändern 
— sowenig wie dieser Artikel in den vergangenen 36 
Jahren irgend etwas an der deutschen Teilung geän-
dert hat. 

Wir sollten endlich aufhören, uns etwas vorzuma-
chen: unsere Nachbarn im Westen wie im Osten ha-
ben aus bitterer geschichtlicher Erfahrung ein ge-
meinsames Interesse daran, die Deutschen im geteil-
ten Europa nicht zur „kritischen Masse" werden zu 
lassen. Damit ist aber auch der Gedanke eines Frie-
densvertrages mit dem Deutschen Reich im Grunde 
überholt. Denn ein Friedensvertrag setzt zunächst die 
Wiederherstellung des Deutschen Reiches voraus und 
nicht etwa umgekehrt. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer 
[GRÜNE]) 

Die Siegermächte können ja nicht gut einen Friedens-
vertrag in Vertretung für „Deutschland als Ganzes" 
mit sich selbst abschließen. Friedensverträge als In-
sich-Geschäfte sollten wir nicht einführen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Der Bahr sieht das 
ein wenig anders!) 
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Die interessante Idee, dann eben Friedensverträge 
mit beiden deutschen Staaten anzustreben, scheint 
mir auch nicht weiterzuführen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Richtig! Wollen wir 
nicht wieder zum Grundgesetz zurück

-

kehren?) 

Warum sollten die 55 ehemaligen Kriegsgegner des 
Deutschen Reiches Friedensverträge mit zwei deut-
schen Staaten schließen, die gar nicht ihre Kriegsgeg-
ner waren? Und auch wenn man den vorsichtige-
ren Beg riff „friedensvertragsähnliche Regelungen" 
wählen würde: was hätten die beiden deutschen Staa-
ten mit den 55 ehemaligen Kriegsgegnern des Deut-
schen Reiches denn eigentlich noch zu regeln? Das 
Wichtigste ist von den beiden deutschen Staaten, wo-
bei jeder immer nur für sich sprechen konnte, längst 
geregelt worden — bis hin zur Anerkennung der pol-
nischen Westgrenze durch die DDR im Görlitzer und 
durch die Bundesrepublik im Warschauer Vertrag. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Vollmer [GRÜNE] 
— Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die zwei Verträge 

sind ein wenig verschieden!) 

Was politisch hinter dem Festhalten am Terminus 
„Friedensvertrag" steht, ist indes klar: Es ist der Wille, 
unseren Status minderen Rechts in Europa aufheben, 
also die Überreste der aus Krieg und Besatzung ent-
sprungenen Sonderrechte der ehemals Alliierten. Das 
wollen wir, so hoffe ich, alle. Aber der richtige Ort, das 
zu regeln, ist ein Vertrag über die Schaffung einer 
europäischen Friedensordnung. Denn eine solche 
Friedensordnung in Europa muß auf dem Grundsatz 
der Unabhängigkeit und Gleichberechtigung ihrer 
Mitgliedstaaten beruhen. So postuliert ja auch die 
Präambel unseres Grundgesetzes unsere gleichbe-
rechtigte Teilnahme in einem vereinten Europa. 

Hinzuzufügen ist, daß auch der Status Berlins in 
einer europäischen Friedensordnung völkerrechtlich 
verankert werden müßte. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Was Sie alles vor

-

haben!) 

Damit kehre ich zum Ausgangspunkt zurück. Bis zu 
welchem Punkt werden wir den europäischen Eini-
gungsprozeß vorantreiben und welches Maß nationa-
ler und staatlicher Einheit werden wir in diesem Pro-
zeß erreichen können? Daß sich die deutsche Frage 
heute nur noch so stellt, darüber, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen, besteht in diesem Hause Überein-
stimmung. Bei Verabschiedung der Einheitlichen 
Akte haben wir gemeinsam zum Ausdruck gebracht, 
daß gegen sie insoweit ebensowenig Bedenken beste-
hen wie seinerzeit gegen die Römischen Verträge. 
Das gilt aber auch für den vom Europäischen Parla-
ment vorgelegten Entwurf des Gründungsvertrages 
einer Europäischen Union, wie die Berichte und Be-
schlußempfehlungen der Bundestagsausschüsse zei-
gen. Die Fragen, die die Kollegen Werner, Lummer, 
Todenhöfer, Abelein und Schmude 

(Dr. Vogel [SPD]: von Schmude!) 

— ja, der andere Schmude, von Schmude; ich verbes-
sere mich, nicht der Präses — insoweit an die Bundes-
regierung gestellt haben, sind also im Grunde im Ho-
hen Hause schon beantwortet worden. Um so unver

-

ständlicher, Frau Staatsminister — das muß ich hier 
sagen, auch wenn ich ganz anderer Meinung bin als 
die Kollegen, die die Fragen gestellt haben — , ist mir 
die Art, in der das Auswärtige Amt diese Fragen be-
antwortet hat; das war wirklich nicht nötig. 

Dabei ist der vom Innerdeutschen Ausschuß wie 
von der Europa-Kommission gewählte Wortlaut inter-
essant. Es heißt dort fast gleichlautend, daß „sich die 
Chance der Wiedervereinigung nur im Rahmen einer 
europäischen Friedensordnung eröffnet, in der die 
Grenzen zwischen den Völkern insgesamt an Bedeu-
tung verlieren" . Es wird also der Prozeß der Schaffung 
einer europäischen Friedensordnung als Bezugsrah-
men für Fortschritte in der deutschen Frage akzep-
tiert. Dabei wird allerdings noch der, wie ich gezeigt 
habe, mehr als mißverständliche Ausdruck „Wieder-
vereinigung" verwendet — aber mit welchem Zusatz! 
Die dort zum Ausdruck gebrachte Überzeugung, daß 
die staatlichen Grenzen zwischen den Völkern in ei-
ner europäischen Friedensordnung insgesamt an Be-
deutung verlieren, heißt doch zugleich, daß in einer 
europäischen Friedensordnung auch die staatliche 
Einheit der Deutschen für ihre nationale Einheit an 
Bedeutung verlieren wird. 

Zum Thema europäischer Binnenmarkt und Zusam-
menhalt der Deutschen möchte ich im übrigen darauf 
hinweisen, daß die DDR schon heute ein ebenso par-
tieller wie stiller Teilhaber der EG ist, und zwar 
— manchem mag das ironisch erscheinen — gerade 
auf Grund des Umstandes, daß wir sie völkerrechtlich 
nicht wie einen ausländischen Staat behandeln. Inso-
fern hat der Innerdeutsche Ausschuß übrigens — ver-
glichen mit den von mir zitierten CDU-Fragestel-
lern — die wichtigeren Fragen gestellt, ob nämlich der 
Vertragsentwurf des Europäischen Parlaments „alle 
im geltenden Gemeinschaftsrecht enthaltenen 
deutschlandpolitischen Elemente zum rechtlichen 
Bestandteil der Europäischen Union" werden lasse. 
Der Innerdeutsche Ausschuß hat diese Frage im Hin-
blick auf die in Art. 7 des Entwurfs enthaltene Besitz-
standsklausel einstimmig bejaht, hat aber der Bundes-
regierung gleichzeitig empfohlen, in einem Ratifizie-
rungsverfahren eine entsprechende Erklärung abzu-
geben, wenn wir über die Gründung einer Europäi-
schen Union einmal tatsächlich zu entscheiden haben 
werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in welchen Zwi-
schenschritten und Zwischenformen sich der gesamt-
europäische Einigungsprozeß vollziehen wird und 
wie weit wir mit ihm kommen, ob wir die Teilung 
Europas eines Tages aufheben können und was das 
für den nationalen Zusammenhalt und die politische 
Organisation der Deutschen bedeuten könnte, kann 
heute niemand sagen. Nach vorne ist die Geschichte 
in der Tat immer offen. 

Sicher ist aber dies: So wie die äußere Dimension 
der Schaffung einer europäischen Friedensordnung 
Entspannung und gemeinsame Sicherheit heißt, so 
heißt ihre innere Dimension Zusammenarbeit und Re-
form. Ob es uns wirklich gelingen wird, die Teilung 
Europas zu überwinden und den Zusammenhalt der 
Deutschen in einer europäischen Friedensordnung zu 
stärken, dazu werden im nationalstaatlichen Denken 
verharrende Konstruktionen gar nichts, die europäi- 
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schen Kabinette viel, am meisten aber die Reform-
kräfte in Ost und West beitragen können. Ich bin da-
von überzeugt: Ihr Erfolg oder Mißerfolg wird über die 
Zukunft Europas entscheiden. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau 
Dr. Vollmer [GRÜNE]) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Ehmke, darf ich Sie noch einmal darüber informieren, 
daß sowohl der Bundeskanzler als auch der Außenmi-
nister — wegen lange vorher feststehender Termine, 
wie sie ausdrücklich erklärt haben — entschuldigt 
sind. Sie wissen auch, daß der Außenminister bei den 
Abschlußverhandlungen der KSZE in Wien ist. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Einer von beiden 
muß hier sein! Wo ist denn der Kanzler? — 
Weitere Zurufe von der SPD — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Aber Sie haben doch auch Gen- 
scher kritisiert! — Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]: Das ist unanständig! — Gegenruf des 

Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

So, ich erteile jetzt das Wort dem Bundesminister für 
Wirtschaft, Herrn Haussmann. 

Dr. Haussmann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Zunächst möchte ich Ihnen, Frau Präsidentin, für Ihre 
wichtige Antrittsrede herzlich danken. Unvergessen 
und vorbildhaft bleibt für mich Ihre Entscheidung, Ihr 
Regierungsamt aufzugeben und unserem Parlament 
als Präsidentin zu dienen. 

Frau Präsidentin, ich glaube, daß viele Ihrer wichti-
gen Überlegungen auch auf das Europäische Parla-
ment übertragen werden müssen. Ich glaube, daß mit 
einem lebendigen Europäischen Parlament, dessen 
Befugnisse mit den Integrationsfortschritten wachsen 
müssen, sich auch mehr Bürger für Europa interessie-
ren, ja, sich begeistern lassen. Begeisterung ist not-
wendig; denn es ist eine historische Aufgabe, in dem 
jetzt zu Ende gehenden Jahrtausend den Europäern 
ihre einzigartige Chance deutlich zu machen. 

Der Binnenmarkt '92 — von dem in der Rede von 
Herrn Ehmke leider wenig die Rede war, und der ja 
der Schwerpunkt unserer ersten Debatte heute mor-
gen sein soll — , ich nenne ihn kurz: E '92, 

(Heiterkeit) 

ist eine solch seltene Chance. Ich sehe in ihm die 
größte Reform seit der Währungsreform, den Grund-
satzentscheidungen für die Soziale Marktwirtschaft 
und den Römischen Verträgen. 

Nach Jahren der Gleichgültigkeit und manchmal 
lähmender Agonie bringt diese EG des Binnenmark-
tes — die ja mehr ist, Herr Ehmke, als ein Wirtschafts-
thema — Schwung in die alten europäischen Staaten. 
Die jungen Europäer übrigens spüren zunehmend 
diese neue Kraft in Europa. Schon jetzt, aber auch bei 
der Europawahl im Juni und wiederum bei den wich-
tigen Wahlen 1990 werden sich zwei zentrale Konzep-
tionen gegenüberstehen: einerseits das mehr zentrali-
stische, bürokratische, möglichst total harmonisierte 
und protektionistische Europa, andererseits das kultu-

rell offene, liberale, auf Wettbewerb und Leistung be-
gründete Europa. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das wollen 
wir!)  

Aus meiner Sicht ist die liberale Philosophie von 
Freihandel, Wettbewerb und persönlicher Verant-
wortung die richtige Antwort Europas auf neue welt-
wirtschaftliche Herausforderungen durch die dynami-
schen Wachstumszentren in Nordamerika und im pa-
zifischen Raum. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Daß wir uns nicht täuschen: Wir alle haben nur noch 
47 Monate bis zur Vollendung des Binnenmarktes. 
Das heißt natürlich nicht, daß sich erst am 1. Januar 
1993 der Vorhang hebt und die Binnenmarktauffüh-
rung beginnt. Der Kampf um die besten Plätze beim 
Binnenmarktrennen ist längst ausgebrochen. Wir 
wachsen schrittweise in diesen Binnenmarkt hinein 
und nicht erst mit einem Donnerschlag 1992/93. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokra-
tie, der Binnenmarkt ist keine Veranstaltung nur für 
die Wirtschaft. Oder ideologisch: Es stehen sich hier 
nicht Kommerz und Demokratie gegenüber. Nein, wir 
werden allen Bürgern klarmachen: Der angestrebte 
freie Verkehr von Waren und Dienstleistungen, ein 
ungehinderter Kapitalverkehr und die Freizügigkeit 
für alle Selbständigen und Arbeitnehmer ab 1993 sind 
eine Riesenchance für all diejenigen, die aufgeschlos-
sen, lern- und anpassungsbereit und mobil sind. Er 
kann nicht nur uns, sondern er kann allen Mitglied-
staaten in Europa einen kräftigen Schub nach vorne 
bringen, vor allem neue Arbeitsplätze für junge Men-
schen und für Frauen schaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!)  

Es fehlt die Antwort der Sozialdemokratie, wie sie die 
deutsche Wirtschaft und die deutschen Gewerkschaf-
ten vorbereiten, um von diesen neuen Arbeitsplätzen 
in Europa mehr als bisher abzubekommen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es werden sich neue Chancen für Selbständige auf-
tun, die bereit sind, alte „Reviergrenzen" zu spren-
gen, die neuen Chancen im Auslandsgeschäft zu er-
greifen und sich im Inland auf mehr Wettbewerb ein-
zustellen. 

Meine Damen und Herren, der frische Wind eines 
verstärkten europäischen Wettbewerbs wird so man-
che Erstarrung, so manche Marktabschottung und 
hoffentlich so manche staatlich garantierte Monopol-
stellung ohne großes politisches Zutun einfach als un-
brauchbar und überflüssig wegblasen. Ich glaube, die 
alten europäischen Staaten brauchen diesen frischen 
Wind des europäischen Binnenmarkts. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Um ehrlich zu sein: Wir sind in vielerlei Hinsicht 
tatsächlich unbeweglich und starr geworden und hat-
ten den Biß verloren, der notwendig ist, um auf den 
immer härter umkämpften Weltmärkten zu bestehen. 
Europa '92 heißt mehr Wettbewerb, aber auch mehr 
Marktwirtschaft. Doch wir müssen uns im klaren sein: 
Von selbst kommt dies nicht. Im Schlafwagen errei-
chen wir das Schlaraffenland Europa nicht, in dem uns 
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die „Wachstums- und Beschäftigungstauben" in den 
Mund fliegen. Die Chancen für mehr Wettbewerb und 
mehr Marktwirtschaft müssen wirtschaftspolitisch ge-
sichert und von den Betroffenen auch wahrgenom-
men werden. 

Ich meine: Wo alle vom Binnenmarkt profitieren 
wollen — und das wollen ja alle: Arbeitnehmer, 
Selbständige und Verbraucher —, müssen sich auch 
alle dem verstärkten Wettbewerb innerhalb Europas 
stellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Auch für Europa gilt die gern verdrängte Binsenwahr-
heit, daß erst erarbeitet werden muß, was später ver-
teilt werden soll. 

(Sehr richtig! bei der FDP — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Daher muß die nationale Devise für unsere Wirt-
schafts- und Finanzpolitik bis 1992 lauten: Nicht neue 
zusätzliche konsumtive Ausgaben, sondern Erleichte-
rungen von Innovation, Investition und persönlicher 
Leistung müssen unser Ziel sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich bin überzeugt, daß die deutsche Wirtschaft gute 
Karten für das Binnenmarktrennen hat. Man wird 
nicht Exportweltmeister, wenn man wettbewerbs-
schwache Unternehmen oder unmotivierte Arbeit-
nehmer hätte. Deshalb ist entscheidend, daß wir den 
Mittelstand besser als bisher auf Europa vorbereiten; 
denn wir müssen aufpassen, daß der Binnenmarkt 
nicht zu einer Exklusivveranstaltung der Großen wird. 
Das in ganz Europa grassierende Übernahme- und 
Fusionsfieber darf nicht unseren Mittelstand hinweg-
raffen; 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

denn wir brauchen beide: einerseits forschungsinten-
sive, global operierende Großunternehmen und ande-
rerseits aber auch leistungs- und anpassungsfähige 
kleine und mittlere Unternehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich weiß aus vielen Gesprächen, daß gerade im Mit-
telstand noch Ungewißheit und Unsicherheit darüber 
herrschen, wie man sich am besten auf den Binnen-
markt einstellen kann, wo möglicher Anpassungsbe-
darf besteht und wie man sich die notwendigen Inf or-
mationen verschafft. Weil ich diesen Orientierungsbe-
darf des Mittelstands sehr ernst nehme, werde ich im 
Frühjahr zu einer nationalen Europakonferenz des 
Mittelstands einladen. 

(Sellin [GRÜNE]: Wahlkampf! — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Das ist doch legitim, oder?) 

Ich meine: Gute Mittelstandspolitik im Hinblick auf 
Europa heißt nicht Schutz vor Wettbewerb oder neue 
Sonderprogramme des Bundes oder der Länder. Der 
Mittelstand braucht keine mildtätigen Almosen. Er 
braucht vor allem Chancengleichheit und faire Bedin-
gungen in Europa, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und er braucht Ermunterung, er braucht Verständnis, 
er braucht Zuspruch — schlicht und einfach das Ge -

fühl, daß seine Bedeutung für Wachstum und Arbeits

-

plätze in der Bundesrepublik Deutschland von unse-
rer Gesellschaft auch honoriert wird. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Und er braucht diese 
Regierung!) 

Denn machen wir uns nichts vor: Mit der Vitalität 
unserer kleinen und mittleren Bet riebe steht und fällt 
unsere volkswirtschaftliche Leistungsfähigkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Entscheidend ist daher, die Position des gewerbli-
chen Mittelstandes und des Handwerkes im zukünf-
tigen Binnenmarkt attraktiv zu halten. Den kleinen 
und mittleren Unternehmen fällt es nicht so leicht wie 
den großen, in Portugal oder Spanien billig zu produ-
zieren, einen Kommunikationsschwerpunkt in Brüssel 
zu unterhalten, die Bankgeschäfte über London abzu-
wickeln und lediglich noch die Konzernleitung sowie 
das Marketing in der Bundesrepublik zu belassen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Und das Hallen

-

schwimmbad! ) 

Das heißt, Großunternehmen können sich zu hohen 
Steuerlasten und zu hohen Personalzusatzkosten 
leichter entziehen als der Mittelstand. 

Viele, leider auch Teile unserer Gewerkschaften 
und der Sozialdemokraten, haben es noch nicht be-
griffen: Die Vollendung des Binnenmarktes wird auch 
in Bereichen Auswirkungen haben, die nicht im Weiß-
buch der Kommission stehen. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Das erzählen 
wir ja gerade die ganze Zeit!) 

Auf diesem zukünftig größten Binnenmarkt der indu-
striealisierten Welt, Frau Kollegin, mit 323 Millionen 
Einwohnern werden deutsche, französische, engli-
sche, vermehrt aber auch japanische und amerikani-
sche Wettbewerbsfähigkeit härter denn je aufeinan-
dertreffen. Europa 1992 wird den Wettbewerb vor un-
serer nationalen Haustüre verschärfen. Die Bundesre-
publik muß dann mit dem Handikap der höchsten 
Lohnzusatzkosten und einer zu hohen Steuerbela-
stung der Unternehmenserträge mit Ländern konkur-
rieren, die ihre Kostenvorteile für einen dynamischen 
Aufholprozeß einsetzen. 

Nirgends, meine Damen und Herren, ist dieser 
Wettbewerbsdruck von außen schon jetzt so deutlich 
wie in der Steuerpolitik. Rund um uns herum wer-
den die Unternehmenssteuern gesenkt. Schon heute 
sind Unterschiede in der Unternehmensbesteuerung 
standortentscheidene Faktoren. Deshalb hat die Bun-
desregierung zu Recht für die nächste Legislaturpe-
riode die Reform der Unternehmensbesteuerung auf 
die Tagesordnung gesetzt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Bundeskanzler hat mehrfach betont, daß diese 
Reform wegen des Binnenmarktzieles bis Herbst 1992 
im Gesetzblatt stehen muß. 

Eindeutiger Schwerpunkt dieser Reform muß die 
Entlastung der Unternehmen von solchen Steuern 
sein, die den Produktions- und Dienstleistungsstand-
ort Bundesrepublik Deutschland belasten.. Deshalb 
muß sich das Hauptaugenmerk auf die steuerliche 
Entlastung der Unternehmenserträge richten, also der 
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Innovationen und der Investitionen von morgen, egal, 
ob es nun bei der Einkommen- und Körperschaft-
steuer oder bei der Gewerbesteuer ist. Meine persön-
liche Priorität liegt bei der Reform der Gewerbesteuer. 
Wir dürfen unsere Wirtschaft nicht mit dem Klotz der 
heutigen Gewerbesteuer am Bein in das Binnenmarkt

-

rennen schicken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Reform, meine Damen und Herren, kann auch nicht 
bedeuten, daß wir die Gewerbesteuer revitalisieren. 
Ich sehe hier eine unheilige Koalition zwischen SPD 
und Teilen des Städte- und Gemeindetages. Ich bin 
strikt dagegen, daß wir 1992 in der Bundesrepublik 
eine neue Selbständigensteuer in Form einer verbrei-
terten Gewerbesteuer einführen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Bisher war viel davon die Rede, was der Binnen-
markt an Veränderungen für die Wirtschaft bringt. 
Wir alle müssen uns im klaren sein, daß 1992 alle 
betroffen sein werden: als Arbeitnehmer, Verbrau-
cher und auch als Bürger. Europa wird nur dann seine 
volle Schubkraft und seine Chancen für mehr Arbeits-
plätze und für gesellschaftlichen Fortschritt entfalten, 
wenn alle mitziehen. 

Wir dürfen nicht den Eindruck erwecken, als würde 
der Binnenmarkt den einzelnen Arbeitnehmer und 
Bürger überrollen und ihm seine gewohnten Sicher-
heiten wegnehmen. Im Gegenteil: Der Binnenmarkt 
ist entgegen den Befürchtungen der Opposition kein 
Instrument zur Aushebelung sozialer Rechte der Ar-
beitnehmer. 

(Brück [SPD]: Wer sagt denn das?) 

Eine Spirale des sozialen Dumpings nach unten wird 
es in der Bundesrepublik nicht geben. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich bin als Wirtschaftsminister bereit, berechtigte 
hohe Sozialstandards zu verteidigen, wenn sie unsere 
Wettbewerbsfähigkeit nicht strangulieren und wenn 
die hohen Kosten dafür durch entsprechende höhere 
Leistungen auf anderen Gebieten wieder hereinge-
holt werden. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Dr. Weng [Gerlingen] 

[FDP]: So muß es sein!) 

Wir schaffen dies allerdings nicht mit der von den 
Sozialdemokraten angestrebten 30-Stunden-Woche. 

(Sellin [GRÜNE]: Die kommt!) 

Dieser hohe Sozialstandard, die Vorbildrolle im Um-
weltschutz, die die Bundesrepublik in Europa spielt, 
lassen sich nicht in einer Regelarbeitszeit von Montag 
9 Uhr bis Freitag 15 Uhr erarbeiten. Gerade hier ha-
ben auch die Arbeitgeber, was die Lohnzusatzkosten 
angeht, ihre Schulaufgaben für 1992 nicht erfüllt. In 
trauter Einigkeit lassen sie in den Selbstverwaltungs-
organen der Bundesanstalt für Arbeit, der AOKs und 
bei Tarif- und Betriebsvereinbarungen immer höhere 
Lohnzusatzkosten zu. Auf diese Weise werden 1992 
neue Arbeitsplätze eher in Portugal, Spanien und 
Japan landen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Sellin? 

Dr. Haussmann, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
möchte meine Rede schnell zu Ende führen. Vier Bun-
desminister wollen noch das Wort ergreifen. Deshalb 
bitte ich um Verständnis. Wir tauschen uns intensiv im 
Wirtschaftsausschuß aus, schon seit vielen Jahren. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Da kann er fragen, 
solange er noch da ist!) 

Ich will noch einmal den Gedanken aufnehmen: 
Wenn wir uns mit einer 30-Stunden-Woche, mit zu 
hohen Lohnzusatzkosten in das Binnenmarktrennen 
begeben, werden 1992 die neuen Arbeitsplätze eher 
in Portugal, Spanien und Japan landen. Ich möchte 
deshalb heute noch einmal ausdrücklich davor war-
nen, so zu tun, als gebe es keinen Anpasssungsbedarf 
für die Tarifpartner und für die Belegschaften. Wenn 
rund um die Bundesrepublik herum flexible Arbeits-
zeiten unter Einbeziehung des Samstages möglich 
sind, wird dies zu einem Standortvorteil für unsere 
Nachbarn führen, der auf längere Sicht kaum wieder 
ausgeglichen werden kann. Wem dies gleichgültig ist, 
der darf sich hinterher nicht beschweren, wenn neue 
Arbeitsplätze nicht in der Bundesrepublik, sondern im 
Ausland entstehen. Wir wollen dies nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir setzen daher auf Wettbewerb nach innen und 
nach außen. 

Die Gemeinschaft braucht daher nach innen eine 
zupackende Fusionskontrolle und nach außen eine 
offene und liberale Handelspolitik. Der bisherige 
Kommissionsvorschlag für eine europäische Fusions-
kontrolle allerdings ist in der jetzigen Form nicht ak-
zeptabel und deshalb nicht verabschiedungsreif. Ich 
begrüße es ausdrücklich, daß unsere wettbewerbliche 
Position in Brüssel im Wirtschaftsausschuß des Bun-
destages und im Bundesrat eine koalitionsübergrei-
fende Unterstützung gefunden hat. Es wäre ein kata-
strophales Eigentor, wenn die Gemeinschaft einen 
Teil ihrer Chancen durch den Versuch zunichte 
machte, den Binnenmarkt durch verstärkte Abschot-
tung nach außen abzusichern. Manche EG-Partner 
möchten ihre nationalen Einfuhrbeschränkungen 
durch Gemeinschaftsbeschränkungen ersetzen. Ich 
werde mich daher nachdrücklich allen Versuchen, 
Gemeinschaftskontingente für die Einfuhr, z. B. von 
Autos, festzusetzen, widersetzen. 

(Beifall bei der FDP) 

Hinter dieser Ablehnung steckt nicht nur Angst vor 
eskalierenden Handelskonflikten, die uns besonders 
hart treffen würden, weil knapp die Hälfte unserer 
Exporte nach wie vor in Länder außerhalb der Ge-
meinschaft geht. Mein entschiedenes Nein zu jeder 
Form von Euro-Protektionismus gründet sich vor al-
lem auf unsere erfolgreiche, langjährige liberale 
deutsche Handelsstrategie und die Erfahrung und 
Gewißheit, daß freier Handel ein unverzichtbarer Mo-
tor für wachsenden Wohlstand und gesellschaftlichen 
Fortschritt ist. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 
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Die Probleme zu Hause und in der Welt sind nicht 
durch Abschottung, sondern nur durch ein partner-
schaftliches Miteinander, durch Weltoffenheit zu lö-
sen. Alle müssen begreifen: Wettbewerb und Offen-
heit sind Voraussetzung für Wettbewerbsfähigkeit der 
Europäischen Gemeinschaft im Weltmaßstab. Des-
halb darf die Gemeinschaft keine Festung Europa 
sein, sondern sie muß sich gerade auch in Zukunft als 
liberaler Handelspartner der Welt erweisen. 

Ich werde meinen ersten Auslandsbesuch in knapp 
zwei Wochen in den Vereinigten Staaten von Amerika 
machen. Auch ich möchte wie viele Kollegen beste-
hende Irritationen abbauen. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Da haben Sie aber viel 
zu tun!) 

Ich werde unseren amerikanischen Partnern aber 
auch deutlich machen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland für einen freien Welthandel steht und 
daß wir ein Garant für die USA sein werden, wenn 
1992 neue Märkte entstehen werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Peter  [Kassel] [SPD]: Viel Vergnügen!) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß. 
Die einmalige Chance, den langjährigen politischen 
Stillstand und die schleichende Auszehrung der euro-
päischen Idee zu überwinden, dürfen wir nicht unge-
nutzt lassen. Nur wenn wir unser Bestes geben, kön-
nen wir das falsche Image vom Industriemuseum Eu-
ropa und der Eurosklerose durch ein fortschrittliches, 
dynamisches Bild vom alten Kontinent ersetzen, und 
nur so können wir auch den jungen Europäern eine 
echte Perspektive eröffnen. Ich werde als Bundeswirt-
schaftsminister meine Kraft dafür einsetzen, daß Eu-
ropa 1992 zu einem Erfolg für alle wird, für Arbeitneh-
mer, für Verbraucher und für Selbständige. 

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: 
Ein guter Start! — Frau Flinner [GRÜNE]: 

Und für die Bauern!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wer die Antwort der Bun-
desregierung auf die Große Anfrage der Koalitions-
parteien zur Vollendung des Binnenmarktes in der 
uns vorliegenden Drucksache durchliest, der stößt 
wieder auf die unvermeidbaren rheto rischen Flos-
keln, die das Konzept Binnenmarkt 1992 von seinen 
Anfängen an begleiten. So werden erwartet: „Wachs-
tumsimpulse", „Dynamik des Wettbewerbs", „Stär-
kung der Wachstumskräfte", „Erhöhung der Beschäf-
tigungschancen", „Vermehrung des Wohlstands". Es 
gibt keine Setzung von Rahmendaten, und sei es nur 
in der Form, wie es nach 1945 im Konzept der sozialen 
Marktwirtschaft versucht wurde. Es wird nicht be-
rücksichtigt, was wir über die Entwicklung regionaler 
Potentiale in einer sinnvollen regionalen Wirtschafts-
politik inzwischen, als es der Konjunktur etwas 
schlechterging, gelernt hatten. Denn die Entwick-
lungsfonds, die Fonds für die sogenannte Südflanke, 
sind genau dieses nicht. Sie beinhalten Infrastruktur-

maßnahmen zur wirtschaftlichen Durchdringung der 
Peripherie zugunsten der zentralen Großindustrie. 

Es werden keine Prioritäten zugunsten von Arbeits-
schutz und Mitbestimmung in den Bet rieben gesetzt. 
Es wird nicht bedacht, welche Auswirkungen die Kon-
zentration und die Ballung ökonomischer Macht auf 
die innere oder die äußere Pe ripherie, auf die Dritte 
Welt, haben. Nein, die Philosophie des Binnenmarkts 
1992 ist Manchester-Liberalismus, pur und simpel. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Verschüttet werden alle jene Diskussionen über die 
Orientierung an qualitativem Wachstum, über sekto-
rales Wachstum oder eine Kreislaufwirtschaft, die hier 
im Lande ja begonnen hatten. Verschüttet werden alle 
Ansätze zu einer ökologischen Orientierung der 
Wirtschaftspolitik. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Natürlich steht Umweltpolitik in jedem Be richt des 
Rats: unter Ziffer 6 oder 7, hinten rangepappt. Aber 
Ökologie wird nie ins Zentrum der Philosophie des 
Wirtschaftens gestellt, als notwendige Orientierung 
zur Erhaltung unserer Lebensgrundlagen. Der Cec-
chini-Bericht zeigt es. Da werden ökonometrische 
Wachstumsberechnungen aufgestellt, ohne jegliche 
Reflexion auf ihre Voraussetzungen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Insofern ist längst deutlich geworden, daß schon die 
Grundlagen dieser Berechnung in sich widersprüch-
lich sind. Wer auf economics of scale, auf Wirtschaft-
lichkeit der großen Se rie, setzt, wer Konzentrations-
vorgänge in Gang setzt und gleichzeitig meint, damit 
große Beschäftigungszunahmen realisieren zu kön-
nen, läßt außer jeder Berücksichtigung, daß in den 
Konzentrationsvorgängen primär natürlich Rationali-
sierungswellen ablaufen werden. 

Wer auf Deregulierung setzt, weiß, daß dies auf 
Kosten der Arbeitenden in den Betrieben gehen wird. 
Wer schließlich auf Harmonisierung von Normen und 
Verordnungen setzt, weiß, daß damit die minimalen 
Errungenschaften auf dem Gebiet der Umweltpolitik 
und des Arbeitsschutzes oder der sozialen Rahmenbe-
dingungen eben dereguliert werden, d. h. verlorenge-
hen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In Anbetracht der tatsächlichen Politik der Bundes-
regierung können wir GRÜNEN deshalb die von ihr 
verbreitete Europaeuphorie nicht teilen. Sie hat ihren 
Grund ja auch in ganz anderen Motiven. Sie lenkt 
davon ab, daß diese Bundesregierung keine Konzepte 
der notwendigen Umorientierung auf eine die Umwelt 
und Ressourcen schonende, ökologisch orientierte 
Wirtschaftspolitik hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Dr. Hellwig 
[CDU/CSU]: Wie geht das?) 

— Das geht sehr wohl; dafür gibt es auch hinreichend 
Literatur. 
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Dabei wird zur Zeit allerdings immer deutlicher 
—in der Politik manchen Landes wird es ja zumindest 
ansatzweise versucht — — 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Ist Europa 
nicht sogar wichtig dafür?) 

— Lassen Sie mich im Zusammenhang berichten. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Darüber denken 
Sie noch nach!) 

— Nein, darüber können wir lange diskutieren. 

Dabei wird zur Zeit allerdings immer deutlicher, 
daß diese Politik machtpolitische Konsequenzen hat. 
Wenn in den USA jetzt am deutlichsten formuliert 
wird, daß sich hier eine Festung Europa herausbildet, 
so wird man dies auch mit allen Beteuerungen, daß 
diese Festung weltweit auf Freihandel angewiesen 
sei, nicht widerlegen können. Denn Tatsache ist doch, 
daß, wenn man von solchen Wachstumsschüben 
träumt, der ohnehin schon überproportionale Anteil 
am Welthandel dabei zunehmen wird. Tatsache ist, 
daß sich wenn dies dann so sein soll, Handelskriege 
abzeichnen. Kürzlich hatten wir ja wieder einen. 

Tatsache ist auch, daß eines der wesentlichen Moti-
vierungsschlagworte das von der Selbstbehauptung 
Westeuropas ist. Tatsache ist deshalb, daß die Politik 
des Binnenmarktes 1992 letztlich in geopolitischem 
Denken fundiert ist, das die Welt in die drei Konkur-
renten Nordamerika, Japan und Westeuropa aufteilt. 
Geopolitisches Denken ist immer machtpolitisches 
Denken gewesen, Herr Ehmke, ist imperialistischem 
Denken immer verschwistert gewesen und stand im-
mer Pate bei großen globalen Konflikten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gerade weil wir uns als Europäer verstehen, akzep-
tieren wir nicht, daß uns das jetzige westeuropäische, 
EG-fixierte, einer demokratischen Kontrolle nur be-
dingt unterliegende, auf überkommenen Wachstums-
vorstellungen basierende Modell der Integration als 
die einzig mögliche Zukunft Europas verkauft wird. 

Der Widerspruch zwischen dem Bau einer westeu-
ropäischen Zitadelle einerseits und den gleichzeitigen 
Beteuerungen, für die Politik eines gemeinsamen eu-
ropäischen Hauses eintreten zu wollen, läßt sich in 
drei Hinsichten noch verdeutlichen: 

Erstens. Im Verhältnis zu den übrigen Staaten Eu-
ropas, zur Rest-EFTA, im Verhältnis zu den neutralen 
Staaten Europas läuft es immer wieder auf das hinaus, 
was Staatsminister Stavenhagen in Stockholm sagte 
und was man hier in den Ausschüssen dieses Hauses 
querbeet von den Vertretern aller Parteien hören 
kann: Mögen sie doch kommen; allerdings gilt dann 
das Prinzip: gleiche Rechte, gleiche Pflichten. 

Wer nun weiß, daß das Wirtschaften — auch das 
Wirtschaften — seine Grundlagen in den historischen 
und kulturellen Voraussetzungen eines Landes hat, 
wird immer wieder über solch unreflektiertes, aus der 
Sicherheit ökonomischer Stärke resultierendes Diktat 
für die europäischen Nachbarn erschrecken. Denn es 
ist doch klar, daß ein enormer Arrangierungsdruck 
von dieser Zitadelle Westeuropa ausgeht. Zu unserer 
Vorstellung von Europa gehört aber immer die Vor-
stellung der historischen Vielfalt. Das Angebot, das 
von hier aus mit solch arrogantem Selbstbewußtsein  

vorgetragen wird, ist schließlich aber nur ein Angebot 
zu einer uneuropäischen Nivellierung. Die Vergröße-
rung von Märkten bringt natürlich immer Gewinne 
durch die Arbeitsteilung; sie bringt aber auch immer 
Verluste an sozialer und gesellschaftlicher Struktur. 
Wer das Beispiel Schwedens verfolgt, das sich ja zu 
Recht dagegen wehrt, weiß, daß dieses Land eine 
Struktur wahren will und daß es gleichzeitig eine 
Wirtschaft hat, die weltweit konkurrenzfähig ist und 
bleibt. 

Zweitens. Grotesker und noch um vieles bedenkli-
cher ist dieses Verhalten dann in seiner Fortsetzung 
gegenüber Osteuropa. Es ist kein Geheimnis und liegt 
offen zutage, daß, während Westeuropa auf einen 
neuen ökonomischen Wachstumsschub setzt, die Län-
der der RGW mit großen wirtschaftlichen Schwierig-
keiten und mit enormen Verschuldungsproblemen zu 
kämpfen haben. Für einige ostmitteleuropäische Län-
der kann man sogar sagen, daß sie am Rande des Ver-
falls ihres Wirtschaftssystems und der Gesellschaft 
stehen. So ist es leider. Das zeigen die Dollarwährung 
in Polen, immer bitterere Nationalitätengegensätze in 
Jugoslawien und Despotismus in Rumänien — das nur 
als Stichworte. 

Die Politik der Perestroika in der Sowjetunion ist 
natürlich auch gerade von entsprechenden wirtschaft-
lichen Notwendigkeiten diktiert; das ist keine Frage. 
Aber gleichzeitig beinhaltet diese Politik eine große 
Hoffnung für die Vorstellung eines Gesamteuropa. 
Die Frage ist: Wie verhält sich Westeuropa dazu? Der 
Abschluß der EG-RWG-Verhandlungen ist ein erstes 
Indiz. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Ja!) 

— Gnädige Frau, es gibt eine Rahmenvereinbarung, 
und dann dürfen die RGW-Länder für nationale Ko-
operationsabkommen Schlange stehen. Man stelle 
sich das einmal umgekehrt vor; dann wüßte man, wo 
hier hegemoniale Macht liegt. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Die machen 
das aber gerne!) 

Natürlich zeigt sich in diesem Vorgang die Überle-
genheit offener Gesellschaften und ihrer kooperati-
onsfähigen Institutionen 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

—wenn Sie mir darin zustimmen, stimmen Sie ja viel-
leicht auch weiterhin zu — gegenüber dem Modell 
zentraler Verwaltungswirtschaft. Nur, wie reagiert 
man auf dieses Resultat? Der ungarische Außenmini-
ster hat seine Kollegen darauf hingewiesen, 1992 
stelle einen Wendepunkt hauptsächlich politischen 
Inhalts dar, und die RGW-Staaten müßten sich arran-
gieren; andererseits aber müsse die westliche Seite 
sehen, daß der integrierte Markt die Spaltung Europas 
herbeiführen könne. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hier im Westen dagegen reagiert man vor allem mit 
Benevolenz. Der Sowjetunion und den Staaten Ost-
mitteleuropas wird — so hört man es in allen Gesprä-
chen, an denen man mit Vertretern anderer Fraktio-
nen teilnimmt, in Gesprächen mit allen Vertretern die-
ser Länder — gesagt: Okay, unsere Wirtschaft ist 
stark, wir werden euch helfen, ihr verfügt ja über 
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potentiell große zukünftige Märkte; nur, gebt dazu 
bitte erst ganz eure ideologischen Verbohrtheiten auf, 
schafft vom ökonomischen System her dieselben Vor-
aussetzungen, wie wir sie haben, und wenn das noch 
etwas dauert, dann bitte vorher Kapitalschutz, Schutz 
des Kapitaltransfers, und dann wird unsere Wirtschaft 
es bei euch schon richten. 

Nun werden aber die katastrophalen Folgen unse-
res Wirtschaftens — von den ökologischen bis zu den 
sozialen in der Dritten Welt — nicht dadurch gerecht-
fertigt, daß die Systeme der Zentralverwaltungswirt-
schaft am Ende sind. Wer auf eine Rekonstruktion 
Gesamteuropas setzt, sollte nicht nur Osteuropa unter 
Änderungsdruck stellen, sondern auch über Ände-
rungsnotwendigkeiten im eigenen System des Wirt-
schaftens nachdenken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Statt dessen aber geschieht etwas ganz anderes, 
nämlich drittens: Geradezu verräterisch taucht in der 
Diskussion immer wieder die Frage der Wiederverei-
nigung auf. Wenn jetzt der Kollege Todenhöfer ent-
sprechende Vorbehaltsklauseln für den weiteren Aus-
bau der EG fordert, wenn der Kollege Dregger die 
Wiedervereinigung Deutschlands sogar den anderen 
EG-Staaten als Ziel vorschlagen möchte, so ist das nur 
die etwas bürokratische Va riante einer Politik, die 
aufgeklärter vom Kollegen Rühe und von den übrigen 
Kollegen von der CDU mit dem Hinweis vertreten 
wird, daß die Wiedervereinigung Europas die Wieder-
vereinigung Deutschlands nach sich ziehen müsse. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Nicht „müsse"!) 

Das aber heißt: Setzte man — Herr Ehmke, ich sprach 
nur über die Kollegen von der CDU — in den 50er und 
60er Jahren auf Wiedervereinigung auf Grund einer 
Politik militärischer Stärke, so setzt man jetzt auf öko-
nomische Stärke, und aus dem Zerfall Osteuropas 
mag dann auch — so die deutlichen Hintergedanken 
— als Preis die Wiedervereinigung herausgeholt wer-
den. 

Wir GRÜNEN meinen — und das muß man auch in 
diese Diskussion über die Vollendung des Binnen-
marktes einführen — , daß eben damit wieder macht-
politische Verhärtungen heraufbeschworen werden, 
die einen großen historischen Moment verstreichen 
lassen. Deshalb ist es wichtig, nochmals zu klären, von 
was für einem Bild Europas wir in unserer Europapoli-
tik ausgehen. Wer immer betont, Westeuropa oder die 
NATO sei auch eine Wertegemeinschaft, übersieht 
völlig, daß es eine lange Geschichte alteuropäischer 
Gemeinsamkeit von Werten gibt, die von der Geopo-
litik des 19. und vom Faschismus und Stalinismus des 
20. Jahrhunderts zerstört wurde. Demokratische Tra-
ditionen waren in Polen und Ungarn im 18. und 
19. Jahrhundert mindestens so verbreitet wie in West-
europa. 

Also geht es um die Rekonstruktion Europas in An-
knüpfung an verschüttete demokratische und kultu-
relle Traditionen, und dies kann nicht über machtpo-
litische Verhärtungen geschehen, also nicht nach dem 
Motto, das wir heute wieder gehört haben: Mögen sie 
alle sich doch uns anschließen, dann vereinigt sich 
Europa in der EG — und Deutschland ebenfalls. 

Wir brauchen nicht ein wiede rvereinigtes Deutsch-
land, sondern eine demokratische DDR. Am Ho rizont 
ist — der glückliche Abschluß der KSZE-Konferenz 
gerade in diesen Tagen ist das beste Vorzeichen dafür 
— die Vision einer gesamteuropäischen Friedensord-
nung aufgetaucht. In der Tat, Herr Ehmke, ich sehe es 
eher wie Ihr Kollege Bahr: Es wird am Ende des KSZE-
Prozesses eine Friedensordnung — ausgehandelt auf 
einem großen Kongreß — geben müssen. Aber auch 
das Verhältnis zu den beiden deutschen Staaten wird 
geregelt werden; es wird dann zweckmäßigerweise in 
Friedensverträgen geregelt werden. 

Einer Entwicklung dahin muß die notwendige Zeit 
gegeben werden, bevor neue ökonomische Gegen-
sätze und aus diesen herrührende politische Ambitio-
nen dem in die Quere kommen. 

Wer nun die Wohlstandsdaten der Länder Westeu-
ropas betrachtet, wer ihren Anteil am Welthandel 
mißt, wer sich klarmacht, daß Westeuropa gerade 
hierin Nordamerika weit hinter sich gelassen hat, muß 
sich ja ohnehin fragen, wohin der neue Wachstums-
schub führen soll, denn Wirtschaftswachstum her-
kömmlicher Art ist an seine ökologischen Grenzen 
gestoßen. 

Waldsterben, Ozonloch, drohende Klimaverände-
rungen zeigen, daß die Grenzen der Belastbarkeit 
schon überschritten sind. In den Formen bisherigen 
Wirtschaftens kann deshalb nur noch Wachstum zu 
Lasten anderer, zu Lasten Ärmerer erreicht werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aufrechterhaltung der Beschäftigung, Aufrechter-
haltung des Wohlstands kann deshalb nur noch durch 
den Umbau des industriellen Apparates selbst und 
durch andere Formen des Wirtschaftens gewährleistet 
werden. Deshalb ist es notwendig, der Perestroika 
gerade hier bei uns das Wort zu reden. 

Daher muß auch die Diskussion über qualitatives 
oder sektorales Wachstum bei Zurücknahme quanti-
tativer Wachstumserwartungen überhaupt erst ein-
mal im EG-Zusammenhang geführt werden. Es ge-
nügt nicht, ein Programm „Arbeit und Umwelt" hier 
im nationalen Rahmen zu entwerfen, um es dann vom 
Binnenmarkt wieder zerstören zu lassen. Glücklicher-
weise ist ja in die EG-Euphorie der SPD durch die 
Entdeckung, daß es im Zusammenhang mit dem Sozi-
alraum offensichtlich Beschwernisse gibt, ein kleiner 
Wermutstropfen gefallen. 

Umbau ist z. B. auf dem Gebiet der Energiepolitik 
notwendig. Umbau ist auf dem Gebiet der Rüstungs-
industrie notwendig. Wir wissen, daß die Sowjetunion 
gerade jetzt auf Grund der Entdeckung des Prinzips 
der Hinlänglichkeit mit der Konversion ihres Rü-
stungssektors beginnt, wenn natürlich auch nur in 
geringem Maße. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Umbau ist in der Agrarproduktion nötig. Die Ver-
nichtung der Grundwasserressourcen läßt sich nicht 
mehr mit ein paar Wasserpfennigen aufhalten. Um-
bau ist z. B. in der Chemieproduktion nötig, um sie 
überhaupt kontrollierbar zu machen. Wir haben ge-
stern ein Beispiel dafür erlebt. Sie wissen, daß die 
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Hälfte unserer Chemieindustrie überflüssig ist, nein, 
mehr als das, sie führt zur Zerstörung der Umwelt. Die 
Umschaltung der Chemieproduktion auf eine sanfte 
Chemie muß vorgenommen werden. 

All dies könnte und sollte jetzt geschehen, in einer 
Situation, in der wir — weil die Außenhandelsüber-
schüsse die Weltwirtschaft ohnehin aus dem Gleich-
gewicht bringen — diesen Wachstumsschub im Sinne 
des alten quantitativen Wachstums überhaupt nicht 
brauchen, nicht nötig haben. 

Meine Damen und Herren, gleichzeitig gilt: Die not-
wendigen Umorientierungen in bezug auf das Wirt-
schaften hier im Lande würden im Gegensatz zu dem 
auf Konzentration und Rationalisierungswellen zie-
lenden Binnenmarkt 1992 einen echten Zugewinn an 
Beschäftigung mit sich bringen. Wir alle wissen, daß 
beim Umbau der Energiepolitik und beim Umbau der 
Agrarpolitik sehr wohl ein Zugewinn an Beschäfti-
gung in größerem Maße erreichbar ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Doch für das Notwendige hat die Regierung weder 
ein hinreichendes Problembewußtsein noch Kon-
zepte. Für sie ist die Welt wieder in Ordnung, seitdem 
eine neue Stimmung des High-Tech-Edelkonsums die 
Stimmung ökologischer Besorgnis abgelöst hat und 
nachdem die Bevölkerung eine weitere Steigerung 
der Durchschnittsgeschwindigkeit auf den Autobah-
nen akzeptiert hat und entsprechend kauft. Aber 
wenn Sie dies auch schnell verdrängen: Der Druck der 
ökologischen Krisen wird wachsen. 

Die im vergangenen Jahr verlorene Auseinander-
setzung über eine bessere EG-Umweltpolitik ver-
langt uns immer mehr ab, hier im eigenen Lande eine 
Wirtschaftspolitik der Umorientierung einzuleiten, 
statt uns hinter den Regelungen und Harmonisierun-
gen der EG zu verstecken und praktisch zu deregulie-
ren. Sie verlangt uns ab, zu demonst rieren, daß ein 
Umbau des industriellen Apparates nötig und möglich 
ist. Dazu allerdings fehlen einer Regierung, die noch 
nicht einmal in der Lage ist, Giftgasmischern und 
-händlern die Freiheit der Entfaltung der wirtschaftli-
chen Persönlichkeit zu nehmen, Mut, Phantasie und 
Entschiedenheit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Ehmke 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Ist sofort wieder 
da!) 

wird nach seiner Kritik an der Nichtanwesenheit an-
derer bestimmt sofort wieder da sein. Er hat in seinen 
grundsätzlichen Ausführungen zu Europa und zur 
deutschen Frage Nachdenkliches gesagt. Ich darf Ih-
nen vielleicht nur zwei Zitate von de Gaulle in Erin-
nerung rufen. Am 21. Juli 1966 sagte de Gaulle in 
Bonn: Es gibt kein ganzes Europa ohne ein ganzes 
Deutschland, und am 12. September 1967 zum dama-
ligen Bundeskanzler Kiesinger: Es gibt für niemanden 

einen gesicherten Frieden, bevor die Deutschland-
frage gelöst ist. — Ich bin immer für Nachdenkliches, 
das Parlamentarier sagen, aber es wäre mir lieber, sie 
halten sich immer im Rahmen der uns gegebenen Ver-
fassung. 

Die CDU/CSU kann heute mit Freude und auch ein 
bißchen Stolz feststellen: Das Schiff Europa ist wieder 
auf Erfolgskurs gebracht worden. Durch konstruktive 
Reformen wie die Einheitliche Europäische Akte, mit 
der die Grundlagen für die Lösung der Zukunftsauf-
gaben der EG geschaffen wurden, sowie durch die 
richtungsweisenden Beschlüsse von Brüssel 1988 und 
Hannover im Juni 1988 hat Europa unter deutscher 
Ratspräsidentschaft wieder klare Perspektiven für die 
Zukunft gewonnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Grundlagen der Gemeinschaft sind wieder ge-
festigt. Sie hat in der Finanz-, Agrar-, Struktur- und 
Umweltpolitik ihre Handlungsfähigkeit zurückge-
wonnen und neuen Schwung auf dem Wege zum eu-
ropäischen Binnenmarkt 1992 begonnen. Diesen 
Schwung wollen wir fortführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, während wir das Ziel der 
Vollendung des Binnenmarktes anstreben, sind wir 
auch in einer günstigen, aufwärts gerichteten Kon-
junktur. Die deutsche Wirtschaft befindet sich im sie-
benten Jahr des Aufschwungs. Denken Sie einmal 
nach, meine Damen und Herren der SPD, wie lange 
Sie den Abschwung vorausgesagt haben! Das Jahr 
1988 brachte uns ein Wirtschaftswachstum von 3,5 %. 
Das ist das beste Ergebnis seit 1979. Für das Jahr 1989 
rechnet die Indust rie einhellig mit einem Wachstum 
von 2,5 bis 3 %. Der Bundesverband der Deutschen 
Industrie prognostiziert einen Produktionsanstieg, der 
in einzelnen Branchen 5 bis 6 % und damit eine deut-
liche Beschäftigungszunahme erreichen soll. Eine an-
haltend gute Exportkonjunktur in Verbindung mit ei-
ner steigenden Inlandsnachfrage und Investitionstä-
tigkeit tragen weiterhin dazu bei, daß die deutsche 
Wirtschaft mit Optimismus in das Jahr 1989 geht. 

Die Weltwirtschaft — dies ist das Erfreuliche gegen 
alle Voraussagen — befindet sich in einem stabilen 
langfristigen Aufschwungsprozeß. Der Binnenmarkt 
— alleine schon seine Ankündigung — hat daran un-
bezweifelbar seinen großen Anteil. 

Meine Damen und Herren, Europa befindet sich im 
Aufbruch. Es gibt keine Alternative zum Binnen-
markt. Deswegen hat die Koalition dem Binnenmarkt 
auch absolute Priorität eingeräumt. Die CDU/CSU 
hat in einem Hearing im Spätsommer feststellen kön-
nen, daß die deutsche Wirtschaft und ihre Verbände 
entschlossen sind, auf den Binnenmarkt zuzugehen, 
mit der Devise: Wir jammern nicht, wir stellen uns der 
Herausforderung. — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Politik muß erkennen: Der gemeinsame Markt 
wird grundsätzlich akzeptiert und bejaht. Die positi-
ven Chancen überwiegen gegenüber eventuellen Ri-
siken. Hier wird ein erfreulicher und deutlicher Trend 
sichtbar: Die deutsche Wirtschaft und ihre Verbände 
wenden sich in zunehmendem Maße gegen Verdruß 
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und Kleinmütigkeit. Die Zeit bis 1993 ist nicht mehr 
lang. Es ist zu begrüßen, daß der Bundeskanzler durch 
sein persönliches Engagement gemeinsam mit der 
Bundesregierung in immer stärkerem Maße überzeu-
gende Zeichen setzt, daß über den Binnenmarkt der 
erfolgreiche Weg zur europäischen Union beschritten 
wird. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Aber er ist heute 
bei dieser wichtigen Stunde nicht da!) 

— Der Bundeskanzler setzt so viel Zeichen der euro-
papolitischen Überzeugung, daß, selbst wenn er we-
gen anderer Termine einmal nicht da ist, sein Geist 
stets bei uns ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Becker [Nien

-

berge] [SPD]: Bei der wichtigsten Debatte im 
Parlament!) 

Seit Jahren haben sich besonders die internationa-
len Unternehmen bereits auf den Binnenmarkt einge-
stellt. Unbestritten haben der Mittelstand und das 
Handwerk sowie der Dienstleistungssektor einen 
Nachholbedarf. Dieser wird erfreulicherweise in im-
mer stärkerem Maße aufgeholt. Der Binnenmarkt in 
Europa bedeutet Freiheit des Warenverkehrs, Freiheit 
des Personenverkehrs, Freiheit des Dienstleistungs- 
und Freiheit des Kapitalverkehrs. 

Wir sind uns alle darüber im klaren: Vor uns liegt 
noch ein harter Weg, um dies zu erreichen. Vision 
Europa heißt auch, daß die Politik die Fähigkeit ent-
wickelt und wieder erlernt, positive Grundstimmung 
zu verstärken, und dabei kann uns gerade die Oppo-
sition wesentlich helfen. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Das ist aber 
nicht unsere Aufgabe!) 

Die EG ist heute mit 30 % am Welthandel beteiligt 
und damit größter Handelspartner. Im Vergleich mit 
vielen anderen Regionen der Welt ist die EG eine Insel 
des Wohlstands und der politischen Stabilität. Es ist 
eine Herausforderung, diese Position zu erhalten und 
auszubauen, — und ich freue mich, daß gerade bei 
diesem Satz kein Widerspruch seitens der SPD 
kommt. 

Nicht nur die Bundesregierung, nicht nur die Bun-
desrepublik bereitet sich auf den Binnenmarkt vor; 
auch bei unseren europäischen Nachbarn ist das Bin-
nenmarktfieber ausgebrochen. Es findet in immer 
stärkerem Maße ein positiver Wettbewerb statt. Dar-
über hinaus wird offenkundig — ich würde mich 
freuen, wenn die deutschen Politiker, vor allen Din-
gen die der Opposition, das zur Kenntnis nehmen 
würden — , daß sowohl die EFTA-Länder als auch 
Länder wie Türkei, Marokko, Malta, Zypern unver-
hohlen ihre Sympathie zum Ausdruck bringen und die 
Absicht einer engeren Kooperation oder sogar eines 
Beitritts zur EG zu äußern. Man geht doch nicht in 
etwas hinein, was keine Zukunft hat. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Wettlauf nach 
Europa!)  

Der international häufig verspottete alte Riese Europa 
erwacht mit Vehemenz zu neuem Leben. 

Wer die besten Startchancen beim Europamarkt 
hat, liegt auf der Hand: Es ist der Staat, der zukunfts-

orientierte, vorausschauende, tatkräftige Unterneh-
mer und Arbeitnehmer hat, die risikobewußt Vor- und 
Nachteile abzuwägen verstehen. Der neue Typ des 
„europäischen Unternehmers" geht nicht auf alten, 
eingefahrenen Gleisen, es gibt kein Zurück in natio-
nale Egoismen und kleinkarierte Denkschemen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das muß unsere Politik der nächsten Jahre sein. 

Meine Damen und Herren, schon geistert wieder 
das Wort der „Festung Europa", vor allem in den USA 
und in Japan geprägt, durch die Medien. Das Gegen-
teil muß der Fall sein. Der europäische Binnenmarkt 
muß beispielhaft für die Öffnung von Grenzen und für 
die Beseitigung jedweder Handelsschranken sein. 
Wir wissen, das ist nicht immer einfach. Auch liberale 
Handelspolitik ist kein Wohltätigkeitsdienst, sondern 
Voraussetzung für langfristiges Wachstum. Die Ver-
hinderung von Protektionismus ist ein Dienst an der 
europäischen Volkswirtschaft und kein Geschenk für 
dritte oder vierte Staaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist hinlänglich bekannt: Protektionismus kostet 
mehr Einbußen an wirtschaftlicher Potenz, als es vor-
dergründig Vorteile zu bringen scheint. 

Beispielhaft für falsches Handeln ist der immer wie-
der angedrohte Handelskrieg zwischen der EG und 
den USA, zuletzt wegen der Hormone im Fleisch. Man 
kann sich nicht des Eindrucks erwehren, daß sowohl 
die Kommission als auch emotional aufgebauschte 
Politiker in den USA häufig Spaß am bürokratischen 
Aufblasen von Problemen haben. Das wertvolle Kapi-
tal der bilateralen wirtschaftlichen Beziehungen zwi-
schen der EG und den USA ist zu kostbar, um es von 
einzelnen zerstören zu lassen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So ist es!) 

Der Erfolg der laufenden GATT-Runde ist wesentlich 
davon abhängig, wie sich die EG und die USA han-
delspolitisch arrangieren. 

Europa steht also vor immer größeren Herausforde-
rungen. Ich nenne nur die Entwicklung im pazifischen 
Raum. Wir sehen in dem EG-Binnenmarkt keinen 
Selbstzweck. Wenn wir es nicht schaffen, der Heraus-
forderung aus dem pazifischen Raum — der „Tiger" 
im pazifischen Raum und Japans — und auf der ande-
ren Seite der Herausforderung durch die USA — Bei-
spiel die Freihandelszone USA/Kanada — zu begeg-
nen, dann können wir hier über sozialen Besitzstand 
reden, soviel wir wollen. Wenn wir nicht das Geld 
dafür gemeinsam erarbeiten und gegenüber den an-
deren konkurrenzfähig sind, dann können wir irgend-
wann einschlafen und haben den Wettbewerb verlo

-

fen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Tun wir aber 

nicht!) 

Meine Damen und Herren, Binnenmarkt heißt nicht 
kneifen, sondern die Herausforderung offensiv an-
nehmen. 

Ein Wort zu den sozialistischen Volkswirtschaften. 
In immer stärkerem Maße stehen diese finanziell und 
wirtschaftlich vor einem Scherbenhaufen sozialisti- 
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scher Planwirtschaft. Auch hier werden wir die lang-
fristige Herausforderung annehmen. Diesen Ländern 
wird die Zusammenarbeit zwischen der EG und dem 
COMECON helfen. Aber auch hier ist den sozialisti-
schen Ländern zu sagen: Eine liberalere Handelspoli-
tik ist der qualifizierteste Weg zur Verbesserung. 

Wir haben auch die erfreuliche Tatsache, daß sich 
Berlin in die Chancen des EG-Binnenmarktes hervor-
ragend neu einordnen kann. Chancen liegen in erster 
Linie im Westen, aber die Chancen für Berlin liegen 
auch in der Entwicklung der Verbindung zwischen 
EG und COMECON. 

Die Dritte Welt wartet darauf, daß der EG-Binnen-
markt Zeichen für eine wirkliche langfristige Hilfe 
und vor allen Dingen für Öffnung der Grenzen gegen-
über der Dritten und Vierten Welt setzt. Auch das ist 
eine Herausforderung, der Europa im gemeinsamen 
Binnenmarkt besser gerecht werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es wird uns in Europa 
nichts geschenkt werden. Die anderen werden ge-
nauso hart arbeiten wie wir. Aber niemand zieht grö-
ßeren Nutzen aus einer europäischen Integration als 
wir Deutsche — wirtschaftlich und politisch. Erken-
nen wir die Voraussetzungen! Quengeln wir nicht 
herum! Seien wir nicht kleinmütig! Packen wir die 
Probleme positiv an! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Gautier. 

Dr. Gautier (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wenn man sich die Debatte heute 
morgen anhört, kann man sich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß die Bundestagspräsidentin heute mor-
gen wohl doch etwas recht gehabt hat. Wenn wir uns 
gegenseitig mehr oder minder Platitüden an den Kopf 
werfen, wird vielleicht verständlich, daß manche 
Leute über Politikmüdigkeit reden. 

Herr Kittelmann, auf Ihre Ausführungen wird mein 
Kollege Mitzscherling sicher noch eingehen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Kommen Sie mal 
zur Sache!) 

— Ich werde in den verschiedensten Punkten zur Sa-
che kommen, und ich werde Sie und auch andere fra-
gen, wie die Regierung in bestimmten Bereichen denn 
eigentlich die Konzeption Binnenmarkt 1992, die wir 
als Sozialdemokraten im Grundsatz teilen, verwirkli-
chen will. 

Wir haben damals gesagt: Binnenmarkt 1992 wol-
len wir aus den Erfahrungen heraus — auch zu Beginn 
der 80er Jahre —, die gekennzeichnet durch den Be-
griff Eurosklerose waren. Wir haben festgestellt, daß 
nationalstaatliches Handeln für mehr Beschäftigung 
sehr schwer durchzusetzen ist, wie insbesondere die 
französische Erfahrung gezeigt hat. Das waren und 
sind immer noch unsere Begründungen dafür, daß 
Binnenmarkt bei einer vernünftig koordinierten Wirt-
schaftspolitik seinen Beitrag zum Abbau von Arbeits-
losigkeit und auch zu mehr Wohlstand leisten 
kann. 

Aber, Herr Haussmann, das ist natürlich kein All-
heilmittel, wie Sie es immer verkünden. Wir haben 
15 Millionen Arbeitslose in Europa. Es geht um 
15 Millionen Arbeitslose. Selbst die optimistischen 
Prognosen des Cecchini-Berichts sprechen von 2 Mil-
lionen zusätzlichen Beschäftigten 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: 5 Millionen!) 

— 2 bis 5 Millionen, Herr Schwörer; wenn Sie den 
Be richt gelesen haben — bei einer Veränderung der 
Wirtschaftspolitik, wobei es darum geht, wie wir die 
Wohlstandsgewinne verwenden, ob wir nämlich be-
reit sind, diese Wohlstandsgewinne tatsächlich im 
Rahmen einer koordinierten Politik für mehr Beschäf-
tigung einzusetzen. Und da fragen Sie uns, Herr 
Haussmann, ob wir denn eigentlich für bestimmte 
Bereiche auch Konzepte anzubieten haben. 

Natürlich haben wir in der Bundesrepublik 
Deutschland — das weiß jeder — z. B. ein sehr hohes 
Lohn- und Sozialniveau. Gott sei Dank. Wir haben 
aber auch ein sehr, sehr hohes Qualifikationsniveau. 
Ich glaube, das müssen wir ausbauen. Was haben Sie 
aber mit der Novelle zum AFG gemacht? Sie haben 
die Mittel für die Qualifizierung von Arbeitnehmern, 
für die Vorbereitung auf solche Sachen exakt gestri-
chen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun lassen Sie mich zu einzelnen Bereichen kom-
men, die bei den verschiedensten Aktionen, die im 
Binnenmarkt durchgeführt werden müssen, zu be-
rücksichtigen sind. Wir Sozialdemokraten teilen im 
Bereich der Produktharmonisierung ein Konzept der 
Ursprungslandkontrolle auf der Grundlage von grob 
harmonisierten allgemeinen Anforderungen auf euro-
päischer Ebene. Das ist aber nicht die einzige Bedin-
gung für freien Warenverkehr. Die viel schwierigere 
Bedingung für freien Warenverkehr innerhalb der Eu-
ropäischen Gemeinschaft ist vielmehr die Steuerhar-
monisierung. 

Herr Haussmann, ich hätte von Ihnen als Wirt-
schaftsminister erwartet, daß Sie auf diese Frage zu-
mindest eingehen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das, was Sie uns wieder erklärt haben, ist Ihre übliche 
Leier: daß man die Gewerbesteuer abschaffen müsse, 
weil ansonsten die deutsche Wirtschaft nicht wettbe-
werbsfähig sei. Die Zahlen in diesem Bereich spre-
chen doch dagegen. Gucken Sie sich doch unsere 
eigenen Handelsbilanzüberschüsse an! Da kann man 
doch nicht davon reden, daß die deutsche Wirtschaft 
nicht wettbewerbsfähig sei. 

Wir sagen, wir brauchen eine Harmonisierung auch 
der Mehrwertsteuer. Aber wenn Sie die Mehrwert-
steuer erhöhen wollen 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Müssen!) 

— wie Herr Haussmann angekündigt hat —, um an-
schließend die Gewerbesteuer abzuschaffen, dann ist 
das die verkehrte Strategie. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, daß wir andere Überlegungen anstellen 
müssen, um zu klären, wo man die Nachfrage inner

-

halb der Bundesrepublik Deutschland und auch die 
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Investitionsgüterausrüstung stärken kann, und nicht 
versuchen sollten, die Unternehmen zu entlasten und 
über eine Erhöhung der Mehrwertsteuer die Binnen-
nachfrage zu schwächen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Lammert? 

Dr. Gautier (SPD): Wird das angerechnet? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Darauf kommt es 
doch nicht an! „Lebendigkeit" haben Sie 

doch gerade gesagt!) 
— Ich wollte ja nur wissen, ob das auf meine Redezeit 
angerechnet wird. Ich habe nämlich noch viele Noti-
zen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Sie ge-
statten eine Zwischenfrage? 

Dr. Gautier (SPD): Nein, wenn es angerechnet wird, 
dann nicht. Ich habe ziemlich viele Notizen, von de-
nen ich gerne einige abhandeln möchte. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wenn das Frau 
Süssmuth gehört hätte!) 

Wir Sozialdemokraten sind schon der Meinung, daß 
die Mehrwertsteuer in Europa im bestimmten Um-
fang harmonisiert werden muß. Bloß, wo ist denn die 
Konzeption der Regierung? Was will sie denn? Ist Sie 
mit den Vorschlägen der EG-Kommission einverstan-
den, eine Spannbreite von 14 bis 20 % zuzulassen? 
Halten Sie das für ausreichend? Der französische Mi-
nisterpräsident Rocard hat gesagt, so gehe es nicht. 
Frau Thatcher hat ebenfalls gesagt, so gehe es nicht. 
Diese Regierungen versuchen, ihre Positionen festzu-
nieten und in die Diskussion einzubringen. Die Bun-
desregierung hat sich zu dieser Frage bislang öffent-
lich überhaupt nicht geäußert. 

(Beifall bei der SPD) 
Uns würde es schon interessieren, ob Sie der Meinung 
sind, daß man in Spannbreiten arbeiten muß, mit ei-
nem Mindestgewerbesteuersatz, auf welcher Höhe, 
wie Sie in die Diskussion hineingehen. 

Die neue EG-Kommissarin, Frau Sc rivener, die für 
diesen Bereich zuständig ist, will bis Ap ril neue Vor-
schläge machen. Vielleicht wäre es gut, wenn die 
Bundesregierung bis dahin sagen würde, wie sie sich 
diesen Bereich vorstellt, um dann Politik zu beeinflus-
sen. 

Ich will zu einem zweiten Punkt im Bereich der 
Steuerharmonisierung kommen, zur Harmonisierung 
der Sonderverbrauchsteuern. Da geht es nicht so sehr 
um Alkohol und Tabak, obwohl das auch wichtig ist. 
Es geht vor allem um die Mineralölbesteuerung. Dazu 
schlägt die EG-Kommission einheitliche Sätze in ganz 
Europa auf der Grundlage von ECU-Sätzen vor. Teilt 
die Bundesregierung diese Position, ja oder nein? 

Wir Sozialdemokraten würden das schon etwas dif-
ferenzierter sehen. Meines Wissens regen sich auch in 
der CDU mehr Leute wie z. B. die niedersächsische 
Finanzministerin Frau Breuel, die in den letzten zwei 
Wochen häufiger davon gesprochen hat, daß man ge-
rade im Bereich der Energiebesteuerung auch ökolo-

gische und energiepolitische Aspekte miteinbeziehen 
muß. Die jetzigen Vorschläge der EG-Kommission zur 
Besteuerung von Mineralöl, sprich: Benzin und Die-
sel, gehen aber aus meiner Sicht exakt in die ver-
kehrte Richtung. Das heißt, wenn wir dieses Konzept 
der EG-Kommission akzeptieren, haben wir die 
Schwierigkeit, daß wir kein steuerpolitisches Instru-
mentarium mehr haben, um über die Setzung von 
Preissignalen die richtige Umwelt- und Energiepolitik 
betreiben zu können. Das gilt übrigens auch für die 
Verkehrspolitik. 

Es wäre ganz gut, wenn die Regierung sagen 
würde, wie sie dazu steht, ob sie der Meinung ist, daß 
wir in der Bundesrepublik Deutschland auch einen 
bestimmten Spielraum haben müßten, um z. B. im 
Bereich der Energiebesteuerung nach ökologischen 
Gesichtspunkten differenzieren zu können, ja oder 
nein. Herr Töpfer, Sie sind erfreulicherweise anwe-
send. Vielleicht können Sie für die Bundesregierung 
erklären, wie die Position ist. Wir kennen sie nicht. 

Nun haben Herr Kittelmann und auch andere, ins-
besondere Herr Haussmann, von der Festung Europa 
gesprochen. Es geht um außenwirtschaftspolitische 
Fragen. Die Japaner sehen die Entwicklung in Europa 
offensichtlich mit größerer Skepsis. Auch die Ameri-
kaner sehen sie mit größerer Skepsis. In den EFTA-
Ländern ist eine lebhafte Diskussion entfaltet worden. 
Auch die Entwicklungsländer diskutieren zuneh-
mend, wie es mit Europa weitergeht, wenn der ein-
heitliche europäische Binnenmarkt bis 1992 geschaf-
fen worden ist. 

Wir haben wohl überhaupt keine Probleme, unsere 
Beziehungen mit allen EFTA-Ländern weiter zu ver-
tiefen. Wir haben mit den EFTA-Ländern die Überein-
kunft, einen einheitlichen großen europäischen Wirt-
schaftsraum zu schaffen. Dazu stehen wir als Sozial-
demokraten. Wir haben lange, tiefe historische Bezie-
hungen zu fast allen EFTA-Ländern. Ich meine, daß 
wir die Kooperation im Zusammenhang mit der Ver-
wirklichung des Binnenmarktes ausbauen können. 

Herr Haussmann und auch andere reden davon, Sie 
wollten einen liberalen Außenhandel. Ich weiß nicht, 
ob man nicht ein bißchen an den Realitäten vorbei-
geht. Was haben wir z. B. erlebt? Die Amerikaner ha-
ben im letzten Jahr ihr Handelsgesetz verabschiedet. 
Sie haben doch das Prinzip der sektoralen Reziprozi-
tät eingeführt. Das wissen Sie doch. Zur gleichen Zeit 
haben wir auch auf europäischer Ebene im Augen-
blick die 2. Bankenkoordinierungsrichtlinie, wo das 
erste Mal das Prinzip der sektoralen Reziprozität ein-
geführt wird. In Bankenkreisen soll also nach dem 
Grundsatz „Wie du mir, so ich dir" verfahren werden. 
Wie stehen Sie denn dazu, z. B. im Ministerrat? 

Der Finanzausschuß des Deutschen Bundestages 
hat die großartige Leistung vollbracht, vor einem Mo-
nat dazu überhaupt nichts zu sagen, sondern das hier 
ohne Debatte passieren zu lassen. Heute stellen sich 
Redner der CDU und FDP hin und reden über einen 
freien Markt, machen aber zur gleichen Zeit bei einer 
EG-Gesetzgebung mit, die dort exakt das Gegenteil in 
diesem Bereich bewirkt. 

(Beifall bei der SPD) 
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Herr Haussmann, Sie fahren nach Amerika. Ich freue 
mich ja. Hoffentlich sprechen Sie dann E '92 nicht wie 
AIDS '92 aus. 

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich freue mich, daß Sie mit den Amerikanern verhan-
deln und deutlich machen wollen, wie liberale Han-
delspolitik aussehen soll. Was wollen Sie denn den 
Amerikanern bei dem hormonbehandelten Fleisch 
erklären? Wollen Sie erklären: „Das ist alles nicht so 
ganz nett und vielleicht anders, und so?" Die Positio-
nen sind doch völlig klar. Da verteidigen wir unsere 
eigenen Interessen, daß wir aus Gesundheitsgründen 
sagen: Wir haben das Recht, auch dort Normen zu 
setzen, die dann auch für die Importe gelten müssen. 
Das ist GATT-konform. Danach müssen sich auch die 
Amerikaner richten. Das ist doch Definition von Inter-
essen. Ich meine, es ist auch richtig, daß das so ge-
macht wird. 

Eine solche Definition von Interessen macht doch 
die Regierung selber mit. Falls Sie selber nicht die 
Abschlußerklärung von Rhodos gelesen haben, will 
ich Ihnen aus dieser Abschlußerklärung einmal etwas 
zitieren, wo z. B. Außenhandelspolitik mit techni-
schen Normen, ähnlich wie im Hormonbereich, mit 
Zustimmung von Kanzler Kohl gemacht wird. Es steht 
dort unter „Audiovisuelles Europa" — ich zitiere — 

(Staatsminister Frau Dr. Adam-Schwaetzer: 
„Eureka" steht da!) 

— Ja, da steht „Eureka". Ich habe es ein bißchen ver-
kürzt. 

Ich zitiere: 

Die europäische Norm und das europäische Sy-
stem für ein hochauflösendes Fernsehen, deren 
Demonstration am 23. September 1988 in Brigh-
ton ein Erfolg war, bilden die Grundlage für die 
Zukunft der audiovisuellen Indust rie in Europa. 

Weiter haben sie beschlossen, daß die Olympischen 
Spiele 1992 mit dem europäischen hochauflösenden 
Fernsehsystem übertragen werden. Das heißt, sie set-
zen einseitig Normen, wo im Augenblick noch welt-
weit Verhandlungen mit den Japanern und den USA 
stattfinden, welche Normen denn überhaupt weltweit 
anerkannt werden sollen. Sie machen, natürlich zum 
Schutz der europäischen Indust rie — das ist aus unse-
rer Sicht heraus natürlich verständlich — , Industrie-
normen. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Das ist anstän

-

dige Planung!) 

Das nennen wir im Prinzip auch anständige Planung. 
Wir finden es auch richtig, aber dann sagen Sie das 
doch auch! Reden Sie doch nicht immer von irgendei-
nem Scheinliberalismus, sondern sagen Sie auch, daß 
wir hier natürlich auch bestimmte Interessen verteidi-
gen! 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie übertreiben 
doch! Sie machen Nebensächlichkeit zur 

Hauptsache!) 

Nun noch ein Punkt in dem Bereich, wo man sich 
das auch aus meiner Sicht kaum noch anhören kann. 
Herr Haussmann hat heute morgen wieder darüber  

geredet, daß die verbleibenden nationalen Import-
kontingente fallen müßten. Gemeint sind natürlich 
die Importkontingente für Automobile in Frankreich 
und Italien. Was meinen Sie denn, was Ihnen die Fran-
zosen und die Italiener sagen? Die sagen: Erst mal seid 
Ihr als Deutsche ganz schön ruhig. Ihr habt euer Im-
portkohlekontingent, ihr habt euren innerdeutschen 
Handel usw. Da wollt ihr eure nationalen Interessen 
verteidigen, und wo wir aus industriepolitischen 
Gründen meinen, den Markt unserer kleinen Wagen 
vor der japanischen Konkurrenz stärker schützen zu 
müssen, da wollt ihr uns belehren, wie Außenhandels-
politik auszusehen hat? — Glauben Sie mit einer sol-
chen Position durchkommen zu können? Da sind Sie 
doch jetzt schon isoliert. Das heißt, Sie brauchen dort 
auch eine Außenhandelsindustriepolitik, die den, wie 
ich glaube, berechtigten Interessen dieser Länder mit 
Rechnung trägt. Von dorther glauben wir, daß man in 
diesen Fragen entweder zu einem vernünftigen Über-
einkommen mit Japan kommen oder im Zweifelsfall 
auch seine eigenen industriepolitischen, handelspoli-
tischen Interessen verteidigen muß. 

Herr Haussmann, Sie haben heute morgen über die 
Frage der Fusionskontrolle und des Mittelstands ge-
redet. Das war alles wirklich ganz interessant, was Sie 
heute gesagt haben. Die Frage, die sich für mich stellt, 
ist bloß: Wie soll denn die europäische Fusionskon-
trolle aussehen? Es ist klar: Wir brauchen eine euro-
päische Fusionskontrolle, weil nämlich der Markt ver-
größert wird und Marktmacht natürlich auch etwas 
mit Marktgröße zu tun hat und wir dieses auf europäi-
scher Ebene eben kontrollieren müssen. Wir haben 
dazu auch als Sozialdemokraten eine Reihe von Eck-
punkten, nämlich zur Höhe der Aufgriffsschwelle, 
auch zur Beteiligung der betroffenen Mitgliedstaaten 
im Verfahren bei der europäischen Fusionskontrolle. 
Wir haben auch als Sozialdemokraten deutlich gesagt, 
daß man zwischen den rein wettbewerbsrechtlichen 
und den industriepolitischen Aspekten, die bei dem 
Verordnungsentwurf vermischt werden, trennen und 
möglichst in einem zweistufigen Wettbewerbsverfah-
ren auch auf europäischer Ebene vorangehen sollte. 

Die Bundesregierung sagt in europäischen Gremien 
offensichtlich ebenfalls, daß da Industriepolitik und 
Wettbewerb zuviel vermischt werden, scheint aber 
doch völlig isoliert zu sein; denn offensichtlich steht es 
doch im Augenblick 11: 1 im Ministerrat. Das verstehe 
ich auch, Herr Haussmann. Ich verstehe, daß Sie mit 
dieser Position keiner ernst nimmt; denn warum ist die 
Bundesregierung unter den anderen isoliert? Die an-
deren Staaten sehen doch mit Interesse, wie dieselbe 
Bundesregierung, die in Brüssel wettbewerbspoliti-
sche Aspekte in den Vordergrund stellt, in Deutsch-
land die größte industriepolitisch begründete Fusion 
zwischen MBB und Daimler betreibt. Dann kann man 
nicht in Brüssel auftreten und sagen: Wir sind hier die 
großen Wettbewerbshüter. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Es gibt doch inner

-

halb der EG viel größere Zusammen

-

schlüsse!) 

— Immer mit der Ruhe. 

Meine Damen und Herren, auf meiner Liste stehen 
noch ein paar Punkte, von denen ich gerne, wenn ich 
die Zeit habe, noch einige abhandeln möchte. Ich 
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möchte zu dem Punkt des Kapitalmarkts kommen. Wir 
haben in der Bundesrepublik Deutschland immer 
schon einen relativ liberalen Kapitalmarkt gehabt. Wir 
haben im letzten Jahr das Wunder vollbracht, daß 
— auch ohne Diskussion im Deutschen Bundestag  — 
die  Kapitalmarktsliberalisierungsrichtlinien im Juni 
im EG-Ministerrat verabschiedet worden sind. Das 
begrüßen wir im Prinzip, weil die freie Allokation von 
Ressourcen dort schon vernünftig ist. Aber reicht es 
denn aus, einfach zu sagen: Wir liberalisieren den 
Kapitalmarkt? Oder muß man nicht begleitende Poli-
tiken dazu machen? 

Wir haben immer gesagt, daß das allein nicht aus-
reicht. Jetzt erfahren Sie selber, daß das allein nicht 
ausreicht, nämlich an dem schönen Beispiel Quellen-
steuer. Dazu erfährt man im Radio und in der Zeitung 
immer unheimlich schön: „Bringen Sie Ihr Geld nach 
Luxemburg! ", und dieses und jenes. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Inzwischen ist es 
schon wieder vorbei! — Bohl [CDU/CSU]: 

Dann hätten die Leute kaum noch Geld!) 

— Oder: „Bringen Sie es außerhalb der EG in die 
Schweiz!"  

Herr Wirtschaftsminister, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der Koalition, wir wissen ja, daß Ihnen 
das Thema unangenehm ist. Aber Sie kommen jetzt 
auch noch auf die Idee, diese Quellensteuerkonzep-
tion auf die europäische Ebene zu übertragen. Das ist 
ja wohl Ihre Konzeption. Haben Sie sich denn nicht 
einmal überlegt, ob es vielleicht vernünftiger wäre, 
daß die Bundesregierung von Ihrer Haltung dort her-
unterkommt und zur Übereinkunft zwischen Europa-
rat und OECD über eine Zusammenarbeit zwischen 
den Steuerverwaltungen zurückkehrt, weil dort die 
EG-Länder und die EFTA-Länder vertreten sind und 
weil wir dann zu Steuerehrlichkeit bei der Besteue-
rung von Kapitaleinkünften kämen, statt den hoff-
nungslosen Versuch zu machen, überall in Europa 
10 % Quellensteuer à la Bundesrepublik Deutschland 
einzuführen? 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Andere haben schon eine höhere, wie 

Sie wissen!) 

— Warten Sie ab! 

Der zweite Punkt, den ich hier habe, ist die Kapital-
marktliberalisierung. Wir haben heute auch die Richt-
linien des Rates zur Koordinierung der Vorschriften 
betreffend Insider-Geschäfte auf der Tagesordnung. 
Wunderbar! Der Finanzausschuß des Deutschen Bun-
destages lehnt den Entwurf dieser Richtlinie ab und ist 
für eine freiwillige deutsche Regelung zur Kontrolle 
von Insider-Geschäften. Die Mehrheit des Finanzaus-
schusses war wahrscheinlich wieder einmal nicht auf 
der Höhe des Geschehens. Heute morgen steht in der 
Zeitung — es ist süffisant, was darin alles steht — fol-
gendes. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Welche Zeitung?) 

—Das steht wahrscheinlich in allen. Ich zitiere aus der 
„Frankfurter Rundschau" : 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Danke!) 

Wenn die Bundesregierung, die bislang in Brüs-
sel die Position der hiesigen Börsen vertreten hat, 
dort völlig isoliert werde, könne er ihr nicht emp-
fehlen, allein stehend unterzugehen. 

Der „er" war Rüdiger von Rosen, der Geschäftsführer 
der Börsenarbeitsgemeinschaft. Er hat jetzt eine ge-
setzliche Regelung empfohlen, nämlich eine europäi-
sche gesetzliche Regelung zur Kontrolle von Insider-
Geschäften. Und wir beschließen heute wahrschein-
lich mehrheitlich im Bundestag, das abzulehnen, ob-
wohl die Bundesregierung auch dort völlig isoliert ist. 
Statt zu fragen: „Wie und mit welchen Inhalten wollen 
wir eine europäische Gesetzgebung konstruktiv ge-
stalten?", beziehen wir alte Positionen, die nicht wei-
terführen. 

Zum Bereich von Kapitalmarktliberalisierung und 
Niederlassungsfreiheit von Banken gehören natürlich 
auch bestimmte Verbraucherschutzaspekte. Es ist 
doch völlig klar, daß wir auch solche Themen parallel 
dazu angehen müssen. Denn Binnenmarkt kann doch 
nicht nur eine reine Liberalisierungsstrategie sein, 
sondern muß auch Verbraucherschutzinteressen und 
Umweltschutz zum Inhalt haben. Wo haben wir im 
Bankenbereich auf europäischer Ebene die Sicherung 
von Kleinsparern? Was passiert, wenn wir nach der 
Bankenkoordinierungs-Richtlinie und dem freien Ka

-

pitalverkehr Niederlassungen ausländischer Banken 
haben, die in ihrem Heimatland kontrolliert werden 
und auf der Grundlage des EG-Rechts ihren Finanz-
abschluß machen, Banken, die keinen Spareinleger-
schutz haben und vielleicht einmal pleite gehen? Sol-
len wir dem deutschen Sparer sagen: Deine 20 000, 
30 000 DM sind weg? Auch in diesem Bereich brau-
chen wir also Initiativen der Regierung, die die Inte-
gration der verschiedensten Politiken in den Vorder-
grund stellen, statt sich einfach nur so zu verhalten, 
wie es Herr Haussmann heute morgen wieder schön 
vorgeführt hat: Wir liberalisieren alles, und anschlie-
ßend ist die Welt schon in Ordnung. 

Dazu brauchen wir — das ist der letzte Punkt zur 
Kapitalmarktliberalisierung — mittelfristig natürlich 
auch ein besseres Instrumenta rium zur Kontrolle der 
Geld- und Zinspolitik. Wir brauchen eine Verstär-
kung des Europäischen Währungssystems. Wir haben 
deswegen im vorigen Jahr auch die Initiative von 
Herrn Genscher — es war offensichtlich eine Privat-
initiative; sie wurde ja nicht zur Regierungsinitiative 
erklärt — begrüßt, daß das Europäische Währungssy-
stem auch mit dem Ziel ausgebaut werden soll, es 
stärker zu institutionalisieren und ihm auf die Dauer 
mehr Kompetenzen in Richtung einer unabhängigen 
Noten- und Zentralbankpolitik in Europa zu geben. 
Bedauerlicherweise ist Herr Genscher schon in seiner 
eigenen Regierung damit nicht durchgedrungen. 

Wir warten auf den Be richt des Kommissionspräsi-
denten Jacques Delors. Wir sind fest überzeugt, daß 
Jacques Delors als Sozialist diese Fragen besser wird 
angehen können und daß er eine bessere Perspektive 
zu entwickeln vermag, als es im Augenblick die Re-
gierung kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Hins-
ken [CDU/CSU]: Der ist ein anderer Sozialist 

als Sie, Herr Gautier!) 
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Wir wollen den europäischen Binnenmarkt. Wir 

wollen ihn in einer Integration als Teil einer Liberali-
sierung, aber mit einer Kooperation im Bereich der 
Regionalpolitik, mit einer regionalen Kohärenz, mit 
einer sozialen Kohärenz und auch mit dem Schutz von 
Umwelt und Verbrauchern in Europa. Dies ist unsere 
sozialdemokratische Konzeption. Ich glaube, auf die-
sem Wege können wir, wenn wir einen Teil davon 
verwirklichen werden, beruhigt in Richtung 1992 se-
hen. 

Schönen Dank. 
(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: Wo 
war Ihre Konzeption? Die habe ich gar nicht 

gehört!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die heutige 
Debatte vermittelt mir so eine dumpfe Ahnung, wie 
schwierig es sein wird, im Europawahlkampf, im 
Wahlkampf zum Europäischen Parlament, die Bürger 
zu interessieren. So ganz lebhaft und so ganz an kon-
kreten Problemen orientiert ist das ja heute nicht. In-
sofern, Herr Gautier, bin ich Ihnen dankbar dafür, daß 
Sie ein paar sehr konkrete Probleme angesprochen 
haben; natürlich sind wir nicht in allen Punkten einer 
Meinung. 

(Dr. Gautier [SPD]: Das habe ich auch gar 
nicht gesagt!) 

— Nein, nein, das können Sie auch nicht behaupten, 
das geht ja nicht gut. 

Werden, meine Damen und Herren, die Bürger der 
EG am 1. Januar 1993 nun aufwachen und sich in 
einem anderen, einem völlig neuen Europa wiederfin-
den? Das werden sie natürlich nicht! Sie werden am 
1. Januar 1993 auch keine europäische Währung ha-
ben, auch keine europäische Zentralbank. Der Bericht 
von Jacques Delors wird Sie bei den Erwartungen, die 
Sie genannt haben, enttäuschen, Herr Gautier; so viel 
kann ich Ihnen vorhersagen. Wir werden am 1. Januar 
1993 auch nicht einheitliche Verbrauchsteuern und 
eine einheitliche Mehrwertsteuer, leider auch nicht 
einheitliche Umweltvorschriften haben. Und wir wer-
den auch nicht ein einheitliches Sozialsystem ha-
ben. 

Werden wir nun am 1. Januar 1993 trotzdem den 
einheitlichen europäischen Binnenmarkt haben? Die 
Antwort lautet aus meiner Sicht eindeutig: Ja, wir 
werden ihn haben. 

(Zuruf von der SPD: Mit unterschiedlichen 
Steuersätzen!) 

Das klingt sicherlich sehr widersprüchlich, aber nur 
auf den ersten Blick. Das ist es nämlich nicht. Und das 
ist es deswegen nicht, weil die von mir mit Nein beant-
worteten Fragen langfristig wünschbare Ziele anspre-
chen, aber sie sind keine Essentials — ich weiß, daß es 
manchem schwerfällt, das so zu sehen — , keine Con-
ditio sine qua non für das Funktionieren des gemein-
samen Marktes, des Binnenmarktes. 

Solche unerläßlichen Voraussetzungen, Vorbedin-
gungen sind: vereinheitlichte Normen und Standards,  

liberalisierte Kapitalmärkte, Wegfall aller Hindernisse 
für den grenzüberschreitenden Warenverkehr, ge-
genseitige Anerkennung von Diplomen und Zeugnis-
sen und — wo immer Vereinheitlichung nicht mög-
lich, aber unerläßlich ist — der Wettbewerb der Sy-
steme. Dieser Wettbewerb wird in manchen Fällen 
schneller, unbürokratischer und reibungsloser zu har-
monisierten Bedingungen führen als immer mehr Re-
geln und Vorschriften. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sicherlich, meine Damen und Herren, ist es wün-
schenswert und auf Dauer notwendig, die Mehrwert-
steuersätze in der EG zu harmonisieren. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das kann man 
wohl sagen!) 

Die Bundesregierung, Herr Gautier, hat deutlich ge-
sagt: 14 bis 20 % Spanne ist eine Diskussionsgrund-
lage für uns. Das Verrechnungsthema an den Grenzen 
bedarf weiterer Diskussion. Es ist nicht so, als sei dazu 
nichts gesagt worden. Aber die Frage ist, wer die Har-
monisierung dieser Mehrwertsteuersätze eigentlich 
schneller bewirkt: die Finanzminister oder der Markt. 
Es gibt einen wesentlichen Unterschied: Der Wettbe-
werb der Systeme führt in der Tendenz zu einer Har-
monisierung nach unten, die Finanzminister werden 
eher so viel wie möglich aus den Taschen der Bürger 
herausholen wollen. 

Die Verbrauchsteueranhebung in der Bundesrepu-
blik zum 1. Januar war im übrigen ein erster Schritt in 
Richtung auf ein europäisches Steuerniveau. Der Bin-
nenmarkt der Vereinigten Staaten lebt seit jeher mit 
unterschiedlichen Verbrauchsteuersätzen, auch 
heute noch, und niemand hat das bisher gestört. 

Richtig ist, Herr Gautier, daß man versuchen muß, 
über das Thema Quellensteuer zu sprechen. Und es 
wird — davon bin ich fest überzeugt, ob wir oder Sie es 
nun wollen oder nicht oder ob Sie die andere Lösung 
wollen, die Sie hier genannt haben, von der wir nichts 
halten — eine einheitliche europäische Quellensteuer 
geben. Es wird auch eine einheitliche Kapitalertrag-
steuer geben; denn sonst haben Sie keinen wirklich 
offenen Kapitalmarkt in der Europäischen Gemein-
schaft. 

Zu dem Thema „Insider-Richtlinien": Herr Gautier, 
Sie haben aus der „Frankfurter Rundschau" zitiert, 
und manchmal hat man ja auch diese Zeitung in der 
Tasche, jedenfalls ich. So ganz korrekt haben Sie nicht 
zitiert. Herr von Rosen hat darauf hingewiesen, daß 
die Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Wertpapier-
börsen, für die er da spricht — das gleiche gilt übri-
gens in dieser Frage für die Haltung meiner Partei —, 
einer freiwilligen Regelung nach wie vor den Vorzug 
geben würde, daß man aber dann — und das ist doch 
ein Problem, dem wir uns in den europäischen Mini-
sterräten häufig genug gegenübersehen —, wenn 
man elf gegen eins steht, nicht mit deutschem Wider-
spruch eine europäische Regelung verhindern wird. 
Deshalb werden wir uns dann vielleicht auch mit ge-
setzlichen Insider-Regeln zurechtfinden müssen, die 
dann in ihrer Konsequenz vermutlich zu so etwas wie 
der SEC in New York, nämlich zu einer Aktien-Ober-
aufsichtsbehörde in Europa, führen müssen, mit ei- 
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nem gewaltigen Kontroll-, Behörden- und Beamten-
apparat. Da liegt eine der großen Schwierigkeiten. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Graf 
Lambsdorff, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Wenn es kurz gemacht 
wird, aber mehr können es nicht sein; Frau Wieczo-
rek. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Herr Kollege Lambs-
dorff, heißt das, daß Ihre Fraktion oder auch die ande-
ren Regierungsfraktionen heute zu der Frage der Insi-
der-Richtlinie entgegen dem Votum, das Sie im Fi-
nanzausschuß getroffen haben, stimmen werden? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Ich weiß jetzt nicht, auf 
welches Votum Sie abheben. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Es ist der entspre-
chende Tagesordnungspunkt, der heute nachmittag 
zur Abstimmung steht. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Wir sind der Meinung, 
daß eine freiwillige Regelung vorzuziehen ist, daß wir 
uns aber dann, wenn es in Europa zu einer gesetzli-
chen Regelung kommen soll und eine überwiegende 
Mehrzahl unserer Partnerländer dies empfiehlt, damit 
auseinandersetzen und das schließlich akzeptieren 
müssen, wenn auch nicht gerne. Das wird uns noch in 
vielen Fällen so ergehen, daß wir Mehrheitsentschei-
dungen akzeptieren müssen, wenn auch nicht gerne. 
Aber das ist nun einmal Europa. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das haben wir 
gerade wieder festgestellt!) 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Gatter-
mann? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Jawohl. 

Gattermann (FDP): Graf Lambsdorff, könnten Sie 
mir bestätigen, daß die verehrten Kolleginnen und 
Kollegen der SPD-Fraktion im Finanzausschuß nicht 
etwa gegen dieses Votum gestimmt haben, sondern 
sich lediglich der Stimme enthalten haben? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Verehrter Herr Kollege 
Gattermann, ich kann Ihnen das selbstverständlich 
aus eigener Wahrnehmung und Kenntnis nicht bestä-
tigen, weil ich die Protokolle nicht lese. Wenn mich 
aber in Ihrer Person der Vorsitzende des Finanzaus-
schusses danach fragt und dieses behauptet, dann 
bestätige ich es Ihnen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Da 
hat er eine echte Information bekommen!) 

— Natürlich, dafür sind wir doch hier, Herr Ehmke. 
Ihnen muß ja auch zum zweitenmal die Information 
gegeben werden, daß Herr Genscher heute in Wien ist 
und sich zur Stunde mit Herrn Schewardnadse be-
spricht. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Deswegen kann ja 
der Kanzler hier  sein!)  

— Dann hätten Sie sich ja die unfreundliche Bemer-
kung über den zweiten ersparen können. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Nein, nein, nein!) 

Immer sogleich in einem Aufwasch alle beide. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Einer von beiden 
muß hier sein! — Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]: Unanständig war das, Herr Ehmke!) 

Sonst auf herzliche Freundschaft, Umarmung und 
Vereinnahmung, aber dann einmal schnell einen Tritt 
in die Hacken, da ist der „Hotte" Ehmke immer da-
bei. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ihr solltet selbst 
darauf bestehen!) 

Meine Damen und Herren, der gemeinsame Bin-
nenmarkt ist die große Chance für mehr Deregulie-
rung, für mehr Flexibilität und für mehr Markt in der 
EG. Das Gute daran ist: Aus diesem Zwang zu mehr 
Liberalität in der Wirtschaft der EG ist kein Entkom-
men möglich, weder für Konservative noch für Sozia-
listen. Die Unternehmen haben sich überall in Europa 
und in der Welt auf den gemeinsamen Binnenmarkt 
längst eingestellt. Europa '92 ist längst so etwas wie 
eine „self-fulfilling prophecy" geworden. Überspitzt 
formuliert: Wir brauchen nicht mehr die politischen 
Entscheidungen; die Unternehmen werden sich so 
verhalten, und sie werden den gemeinsamen Binnen-
markt auf jeden Fall schaffen. 

Die Chancen für die exportorientierten deutschen 
Unternehmen stehen dabei nicht schlecht. Eine Wirt-
schaft, die auf den Weltmärkten erfolgreich ist, kann 
auch auf dem gemeinsamen Binnenmarkt nichts ver-
lieren; sie kann nur gewinnen. Wer im Wettbewerb 
flexibel und anpassungsfähig ist, braucht deshalb 
keine Angst vor dem Expe riment Europa zu haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Dieser gemeinsame Markt heißt Deregulierung, 
mehr Wettbewerb, heißt Kostensenkung. Davon wer-
den nicht nur die Unternehmen und Arbeitnehmer 
profitieren, sondern in erster Linie die Verbraucher, 
und das sind wir alle: Rentner, Unternehmer und Ar-
beitnehmer. 

Der Wettbewerb der Systeme bedeutet aber auch: 
Partnerstaaten mit niedrigem Kostenniveau, Herr 
Ehmke, mit niedriger Regelungsdichte werden gar 
nicht daran denken, diesen Wettbewerbsvorteil auf-
zugeben. Spanien und Portugal werben um Investitio-
nen auch mit dem Hinweis auf geringere Löhne, Mög-
lichkeiten der Sonntagsarbeit und geringeres Mitbe-
stimmungsniveau. Sie haben ja völlig recht, wenn Sie 
Frau Thatcher kritisieren. Nur gehen Sie bitte zu 
Herrn Gonzales und sagen Sie Ihren sozialistischen 
Freunden in Spanien, sie möchten sich für ein ebenso 
hohes Niveau der Sozialleistungen und der Löhne ein-
setzen. Er lacht Sie aus, und die Gewerkschaften dort 
tun es auch, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und aus deren Sicht völlig zu Recht. Denn wenn wir 
ihnen diese Möglichkeiten nehmen wollten, dann 
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würden wir ihnen die Möglichkeit, die Lage ihrer Län-
der zu verbessern, abwürgen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Herr Lambsdorff, 
das ist nicht das Problem! Das wissen Sie!) 

— Doch, das ist wohl das Problem. — Das hat natürlich 
Folgen für Investitionsentscheidungen, gewollte Fol-
gen. So manches deutsche Großunternehmen wird zu 
prüfen haben, ob es sich die bei uns übliche Ferti-
gungstiefe angesichts dieser Kostenkonkurrenz ei-
gentlich noch leisten kann. 

In dem großen Bereich der Dienstleistungen, Ban-
ken, Versicherung, Verkehr — bei uns alles schön 
abgeschottet — wird sich neuer und verstärkter Wett-
bewerb auf den kaufkräftigen deutschen Markt kon-
zentrieren. Dieser verstärkte Wettbewerb der Stand-
orte wird manchen aus dem Dornröschenschlaf auf 
abgeschotteten Märkten sehr unsanft aufwecken; 
diese gibt es überall in der Gemeinschaft, auch bei 
uns. Mit Besitzstandsdenken und Status-quo-Mentali-
tät kann man in diesem Wettbewerb nicht mehr beste-
hen. Es ist ein gewaltiger Irrtum, zu glauben, wir 
könnten in der Bundesrepublik am Fernmeldemono-
pol festhalten, während ringsum die Telekommunika-
tionsmärkte liberalisiert werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn die Kosten in London nur halb so hoch sind wie 
bei uns, dann werden die Unternehmen ihre Daten-
verarbeitung und damit Arbeitsplätze in einem der 
wachstumsträchtigsten Märkte dorthin verlagern. Das 
ist die Wirklichkeit. 

Der Gesetzgeber kann hier übrigens nur den Rah-
men schaffen. In vielen Fällen entscheiden über die 
Standortbedingungen im einzelnen die Tarifpar-
telen. Das ist so gewollt. Aber die Tarifpartner können 
dann nicht die Folgen ihrer Entscheidungen auf den 
Staat abladen. 

Meine Damen und Herren, Herr Ehmke und andere 
haben davon gesprochen: Die vielbeschworene so-
ziale Dimension des Binnenmarkts bedeutet keine 
Preisgabe unserer sozialen Errungenschaften. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das wird auch am Thema Mitbestimmung deutlich. 
Meine Partei, die FDP, hat die 76er Mitbestimmung 
mit geschaffen. Diese hat sich bewährt, und wir stehen 
zu ihr. Aber ein Exportartikel wird sie nicht werden. 
Der DGB-Vorsitzende soll mit dem Petitum, die Mit-
bestimmung woanders einzuführen, nicht zur Bun-
desregierung kommen; er soll seine europäischen Ge-
werkschaftskollegen einmal überzeugen, daß diese 
sie haben wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Er ist sogar der Vor

-

sitzende der internationalen Gewerkschafts

-

bewegung!) 

In einem Bereich, meine Damen und Herren, muß 
die Bundesrepublik nach unserer Überzeugung hart 
bleiben: beim Arbeitsschutz. Unfallverhütung darf 
nicht zu Lasten des Gesundheitsschutzes der Arbeit-
nehmer eingeschränkt werden. Aus diesem Grund ist 
der Entwurf der Kommission für eine Maschinenricht-
linie vollständig unakzeptabel. 

Offen bleibt die Frage, wie eine europäische Unter-
nehmensverfassung aussehen kann. Wie werden wir 
da das Mitbestimmungsproblem gemeinschaftlich lö-
sen können? Denn wir brauchen ein multieuropäi-
sches Unternehmensrecht. 

Im gemeinsamen Binnenmarkt wird die Verantwor-
tung für die Umweltpolitik immer mehr auf die EG 
übergehen. Die großen Umweltprobleme können 
nicht mehr im nationalen Alleingang gelöst werden. 
Es gibt eine europäische Umweltverantwortung. Wir 
fordern deshalb eine europäische Umweltpolitik. Für 
Produkte müssen im gemeinsamen Binnenmarkt ein-
heitliche Umweltstandards festgelegt werden. In den 
anderen Ländern der Gemeinschaft entwickelt sich — 
das  wissen wir — teilweise erst das Umweltbewußt-
sein. Der Bundesrepublik wird deshalb noch lange 
eine Vorreiterrolle zufallen. Aber das Ergebnis kann 
und wird nicht sein, daß sich unsere Partner immer 
dem deutschen Niveau anpassen werden. 

Es gibt einen positiven Lichtblick: Der Europäische 
Gerichtshof hat vor kurzem entschieden, daß der freie 
Warenverkehr in bestimmten Fällen hinter dem Um-
weltschutz zurücktreten muß. Das halten wir für rich-
tig, und das erlaubt auch dort, wo es nötig ist, künftig 
nationale Alleingänge. 

Es wird auch in der Währungspolitik nicht so rasch 
vorangehen, wie dies manche wünschen. Übereilte 
Schritte in Richtung auf eine Währungsunion wären 
sogar gefährlich. Solange es erhebliche Disparitäten 
in der Gemeinschaft gibt — arme und reiche Länder, 
Länder mit hohen und niedrigen Sozialstandards, mit 
großer und geringerer Preisstabilität — , so lange wer-
den von Zeit zu Zeit Wechselkursanpassungen nötig 
sein. Wird dieser Ausweg abgeschnitten, können die 
Spannungen nur auf andere Weise, insbesondere 
durch gewaltige Transferleistungen, in erträglichen 
Grenzen gehalten werden. Das würde die Gemein-
schaft weit stärker belasten als gelegentliche Realign-
ments im EWS. Nur auf der Basis wirtschaftlicher und 
finanzieller Konvergenz kann deshalb eine gemein-
same europäische Währung mit einer unabhängigen, 
auf Stabilität verpflichteten Notenbank aufgebaut 
werden. Aber das sollte dann auch geschehen. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Weng [Gerungen] 
[FDP]) 

Ebenso wichtig wie der innere Ausbau der Gemein-
schaft sind die Außenbeziehungen. Der Gemeinsame 
Markt wird nur dann seine positiven Wirkungen voll 
entfalten, wenn die Grenzen auch nach außen offen 
bleiben. Feierliche Bekenntnisse gegen die „Festung 
Europa" allein nützen nichts. Wir sind gegen Rezipro-
zität; Herr Gautier, ich hoffe, Sie auch; dann sind wir 
uns völlig einig. Ich habe auch Bedenken, was sich die 
EG in puncto hochauflösendes Fernsehen einfallen 
läßt — es sei denn, es ist das Eröffnungssignal an Japa-
ner und Amerikaner, sich nun zusammenzusetzen 
und einen gemeinsamen Weltstandard in dieser Frage 
zu entwickeln, was ja wohl von der technischen Seite 
her vernünftig wäre. 

Sperren gegen Autoimporte aus Japan haben wir 
vor acht oder zehn Jahren verhindert, ohne daß uns 
die Importkohle entgegengehalten wurde. Das muß 
auch jetzt möglich sein. 
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Die Kommission will die Niederlassung von Banken 
aus Drittstaaten reglementieren. Das ist Reziprozität. 
Die Gemeinschaft versucht, ihre Chip-Produktion ge-
gen ausländische Konkurrenz abzuschotten. 

Im Zusammenhang mit dem Agrarsektor — ich will 
es nicht vertiefen; ich gucke Herrn von Heereman 
an — ist noch eine Menge zu tun. Zum Hormonstreit 
folgendes. Sie sagen, das Hormonverbot sei GATT-
konform. Die Amerikaner sagen, ihre Retorsionsmaß-
nahmen seien GATT-konform. Damit, daß jeder sagt, 
seine Maßnahme sei GATT-konform, ist nichts ge-
wonnen. Gehen wir doch in das Streitschlichtungsver-
fahren des GATT, lassen es dort entscheiden und un-
terwerfen uns dieser Entscheidung. Das ist der einzige 
Weg. Es kann doch nicht jeder behaupten, er habe 
recht. Damit kommt man am Ende nicht weiter. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Behaupten 
schon!) 

— Man kann es zwar behaupten, aber man kann sich 
nicht durchsetzen. 

Die Liberalen, meine Damen und Herren, wollen 
nicht irgendein Europa; wir wollen das liberale 
Europa für freiheitliche Bürger. Deshalb genügen uns 
Kommission und Ministerrat nicht. Ohne ein richtiges 
Europäisches Parlament wird die EG von nationalen 
Ministern und europäischen Bürokraten regiert wer-
den. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: So ist es!) 

Gerade der britische Premierminister sollte sich an die 
angloamerikanische Weisheit erinnern: No taxation 
without representation. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Graf Lambsdorff, 
wo ist Ihr Antrag dazu?) 

Europa 1992: ein großer Schritt nach vorne. Wir 
Liberalen stehen zu den Zielen des Binnenmarktes. 
Wir werden alles tun, um sein Zustandekommen zu 
fördern. 

Es geht nicht um ein Papier mehr oder weniger, lie-
ber Herr Ehmke, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Erst bringen Sie es 
ein!) 

oder um einen Antrag mehr oder weniger. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das war also nur 
für Show!) 

Es gibt ja einen Antrag der Koalition. Es geht um jah-
relange intensive Arbeit und nicht darum, weiteres 
Papier zu bedrucken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Staatsminister für Bundes- und Europaangele-
genheiten des Freistaates Bayern. 

Staatsminister Dr. von Waldenfels (Bayern): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Länder der Bundesrepublik Deutschland beken-
nen sich zur Einheit des freien Europa. Der Freistaat 
Bayern sieht darin eine Voraussetzung für eine ge-
samteuropäische Friedensordnung. Die Bayerische 

Staatsregierung wird auch künftig die Weiterentwick-
lung der Europäischen Gemeinschaft in Richtung auf 
eine Europäische Union unterstützen. Wir wünschen 
uns aber ein selbstbewußteres und an unseren Inter-
essen orientiertes Auftreten unserer Vertreter in den 
europäischen Organen. 

Unser Ziel ist ein föderatives Europa. Kulturelle 
Eigenarten und gesellschaftliche Vielfalt Europas sind 
Stärken, nicht Schwächen. Nur föderale Strukturen 
können sie erhalten; nur föderale Strukturen gewähr-
leisten die Bürgernähe der Entscheidungen und eine 
ausgewogene Wirtschaftsentwicklung. 

Leider ist davon auszugehen, daß fast alle EG-Mit-
gliedstaaten an die uns vertrauten Verfahren und ver-
fassungsrechtlichen Kompetenzbeschränkungen ei-
ner Föderation nicht gewöhnt sind. Daher sollten 
Bund und Länder in ihren Bemühungen nicht nachlas-
sen, den föderalen Staatsaufbau der Bundesrepublik 
Deutschland als Modell für Europa herauszustellen. 
Aus diesem Grund sind länderfeindliche Töne 
— gleich, aus welcher Ecke sie kommen — europa-
feindlich. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Kann man sich das künftige Europa denn überhaupt 
als Zentralverwaltungsstaat vorstellen? Denn Zentral-
verwaltung heißt Hegemonie der Zentrale. — Binnen-
markt: Ja. Brüsseler Zentralismus: Nein. 

Dies gilt um so mehr, als unsere Partner in der Euro-
papolitik zweispurig fahren. Einerseits halten sie sehr 
viel betonter als die Bundesregierung am nationalen 
Souveränitätsvorbehalt fest. Das zeigt sich in den 
Verfahren der Europäischen Politischen Zusammen-
arbeit, der EPZ, ebenso wie im Konsensprinzip, das im 
Europäischen Rat der Staats- und Regierungschefs 
üblich und vorgeschrieben ist. Am deutlichsten wird 
dieser Kurs von der britischen Premierministerin Mar-
gret Thatcher artikuliert; aber auch kleinere Mitglied-
staaten wie Irland, Dänemark und Griechenland beto-
nen bei jeder sich bietenden Gelegenheit ihre Souve-
ränität und behalten sich alle entsprechenden Rechte 
vor. 

Andererseits betreiben unsere EG-Partner zum Teil 
wesentlich ausgeprägter als wir eine pragmatische, 
interessenorientierte und straff zwischen den nationa-
len Ressorts koordinierte EG-Europapolitik. Selbst 
Kompetenzüberschreitungen des europäischen Ge-
setzgebers oder der Durchgriffsverwaltung der EG-
Kommission widersetzen sie sich nicht, wenn die ein-
schlägigen Maßnahmen wirtschaftliche Vorteile ver-
sprechen. Man denkt an den Souveränitätsvorbehalt, 
unter dem man letztlich alles gestellt sieht. 

Die Einheitliche Europäische Akte läßt diesen 
zweispurigen europapolitischen Kurs zu. Ja, sie for-
dert ihn geradezu heraus; denn sie hat das Prinzip der 
Supranationalität de facto und de jure auf die Wirt-
schaftsintegration eingegrenzt. Auf dem Altar der 
Wirtschaftsintegration den föderalen Staatsaufbau 
der Bundesrepublik Deutschland zu opfern wäre aber 
eine falsche Politik. 

Leider muß ich darauf hinweisen, daß wir es mit 
einer solchen Politik in Ansätzen bereits zu tun haben. 
Manche Politikbereiche sind davon mehr betroffen, 
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manche weniger. Ich greife Beispiele aus der Bil-
dungs-, der Kultur- und der Strukturpolitik heraus. 

Bildung und Kultur sind zentrale Politikbereiche, 
aber keine erstrangigen Bestimmungsfaktoren für 
den europäischen Binnenmarkt. Der Gemeinschaft 
wurde daher keine umfassende Kompetenz übertra-
gen. Nur dort, wo es zur Erreichung ihrer wirtschaft-
lichen und sozialen Ziele erforderlich ist, besitzt die 
Gemeinschaft Teilkompetenzen. Ich nenne hier das 
freie Niederlassungsrecht. Voraussetzung für seine 
Durchführung ist die Anerkennung der Diplome. Ich 
denke weiter an die Notwendigkeit, die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten in der Gemeinschaft zu verbes-
sern. In Art. 128 des EWG-Vertrages wurde der Ge-
meinschaft daher die Aufgabe übertragen, „allge-
meine Grundsätze" für die Berufsausbildung festzu-
legen. Gegen die Wahrnehmung dieser Teilkompe-
tenzen der EG haben wir keine Bedenken. Im Gegen-
teil, wir begrüßen die endgültige Verabschiedung der 
Richtlinie über die gegenseitige Anerkennung der 
Hochschuldiplome. 

Wogegen sich aber die Länder mit Entschiedenheit 
im Bundesrat gewandt haben, sind Maßnahmen der 
Europäischen Gemeinschaft, für die im primären Ge-
meinschaftsrecht keine Grundlagen vorhanden sind. 

In diesem Zusammenhang verweise ich auf die Mit-
teilung der Kommission über die Bildung in der Euro-
päischen Gemeinschaft und hier insbesondere auf 
den Teil, der die mittelfristige Perspektive 1989 bis 
1992 behandelt. Er stellt ein ins einzelne gehendes 
Aktionsprogramm dar. 

Ich erinnere weiterhin an die Entschließung des 
Rates und der im Rat vereinigten Bildungsminister zur 
Gesundheitserziehung in Schulen, zur Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Umweltbildung, zur Verbrau-
chererziehung in den P rimar- und Sekundarschulen 
und zur Förderung der Innovation im weiterführenden 
Schulwesen. Außerdem liegt uns eine Mitteilung der 
EG-Kommission zum Fremdsprachenunterricht vor. 
Man hat den Eindruck, die Brüsseler Bürokratie hält 
die Verantwortlichen für Bildungspolitik in den Mit-
gliedstaaten für europafeindliche Zeloten. 

Meine Damen und Herren, ein Stück aus dem Toll-
haus hat sich der Rat der Arbeits- und Sozialminister 
am 16. Dezember des vergangenen Jahres geleistet. 
Gegen die Stimme der Bundesrepublik, gegen die 
Stimmen Frankreichs und Großbritanniens wurde 
eine Entscheidung über ein Programm zur Entwick-
lung und Durchführung grenzüberschreitender Aus-
bildungsprogramme verabschiedet. Ich will mich mit 
den Vorzügen — Zuwendungen in Höhe von 500 Mil-
lionen DM an die finanzschwachen Mitgliedstaaten — 
und Nachteilen dieses Programms mit der phantasie-
anregenden Bezeichnung „COMETT II" nicht weiter 
auseinandersetzen. Es geht mir darum, auf die miß-
bräuchlich-extensive Auslegung des schon erwähn-
ten Art. 128 des EWG-Vertrages hinzuweisen; denn 
hier wurden keine „allgemeinen Grundsätze" verab-
schiedet, sondern ein detailliertes Bildungs-, Durch-
führungs- und Finanzierungsprogramm. 

Wir sind der Auffassung, daß dieser Rechtsakt dem 
Europäischen Gerichtshof zur Überprüfung vorgelegt 
werden muß, und bitten die Bundesregierung, entwe-

der selbst Klage beim Europäischen Gerichtshof zu 
erheben oder einer eventuellen Klage Großbritan-
niens oder Frankreichs beizutreten. Wenn der Euro-
päische Gerichtshof hier nicht einschreitet, könnte der 
EG-Ministerrat künftig mit einfacher Mehrheit jeden 
Bildungsgegenstand mit Qualifikation für einen be-
stimmten Beruf oder eine bestimmte Beschäftigung an 
sich ziehen, seine Entscheidungen mit einem Förder-
programm zwecks Mehrheitsbeschaffung versehen. 
Er könnte alle Mitgliedstaaten anweisen, was sie im 
einzelnen zu tun haben. Die Kulturhoheit der Länder 
der Bundesrepublik Deutschland wäre dann nur noch 
eine leere Hülse. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Landtage wären um einen zentralen Regelungs-
bereich gebracht. Der föderale Staatsaufbau in der 
Bundesrepublik Deutschland wäre bis auf sein Skelett 
abgemagert. 

Eine weitere Kompetenzüberschreitung der Ge-
meinschaft bahnt sich auf dem Gebiet der Rundfunk-
hoheit an. Dem Ministerrat liegt ein Vorschlag der 
Kommission zur Koordinierung bestimmter Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Ausübung der Rundfunktätigkeit vor. Diese 
Richtlinie würde in den Kernbereich der Rundfunkho-
heit der Länder eingreifen. Die EG-Kommission ist 
sich offensichtlich der Tatsache voll bewußt, daß der 
Gemeinschaft im Bereich der Kulturpolitik keine 
Rechtsetzungsbefugnisse zugewiesen worden sind. 
Um dennoch eine Gemeinschaftszuständigkeit zu 
konstruieren, stellt der Kommissionsvorschlag nicht 
auf die kulturelle und gesellschaftspolitische Funktion 
des Rundfunks ab, sondern auf seine sehr begrenzte 
wirtschaftliche. 

Dieser Versuch einer Aufspaltung der Rechtset-
zungsbefugnisse in eine wirtschaftliche Teilkompe-
tenz, von der behauptet wird, sie falle unter Bestim-
mungen des EWG-Vertrages, und in eine andere, die 
bei den Mitgliedstaaten verbleibe, ist als Methode 
höchst fragwürdig. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ein glatter Umge

-

hungstatbestand!) 

Für nahezu alle Lebenssachverhalte lassen sich näm-
lich wirtschaftliche Bezüge konstruieren. Auf diesem 
Weg könnte die EG eine Zuständigkeit nach der ande-
ren beanspruchen. Es wäre nur noch eine Frage der 
Zeit, wann bei Anwendung dieser Methode der Deut-
sche Bundestag in die Lage käme, in der sich die 
Landtage schon heute befinden. 

Ein ernster Konflikt mit Brüssel in der Rundfunk-
frage konnte bisher vermieden werden, weil die glei-
che Materie im Europarat und auf europäisch-multila-
teraler Basis verhandelt wird. Diese Verhandlungen 
stehen vor dem Abschluß. Ihr Ergebnis bedarf der 
Ratifizierung durch die nationalen gesetzgebenden 
Gewalten und wahrt auf diese Weise die Rechte. 

Der hier angesprochene grundsätzliche Kompe-
tenzkonflikt mit der Europäischen Gemeinschaft ist 
damit noch nicht gelöst. Rechtsakte der EG, die in 
Überschreitung ihrer Kompetenzen ergehen, sind 
durch die Ratifizierungsgesetze zu den Gründungs- 
und Änderungsverträgen der Europäischen Gemein- 
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schaft nicht gedeckt. Setzen die Gemeinschaftsorgane 
ihre diesbezügliche Praxis fort, muß dies zu einem 
ernsten Verfassungskonflikt führen. In einem solchen 
Streit wird nicht nur der Europäische Gerichtshof zu 
judizieren haben. 

Die Länder, meine Damen und Herren, setzen sich 
für die Wahrung ihrer Belange im Rahmen der Wirt

-schaftsintegration derzeit allein mit politischen und 
noch nicht mit juristischen Mitteln ein. Bayern wird 
seine Bemühungen fortsetzen, im Rahmen der Mit-
wirkungsrechte der Länder über den Bundesrat seine 
wesentlichen Interessen und die Gesetzgebungskom-
petenzen der Landtage zu wahren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Bayern stützt sich dabei auf die Grundsätze, die die 
Ministerpräsidenten der Länder im Oktober 1987 fest-
gelegt haben. Im Vordergrund steht dabei die Bedeu-
tung des Subsidiaritätsprinzips für das Europa von 
heute. Für das politische Europa von morgen sollten 
die Grundsätze des Föderalismus auch dort bekannt-
gemacht werden, wo einschlägige Traditionen nicht 
bestehen. 

Der Gedankenaustausch zwischen dem Präsiden-
ten Delors und den Ministerpräsidenten im Mai 1988 
in der Bayerischen Landesvertretung hat für das ge-
genseitige Verständnis zumindest eine Basis geschaf-
fen. 

Leider lassen die Vorschläge der Kommission an 
den Rat und einseitige Initiativen der Kommission die-
ses Verständnis noch nicht erkennen. 

Große Sorgen bereitet uns derzeit die Auslegung 
des Art. 48 Abs. 4 des EWG-Vertrages. Dort heißt es 
wörtlich: 

Dieser Artikel findet keine Anwendung auf die 
Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung. 

Die EG-Kommission sieht das anders. Sie vertritt die 
Auffassung, daß diese Vorschrift nur für die Hoheits-
verwaltung gilt. Die Dienstleistungsverwaltung sei 
davon ausgenommen. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Bayern teilt diese Rechtsauffassung nicht 

(Hinsken [CDU/CSU]: Ist auch richtig!) 

und bittet die Bundesregierung, der Rechtsauffassung 
der Kommission entgegenzutreten. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Andernfalls werden die verfassungsrechtlich vorge-
gebenen unverzichtbaren Grundstrukturen des deut-
schen öffentlichen Dienstes in Frage gestellt. Keines-
falls darf es zur pauschalen Öffnung ganzer Sachbe-
reiche des öffentlichen Dienstes kommen. Aufgaben, 
die besonders wichtige Belange der staatlichen Ge-
meinschaft berühren, müssen auch künftig durch ei-
gene Staatsangehörige erledigt werden. 

Der Bundesrat hat dazu in seinem Beschluß vom 
18. März 1988 eindeutig und in dem hier dargelegten 
Sinne Stellung genommen. 

Erhebliche Probleme bereitet uns auch die europäi-
sche Exekutive, die Kommission, in der Regionalpoli-
tik. Die regionale Wirtschaftsförderung mußte auf ihr 

Verlangen hin erheblich beschnitten werden. Der 
Versuch, über eine sogenannte De-minimis-Regelung 
wenigstens zu vernünftigen Bagatellgrenzen zu kom-
men, hat bisher leider noch nicht zu bef riedigenden 
Ergebnissen geführt. Das ist um so besorgniserregen-
der, als die Zustimmung der Bundesrepublik Deutsch-
land zur Grundverordnung über die reformierten 
Strukturfonds der Europäischen Gemeinschaft nur in 
der Erwartung gegeben worden ist, daß es hinsichtlich 
der Förderung aus Landesmitteln in der Bundesrepu-
blik zu einer vernünftigen Regelung kommt. 

Erhebliche Bedenken haben die Länder auch bei 
der vorgesehenen Mittelvergabe bei den EG-Struk-
turfonds. Die Mittelverwaltung erfolgt zentralistisch 
in ihrer negativsten Ausformung. Die Vorschläge ent-
sprechen nicht unseren ordnungspolitischen Vorstel-
lungen. Sie räumen der EG-Kommission Mitsprache-
rechte bei Verwaltungsentscheidungen ein, die nach 
deutschem Verfassungsrecht nicht einmal dem Bund 
im Verhältnis zu den Ländern zustehen. 

Zur Durchsetzung des Subsidiaritätsprinzips in 
Brüssel und zur Beachtung unseres föderalen Staats-
aufbaus durch die Organe der Europäischen Gemein-
schaft brauchen wir in der Bundesrepublik Deutsch-
land einen breiten Konsens. Nur wenn wir die Eigen-
staatlichkeit und Eigenständigkeit der Länder vertei-
digen, dienen wir auch der europäischen Integra-
tion. 

Die heutige Debatte im Deutschen Bundestag 
macht deutlich, daß sich die internationale Politik in 
einer Phase beschleunigten Wandels befindet. In die-
ser Lage darf es die Bundesrepublik Deutschland 
nicht zulassen, daß eine wichtige institutionelle Ga-
rantie des Selbstbestimmungsrechts der Deutschen, 
nämlich der föderale Staatsaufbau, auf dem Umweg 
über Brüssel seiner politischen Substanz entkleidet 
wird. Bayern jedenfalls würde eine solche Entwick-
lung nicht hinnehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Peter (Kassel). 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Lambsdorff, wenn Sie Ihren 
Antrag über die Funktionsaufwertung des Europäi-
schen Parlamentes hier im Bundestag tatsächlich ein-
gebracht hätten, dann könnten wir dem Herrn Staats-
minister aus Bayern auch begründen und eine Ant-
wort darauf geben, warum es eigentlich ein Leidens-
vortrag war, den wir eben gehört haben. Das hängt 
nämlich mit dem Elend der europäischen Gesetzge-
bung zusammen. Wenn man das einmal auf Bundes-
ebene übertragen würde, hätten wir die Situation, daß 
nur von der Bundesregierung Gesetzesinitiativen ein-
gebracht werden könnten, daß nur von der Versamm-
lung der Länderministerpräsidenten unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit Beschlüsse gefaßt werden könnten 
und daß sich der Bundestag nur so ein bißchen neben-
her an der Diskussion beteiligen, aber letztlich nichts 
entscheiden könnte. Damit werden europäische Pro-
bleme aus dem Blickfeld der öffentlichen Kontrolle 
abgezogen; sie landen tatsächlich in Hinterstübchen. 
Von daher ist es bedauerlich, daß Sie den zweiten 
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Schritt, nachdem Sie angesetzt haben, nicht getan 
haben, und hier im Parlament nicht den Antrag für 
eine Funktionsaufwertung des Europäischen Parla-
ments eingebracht haben. 

Wenn wir uns eine Sonderausgabe des „Handels-
blatts" vor Augen führen, in der sich zu Beginn des 
Jahres alles, was Rang und Namen in der Bundesre-
publik hat, zur Frage der Standortbeurteilung der 
Bundesrepublik Deutschland äußert, fällt auf, daß der 
Präsident der Europäischen Kommission, Jacques De-
lors, seinen Beitrag folgendermaßen beginnt: 

Wir würden uns die Ausgestaltung des sozialen 
Raums des künftigen Europa zu einfach machen, 
wollten wir unsere Verpflichtungen für die euro-
päischen Arbeitnehmer mit dem Vertrauen auf 
die positiven Folgen des wirtschaftlichen Wachs-
tums als erfüllt ansehen. 

Der Präsident der Europäischen Kommission hat of-
fenbar gute Gründe dafür gehabt, dieses Zitat an den 
Anfang seines Beitrags zu stellen. Es ist fast so, als 
hätte er den wirtschaftspolitischen Beitrag der Bun-
desregierung zur Debatte des Bundestages am heuti-
gen Tage vorausgeahnt. Denn dort ist tatsächlich das, 
was den Arbeitnehmern angeboten wird, weitgehend 
das Prinzip Hoffnung. Dort werden 5 Millionen Ar-
beitsplätze aus dem Cecchini-Bericht zitiert. Der Cec-
chini-Bericht wird allerdings in seinen Aussagen 
nicht vollständig ausgewertet, erstens, Herr Schwörer, 
daß eine Rahmenbedingung für die 5 Millionen Ar-
beitsplätze eine offensive Arbeitsmarktpolitik dar-
stellt, die wir von den konservativen Regierungen, die 
im Rat entscheiden, einfach nicht erwarten. Zweitens 
wird gesagt: Es wird Anpassungsschwierigkeiten in 
den ersten Jahren des europäischen Binnenmarktes 
geben, die nicht mehr, sondern weniger Arbeitsplätze 
in einer Übergangszeit zur Folge haben. Auf diese 
Situation muß man sich einstellen; dann kann man 
von einem tatsächlichen Ernstnehmen der Interessen 
der Arbeitnehmer in Europa sprechen und ein soziales 
Europa als Zielvorstellung begründen. 

(Beifall bei der SPD) 

Den Ton dieser Melodie des Prinzips Hoffnung ge-
ben die Repräsentanten der deutschen Wirtschaft an. 
Symbolischen Stellenwert hat inzwischen das Memo-
randum zur Europapolitik des Bundesverbandes der 
deutschen Industrie  vorn November 1987. Es enthielt 
damals die Aufforderung an die Bundesregierung, die 
deutsche Präsidentschaft im Rat der EG zu einer Dere-
gulierungsoffensive zu nutzen. Als Druckmittel wird 
das Argument eingesetzt, durch überzogene Sozialre-
gelungen, überhöhte Lohnkosten und Lohnzusatzko-
sten und hohe Besteuerung des Unternehmensge-
winns sei der Industriestandort Bundesrepublik ge-
fährdet. 

Dr. Klaus Murmann und Dr. Tyll Necker geben 
zwar im „Handelsblatt" — offensichtlich unter dem 
Eindruck der deutschen Exporterfolge und wohl auch 
aus der Einsicht der von ihnen selbst mit dieser The-
matik verursachten zurückgehenden Akzeptanz des 
Binnenmarktes — zu, die Befürchtung, der Industrie-
standort Bundesrepublik sei gefährdet, sei überzogen, 
aber im Kern wird die Deregulierungsthese aufrecht-
erhalten. Tyll Necker sagt: „Wichtige Parameter un-

ternehmerischer Standortentscheidungen sind Regu-
lierungsdichte, Arbeitszeitvorschriften, Arbeitskosten 
und Unternehmenssteuern." Dabei sagt er ganz rich-
tig: „Steuern sind aus unternehmerisch-betriebswirt-
schaftlicher Sicht Kosten für die öffentlichen Leistun-
gen, die den Unternehmen an ihren Produktions-
standorten zugute kommen. " Wenn das so ist, müssen 
natürlich Leistung und Gegenleistung übereinstim-
men. 

Daraus ergibt sich eine Rechtfertigung für unser 
Finanz- und Steuersystem, denn offensichtlich ist In-
frastruktur in der Bundesrepublik Deutschland, die 
von den Gemeinden auch wegen der Existenz der 
Gewerbesteuer bereitgestellt wird, offensichtlich ist 
sozialer Konsens, ist soziale Sicherheit, ist sozialer 
Standard ein Vorteil, der darin begründet liegt, daß 
wir in der Bundesrepublik Regelungsdichte — wir sa-
gen dazu: soziale Sicherungsrechte —, daß wir in der 
Bundesrepublik Lohnnebenkosten — das sind die 
Beiträge für das System der sozialen Sicherung — und 
daß wir in der Bundesrepublik auch Unternehmens-
steuern haben. Preis und Leistung müssen stimmen. 
Es wird ja immer gesagt: Für unterschiedliche Autoty-
pen gibt man unterschiedlich viel Geld aus. Ich bin 
sicher, intelligente Unternehmer werden den dem An-
gebot entsprechenden Preis auch in der Bundesrepu-
blik zahlen. Von daher geht tatsächlich ein Gespenst 
um in Europa, das Gespenst der Standortgefährdung 
in der Bundesrepublik Deutschland, Herr Graf 
Lambsdorff. 

Wen wundert es da, daß Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, Betriebsräte und Gewerkschaften be-
fürchten, das Projekt Binnenmarkt 1992 werde zum 
Trojanischen Pferd, um die nationale Strategie des 
Sozialabbaus durch das gleichzeitige Herausheben 
der wirtschaftlichen Chancen des Binnenmarktes und 
der Drohung mit dem Attraktivitätsverlust des Indu-
striestandorts Bundesrepublik europapolitisch durch-
zusetzen? In der Tat ist es richtig, daß bei der zuneh-
menden Angleichung der wirtschaftlichen Verhält-
nisse unterschiedliche soziale Standards als Druck-
mittel der Unternehmen eingesetzt werden können 
und eingesetzt werden. Bet riebsräte von international 
kooperierenden Unternehmen in der Bundesrepublik 
wissen, wie das abläuft. So ist „Sozialdumping" zu 
einem Modewort des Jahres 1988 geworden. Die Ver-
ursacher dieses Modewortes sollten einmal in sich 
gehen und sich überlegen, ob das mit der Europäi-
schen Union und mit dem Europa der Bürger nun tat-
sächlich so ernst gemeint ist, wenn ihre Forderungen 
auf der Seite der Arbeitnehmer und der Gewerkschaf-
ten Befürchtungen vor Sozialdumping hervorrufen. 
Das sollte tatsächlich einmal überprüft werden! 

Allerdings sind die auf Befürchtungen zurückge-
henden Formulierungen derjenigen, die von Sozial-
dumping sprechen, meines Erachtens überzogen. 
Man kann manchmal den Eindruck haben, die Bun-
desrepublik sei eine sozialstaatliche Insel innerhalb 
der EG, und in den anderen Ländern herrschten noch 
Sklaven- und Kinderarbeitsverhältnisse; es gelte also, 
ausschließlich einen Abwehrkampf zu führen. Dem ist 
nicht so. Graf Lambsdorff, die deutschen Gewerk-
schaften haben eben im Europäischen Gewerk-
schaftsbund mit den Kollegen aus anderen Gewerk- 
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schaften Forderungen durchgesetzt, die zum Ergebnis 
haben, daß es Konsens darüber gibt, daß Information, 
Beteiligung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
zum europäischen Programm der Gewerkschaften ge-
hören. Auch hier wird wieder mit Gespensterargu-
mentation gearbeitet. Aber es kann natürlich sein, daß 
man bei den vielen Papieren auf EG-Ebene nicht im-
mer auf dem Stand der Diskussion ist. 

Wer sich vergegenwärtigt, wie es in anderen Län-
dern aussieht, der wird auch im sozialen Bereich — 
Herr  Bundesarbeitsminister, Sie werden ja sicherlich 
darauf eingehen — schnell zu der Erkenntnis kom-
men, daß die Bundesrepublik keineswegs überall 
Spitze ist. Im Arbeitskampfrecht ist Italien aus ge-
werkschaftlicher Sicht vorn. In Bezug auf soziale In-
frastruktur für erwerbstätige Frauen wie Kinderhorte, 
Ganztagsschulen ist Frankreich vorbildlich. Der ar-
beitsrechtliche Schutz in Belgien und Dänemark un-
terscheidet sich qualitativ nicht wesentlich von dem in 
der Bunderepublik. Die Alterssicherung, die Siche-
rung gegen das Risiko der Pflegebedürftigkeit ist in 
den Niederlanden vorbildlicher geregelt als durch 
den Versuch, den Sie im Gesundheits-Reformgesetz 
unternommen haben. Die Reihe ließe sich fortset-
zen. 

Wir meinen, die richtige sozialstaatliche Antwort 
auf diese Diskussion ist: Wir müssen die Sozialstaats-
vorstellungen auf die europäische Ebene heben. Wir 
müssen die Idee der sozialen Demokratie zum essen-
tiellen Bestandteil der deutschen Europapolitik ma-
chen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dieses Konzept eines sozialen Europa muß vor allen 
Dingen konkret sein, auf jeden Fall konkreter als die 
allgemeinen Aussagen der Bundesregierung zum So-
zialraum, die den Begriff Sozialraum zu einer Beruhi-
gungsformel machen und die nicht mehr als unver-
bindliche Streicheleinheiten an die Gewerkschaften 
sind. Konkrete sozialpolitische Forderungen machen 
es der Bundesregierung allerdings schwer, auf euro-
päischer Ebene mit einem sozialen Heiligenschein 
einherzugehen — wie nach dem Gipfel von Hannover 
auf nationaler Ebene — , wenn sie weiterhin wichtige 
Elemente des Sozialstaats außer Kraft setzt und im 
Europäischen Rat hinter verschlossenen Türen offen-
sichtlich so wenig offensiv auftritt, daß die christde-
mokratischen Europa-Parlamentarier gemeinsam mit 
den sozialistischen Europa-Parlamentariern Grund 
haben, erheblichen Zweifel an der sozialpolitischen 
Offensivkraft der Bundesregierung zu äußern. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr Bötsch, eine Politik der sozialen Demokratie in 
Europa kann die nationale Seite nicht ausklammern. 
Wer auf nationaler Ebene Sozialabbau betreibt, des-
sen Forderung nach dem europäischen Sozialraum 
und nach Berücksichtigung der sozialen Dimension 
bei der Entwicklung des Binnenmarktes wird zur 
Sprücheklopferei. 

Elemente der Konkretisierung sind — erstens — : 
das politische Bekenntnis auch des Wirtschaftsmini-
sters, daß sozialer Frieden, Wohlstand für alle, Siche-
rung der Bevölkerung gegen die Lebensrisiken Alter, 
Krankheit, Arbeitslosigkeit, Invalidität, Qualifikation  

sowie gute Infrastruktur auch der Gemeinden ökono-
mische Standortvorteile sind und — zweitens — daß 
solche Standortvorteile auch für die Unternehmen ih-
ren angemessenen Preis haben müssen. Necker hat es 
ja gesagt, aber die falsche Schlußfolgerung gezogen. 
Es ist bedauerlich, daß sich der Wirtschaftsminister 
und der Sprecher der FDP diesen falschen Schlußfol-
gerungen angeschlossen haben. Dadurch wird dem 
Bekenntnis des Wirtschaftsministers zum Standort-
vorteil im Hinblick auf den sozialen Konsens — auch 
wieder im „Handelsblatt" — selbst die Glaubwürdig-
keit entzogen. Wer freiwillig dafür eintritt, die Preise 
für die öffentliche Infrastruktur zu senken, der ver-
schenkt volkswirtschaftliches Vermögen der Bundes-
republik. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Da erscheint der Bundesarbeitsminister wie der Ru-
fer in der Wüste, der — wiederum im „Handelsblatt" 
— ein klares Bekenntnis zum Standortvorteil im Be-
zug auf die Mitbestimmung der deutschen Arbeitneh-
mer ablegt. Es bleibt zu fragen, Herr Blüm, ob dieses 
Bekenntnis dann auch politisch gegenüber Ihrem Ko-
alitionspartner trägt und durchzusetzen ist. Ich bin 
neugierig, was Sie hier heute von dieser Stelle aus für 
die Bundesregierung zur Sicherung der Mitbestim-
mung und zur Durchsetzung von Mitwirkungs- und 
Mitbestimmungsrechten sagen werden und sagen 
können. 

Drittens. Wir benötigen ein Konzept in bezug auf 
konkrete politische Forderungen, wie sie unser An-
trag „Europäischer Binnenmarkt und soziale Demo-
kratie" enthält. Es geht darum, einen Katalog von 
sozialen Schutzrechten durchzusetzen, der überall in 
Europa eine Mindestsicherung der Sozialstandards 
garantiert, und da wird es konkret: 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Da wird es 
unkonkret!) 

keine Arbeit ohne Arbeitsvertrag, Sozialversiche-
rungspflichtigkeit jeder Erwerbsarbeit, Festlegung 
der Arbeitszeithöchstdauer, Regelung der Nacht- und 
Wochenendarbeit, Verankerung des Rechts auf Bil-
dung, Aus- und Weiterbildung, Festschreibung der 
Rechte der Gewerkschaften, Beteiligung, Information 
und Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei Unterneh-
mensentscheidungen, Mutterschutz, Elternurlaub. Zu 
diesen Fragen, Frau Kollegin Beck-Oberdorf, werden 
Sie sich sicherlich noch äußern. 

Die Kommission muß auf dieser Grundlage ein ge-
schlossenes Konzept für die Sozialpolitik der Gemein-
schaft vorlegen und vor allen Dingen einen präzisen 
Zeitrahmen vorgeben. Es hilft uns gar nichts, Graf 
Lambsdorff, wenn man sagt, am 1. Januar 1993 ist der 
Binnenmarkt noch nicht in Ordnung. Uns kommt es 
auf die gleiche Geschwindigkeit an; uns kommt es 
darauf an, daß nicht auf der Binnenmarktseite Vollgas 
gegeben wird und auf der sozialpolitischen Seite mit 
Spargang gefahren wird. Das ist das Entscheidende 
dabei. 

(Beifall bei der SPD — Frau Beck-Oberdorf 
[GRÜNE]: Aber es wird so sein!) 

Wir fordern alle diejenigen, die in der Vergangen-
heit den historischen Kampf der Arbeitnehmer um 
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den nationalen Sozialstaat getragen haben, von seiten 
der Gewerkschaften, von seiten der katholischen So-
ziallehre, auch von seiten der FDP in der soziallibera-
len Koalition, auf, die Übertragung der Sozialstaats

-

idee auf die europäische Ebene zu unterstützen. Das 
wäre heute ein tatsächlicher Beitrag zum sozialen Eu-
ropa 1993. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wie 
in einer Lebensbiographie so haben auch geschichtli-
che Entwicklungen ihre Phasen. Sicherlich gab es 
eine Nachkriegsphase des Enthusiasmus, in dem 
Schlagbäume zur Seite gerückt wurden, Europa sich 
in Fackeln und Lagerfeuern deutlich machte. Immer-
hin hat diese Phase dazu geführt, daß aus Feinden 
Freunde wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es folgte eine Phase der Institutionen, auch der Ver-
waltungen und der Bürokratien. Die Gefahr besteht 
und bestand, daß dieses bürokratische Europa den 
Funken verglimmen läßt. Deshalb, glaube ich, ist das 
Thema Binnenmarkt 1992 das Thema einer Vitalisie-
rung des Europagedankens, und zwar nicht auf der 
Höhe der Theorie, sondern handhabbar und konkret, 
denn die Wirtschaft ist noch immer eine der konkreten 
existentiellen Lebensweisen. Ich bin auch ganz sicher, 
daß das Europäische Parlament, daß wir jetzt wählen, 
am Ende seiner Legislaturperiode ein anderes Ge-
wicht haben wird, als es dies am Beginn hatte. Der 
europäische Binnenmarkt wird ein Beitrag dazu sein, 
europäische Innenpolitik entstehen zu lassen. 

(Sellin [GRÜNE]: Aushöhlung des Asyl

-

rechts!) 

Ich glaube sogar, daß die Veränderungen in der 
UdSSR, Stichwort Perestroika — nicht zuletzt eine 
vorausschauende, vorauseilende Antwort kluger So-
wjetstrategen auf diese neue Wirtschaftskraft des 
freien Europas ist, der keine Staatswirtschaft gewach-
sen ist. 

Wenn ich von Binnenmarkt spreche, dann denke 
ich nicht nur an Bilanzen, dann kann das nicht nur 
eine Wirtschaftsgröße sein. Dieser Binnenmarkt ist 
ohne soziale Norm nicht denkbar. Eine Wirtschaft 
ohne soziale Rücksicht wäre nicht nur inhuman, sie 
wäre auch dumm. Eine Sozialpolitik nur zur nachträg-
lichen Korrektur dessen, was wirtschaftliche Entwick-
lung vorlegt, ist ohne Sinn und ohne Verstand, so wie 
eine Sozialpolitik ohne wirtschaftliche Rücksicht-
nahme, ohne Rücksicht auf die Quelle, aus der sie 
schöpft, dumm und reaktionär wäre. Der Binnenmarkt 
selbst bringt sozialen Schub: 5 Millionen neue Ar-
beitsplätze, 1 Million für uns, das rechnen kluge Leute 
aus. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Das wollen wir 
erst einmal sehen!) 

— Seien Sie doch nicht so pessimistisch! Auch Opti-
mismus löst Schub aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir versprechen uns vom europäischen Binnenmarkt 
einen Schub auf dem europäischen Arbeitsmarkt. — 
Die  Arbeit ist noch immer die Quelle aller Sozialpoli-
tik. Arbeit kann durch keine soziale Unterstützung 
ausgeglichen werden. 

Den europäischen Sozialraum verstehe ich nicht als 
Einöde; verstehe ich nicht als Nivellierung, weder als 
Nivellierung auf der Maximalhöhe noch auf dem Mi-
nimum. 

Herr Kollege Peter, ein europäischer Sozialraum auf 
der Höhe unseres Sozialstaats — Sie haben das Thema 
genannt — würde — das habe ich aus dem Europäi-
schen Parlament gehört — in Europa 1 000 Milliarden 
DM kosten. Wir sind in der Tat Spitze in Europa. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es: „Spitze in 
Europa" !) 

Sie haben die Frage gestellt: Wir sind Spitze in 
Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darin stimmen wir überein: Unseren Sozialstaat, die 
Errungenschaften von Generationen können und wol-
len wir der europäischen Integration nicht opfern. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Dummes Zeug! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

— Wenn Sie mich unbedingt reizen wollen, möchte 
ich Ihnen sagen: Unter der sozialistischen Regierung 
in Spanien gibt es eine Lohnfortzahlung von vier Ta-
gen, in Belgien von sieben Tagen, während wir eine 
von sechs Wochen haben. Soll ich Ihnen mal sagen, 
wie hoch z. B. die Zuzahlung für Medikamente im 
sozialistisch regierten Frankreich ist? Sie ist dreimal so 
hoch, wie jemals bei uns während der Beratungen zur 
Gesundheitsreform auch nur diskutiert. Ich bin nur 
darauf gebracht worden, weil der Kollege Peter dies 
thematisiert hat. 

Ich will für uns festhalten — ich hoffe, darin stim-
men wir überein — , daß unser Sozialstaat einer euro-
päischen Integration nicht zur Disposition gestellt 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wäre gut, wenn das eine übereinstimmende Mei-
nung aller wäre, die hier politische Verantwortung 
tragen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Da ist doch ganz 
vordergründig!) 

Deshalb rufe ich auch die Sozialpartner, Gewerk-
schaften wie Arbeitgeber, auf, mit uns einen gemein-
samen Beitrag zur europäischen Sozialpolitik zu lei-
sten — nicht zu einer Sozialpolitik, die in Gefahr steht, 
sich sozusagen in rheto rische Lyrik zu verflüchti-
gen — , ganz der besten sozialpolitischen Tradition 
treu zu bleiben: 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ohne Armut!) 

konkret, handfest, zum Anfassen. Das ist im übrigen 
auch das Sensorium der Arbeitnehmer, daß sie sich 
nicht durch Worte abspeisen lassen. 



8734 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 119. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 19. Januar 1989 

Bundesminister Dr. Blüm 

Unseren Beitrag zu einem europäischen Arbeits-
schutz beginnen wir mit einem gemeinsamen Sicher-
heitsstandard in den Betrieben für die europäischen 
Arbeitnehmer bei gefährlichen Arbeitsstoffen, im 
Maschinenschutz. Darum kämpfen wir. Wir haben in 
unserer Präsidentschaft mehr Richtlinien als zehn Prä-
sidentschaften vor uns auf die Bahn gebracht. Wir 
arbeiten weiter daran. 

(Sellin [GRÜNE]: Verwässert!) 
Wir haben z. B. eine Richtlinie zum Verbot von krebs-
erregenden Stoffen während der deutschen Präsi-
dentschaft verabschiedet, und wir müssen auf diesem 
Weg weitermachen. Ich denke, die Richtlinie ist für 
die Arbeitnehmer, für die Arbeitgeber, für die Produ-
zenten wie die Konsumenten. Die europäische Grenz-
richtlinie, die im Dezember 1988 verabschiedet 
wurde, erlaubt uns, künftig schneller und für erheb-
lich mehr gefährliche Stoffe Grenzwerte auf dem EG-
Raum zu schaffen. 

Weiter nenne ich Mindestvorschriften für die Si-
cherheit des Arbeitsplatzes. Das wäre ein ganz hand-
fester Beitrag, den europäischen Sozialraum erlebbar 
zu machen, ihn nicht nur auf dem Papier zu verwirk-
lichen. Ich plädiere dafür, der besten Tradition der 
Sozialpolitik treu zu bleiben. Das wären konkrete, er-
lebbare Fortschritte für Millionen von Arbeitneh-
mern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Welche?) 

Ich gebe zu, daß die Maschinenrichtlinie, gegen die 
wir gestimmt haben, für eine Übergangszeit die Ge-
fahr heraufbeschworen hat, daß unser Sicherheits-
standard gefährdet wird. Die Richtlinie ist noch nicht 
in Kraft. Wir werden alles dazu tun, geeignete Verbes-
serungen zu ermöglichen. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Bundesminister? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Wenn das auf die Zeit nicht angerechnet 
wird. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Kollege Blüm, würden 
Sie mir zustimmen, daß es vielleicht mehr Chancen 
gegeben hätte, bei der Verabschiedung der Maschi-
nenrichtlinie Unterstützung zu bekommen, wenn Sie 
den Weg hier ins Parlament, in den Bundestag gegan-
gen wären und die Diskussion über die Maschinen-
richtlinie damit hätte öffentlich gemacht werden kön-
nen? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Die Frage hat drau

-

ßen keiner kapiert!) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Die Diskussionen über die Maschinenrichtlinie 
standen nicht unter Datenschutz; sie sind auch hier in 
der Bundesrepublik öffentlich geführt worden. Ich bin 
im übrigen, Herr Kollege Peter, für jede Unterstützung 
dankbar. Deshalb sage ich ja mit meinem Plädoyer, 
für das ich hier stehe, daß wir hier in der Bundesrepu-
blik, Gewerkschaften, Arbeitgeber, Opposition und 
Regierung, unseren gemeinsamen Beitrag für einen 
europäischen Sozialraum leisten sollten. 

Meine Damen und Herren, ich will noch eines sa-
gen. Über den Industriestandort Bundesrepublik wird 
viel diskutiert. Stellen wir unser Licht doch nicht unter 
den Scheffel! Einer unserer größten Vorsprünge be-
steht in einem Ausmaß sozialen Friedens, wie es in 
ganz Europa nicht zu sehen ist. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Noch!) 

Wir haben den geringsten Ausfall durch Arbeits-
kämpfe. Das ist auch ein Beitrag für ein sozial befrie-
detes Europa. Das Europa, das wir uns wünschen, ist 
nicht das Europa des Klassenkampfes, sondern der 
Partnerschaft. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Daß wir ein so hohes Maß der Kooperation haben, 
ist auch das Ergebnis einer sozialen Kultur der Pa rt

-nerschaft, der wir uns auch weiterhin verpflichtet füh-
len. Deshalb: Unsere Mitbestimmung wird der euro-
päischen Einigung nicht geopfert. Sie ist eine Quelle, 
aus der die Zusammenarbeit der Sozialpartner in un-
serem Land gespeist wird. Ich denke an die Tarifau-
tonomie, die Selbstverwaltung, alles unverzichtbare 
Bestandteile unseres Sozialstaates, die uns ein hohes 
Maß sozialer Befriedung und ein hohes Maß des sozia-
len Wohlstandes geschaffen haben. 

Auch in Europa brauchen wir den Dialog der So-
zialpartner. Ich rufe Gewerkschaften und Arbeitge-
berverbände auf, auch den europäischen Dialog zu 
suchen, Vereinbarungen zu treffen, die der EG-Ver-
trag zuläßt, die Grundlage für Rechtsakte der Ge-
meinschaften und damit auch einen Sockel von sozia-
len Grundrechten zu schaffen. 

Ich verspreche mir von Europa auch frischen Wind 
— Renaissance Europa — hinsichtlich mancher Erstar-
rung bei uns. Ich betrachte diese Debatte nicht als 
eine Aussprache, in der wir uns nach dem Motto dar-
stellen: am deutschen Wesen soll die Welt genesen. 
Das wäre nichts als alte arrogante Überheblichkeit. 
Auch manche Erstarrung bei uns muß aufgelöst wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das gilt auch für die Arbeitszeiten. Unsere Laden-
schlußgewohnheiten sind europäische Ladenhüter. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt in ganz Europa keine so starren Ladenöff-
nungszeiten wie bei uns in der Bundesrepublik. Auch 
hier könnten wir von der Vitalität, von der bunten 
Vielfalt Europas lernen. Manche Uniformierung, man-
che Erstarrung und manchen Bürokratismus könnten 
wir ablegen. 

Das große Kunststück wird sein, den größten Reich

-

tum  Europas, nämlich Vielfalt, in eine neue Balance 
mit europäischer Solidarität und Einheit zu bringen: 
nicht das Europa vergleichbar dem Eintopf, sondern 
das Europa der besten abendländischen Tradition fol-
gend, ein Europa der Vielfalt, und zwar auch der Viel-
falt in seinen sozialen Traditionen. 

Aber es muß ein Europa der Massen sein. Es kann 
nicht das Europa der Regierungen und Kommissionen 
sein. Millionen von Arbeitnehmern müssen auf Eu-
ropa setzen. 1992 ist ein wichtiges Datum. Deshalb: 
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Laßt uns diesen sozialen Raum Europa gemeinsam 
ausfüllen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort  hat Frau Abge-
ordnete Beck-Oberdorf. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE):: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Freiheit, Gleichheit, Brü-
derlichkeit — die französische Revolution, die sich in 
diesem denkwürdigen Jahr noch oft wird zitieren las-
sen müssen, scheint wenig zu bieten zu haben im Ver-
gleich zu dem Europa, das vor der Tür steht; denn 
dieses Europa bietet gleich vier Freiheiten. Nur haben 
diese Freiheiten bei näherem Hinsehen ein recht 
klägliches Gesicht. Sind es doch nur die Freiheiten für 
Kapital, Waren, Dienstleistungen und Personen in 
dem Sinne, daß sie ihre Arbeitskraft auf dem Markt 
feilhalten dürfen. 

Es geht also um die Freiheit, zu investieren und zu 
produzieren. Es geht um die Aufrüstung in der näch-
sten Runde der großen Weltwirtschaftsschlacht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Rüsten Sie doch 
mal sprachlich ab!) 

320 Millionen Menschen in einem Wirtschaftsraum, 
ein Wachstumsschub von bis zu 7 % . Manche sagen 
2 Millionen, andere 5 Millionen neue Arbeitsplätze. 
Das Haus Europa soll also noch mächtiger werden als 
Japan und die USA. Und so wäre auf dem Umweg 
über Europa der deutsche Wirtschaftsprimus doch 
noch in die Rolle einer Großmacht geschlichen, wovon 
ja nach wie vor sehr viele in diesem Land träumen. 

Die Bürgerinnen und Bürger hatten an der Schaf-
fung dieses Europas kaum einen Anteil; denn Demo-
kratie — so schwer wir uns auch in diesem Hause mit 
ihr schon tun — findet in Europa nicht einmal dem 
Versuch nach statt. Es kommt ja nicht von ungefähr, 
daß die Parteien ihre ausgemusterten Politiker nach 
Brüssel schicken. Es kommt ja nicht von ungefähr, daß 
kaum jemand in diesem Land weiß, wer eigentlich der 
Europäische Rat oder die Kommission ist und was sie 
eigentlich zu sagen haben. 

Verständlich wird dieses Europa erst, wenn man das 
Bild bemüht, das Harald Schumann vor einiger Zeit im 
„Spiegel" entwarf: 

Man stelle sich vor, in der Bundesrepublik würde 
nicht der Bundestag, sondern der Bundesrat, also 
die Abgesandten der Bundesländer, alle Gesetze 
beschließen. Die jeweiligen Vertreter wären je-
doch an die Weisungen ihrer Länderparlamente 
nicht gebunden. Zudem würden alle Verhand-
lungen unter Ausschluß der Öffentlichkeit statt-
finden. 

Zu allem Überfluß würden außerdem die Be-
schlußvorlagen nicht in den Länderverwaltungen 
oder -parlamenten geschrieben, sondern von 
einer zentralen, mehrere tausend Mitarbeiter 
starken Behörde, die keiner direkten politischen 
Kontrolle unterliegt, dafür aber von einer ganzen 
Heerschar Industrielobbyisten regelmäßig bera

-

ten wird. Wohl nur ein Zyniker würdeeinem sol-
chen System das Etikett „demokratisch" zugeste-
hen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Doch genauso findet Woche für Woche in Europa 
die Gesetzgebung statt. 

Da trifft Hans Magnus Enzensberger den Nagel 
doch auf den Kopf, wenn er dieses Europa als „vor

-

konstitutionell" bezeichnet. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das hat etwas mit der Frage nach dem Sozialraum 
Europa zu tun. Auf diese Weise haben wir den Markt 
ohne Staat bekommen, und das heißt auch ohne So-
zialpolitik. Solch ein Dorado der ungehemmten Kapi-
talexpansion hätten sich die Unternehmer in ihren 
kühnsten Träumen im Rahmen der Nationalstaaten 
nicht erdenken können, selbst unter Frau Thatcher 
nicht. So ist es auch kein Zufall, daß an dem Europa 
des freien Kapitals nun schon seit Jahren gebastelt 
wird, über die Frage von Arbeitnehmerschutzrechten 
und Sozialpolitik aber überhaupt jetzt erst angefan-
gen wird nachzudenken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Während sich das Kapital schnell und gewandt in 
dem großen Wirtschaftsraum bewegt, operieren die 
Vertreter der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
auf nationaler Ebene. Wolfgang Däubler hat einen 
guten Vergleich angestellt, indem er sagt: 

Wer würde Gesellschaften für voll handlungsfä-
hig und durchsetzungsstark halten, wenn sie z. B. 
auf der Ebene von Niedersachsen und Bayern 
sich bewegen würden, während die Unterneh-
merseite die Möglichkeit hat, nach Bremen oder 
Berlin ihre Produktionsstätten zu verlegen und 
von dort ihre Entscheidung zu fällen und so ihren 
Druck auszuweiten? 

Die Standortdebatte wird der fruchtbarste Boden 
sein, um die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in 
diesem Land für das Vorhaben zu erpressen, die Ar-
beitszeiten zu flexibilisieren, bis endlich auch der freie 
Sonntag fällt; den Abbau von Sozialleistungen zu 
rechtfertigen oder den Verzicht auf Lohnerhöhungen 
durchzusetzen, immer mit dem Hinweis auf die Kon-
kurrenz der anderen, ein Spiel, das jetzt schon erfolg-
reich läuft, das aber dann eben noch einmal eine Um-
drehung schneller gehen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was wir im vergangenen Jahr hier an Reformvorha-
ben in der Sozialpolitik gehabt haben, nämlich die 
Gesundheitsstrukturreform, die Kürzungen bei der 
Bundesanstalt für Arbeit, sind bereits vorweggenom-
mener Sozialabbau, um die Bundesrepublik in der 
Standortdebatte konkurrenzfähig zu machen, und 
zwar im Sinne der Absenkung von Sozialleistungen 
im Konkurrenzkampf mit den anderen europäischen 
Ländern. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wer hat Ihnen das denn 
aufgeschrieben?) 

In der Einheitlichen Europäischen Akte ist die Ein-
richtung eines sozialen Dialogs zwischen Arbeitge- 
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bern, Gewerkschaften und Staat vorgesehen. Man 
kann ihn tatsächlich nur als Alibiveranstaltung be-
zeichnen. Oder haben Sie etwa vergessen, wie die 
Unternehmen im Kampf um die Arbeitszeitverkür-
zung jede Minute mit Zähnen und Klauen verteidigt 
haben. Das also soll jetzt in Europa, auf europäischer 
Ebene, bei einem Glas Wein im sozialen Dialog ge-
hen. 

Der neue Art. 118a des EWG-Vertrages sieht den 
Erlaß von Mindestvorschriften zur Verbesserung ins-
besondere der Arbeitsumwelt vor. Ich möchte Ihnen 
ein Beispiel anführen, um aufzuzeigen, auf welchem 
Niveau, auf was für einer Wischiwaschi-Ebene solche 
Mindestvorschriften formuliert sind: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Schutz 
der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch Karzino-
gene am Arbeitsplatz: 

Sofern bei einer Tätigkeit oder in einem Tätig-
keitsbereich mit dem Risiko einer Exposition ge-
genüber einem Karzinogen 

— also einem krebserregenden Stoff — 

zu rechnen ist, muß die Exposition der Arbeitneh-
mer, soweit in der Praxis vertretbar, vermieden 
werden. 

Mit solchen Formulierungen wird kein Arbeitnehmer 
und keine Arbeitnehmerin geschützt. 

Meine Damen und Herren, es wird soziales Dum-
ping im Binnenmarkt Europa geben. Umweltzerstö-
rung und Demokratieferne bestimmen schon jetzt den 
europäischen Alltag und werden weiter verschärft, 
sofern es nicht doch noch gelingt, den Trend umzu-
kehren, Macht und Kompetenz statt in die Zentrale in 
die Dezentrale zu verlagern. Das ist die einzige 
Chance. Ich fürchte allerdings, daß der Zug schon sehr 
weit abgefahren ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Fuchtel. 

Fuchtel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zunächst möchte ich 
mich mit der SPD beschäftigen. Sie haben einen sehr 
umfangreichen Antrag zur Gestaltung des europäi-
schen Sozialraums eingebracht, den ich zur Kenntnis 
genommen habe. Es ist dort kein Thema ausgespart — 
bis  auf die Finanzierung! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bohl [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig! Jawohl! — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Wieso? Die haben doch eine 
Gelddruckerei! — Zuruf von der SPD: Ihr 

seid doch die Schuldenmacher!) 
Auch das Akzeptanzproblem haben Sie meiner Mei-
nung nach etwas vernachlässigt. Ich könnte mir näm-
lich vorstellen, daß es dem Christdemokraten Helmut 
Kohl etwas leichter fällt, das deutsche Mitbestim-
mungsprogramm zu vertreten, als dem Sozialisten 
Gonzales in Spanien, wo man so etwas überhaupt 
nicht kennt. 

(Bohl [CDU/CSU]: So ist es! — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Darüber sollten die nach

-

denken!) 

Daß man für all die künftigen Vereinbarungen auch 
einen Fahrplan für Europa braucht, gewinnt durch 
Ihren Antrag keinen Neuigkeitscharakter. 

Interessant sind dagegen Ihre Ausführungen zum 
hohen Standard unserer Sozial-, Berufs- und Bil-
dungspolitik, denn Sie rücken damit von Ihrer sonst 
gewohnten übertriebenen Kritik unserer Politik ab. 
Überall in Eurpa wird dieser Standard anerkannt, 
wird unser hohes Niveau akzeptiert und hervorgeho-
ben. Nur die deutschen Sozialdemokraten sehen sich 
mit ihren absoluten Besitzstandsphilosophien nicht in 
der Lage, über den nationalen Tellerrand hinauszu-
schauen. Das ist die Lage. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Genauso, wie Sie unbeeindruckt von europäischen 
Entwicklungen Sozialpolitik zu formulieren versucht 
haben, schreiben Sie offensichtlich schon in Europa

-

Wahlkampflaune einmal alles auf einem Antrag zu-
sammen, was auf dem Markt der Diskussion ist. Wis-
sen Sie eigentlich, wie Sie mir vorkommen? 

(Zuruf von der SPD: Komm, hör auf!) 

Sie kommen mir vor wie Hans Dampf. Aber nicht wie 
Hans Dampf in allen Gassen, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Auf allen Straßen!) 

sondern wie Hans Dampf, der verschlafen hat, jetzt 
auf die schnelle ein europäisches Mäntelchen über-
wirft, überstürzt zur Arbeit rennt und besonders viel 
Aktionismus verursacht, um damit seine Versäum-
nisse zu überspielen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Wider

-

spruch bei der SPD) 

Gut für unser Land ist, daß es im Interesse der euro-
päischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aber 
auch noch fleißige Arbeiter gibt wie Helmut Kohl und 
Norbert Blüm. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die haben nämlich den Europa-Wecker frühzeitig ge-
hört und sind eher aufgestanden, um zweierlei zu tun: 
erstens die nationale Sozialpolitik bereits heute auf 
die europäischen Bedürfnisse vorzubereiten und 
zweitens einen mutigen Beitrag zu leisten, um die 
europäische Sozialpolitik voranzubringen. Die haben 
nämlich bereits eine Schicht gearbeitet, bevor Sie 
überhaupt aufgestanden sind. 

Wir nehmen durch unsere Reform den Sozialkassen 
die Dynamik der Kostenentwicklung und sorgen da-
mit dafür, daß nicht nur Handwerkerstunden und 
Dienstleistungen bezahlbar bleiben, sondern daß wir 
unsere Chancen auf dem Europäischen Markt si-
chern; denn davon hängt schließlich der Broterwerb 
jedes fünften Arbeitnehmers in der Bundesrepublik 
Deutschland ab. 

Bundeskanzler Helmut Kohl hat darüber hinaus mit 
seiner Zusage zur Aufstockung der europäischen 
Strukturfonds Mut bewiesen. Sie von der SPD haben 
uns in den Haushaltsdebatten dafür in jüngster Zeit 
noch gescholten. Jetzt fordern Sie in Ihrem Antrag auf 
einmal — ich zitiere — , die Arbeit der neuorganisier-
ten Strukturfonds zu unterstützen. Natürlich tun wir 
dies. Wenn Sie uns schon gescholten haben, dann for-
mulieren Sie aber bitte künftig etwas ehrlicher, näm- 
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lich: Wir schließen uns der Auffassung der Bundesre-
gierung in dieser Frage an. 

(Lachen bei der SPD) 

Die Strukturfonds sind neben dem Europäischen 
Binnenmarkt als solchem das eigentliche Instrument, 
um gegen das sozialpolitische Sorgenkind Nummer 
eins, die Arbeitslosigkeit, anzugehen. Natürlich gibt 
es noch weitere notwendige Maßnahmen. Wir verwei-
sen die anderen Länder aber nicht darauf, etwa im 
Wege einer Belehrung, sondern wir anerkennen zu-
nächst einmal die Verpflichtung zur europäischen So-
lidarität im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. 

10 Milliarden DM werden zusätzlich nach Europa 
fließen. Damit hätte man die Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen in unserem Land vervierfachen oder die 
Gemeinden um 40 % ihrer Sozialhilfekosten entlasten 
können. Das wäre kurzfristig sicher publikumswirksa-
mer gewesen. Aber es geht eben um die langfristige 
Verbesserung in Europa. Und es zeichnet diese Regie-
rung aus, daß sie das tut, was zum Wohl der Bürger 
notwendig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Wenn wir an die weitere Ausgestaltung des euro-
päischen Sozialraums gehen, sollten wir uns an die 
Entwicklung in unserem eigenen Land erinnern. Die 
SPD ist damals der Marktwirtschaft mit großer Skep-
sis begegnet. Aber diese Marktwirtschaft brachte die 
Voraussetzung für unser heutiges Sozialniveau. Auch 
damals wurde nicht alles sofort gesetzlich geregelt. 
Aber es hat sich dank der Vernunft der Sozialpartner 
und der Politik zum guten entwickelt. 

Darum sind der soziale Dialog und die Mitwirkung 
der Sozialpartner so eminent wichtig. 

Mit der Ausfüllung des europäischen Sozialraums 
sollten wir deswegen nicht ein neues Heer von Sozial-
planern beschäftigen, sondern ein Zusammenwirken 
der sozialen Kräfte organisieren. Auch hier hat Bun-
deskanzler Helmut Kohl mit der nationalen Europa-
konferenz die Weichen richtig gestellt. 

Zu unterstützen ist die Forderung nach einer euro-
päischen Sozialcharta, um dadurch eine Angleichung 
in Grundfragen der Sozialbeziehungen zu erreichen. 
Aus deutscher Sicht ist aber die Handhabung des Nor-
menstandards in den einzelnen Bereichen von erheb-
lich größerer Bedeutung. Verbindliche Mindeststan-
dards müssen gleichzeitig den Bestand von Standards 
auf höheren Niveaus zulassen und die Akzeptanz si-
cherstellen. Dies muß die Linie für alle anstehenden 
Fragen sein. 

Mit Art. 118 a haben wir im übrigen einen wichtigen 
Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes in An-
griff genommen und ein Signal gesetzt. Nun geht es 
um die Umsetzung. 

Um für die weitere soziale Entwicklung in Europa 
eine aussagefähigere und aussagekräftigere Grund-
lage zu schaffen, fordert die CDU/CSU-Fraktion in 
ihrem vorliegenden Antrag weiter ein Weißbuch. Sie 
dürfen sicher sein, daß wir bei der Harmonisierung 
der Arbeitsschutzbestimmungen und des Arbeits-
rechts vor allem auf unser hohes Niveau achten wer-
den. 

Die neue Perspektive der Sozialpolitik wird auch an 
der parlamentarischen Ebene nicht vorbeigehen, son-
sern große Herausforderungen an uns stellen. 

Dabei treffen wir folgende Situation an: Das EG-
Parlament hat die Arbeitskapazität, aber nicht die 
Rechte zur abschließenden Gestaltung. Wir hätten 
— wenigstens gegenüber unseren nationalen Regie-
rungen — zwar die Rechte, aber nicht die Arbeitska-
pazität. So schiebt allein der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung die Beratung von nicht weniger als drei 
Dutzend EG-Vorlagen vor sich her. In diese Norm-
lücke springt immer mehr der Europäische Gerichts-
hof, und zwar mit wesentlichen Auswirkungen. 

Gerade im Sozialbereich werden damit wichtige 
Gestaltungen vorgenommen, die von den Parlamen-
ten stärker beeinflußt werden müßten. Es kommt auch 
zu Entscheidungen, die wir so überhaupt nicht wollen. 
Ich erinnere nur an den Fall des Italieners Salzano, der 
für viele Kindergeldbezieher in Italien zum Parade-
beispiel dafür wurde, wie man deutsche Kassen an-
zapft. 

Wir müssen unsere Arbeitskapazitäten in den Aus-
schüssen so einteilen — wahrscheinlich auch da-
durch, daß wir für wichtige Arbeitsbereiche Unteraus-
schüsse gründen —, daß wir die europäische Sache 
mehr in die Hand nehmen. 

Europa ist es wert, mehr dafür zu arbeiten! 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Jung (Düsseldorf). 

Jung (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich gehe auf einige Aspekte der 
Umwelt- und insbesondere der Energiepolitik ein, die 
in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem eu-
ropäischen Binnenmarkt stehen, auch wenn wir noch 
weit davon entfernt sind, eine gemeinsame Politik in 
diesem Bereich zu erleben. Dabei sind die meisten 
Probleme in diesem Bereich national gar nicht mehr 
lösbar; sie müssen europäisch, wenn nicht gar welt-
weit angegangen werden. 

Die großen europäischen Flüsse sind zu Abwasser-
anlagen verkommen, 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das 
stimmt!) 

Nord- und Ostsee sind riesige Müllkippen, der Wald 
in Mitteleuropa ist zu mehr als 50 % geschädigt, und 
uns droht eine globale Klimakatastrophe. 

Dabei gehen wir mit unserer Umwelt und Energie 
so um, als ob sie unbegrenzt zur Verfügung stünden. 
Der internationale Verfall der Energiepreise hat die 
Bemühungen um Energiesparen und um rationelle 
Energienutzung praktisch zum Stillstand gebracht. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Leider!) 
Die Abhängigkeit der Europäer von Importenergien 
nimmt wieder zu. Dadurch geraten nicht nur heimi-
sche Energieträger wie die deutsche Steinkohle unter 
Druck, sondern wir begeben uns auch in eine neue 
Abhängigkeit, z. B. vom OPEC-Kartell, das ja anschei-
nend wieder zu funktionieren beginnt. 
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Darum müssen wir eine gemeinsame europäische 
Energiepolitik entwickeln, um eine lebenswichtige 
Grundlage des europäischen Binnenmarktes, nämlich 
die Energieversorgungssicherheit, zu gewährleisten. 
Und wir müssen eine gemeinsame europäische Um-
weltpolitik entwickeln, um den Wachstumskräften in 
Europa ein zusätzliches Ziel zu geben, nämlich die 
ökologische Modernisierung unserer Wirtschaft. 

Meine Damen und Herren, mit ihrem Arbeitsdoku-
ment „Der Binnenmarkt für Energie" hat die Europäi-
sche Kommission im Mai 1988 vorgeschlagen, die 
Energiewirtschaft in den europäischen Binnenmarkt 
einzubeziehen. Sie verspricht sich davon eine Stär-
kung der Wachstumskräfte und vor allem Kostensen-
kungen, die sich zu 40 bis 60 Milliarden DM auf sum-
mieren könnten. Dieser Perspektive können wir uns 
nicht entziehen. 

Unsere Energiewirtschaft hat die Tragweite dieser 
Vorschläge erkannt und führt seit geraumer Zeit eine 
lebhafte Diskussion darüber. Aber die politische Aus-
einandersetzung über die Implikationen hat in unse-
rem Land noch kaum begonnen. Die Bundesregie-
rung schweigt sich in dieser Diskussion weitgehend 
aus. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Jung (Düsseldorf) (SPD): Ich gestatte eine Zwi-
schenfrage. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Das ist sehr freundlich, Herr 
Kollege. — Sie haben einerseits eine Stärkung des 
Umweltrechts und andererseits aber doch diese zen-
trale europäische Energiepolitik gefordert: Braucht 
man nicht gerade eine dezentrale Energiepolitik, 
wenn es zu Energieeinsparung kommen soll? 

Jung (Düsseldorf) (SPD): Wenn es um Energieein-
sparung und effiziente Energienutzung geht, Herr 
Knabe, dann ist nicht die Frage entscheidend, ob wir 
den zentralen Ansatz suchen oder stärker dezentrali-
sieren. Vielmehr ist dann die Effektivität dieser Politik 
von entscheidender Bedeutung. An diesem Stand-
punkt halten wir fest. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Denn Strom ist in

-

ternational!) 
Aus diesem Grund hat die SPD-Fraktion eine Große 

Anfrage gestellt, um die Bundesregierung zu zwin-
gen, Position zu beziehen. Denn wir können wirklich 
nicht abwarten, meine Damen und Herren, bis die 
europäische Politik Fakten geschaffen hat, die nach-
träglich nicht mehr zu ändern sind. Wir müssen 
— möglichst übereinstimmend — eine nationale Hal-
tung entwickeln, um unsere Interessen wahren und 
vor allem die europäische Entwicklung entscheidend 
mitbestimmen zu können. 

Das gilt zunächst für den Strommarkt. Aktuell drän-
gen in Frankreich unausgelastete Stromkapazitäten, 
die mit dem massiven Ausbau der Kernenergie ver-
bunden sind, in den Export. In unserem Land hat sich 
dagegen ein erheblicher Importsog aufgestaut, weil 
die französischen Industriestrompreise im Schnitt  

30 % unter unseren liegen. Der Nachfragedruck unse-
rer stromintensiven Indust rie wird immer stärker. 

Eine konsequente Anwendung des Gemeinschafts-
rechts — insbesondere die Betrachtung von Strom als 
Ware, wie die Kommission es tut — würde allerdings 
bei den unterschiedlichen Regulierungen in der Ener-
giewirtschaft zu erheblichen Wettbewerbsverzerrun-
gen zwischen den Energieversorgungsunternehmen 
in der Europäischen Gemeinschaft führen. Sie würde 
außerdem das Problem der Versorgungspflicht auf-
werfen. Es kann doch nicht angehen, meine Damen 
und Herren, daß der französische Stromerzeuger ein 
Recht zur Durchleitung durch unser Versorgungsge-
biet erhält und unsere Energieversorgungsunterneh-
men die Reservekapazitäten vorhalten müssen, um 
die Engpässe zu überbrücken. Dieses Problem muß 
auf europäischer Ebene erst noch gelöst werden. 

Darum führt kein Weg daran vorbei, zunächst die 
Umweltschutznormen und Sicherheitsstandards für 
Energieanlagen zu harmonisieren und die Besteue-
rung der Energieversorgungsunternehmen anzuglei-
chen, bevor man an eine Öffnung der Strommärkte 
denken kann. 

Wir wollen bei den Umweltschutznormen und den 
Sicherheitsstandards natürlich keinen Rückschritt in 
Kauf nehmen. Das müssen wir allerdings auch nicht; 
das ist in der Einheitlichen Europäischen Akte eindeu-
tig geklärt. Es geht aber um die eigentliche ökonomi-
sche Frage. Darum ist eine Harmonisierung für uns 
nur auf dem höchstmöglichen Niveau denkbar. 

Rudolf von Bennigsen-Foerder hat errechnet, daß 
die Mehrkosten deutscher Stromerzeugung im Ver-
gleich zum französischen Stromkostenniveau zur 
Hälfte auf das Konto der Entschwefelung und Entstik-
kung und höhere Anforderungen beim Kraftwerksbau 
zurückzuführen sind. 

Wenn die Umweltschutznormen und Sicherheits-
standards in der Europäischen Gemeinschaft auf das 
bei uns realisierte Niveau angehoben würden, würde 
bereits ein erheblicher Teil der Wettbewerbsnachteile 
der deutschen Energiewirtschaft und zwar bei den 
Stromerzeugern wie auch in der Mineralölindustrie, 
kompensiert werden. 

In der Bundesrepublik wird seit geraumer Zeit über 
die Stärkung des Wettbewerbs innerhalb der Elektri-
zitätswirtschaft diskutiert. Wir Sozialdemokraten 
werden mit unserem Entwurf für ein neues Energie-
gesetz an diesem Punkt ansetzen. 

Es geht nicht darum, das System von Versorgungs-
gebieten, von Demarkations- und Konzessionsverträ-
gen, die ja ursprünglich mit der Versorgungspflicht 
verbunden sind, in Frage zu stellen. Es geht vielmehr 
darum, alternativen Energieanbietern, die bei den ge-
genwärtigen Einspeisevergütungen nicht zum Zuge 
kommen, faire Wettbewerbschancen einzuräumen. 
Dies würde auf der anderen Seite auch einen Druck 
auf die Strompreise ausüben, ihren Anstieg minde-
stens dämpfen. Damit wäre ein wesentliches Anliegen 
der stromintensiven Indust rie berücksichtigt. 

Wir fordern eine Energiepreisbildung, die sich an 
den tatsächlichen Kosten orientiert. Das heißt, daß 
auch die externen Kosten der Energieproduktion, ins- 
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besondere durch die Beanspruchung unserer Umwelt, 
in die Preisbildung integriert werden müssen. 

Wir wollen ein Europa ohne Kernenergie. Wir wol-
len deswegen die Zweckbestimmung des Euratom-
Vertrages ebenso ändern wie das Atomgesetz auf na-
tionaler Ebene. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Aber wir wissen auch: Das bestimmen wir in Europa 
nicht alleine. Solange jedoch einige Mitgliedstaaten 
glauben, auf die Kernenergie nicht verzichten zu kön-
nen, müssen Vor- und Nachleistungen, z. B. die Ko-
sten für eine gesicherte Entsorgung, für Stillegung 
und Risikoabsicherung bei Unfällen, in den Energie-
preisen abgebildet werden. 

Darum wollen wir unser Vorhaben einer differen-
zierten Energiesteuer in die europäische Diskussion 
einbringen; mein Kollege Gautier hat darauf schon 
hingewiesen. Ein Vorstoß aus der Bundesrepublik ist 
nach unserer Auffassung notwendig. Die Steuer auf 
den Energieverbrauch ist das bei weitem wirksamste 
Mittel zur Einleitung eines ökologischen Struktur-
wandels in Europa. 

(Beifall bei der SPD) 
Die Europäische Kommission hat sich unmißver-

ständlich für die Sicherung der Energieversorgung 
mit heimischen Energiequellen ausgesprochen. Wir 
Sozialdemokraten unterstützen dieses Ziel. Es liefert 
auch die wichtigste Begründung für die finanzielle 
Stützung der heimischen Steinkohle. Das ist unser 
nationaler Beitrag zur Versorgungssicherheit in der 
Europäischen Gemeinschaft. 

(Abg. Stratmann [GRÜNE] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Jung (Düsseldorf) (SPD): Nein, ich gestatte keine 
Zwischenfrage. 

Es muß sichergestellt werden, daß der Jahrhundert-
vertrag von der Europäischen Gemeinschaft nicht nur 
bis zum Jahre 1995 toleriert wird, sondern eine ge-
meinschaftskonforme Anschlußregelung für die Zeit 
nach 1995 gefunden wird. 

Hier treibt die Bundesregierung ein gefährliches 
Spiel. Mit der erklärten Absicht, die im Jahrhundert-
vertrag vereinbarten Fördermengen nur bis 1991 ab-
zusichern, spielt sie den Interessen anderer Energie-
anbieter im Europäischen Markt geradezu in die 
Hände. 

Meine Damen und Herren, eine Steigerung des ge-
genwärtigen Anteils an festen Brennstoffen, wie sie 
die Kommission vorsieht, ist dann vertretbar, wenn 
wir in verstärktem Maße umweltfreundlichere Kohle-
techniken einsetzen. Dazu gehören die Kraft-Wärme-
Kopplung und der Ausbau der Fernwärme. 

Mit diesen Techniken, die den Wirkungsgrad der 
Energieausnutzung erheblich steigern, würde ein we-
sentlicher Beitrag zur Umweltentlastung geleistet 
werden. Darum müssen wir uns auch in Europa zum 
Ziel setzen, alle Potentiale der Energieeinsparung und 
rationellen Energienutzung auszuschöpfen und alles  

zu tun, um erneuerbare Energien frühzeitig in den 
Markt einzuführen. Wenn es uns nicht gelingt, meine 
Damen und Herren, die Energiepolitik mit der Ver-
schärfung der Umweltstandards und einer ökologi-
schen Steuerreform zu verbinden, dann wird es keine 
gemeinsame europäische Umwelt- und Energiepolitik 
geben, dann wird der europäische Binnenmarkt 
Stückwerk bleiben. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 
Danke sehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Hellwig. 

Frau Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte mich 
in der ausführlichen Debatte heute auf drei Punkte 
konzentrieren, und zwar einmal auf die Frage, wie 
Europa demokratisch regiert wird — das bezieht sich 
also auf das Europäische Parlament —, zum anderen 
auf die Frage der Wettbewerbsfähigkeit des Standorts 
Deutschland sowie auf das Thema Sozialraum Bin-
nenmarkt. 

Lassen Sie mich mit einem Zitat aus einer Rede des 
italienischen Präsidenten Pertini vor dem Europäi-
schen Parlament beginnen: „Eine europäische Union, 
die die demokratischen Werte in der Welt schützen 
will, kann sich nicht weiterhin mit einem Parlament 
mit verminderten Befugnissen begnügen. " 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Dieses Zitat war unserem Bundespräsidenten Richard 
von Weizsäcker wichtig genug, um es in seiner Rede 
vor dem Europäischen Parlament zu wiederholen. 

Ich möchte gegenüber der Öffentlichkeit betonen, 
daß die Reden, die die Präsidenten aus aller Welt seit 
Jahren vor dem Europäischen Parlament halten, ein-
drucksvoll genug sind, um in Deutschland besser be-
kannt zu sein. Das Europäische Parlament und der 
dynamische Einigungsprozeß haben im Ausland ein 
größeres Ansehen und üben eine größere Faszination 
aus als bei uns in Deutschland. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das scheint nur so! 
Auch wir halten viel davon! Das liegt an den 

Medien!)  
Ich halte es für wichtig, daß sich der Deutsche Bun-

destag nicht nur einmal im Jahr, sondern öfter mit der 
europäischen Einigung beschäftigt. Ich bin froh, daß 
es endlich zu der heutigen Debatte gekommen ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, Sie 

haben in meiner Europakommission nicht mitgearbei-
tet; auch im Unterausschuß waren Sie leider so gut 
wie nie anwesend. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die waren mal wie

-

der demonstrieren!) 

Wir hätten gern die Unterstützung aller Fraktionen 
hier in diesem Hause. Wenn wir mit Nachdruck mehr 
Macht für das Europäische Parlament fordern wollen, 
dann brauchen wir das Vertrauen aller Fraktionen. Ich 
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bin aber froh darüber, daß selbst bei den GRÜNEN 
das Bewußtsein wächst, wie wichtig es ist, neben dem 
freien Markt auch unter demokratischen Vorzeichen 
zustande gekommene europäische Rahmenbedin-
gungen zu ermöglichen. 

Die europäische Einigung ist meines Erachtens die 
größte und die idealistischste Friedensbewegung der 
Welt, die es überhaupt gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie ist ein phantastisches Beispiel für gute Nachbar-
schaft, für den Mut von Völkern, ihre Grenzen für die 
Nachbarn zu öffnen 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

und dabei das Risiko einzugehen, sich dem unmittel-
baren Wettbewerb mit ihnen zu stellen, mit ihren An-
sichten, mit ihren Idealen, mit ihren Erfahrungen. Die 
Bereitschaft zum freien und offenen Gedankenaus-
tausch ist immer der Anfang von Frieden. Erst das 
Sich-Abschließen, das Sich-Abschotten vor anderen 
führt zur Abgrenzung und zur Gefahr von Meinungs-
verschiedenheiten, zur Gefahr der Feindschaft, die 
letztlich zu kriegerischer Auseinandersetzung führt. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Lip-
pelt? 

Frau Dr. Hellwig (CDU/CSU): Ich habe nur eine 
kurze Redezeit, aber viel zu sagen. Es tut mir furchtbar 
leid. 

Der israelische Präsident hat vor dem Europäischen 
Parlament gesagt: „Ich wünsche mir für den Nahen 
Osten eine vergleichbare Friedensbewegung, wie sie 
das Europäische Parlament darstellt. " Die südameri-
kanischen Präsidenten haben ähnliche Wünsche in 
bezug auf die Öffnung der Grenzen zwischen den 
südamerikanischen Staaten geäußert. Mittelamerika 
schaut ebenfalls mit größtem Interesse auf diesen 
dynamischen Einigungsprozeß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was glauben Sie, meine Damen und Herren, wie 
sehr sich die Hoffnungen der Osteuropäer auf diesen 
Einigungsprozeß konzentrieren, wie sehr sie von der 
EG fasziniert sind und etwas von ihr erwarten. Was 
glauben Sie, warum die Sowjetunion den RGW-Ver-
trag jetzt abgeschlossen hat? — Weil sie von diesem 
dynamischen Prozeß nicht abgekoppelt sein will. Die 
osteuropäischen Staaten sind sehr daran interessiert, 
daß sich Westeuropa, wenn die Entwicklung im eige-
nen Bereich erfolgreich verläuft, auch in Richtung 
Osten öffnet. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Sagen Sie 
mal was zum Schengener Abkommen und zu 

Ungarn!) 

Meine Damen und Herren — das folgende jetzt ein-
mal an unser Volk gerichtet — , ich sehe es als eine 
ganz große Chance, aber auch als eine ganz große 
Verantwortung an, in diesem westeuropäischen Eini-
gungsprozeß dynamisch mitzuarbeiten und damit un-
serer Verantwortung vor der Geschichte gerecht zu 
werden. Die Sozialdemokraten sprechen von der 

Möglichkeit, daß sozusagen der kleine deutsche Sozi-
alraum gefährdet sein könnte. 

Ich sage Ihnen voraus: Für den Fall, daß es zu einer 
Öffnung in Richtung Osteuropa kommt, werden un-
sere notwendigen Anpassungsleistungen unverhält-
nismäßig größer sein als etwa nur bei einer Öffnung 
im innerwesteuropäischen Raum. 

Ich kann Sie gleichzeitig trösten: Unsere Aussichten 
hinsichtlich der Öffnung des Binnenmarktes sind 
überhaupt nicht so schlecht. Ich habe hier eine Ausar-
beitung der Kommission, die sie den Sozialpartnern 
im europäischen sozialen Dialog am 6. Dezember 
1988 vorgelegt hat. Lassen Sie mich nur einen Satz 
daraus zitieren: 

Auffallend bei dem Vergleich der Lohnstückko-
sten ist es, daß die sogenannten Hochlohnländer 
einen relativ niedrigen Arbeitskostenaufwand je 
1 000 ECU Produktionseinheit haben und die so-
genannten Niedriglohnländer einen relativ ho-
hen Arbeitskostenaufwand je 1 000 ECU Produk-
tionseinheit. 

Was heißt das auf deutsch? Das heißt, daß wir in der 
Kombination aus hervorragenden modernen Maschi-
nen am Arbeitsplatz, gut ausgebildeten Arbeits-
kräften und hoher Effizienz der Produktion uns bis 
heute unsere hohen Löhne sehr wohl leisten kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Scharren

-

broich [CDU/CSU]) 

Wir sollten als Unternehmer und Arbeitnehmer ge-
meinsam dieses „Modell Deutschland" , wie ich es 
nennen möchte, unseren europäischen Nachbarstaa-
ten zur Nachahmung empfehlen. Natürlich wird, 
wenn wir jetzt enger zusammenrücken, auch deutlich 
werden, was konkurrenzfähig bleibt und was notfalls 
wird korrigiert werden müssen. 

Um jetzt nicht eine zu große Euphorie bei den So-
zialdemokraten aufkommen zu lassen, 

(Rixe [SPD]: Jetzt haben Sie schon Sorgen!) 

kommt zum Ausgleich der zweite Teil, das Thema 
Sozialraum Binnenmarkt generell. Die Koalitions-
fraktionen reichen diese Woche eine Kleine Anfrage, 
die schon fast den Namen „Große Anfrage" verdient, 
zum Thema Sozialraum Binnenmarkt ein. Es geht uns 
gar nicht darum, jetzt etwa zu einer Einebnung aller 
europäischen Sozialverhältnisse zu kommen, sondern 
wir wollen zunächst einmal die Kenntnis über die ver-
schiedenen Sozialsysteme verbessern. In den Vorfra-
gen, die wir im Dezember gestellt haben, konnte uns 
Norbert Blüm bei weitem nicht auf alle Fragen Ant-
wort geben. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Das versteht 
sich!) 

Die Kenntnis darüber, wie es in den einzelnen Län-
dern aussieht, z. B. bezüglich der Arbeitsmarkt- und 
der Lohnstrukturen, der Mitwirkungsregelungen, der 
Arbeitsschutzbestimmungen, der Rentensysteme, der 
Familienförderungssysteme, der Krankenversiche-
rungssysteme, ist noch nicht in ausreichendem Maße 
vorhanden. Ich gehe davon aus, daß es gar nicht not-
wendig sein wird, sie gleich im Anschluß an den Bin- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 119. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 19. Januar 1989 	8741 

Frau Dr. Hellwig 

nenmarkt anzugleichen. Aber, meine Damen und 
Herren, wir werden sehr neugierig sein, wie es bei den 
anderen ist. 

In diesem Spiegel der anderen Länder werden wir 
unsere eigene soziale Gerechtigkeit mit ganz anderen 
Augen sehen. Wir werden z. B. entdecken, daß der 
eine im Verhältnis zu dem, was er leistet, viel zuviel 
verdient, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das wird er aber 
nicht gerne hören!) 

daß der andere zuwenig verdient im Verhältnis zu 
dem, was er leistet. Wir werden bei der Frage der 
sozialen Gerechtigkeit in Bewegung geraten. Unser 
Dialog wird offen sein. Ein frischer Wind wird hier 
durchblasen und uns von mancher nationalen Selbst-
gerechtigkeit befreien. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist die große Herausforderung an uns, die wir kei-
neswegs fürchten, sondern auf die wir uns freuen, 
meine Damen und Herren. 

Die Tatsache, daß die CDU/CSU- und die FDP-
Fraktion nicht nur mit dieser Kleinen Anfrage jetzt 
aktiv die Diskussion über den Sozialraum Binnen-
markt starten, sondern im April dazu auch eine große 
Anhörung durchführen, gibt Ihnen ein Zeichen: Wir 
fürchten die Auseinandersetzung um den Sozialraum 
keineswegs. Wir begrüßen ihn; wir wollen ihn zum 
Segen unserer Bürger, zum Segen unserer europäi-
schen Nachbarn und im Interesse unserer osteuropäi-
schen Nachbarn aktiv mitgestalten. 

Ich glaube, die Faszination, die heute die Kombina-
tion aus freiem Staat und Marktwirtschaft auf den 
Osten ausübt, wird weiterreichen, wird uns weltweit 
die Möglichkeit geben, weit über die europäische 
Einigung hinaus zu einem freien Welthandelssystem 
zu kommen, das Hunger und Not in der Welt überwin-
det. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kittelmann [CDU/CSU] und weitere Abge

-

ordnete der CDU/CSU: Vive l'Europe!) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
wir treten in die Mittagspause ein. Die Beratungen 
werden um 14 Uhr fortgesetzt werden. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.06 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, die unterbrochene Sitzung wird fortgesetzt. 

Zunächst hat der Abgeordnete Schwörer das Wort. 
— Ich sehe, derselbe befindet sich noch nicht im 
Saale. 

Nun wollen wir einmal schauen, was wir an weite-
ren Wortmeldungen da haben. — Herr Abgeordneter 
Dr. Mitzscherling, wollen Sie freundlicherweise das 
Wort ergreifen? 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Der ist nämlich 
da!)  

Dann ändern wir die Reihenfolge. — Er ist da, offen-
sichtlich, Frau Abgeordnete Matthäus-Maier. Also, 
Sie haben das Wort, Herr Abgeordneter. 

Dr. Mitzscherling (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Wir bereiten uns in 
der heutigen Debatte auf den gemeinsamen Binnen-
markt vor und müssen gleichzeitig feststellen, daß es 
zwischen den großen Wirtschaftsblöcken immer mehr 
knirscht. Die dürftige GATT-Halbzeitbilanz ist ein 
deutliches Zeichen dafür. Das sind nicht nur Irritatio-
nen, wie uns heute morgen gesagt wurde, sondern 
handfeste Auseinandersetzungen, bei denen ich da-
von ausgehe, daß sie anhalten werden. 

Die USA haben sich mit einem neuen Handelsge-
setz gewappnet, das sie in dieser Auseinandersetzung 
einsetzen werden. Sie werden sich auf die Konkurren-
ten konzentrieren, die sie schon in der Vergangenheit 
auf unfaire Handelspraktiken, auf unzureichende 
wirtschaftspolitische Anstrengungen, auf Protektio-
nismus und Nichtbeachtung internationaler Verein-
barungen immer wieder hingewiesen haben. Das ist 
die EG, und dazu gehören auch wir, die Deutschen. 

Natürlich stimmt es, daß die amerikanische Politik 
stark von ökonomischen Interessen beeinflußt ist. 
Ebenso richtig ist, daß die Amerikaner protektionisti-
sche Sünder sind. Aber es ist auch richtig, daß es einen 
europäischen Agrarprotektionismus gibt. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Genau!) 

Ich möchte wiederholen: Wenn es die Bundesrepublik 
als das wirtschaftlich stärkste Land Europas nicht 
schafft, rasch weitere Schritte gegen die anhaltende 
landwirtschaftliche Überproduktion und gegen den 
EG-Agrarprotektionismus einzuleiten, dann werden 
die Jahre 1989/90 als die Jahre des Scheiterns einer 
neuen GATT-Runde in die Geschichte des Welthan-
dels eingehen. 

Andere Probleme belasten uns weiter, die auch die 
Europäische Gemeinschaft betreffen. Die Bundesre-
publik hat noch immer ebenso wie Japan gewaltige 
Leistungsbilanzüberschüsse, denen der wachsende 
Schuldenberg der Vereinigten Staaten gegenüber-
steht. Die Überschußländer müssen helfen, und zwar 
durch mehr eigene binnenwirtschaftliche Anstren-
gungen. Die Japaner haben es getan, nämlich durch 
eine Ankurbelung ihrer Binnenkonjunktur. Die Bun-
desregierung verweist auf ihre Steuerreform, verweist 
auf die günstige gegenwärtige Wirtschaftslage. Aber 
gleichzeitig erhöht sie trotz wachsender Steuerein-
nahmen kräftig die Verbrauchsteuern 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Unerträglich!) 

und verzichtet damit darauf, durch eine aktive Wachs-
tumspolitik zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. 

Neue, weitere Probleme kommen hinzu. Draußen 
wird immer lauter gefragt — wir haben gestern diese 
Diskussion erlebt — : Sind die Deutschen zu einem 
Volk von immer reicheren Pfeffersäcken geworden, 
denen Exportgeschäfte um jeden Preis wichtiger sind 
als das Einhalten internationaler Vereinbarungen? 

(Beifall bei der SPD) 

Was ist mit den U-Boot-Lieferungen nach Südafrika? 
Wie konnte Kerntechnik nach Pakistan gelangen? 
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Warum haben ausgerechnet die Deutschen in Libyen 
beim Bau einer Giftgasfabrik geholfen? Das sind be-
rechtigte Fragen. Alle wissen es nun: Mit ihrem 
außenwirtschaftspolitischen Instrumentarium kann 
die deutsche Bundesregierung illegale oder uner-
wünschte Exporte offenbar nicht verhindern. Nun 
sind Verschärfungen des Außenwirtschaftsrechts fäl-
lig. Die Unternehmen werden sich darauf einstellen. 

Aber was werden die schwarzen Schafe tun? Wer-
den sie nicht den Wegfall der Grenzen im gemeinsa-
men Binnenmarkt dazu nutzen, ihre Geschäfte über 
andere Exportwege abzuwickeln? Gibt es denn auf 
der EG-Ebene Bereitschaft und auch rechtliche 
Grundlagen für eine verschärfte Außenwirtschafts-
kontrolle nach gemeinsam entwickelten Kriterien? Es 
gibt also Fragen über Fragen. 

Eines ist sicher — darüber sollten wir uns im klaren 
sein — : Die Bundesregierung bewegt sich auf einem 
immer schmaler werdenden Grat. Sie will und muß 
ihren internationalen Verpflichtungen nachkommen, 
sich aber auch politischen Handlungsspielraum erhal-
ten, der z. B. eine engere Zusammenarbeit mit der 
DDR und unseren östlichen Nachbarn in Europa er-
möglicht. 

So zwingt uns die Entwicklung der letzten Zeit ei-
nerseits zu verschärften Ausfuhrkontrollen; anderer-
seits aber empfinden nunmehr auch die Bundesregie-
rung und der Bundesaußenminister die bisherige CO-
COM-Liste als eher belastend. 

In dieser Situation, meine Damen und Herren, kann 
die Lösung eigentlich nur heißen: Die Liste muß gene-
rell weiter gestrafft und im wesentlichen auf Waffen, 
Rüstungsgüter und sensitive Produktverfahren kon-
zentriert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit wird aber auch deutlich, daß eine Diskussion 
über Europa nicht auf den EG-Raum allein be-
schränkt werden kann. Denn Europa ist eben nicht 
nur die Europäische Gemeinschaft; es sind nicht nur 
die EFTA-Länder. Auch die osteuropäischen RGW-
Länder gehören zu Europa. Doch der Zweite Welt-
krieg und seine Folgen überschatten bisher Zusam-
mengehörigkeit und Zusammenarbeit. 

Frau Hellwig hat heute morgen sehr eindrucksvoll 
dargelegt, daß diese Länder von dem sich entwickeln-
den integrativen Prozeß in Westeuropa förmlich faszi-
niert und angezogen sind. Ich teile diese Einschät-
zung. Aber auch deshalb — so müssen wir sagen — 
verfolgen wir die gesellschaftlichen Veränderungen 
in den meisten RGW-Ländern und die stärker markt-
wirtschaftliche Ausrichtung ihrer Wirtschaftssysteme 
mit Sympathie und Interesse. Denn zunehmende 
Marktnähe und eine Entideologisierung und mehr 
Demokratisierung und Dezentralisierung können die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit diesen Ländern 
aus unserer Sicht fördern. 

Die gemeinsame Erklärung von EG und RGW zeigt, 
daß auch unsere östlichen Nachbarn mehr wirtschaft-
liche und wissenschaftlich-technische Zusammenar-
beit mit den Ländern der Europäischen Gemeinschaft 
wollen. Aber die RGW-Partner leiden unter chroni-

schem Devisenmangel. Überdies wird ihr Zugang zur 
EG durch Kontingente erschwert. 

Hier macht uns nun Herr Haussmann, der neue 
Bundeswirtschaftsminister, mit seinem Statement 
vom 28. Dezember 1988 einige Hoffnungen, in dem er 
erklärt: 

Waren aus Drittländern, die bisher infolge natio-
naler Einfuhrbeschränkungen sowie durch in-
terne Schutzmaßnahmen am Zugang zu allen 
EG-Ländern gehindert werden, können dann un-
gehindert an jeden Ort der Gemeinschaft gelan-
gen. 

Wir stimmen Herrn Haussmann grundsätzlich zu, 
und wir werden darauf achten, ob Wert- und Mengen-
kontingente, die den möglichen Exportsteigerungen 
der einzelnen RGW-Länder entgegenstehen, mit sei-
ner Hilfe und der der Bundesregierung tatsächlich 
abgebaut werden können. 

Inwieweit die Stellung des deutsch-deutschen Han-
dels die künftigen Wirtschaftsbeziehungen mit unse-
ren östlichen Nachbarn beeinflußt, bleibt abzuwarten. 
Am Sonderstatus wollen wir unbedingt festhalten. 
Dies ist in dem Protokoll zu den Römischen Verträgen 
ausdrücklich festgelegt. 

Die Bundesregierung aber muß alles tun, um die 
praktischen und politischen Auswirkungen der Voll-
endung des Binnenmarktes auf den deutsch-deut-
schen Handel so zu beeinflussen, daß sie diesen nicht 
beeinträchtigen, sondern fördern. 

Eine Hauptaufgabe unserer Politik, die auf mehr 
wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa gerichtet 
ist, möchte ich abschließend erwähnen. Dies bleibt die 
Stärkung Berlins. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Berliner verfolgen den europäischen Integrations-
prozeß mit wachsender Aufmerksamkeit. Denn Berlin 
hat Probleme. Wir haben 100 000 Arbeitslose in der 
Stadt. Die Zahl der Arbeitsplätze im verarbeitenden 
Gewerbe ist im letzten Jahrzehnt drastisch zurückge-
gangen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wieviel sind denn 
hinzugekommen, Herr Dr. Mitzscherling?) 

Der Strukturwandel der Berliner Wirtschaft hält an. 
Auch wegen der gekürzten Berlin-Förderung werden 
jetzt Investitionen vorgezogen, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Aber es sind viele 
Tausende hinzugekommen!) 

die morgen fehlen können, Herr Kittelmann; daran 
denken Sie bitte, wenn Sie Tariferhöhungen, Gebüh-
renerhöhungen und insbesondere beträchtliche 
Strompreiserhöhungen, die vor der Tür stehen, nicht 
vor den Wahlen verabschieden wollen. 

In dieser Lage muß Berlin alles tun, um seine Chan-
cen im europäischen Binnenmarkt auszuloten. Diese 
Chancen sind nicht schlecht. Die Stadt hat attraktive 
Angebote seitens ihrer vielen kleineren und mittleren 
Betriebe, seitens derjenigen, die Dienstleistungen in 
der Stadt anbieten. Dies alles kann Berlins wirtschaft-
liche Standortbedingungen verbessern. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 
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Das ist nicht nur wichtig, um junge Berliner dazu zu 
bewegen, in Berlin Unternehmen zu gründen oder 
überhaupt in Berlin zu bleiben, sondern ist auch wich-
tig, um die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
Berlin in dem sich anbahnenden Prozeß der Annähe-
rung und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwi-
schen der EG und den RGW-Ländern eine Rolle spie-
len kann. Beide, Ost und West, sollten ein Interesse 
daran haben, Berlins einzigartige geographische und 
politische Lage für sich zu nutzen. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des Abg. 
Kittelmann [CDU/CSU]) 

Unter dem Dach des Viermächteabkommens ist 
Berlin als westliche, als dem Rechts-, Wirtschafts- und 
Finanzsystem des Bundes und der EG zugehörige 
Stadt anerkannt, liegt es mitten in der DDR und ist den 
osteuropäischen Ländern nahe. Dies bietet Chancen 
für all jene auf östlicher Seite, die Marketing- und 
Vertriebsverhalten, Produktion, Schulungs- und Bil-
dungswesen auf westlichen Märkten studieren wol-
len, bietet aber auch Chancen für EG-Länder, die zu-
nehmend den Markt Osteuropas „entdecken" wer-
den, Chancen, in Berlin die Möglichkeiten des Ostge-
schäfts zu studieren, Chancen für Fortschritte im Be-
reich der Geschäftsanbahnung, der Kontaktpflege 
usw. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, diese Stand-
ortvorteile der Stadt deutlich in den politischen Dialog 
einzubringen 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Damit rennen Sie 
offene Türen ein!)  

und stärker auf ihre Nutzung zu drängen sowie den 
Ausbau der EG zu einer europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion, die institutionelle Konsequen-
zen haben wird, dahin gehend zu nutzen, daß derar-
tige Einrichtungen auch weiterhin in Berlin (West) 
angesiedelt werden. 

Wir begrüßen, daß die Bundesregierung und der 
Senat über weite Strecken pragmatisch auf dem Bo-
den sozialdemokratischer Entspannungspolitik 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Unserer gemeinsa

-

men! — Lachen bei der SPD — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Oder meint ihr eure Vertrags

-

politik mit der SED?) 

unser Verhältnis zur DDR verbessert haben und um 
praktische Fortschritte bemüht sind. Nunmehr, Herr 
Kittelmann, kommt es darauf an, Berlin als einen Be-
standteil des gemeinsamen europäischen Binnen-
marktes in die Lage zu versetzen, eine wesentliche 
Rolle in diesem Prozeß der Annäherung und der sich 
vertiefenden Zusammenarbeit zu spielen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, auf dieses Ziel sollten 
Sie Ihre Politik ausrichten. Sie können dabei mit unse-
rer Unterstützung rechnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Heereman von Zuydtwyck. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Jetzt kommt die 
Butter auf den Tisch!) 

Freiherr Heereman von Zuydtwyck (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Der gemeinsame Binnenmarkt 
und die Bemühungen um ihn sind sicherlich das ge-
suchte Instrument, die Vereinheitlichung Europas 
weiter voranzutreiben. Es steht einer exportorientier-
ten Nation wie der Bundesrepublik Deutschland gut 
an, sich hier wirklich zu engagieren. Bei einem Blick 
in dieses Hohe Haus kann man dieses Engagement 
zur Zeit sicher nicht feststellen. Aber auch wenige 
können Engagement bewirken. Ich meine, wir haben 
hier heute morgen erlebt, daß nicht nur diese Faszina-
tion zum Ausdruck gebracht wird, sondern daß man 
auch sehr engagierte Unterstützung gibt, wie es dan-
kenswerterweise von der Kollegin Hellwig wirklich 
überzeugend getan wurde. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, auch für die 
deutsche Landwirtschaft ergibt sich die Chance, Un-
gereimtheiten und Wettbewerbsverzerrungen zu be-
seitigen, die der Agrarpolitik seit Anfang der 60er 
Jahre das Leben sehr schwer gemacht haben. Die 
Agrarpolitik war aber auch der erste Bereich, in dem 
nationale Rechte voll auf die Gemeinschaft übertra-
gen wurden. Wenn man, verehrter Herr Kollege 
Ehmke, vom Aberwitz der Agrarpolitik spricht, ver-
kennt man die großen Vorleistungen, welche erst die 
gemeinsame Agrarpolitik für ein gemeinsames Eu-
ropa ermöglicht haben. Ich räume ein: Das eine oder 
andere war aberwitzig; nur, ich würde bitten, es nicht 
als Überschrift zu verwenden. 

Für Getreide, Milch und Rindfleisch besteht seit 
mehr als 20 Jahren ein Binnenmarkt ohne Grenzen. 
Weil der Agrarpolitik bis zum Februar letzten Jahres 
praktisch keine anderen Politikbereiche gefolgt sind, 
ist es immer wieder zu Spannungen nicht nur in der 
politischen Auseinandersetzung hier in der Bundesre-
publik, sondern auch zwischen den EG-Mitgliedstaa-
ten gekommen. 

Deshalb lassen Sie mich aus den nachhaltigen Er-
fahrungen heraus, die wir gemacht haben, hier eini-
ges sagen. Ich möchte dabei insbesondere darauf hin-
weisen, was dringend notwendig ist. Ein gemeinsa-
mer Binnenmarkt ohne eine gemeinsame Währung 
wird Stückwerk bleiben. Ich kenne die Sorgen derje-
nigen, die auf die Gefahr hinweisen, man werde in 
eine Inflationsgemeinschaft eingebunden. Ich kenne 
aber auch die Gefahr einer europäischen Harmonisie-
rung bei weiterhin national bet riebener Finanz- und 
Währungspolitik. 

Entscheidungen in der Währungspolitik müssen 
meiner Meinung nach von vornherein gesucht wer-
den, nicht aber erst am Ende des Einigungsprozesses. 
Man würde sonst das Pferd vom Schwanz aufzäumen, 
Grenzbarrieren zur Seite räumen und gleichzeitig Ge-
fahr laufen, daß durch währungspolitische Manipula-
tionen größere Hürden aufgetürmt werden. Solange 
es diese Gemeinsamkeit in der Währungspolitik nicht 
gab, mußte die Agrarpolitik beispielsweise das Wäh-
rungsausgleichssystem hart verteidigen. Ich weiß, 
daß der Herr Bundeskanzler dies klar erkannt und 
deutlich herausgestellt hat. Dafür sind wir auch dank-
bar. Aber was die EG-Kommission in diesem Punkte 
zur Zeit vorbereitet, nämlich den Abbau des vorhan-
denen Ausgleichssystems ab 1992, ist politisch unklug 
und sollte dringend neu überdacht werden. 
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Die Bundesregierung hat im Februar 1988 größte 
politische und finanzielle Anstrengungen unternom-
men, um den Weg hin zu einem europäischen Binnen-
markt vorzubereiten. Diesen Einsatz dadurch zu be-
lohnen, daß den Bauern weiterhin währungspolitische 
Opfer abverlangt werden, ist schlecht einzusehen. Ich 
gehe davon aus, daß die Bundesregierung gerade in 
dieser Frage weiterhin Härte zeigt. 

Zweite Feststellung: Ein Binnenmarkt 1992 ohne 
grundlegende Harmonisierung vieler Standards in 
den verschiedenen Rechts- und Politikbereichen ist 
kaum denkbar. Würde die EG nur bestimmte Min-
destvoraussetzungen beim Umweltschutz, beim Tier-
schutz, im Lebensmittelrecht vorschreiben, es den 
Mitgliedstaaten aber überlassen, national schärfere 
Bestimmungen zu treffen, müßte das zu unerträgli-
chen Wettbewerbsverzerrungen führen. Umwelt-
schutz und Lebensmittelrecht sind in dieser Hinsicht 
kaum anders zu beurteilen als Tarifrecht und Mitbe-
stimmungsfragen. 

Die Land- und Ernährungswirtschaft fürchtet, wenn 
ich es richtig beurteile, keinen fairen Wettbewerb in 
einem offenen Binnenmarkt, sondern sie fürchtet ei-
nen weiterhin unvollkommenen Binnenmarkt, auf 
dem Wettbewerbsverzerrungen an der Tagesord-
nung sind. Da geht es ihr wie allen übrigen Wirt-
schaftsbereichen in unserem Lande. 

Wenn wir alle den Binnenmarkt wirklich wollen, 
dann darf es keine nationalen Alleingänge in der So-
zialpolitik, in der Umweltpolitik oder im Lebensmittel-
recht geben. So war es auch richtig, daß Umweltmini-
ster Töpfer beispielsweise mit großer Hartnäckigkeit 
auf strikte Regeln für die Abgaswerte aller Pkws in der 
Europäischen Gemeinschaft eingetreten ist. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Aber auf welchem 
Standard?) 

Zwar. darf aus der Sicht der Waldbauern hinsichtlich 
dieser Grenzwerte noch nicht das letzte Wort gespro-
chen worden sein, aber entscheidend ist, daß ein fran-
zösischer Pkw die gleichen Werte einhalten muß wie 
ein deutscher. 

Ich habe deshalb auch Verständnis, daß die Land-
wirtschaft z. B. in der Frage des Einsatzes von Dünge-
mitteln auf eine gleiche Behandlung drängen muß. Es 
kann doch nicht angehen, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland der Einsatz von Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln äußerst strengen Auflagen unterzogen 
wird, während in Großbritannien, Frankreich und Ita-
lien jedoch beide Augen zugedrückt werden. Das ver-
trägt sich weder mit vorsorgender Umweltpolitik, die 
an den Grenzen nicht haltmachen darf, noch mit einer 
vorsorgenden Agrarpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir verschließen die Augen auch nicht vor notwendi-
gen Anpassungen und strukturellen Veränderungen, 
die der Binnenmarkt 1992 in vielen Wirtschaftsberei-
chen beschleunigen wird. Denn der Binnenmarkt 
wird nicht nur Gewinner kennen, aber Opfer müssen 
für alle Gruppen der Gesellschaft tragbar bleiben, und 
wirtschaftliche sowie soziale Vorteile müssen gerecht 
allen Bevölkerungsgruppen zugute kommen. 

Die deutsche Landwirtschaft hat seit den 60er Jah-
ren eine europäische Vorreiterrolle spielen müssen 
und dabei auch Opfer gebracht. Ich meine, meine ver-
ehrten Anwesenden, meine Damen und Herren, dies 
hat den Verbrauchern über Jahrzehnte mehr als sta-
bile Nahrungsmittelpreise geboten, und sie wird sich 
daher auch in einem größeren Binnenmarkt zurecht-
finden. Die nationale Politik darf ihr dann aber nicht 
mehr zumuten als den Kolleginnen und Kollegen in 
den Nachbarstaaten der Gemeinschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Pfuhl [SPD]: Was halten Sie denn vom Struk

-

turgesetz?) 
Es muß möglich sein, auch in einem größeren Markt 
nationale und regionale Eigenständigkeiten zu be-
wahren. Gemeinsamer Markt bedeutet ja nicht Ein-
heitsbrei. Gemeinsamer Binnenmarkt heißt nämlich 
auch kulturelle, strukturelle und wirtschaftliche Viel-
falt zu erhalten und zu fördern. Wer durch unsere 
Dörfer und ländlichen Räume fährt, weiß, was ich da-
mit meine. Die Bewohnerparteien des hier sehr viel 
zitierten europäischen Hauses müssen sich an eine 
gemeinsame Hausordnung gewöhnen, die anerkannt 
wird. Wie sie ihre Wohnung allerdings einrichten, 
sollte man jeder einzelnen Bewohnerpartei überlas-
sen. 

Letztlich ist es zum Nutzen aller Bürger unseres 
Landes, wenn dann auch in einem größeren Binnen-
markt Bauernhöfe eine Zukunftschance erhalten. Da-
her setzt sich die CDU/CSU-Fraktion so vehement für 
die Verwirklichung des gemeinsamen Binnenmarktes 
ein, der auch für die Landwirtschaft unseres Landes 
große Chancen beinhaltet. Die größten Chancen auf 
der Grundlage des Binnenmarktes liegen aber in der 
Erhaltung der freiheitlich-demokratischen Ordnun-
gen und liegen damit in der Sicherung einer friedli-
chen Zukunft für unser Vaterland, für unser ungeteil-
tes Vaterland. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Dr. Schwörer, nun kann ich meine Absicht realisieren, 
die ich eben schon hatte, und Ihnen das Wort ertei-
len. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Von Wirtschafts-
politikern der Opposition ist heute morgen an Details 
des europäischen Binnenmarktes Kritik geübt wor-
den. Deshalb möchte ich die Frage stellen: Könnten 
wir ohne den zugegebenermaßen noch unvollkomme-
nen Binnenmarkt die der Wirtschaftspolitik aufgetra-
genen Ziele überhaupt noch mit Erfolgsaussicht an-
streben, für Stabilität, Wachstum, außenwirtschaftli-
ches Gleichgewicht und Vollbeschäftigung in der 
Bundesrepublik zu sorgen? 

Fangen wir einmal mit der Preisstabilität an. Die 
Bundesrepublik hat 1988 wieder ein glänzendes Er-
gebnis erreicht: 1,2 % Preissteigerungsrate, die beste 
Zahl in Europa. Grund war sicher die gute Wirt-
schafts- und Finanzpolitik der Bundesregierung, 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Da lachen Sie 
ja selber!) 
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zusammen mit der Bundesbank. Aber auch die preis-
dämpfende Wirkung der Importe, besonders aus dem 
EG-Raum, hat zur Stabilität beigetragen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Und die preiswerten 
Nahrungsmittel!) 

— Auch die preiswerten Nahrungsmittel, Herr Kol-
lege Eigen. — Es hat sich positiv ausgewirkt, daß 
heute überall in Europa Stabilität betrieben wird, daß 
Europa zur Stabilitätsgemeinschaft geworden ist — 
eine alte Forderung unserer Fraktion. Selbst Portugal 
und Griechenland machen größte Anstrengungen zur 
Preisstabilität, ja, sie sind wegen des Binnenmarktes 
gezwungen, zu dieser Preisstabilität zu finden. Der 
Cecchini-Bericht sagt weitere Stabilitätsgewinne vor-
aus. Durch größere Konkurrenz und Kostenvorteile, 
durch Wegfall der Grenzen sollen 6 % Preissenkung 
möglich werden. Das wäre ein gutes Ergebnis für un-
sere Verbraucher, das wir ebenfalls wünschen. 

Das zweite: das Wachstum. Europa leidet seit An-
fang der 80er Jahre unter Wachstumssorgen. 1980 bis 
1982 Stagnation und sogar Rezession, seit 1983 wieder 
ein bescheidenes Plus. Dabei brauchen wir ein kräfti-
ges Wachstum für Arbeitsplätze, für Umweltschutz, 
für Entwicklung der schwachen Regionen, und das 
schaffen wir sicher nur über den europäischen Bin-
nenmarkt. Offene Grenzen haben seit 1984 auch in 
der Rezession entscheidend zum neuen Wachstum 
beigetragen. Das kann man an den Zahlen ablesen: Je 
höher der Exportüberschuß ist, desto höher ist auch 
die Wachstumsrate. Die diesjährige mit 3,4 % geht mit 
einem Überschuß von 121 Milliarden DM einher, und 
davon entfallen fast 60 % auf die EG. 

Auch hier verspricht der Cecchini-Bericht einen 
Wachstumsgewinn von 5 % . Allerdings sagt er: Dazu 
müssen die Beschaffungsmärkte geöffnet, die Han-
delshemmnisse im technischen Bereich beseitigt und 
die Subventionen für unrentable Bereiche abgebaut 
werden. Das sind alles alte Forderungen, die wir in 
Europa aufgestellt haben. 

Weiterhin muß der Wettbewerb erhalten werden, 
vor allem auch, was der Herr Bundeswirtschaftsmini-
ster sehr klar ausgeführt hat, durch die Stärkung der 
kleinen und mittleren Bet riebe. Ihre Investitionskraft, 
ihre Beweglichkeit und ihre Einsatzfreude sind ent-
scheidende Wachstumsfaktoren. Wir wissen, daß 
dazu die Rahmenbedingungen besser werden müssen 
— auch darauf hat der Bundeswirtschaftsminister hin-
gewiesen — , steuerliche Belastungen müssen vor al-
lem dort abgebaut werden, wo sie die produktiven 
Investitionen hemmen. Bürokratische Hemmnisse 
müssen verringert werden. Besonders der mittelstän-
dische Unternehmer hat es schwer, sich mit schwieri-
gen behördlichen Regelungen herumzuschlagen. Er 
sollte sich auf seine Führungsaufgabe im Bet rieb kon-
zentrieren können. 

Professor Giersch sagte vor kurzem in einem Zei-
tungsinterview: „In der EG darf man nicht die Frage 
stellen, wie viele Verordnungen müssen erlassen, son-
dern wie viele müssen gestrichen werden, um aus 
Europa einen großen Markt zu machen". Die Europäi-
sche Kommission neigt zu bürokratischen Regelun-
gen; das wissen wir. Das wissen die Bauern, glaube 
ich, am allerbesten. Wir müssen unsere Aufgabe darin 
sehen, wachstumshemmende bürokratische Bela-

stungen der EG von Bürgern und der Wirtschaft fern-
zuhalten. 

Drittens das außenwirtschaftliche Gleichgewicht. 
Die EG hatte 1988 eine einigermaßen ausgeglichene 
Leistungsbilanz. Nur 0,6 % des Sozialprodukts sehen 
wir als Überschuß. Dieses Ergebnis kam durch eine 
weltoffene Handelspolitik zustande, und das soll auch 
so bleiben. Eine Festung Europa — das ist heute schon 
öfters gesagt worden — darf es nicht geben, weder im 
Verhältnis zu den USA noch im Verhältnis zu den 
EFTA-Staaten noch im Verhältnis zu den Ostblock-
staaten. 

Das gilt aber auch für die Entwicklungsländer. Die 
Entwicklungsländer müssen verbesserte Chancen 
erhalten, durch Hilfe zur Selbsthilfe zum Partner 
Europas zu werden. Ich glaube, wir haben hier in den 
letzten Jahren schon ein gutes Modell praktiziert, mit 
Portugal, Spanien, Griechenland und auch der Türkei. 
Diese Hilfen werden gerade laufend verbessert, damit 
diese Länder auch zu unserem Wohlstand aufschlie-
ßen können. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Und Lomé!) 

— Und das Lomé-Abkommen, jawohl. 

Als letztes nun zur Vollbeschäftigung. Das ist das 
schwierigste Thema. Aber auch im Beschäftigungsbe-
reich wissen wir, daß Europa für uns hilfreich war und 
auch in Zukunft sein wird. Ohne die enge Verflech-
tung mit Europa wären viele der 900 000 neuen Ar-
beitsplätze, die in den letzten vier Jahren in der Bun-
desrepublik zustande gekommen sind, nicht geschaf-
fen worden. Der Cecchini-Bericht verspricht 2 bis 
5 Millionen neue Arbeitsplätze durch den Binnen-
markt. Entscheidend — das haben Sie heute schon 
gesagt — wird sein, daß man eine aktive Arbeits-
marktpolitik betreibt. Ich sehe sie vor allem da rin, daß 
man verstärkte Investitionen durchführt, vor allem in 
Zukunftsindustrien, in Indust rien, die durch ihr Pro-
gramm, durch ihre Produkte, aber auch durch ihre 
moderne Ausstattung langfristig die Arbeitsplätze ga-
rantieren können. 

Dazu ist auch — das wissen wir — eine immer bes-
sere Ausbildung unserer jungen Leute notwendig. Ich 
glaube, da haben wir in der Bundesrepublik mit unse-
rem dualen System die besten Voraussetzungen, die 
beste Ausgangsposition, die wir weiterhin ausbauen 
wollen. 

Deshalb kann man sagen: Die Bundesrepublik ist 
für den gemeinsamen Binnenmarkt gut gerüstet. Das 
gilt vor allem hinsichtlich der personellen Vorausset-
zungen, hinsichtlich dessen, was Arbeitnehmer und 
Unternehmer anbelangt. Sie sind Aktivposten in die-
ser Rechnung. Aber es wäre gefährlich, sich in Sicher-
heit zu wiegen. Heute wurde schon gesagt, daß sich 
die anderen auch alle auf diesen Tag, den 1. Januar 
1993, vorbereiten. 

Die Wirtschaft muß ihre Hausaufgaben machen. Ich 
bin überzeugt, sie tut das schon aus Selbsterhaltungs-
trieb. Aber wir in diesem Hause müssen daran eben-
falls mitwirken, und zwar — ich wiederhole das — 
durch die Erhaltung der Preisstabilität und damit der 
Konkurrenzfähigkeit, durch die Förderung des 
Wachstums — besonders im mittelständischen Be- 
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reich — , durch die Ermöglichung eines weltweiten 
Wettbewerbs. 

Wir hoffen, daß wir damit auch unsere schwierigste 
Aufgabe gemeinsam lösen können, die darin besteht, 
Millionen von neuen Arbeitsplätzen zu schaffen, den 
15,6 Millionen Arbeitslosen in der EG eine Hoffnung 
und besonders den 5 Millionen jugendlichen Arbeits-
losen die sichere Aussicht auf eine persönliche und 
berufliche Existenz zu geben. Ich glaube, das letztere 
ist die wichtigste Aufgabe, die der Binnenmarkt stellt. 
Wenn wir diese Aufgabe lösen, haben sich die Inve-
stitionen für den Binnenmarkt am besten gelohnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Rock. 

Frau Rock (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Derzeit erleben wir die Vorbereitung des 
europäischen Binnenmarktes, des E '92. Diesen Be-
griff hat Herr Haussmann ja heute geprägt. Jenem 
großen Gebilde der industriellen Wünsche und Inter-
essen werden im Wortsinne die Wege geebnet oder 
die Straßen geschaffen für die Erschließung bislang 
unerschlossener Profite. Der Weg wird durch die Har-
monisierung vorbereitet, was entweder — wenn es 
sich um technische Standards handelt — zum Wohle 
der Industrie oder — bei Maßen und Gewichten — 
den  größten gemeinsamen Nenner oder — wenn es 
um soziale Standards geht — den kleinsten gemeinsa-
men Nenner bedeutet. 

Der angepriesene Handel und Wandel freier Men-
schen in einem freien Europa führt schon jetzt zu den 
stärksten Konzernzusammenballungen, die die Ge-
schichte der EG-Staaten je gesehen hat. Dieses Wirt-
schaftsleben, das die armen und weniger entwickel-
ten Regionen Europas als billiges Arbeitskräftepoten-
tial zu nutzen gedenkt, wird bislang nicht bekannte 
Verkehrsströme erzeugen, die selbstverständlich auf 
Straßen abgewickelt werden sollen. 

Verkehrsleistungen der Straße werden nach wie 
vor weit unter Realpreis angeboten. Die Gesellschaft 
zahlt die Kosten der Umweltvernichtung, der Straßen 
und Sozialschäden. Bei dem Vorschlag des Bundes-
verkehrsministers zur Einführung einer Schwerver-
kehrsabgabe ging es daher auch nicht um die mögli-
che Reduzierung der Umweltbelastung durch den 
Lkw-Verkehr, sondern ausschließlich um die Verbes-
serung der Wettbewerbschancen deutscher Trans-
portunternehmer. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um beides!) 

— Wenn er beides gemeint hätte, hätte er eine andere 
Größenordnung nennen müssen. Dann hätte er sämt-
liche Kosten einbeziehen müssen. 

Harmonisierung an dieser Stelle bedeutet, daß die 
schon mangelhaften deutschen Vorschriften im sozia-
len Bereich und im Umweltschutzbereich den noch 
schlechteren anderen EG-Staaten angepaßt werden, 
d. h. sie werden nivelliert. Im Vordergrund stehen 
auch hier wirtschaftliche Interessen, die schon immer 
vor den Interessen der Bürger und Bürgerinnen Euro-
pas gestanden haben. Sie machen hier der EWG alle 

Ehre; es ist eben bloß eine Gemeinschaft der Wi rt

-

schaftsinteressen, nicht der Menschen. 

Dieses Handeln bzw. diese Untätigkeit geht zu La-
sten der Verbraucher und Verbraucherinnen sowie 
der Umwelt. Sie werden beim europäischen Ver-
kehrswegeplan auf der Strecke bleiben. Europaver-
bindungen, Europastraßen — es erhebt sich die Frage, 
in welchen Lebenszusammenhängen die Planer und 
Macher eines solchen Europa eigentlich leben. Die 
„normalen" Bürgerinnen und Bürger Europas fahren 
täglich ca. 30 km. Verkehr ist also in erster Linie Nah-
raumerschließung. 

Hier werden Bedürfnisse vorgegaukelt und ge-
schaffen, die die Durchschnittsbürger vielleicht ein-
mal jährlich anläßlich einer Urlaubsreise haben. Über 
die Auswirkungen von Tourismus, von Mobilität, er-
möglicht durch das Auto, müßte auch europäisch dis-
kutiert werden. Aber das ist auch nicht der Fall. 

Ich stelle also fest, auch auf europäischer Ebene gibt 
es keine aktive, lenkende, an den Bedürfnissen der 
Mehrheit der Menschen orientierte Verkehrspolitik. 
Es wird nach wie vor eine autoorientierte Politik be-
trieben. Sie schaffen ihr die Wege und stecken dann 
die Köpfe in den Asphalt und lassen die Verkehrs-
welle kommen, und sie wird kommen. 

Nach verschiedenen wissenschaftlichen Untersu-
chungen, u. a. der Prognos AG in Basel, die auch von 
der Bundesregierung mit in Auftrag gegeben wurde, 
werden wir nach Vollendung des Binnenmarktes ca. 
ein Drittel mehr Lkw-Verkehr auf unseren Straßen 
haben, 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

wenn wir jetzt nicht eingreifen und handeln. 

Durch diesen mörderischen Verdrängungswettbe-
werb werden die europäischen Bahnen weiter an Bo-
den verlieren. Sie werden viele Millionen Tonnen 
Fracht verlieren. Allein für die Deutsche Bundesbahn 
gehen die Schätzungen auf 15 Millionen Tonnen 
Frachtaufkommen weniger. Den dicksten Brocken 
werden die umweltzerstörerischen Lkw abschleppen. 
Dies wird u. a. dazu führen — diese Einschätzung 
wird vom Bundesumweltamt geteilt — , daß die durch 
den Einbau von Entstickungsanlagen in Kraftwerken 
verminderten Ausstöße von NOX durch die Mehrim-
mission aus Lkw wieder kompensiert werden. Damit 
ist auch dieser Teil der zaghaften Ansätze einer Um-
weltpolitik gescheitert. Also keine Einsparung an 
Schadstoffen trotz der vollmündigen Versprechen, 
unser aller Atemluft endlich wieder atembar zu ma-
chen. 

Meine Damen und Herren, es bedarf einer Ver-
kehrspolitik, die gestalterisches Handeln erkennen 
läßt, die Verkehrsströme ökologisch verkraftbar 
macht. Es ist vereinzelt von Kollegen dieses Hauses 
mit vorwurfsvollem Blick auf die Alpenstaaten darauf 
hingewiesen worden, daß die Bundesrepublik ein 
Transitland ist. Das ist richtig. Daraus darf aber nicht 
abgeleitet werden, daß die Schweiz und insbesondere 
Österreich dahin gedrängt werden, weiter geduldig 
zu leiden. EG-Europa und auch die Bundesrepublik 
müssen ihre Verkehrspolitik ändern. Die Binnenver-
kehre der Einzelstaaten müssen vom Zwang vom Auto 
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befreit werden, um dadurch Lärm- und Abgasbela-
stung zu verringern, Bodenversiegelung durch Stra-
ßenbauten zu verhindern. Müssen denn alle Fehler, 
die in der Vergangenheit in der bundesdeutschen 
Verkehrspolitik gemacht wurden, auf EG-Ebene wie-
derholt werden? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nein!) 

Daß es auch anders geht, zeigt das Beispiel der 
Schweiz, die für ihre umweltorientierte Verkehrspo-
litik u. a. vom bundesdeutschen Verkehrsminister als 
Hemmnis begriffen und mit Drohungen belegt wird. 
Dort führt die Festsetzung von Schadstoffobergren-
zen, welche die Städte einzuhalten haben, dazu, daß 
Obergrenzen für Verkehrsmengen festgesetzt wer-
den. Dort ist der Verkehr nicht auslösender Faktor für 
Verkehrspolitik, sondern er wird von ihr gesteuert. 

Die Bundesregierung ist jedoch noch nicht einmal 
bereit, geltende europäische Regelungen zu vollzie-
hen, z. B. die Richtlinie 85 203 EWG, die Schadstoff-
messungen festlegt und auffordert, eine Reduktions-
planung vorzulegen. Eine solche Planung würde die 
Abkehr von Straßenbauprojekten genauso fördern 
wie eine gezielte Förderung von umweltschonenden 
Verkehrsmitteln. Auch die von der Bundesregierung 
so geschmähten Tempolimits gehören als Instrument 
der Schadstoffbegrenzung und -reduzierung dazu. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 
Für den Bereich des Straßengüterverkehrs würde 

das u. a. bedeuten: Festsetzung einer Schwerver-
kehrsabgabe, die aber auch die Folgekosten durch 
Umweltzerstörung und die sozialen Folgekosten ein-
bezieht; eine Festsetzung der Tonnageobergrenze bei 
24 t; ein generelles Nachtfahrverbot. Für den gesam-
ten Bereich des Verkehrs hieße das u. a.: Förderung 
der Bahnen Europas; Festsetzung von Normen der 
Abgasbelastung auf dem jeweils technisch höchsten 
Niveau als US-Norm oder kalifornische Norm, und 
nicht etwa diese schlaffe Norm, die wir jetzt auf EG-
Ebene haben. 

In einer solchen Verkehrspolitik würde sich der 
Wille niederschlagen, des Problems gestalterisch Herr 
zu werden. Diesen Willen kann ich aber derzeit bei 
der Regierungskoalition beim besten Willen nicht er-
kennen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gries. 

Gries (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Verehrte Kollegin Rock, ich teile 
Ihren Euro-Pessimismus in gar keiner Weise. Wir wol-
len dieses Europa und werden es anstreben und auch 
erreichen. Aber ich frage mich umgekehrt: Sie müs-
sen sich eigentlich in dieser Bundesrepublik sehr wohl 
fühlen, wenn Sie dieses Horrorgemälde des zukünfti-
gen Europa malen. Aber ich sage Ihnen auch eines 
dazu. Sie werden jedenfalls dieses Europa nicht be-
nutzen können, um Ihre verqueren ideologischen Vor-
stellungen dann auf dem Wege durchzusetzen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Es reizt mich, das am Anfang hier zu sagen. 

Dieses Europa als Europäischer Binnenmarkt ist 
eine große Herausforderung. Zu all den anderen Pro-
blemen, die hier sachlich behandelt worden sind, ge-
hört auch der Verkehr, mit dem wir uns hier speziell 
beschäftigen müssen, d. h. der freie Verkehrsaus-
tausch, der eine ganz wesentliche Voraussetzung für 
die Mobilität insgesamt, auch für das Wirtschaften in 
diesem Europäischen Markt, ist. Ich glaube, daß wir 
gerüstet sind, damit fertig zu werden. Das setzt aber 
voraus, daß wir in diesem Europa Chancen- und Wett-
bewerbsgleichheit schaffen, daß wir zugleich das er-
reichen, was wir Liberalen wollen, nämlich die 
Deregulierung und Liberalisierung in diesem Euro-
päischen Markt. 

(Beifall bei der FDP) 

Das gilt insbesondere und mit den größten Schwierig-
keiten im Straßengüterverkehr, das gilt für den Luft- 
und Bahnverkehr, für den Schiffsverkehr in der glei-
chen Weise, nur da sind wir schon einen Schritt weiter. 
Da haben uns die Betroffenen z. B. in der Binnenschif-
fahrt einiges voraus. 

Dieser Verkehrsmarkt ist eine große wirtschaftliche 
Potenz — das wird sehr häufig, jedenfalls in der öf-
fentlichen Diskussion, vergessen —, in dem wir insbe-
sondere mit unseren Nachbarn in den Niederlanden 
konkurrieren. Es wird, wie ich finde, zu großen posi-
tiven, praktischen Erleichterungen im Straßengüter-
verkehr führen. Es wird notwendig sein, für unsere 
Unternehmer die Voraussetzungen für Wettbewerbs-
gleichheit zu schaffen —die Abschaffung der Wettbe-
werbsverzerrungen ist unser größtes Problem — , da-
mit sie diesen Konkurrenzkampf bestehen können. 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklä-
rung 1987 — ich verzichte darauf, das jetzt zu zitie-
ren — deutlich gemacht, daß der Schritt der Liberali-
sierung in Europa verbunden sein muß mit den Not-
wendigkeiten der Harmonisierung im politischen, 
technischen, rechtlichen, wirtschaftlichen und steuer-
lichen Bereich. Wir müssen anstreben, daß es zu 
einem erheblichen Abbau von bürokratischen, tech-
nischen und administrativen Handelsbar rieren 
kommt. 

Wir müssen aber auch auf der anderen Seite einse-
hen, daß unser eigenes Straßenverkehrsgewerbe zum 
Beispiel bis heute traditionell bedingt in einem abge-
schotteten Markt arbeitet, daß wir ein Tarifsystem ha-
ben, das nicht aus der Geschichte der Bundesrepublik 
stammt, sondern weit davor gegründet ist, daß dieses 
Tarifsystem über den Marktpreisen liegt — Fachleute 
sagen: bis zu 20 % —, daß wir eine Marktordnung 
haben, die dieser Marktwirtschaft nicht entspricht. 
Das heißt, die Öffnung zum Europäischen Binnen-
markt bedeutet zugleich auch die Liberalisierung und 
Deregulierung eines marktwirtschaftlich notwendi-
gen Raumes in unserem eigenen Verkehrsgewerbe. 
Diese Marktordnung ist, wie Sie wissen, einmal ge-
schaffen worden, um die Schiene vor der Straße zu 
schützen. Heute kann davon eigentlich keine Rede 
mehr sein. Es wird höchste Zeit, das zu verändern. 

Wir werden also in Europa einen freien Marktzu-
gang haben, und das halte ich für eine ganz wesent-
liche Voraussetzung. Wir werden eine freie Preisbil- 
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dung haben und nicht mehr den Reichskraftwagenta-
rif und das Konzessionierungsunwesen, das heute den 
Markt bestimmt. Aber wir müssen auch daran den-
ken, daß wir die bestehenden Wettbewerbsverzerrun-
gen im Interesse unserer deutschen Verkehrswirt-
schaft beseitigen können und beseitigen. Sie liegen 
im wesentlichen im steuerlichen Bereich. Wenn der 
deutsche Unternehmer etwa für einen genormten 
Lkw mehr als 10 000 DM an öffentlichen Abgaben 
und sein Kollege in den Niederlanden — um unseren 
Hauptkonkurrenten zu nehmen — ungefähr 3 500 DM 
zu leisten hat, dann wird deutlich, daß das ein erheb-
licher Kostenfaktor ist, der zur Wettbewerbsverzer-
rung führt. 

Wir haben als FDP den Vorschlag gemacht, die 
Kraftfahrzeugsteuer für diese Schwerst-Lkw abzu-
senken, um mit unseren Nachbarn, mit denen wir den 
Binnenmarkt gestalten wollen, auf ein europäisches 
Niveau zu kommen. Wir haben uns in der Koalition 
nicht durchsetzen können. Ich sage das hier ganz of-
fen und ganz deutlich. Ich bedaure das sehr, weil ich 
glaube, daß wir den besseren Vorschlag gemacht ha-
ben. Ich bin der Überzeugung, daß diese Straßenbe-
nutzungsgebühr oder die Schwerverkehrsabgabe, 
die die SPD seit bald 20 Jahren als ihr Lieblingskind 
pflegt, kein Fortschritt auf dem Wege zu einem Euro-
päischen Binnenmarkt ist, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

daß sie die Wettbewerbsnachteile der Deutschen eher 
verstärkt, daß sie im Grunde genommen zu mehr Bü-
rokratie führt und, was viel wichtiger ist, daß sie natür-
lich auch zu einer überflüssigen Verteuerung der Be-
förderungsleistungen in diesem Europäischen Bin-
nenmarkt führen wird. Das heißt, daß es am Ende zu 
einem Standortnachteil der Bundesrepublik kommen 
wird. Deshalb hat die FDP an die EG appelliert, und 
meine Hoffnung besteht immer noch, daß die EG-
Kommission vielleicht vernünftiger ist als wir in der 
Koalition und einen Vorschlag für eine europäische 
Lösung macht, die diesen nationalen Alleingang einer 
Straßennutzungsgebühr entbehrlich macht. Dafür 
gibt es erste Anzeichen. Vielleicht ist das über die 
Europa-Vignette möglich, die nach den jeweiligen fis-
kalischen Belastungen in den Ländern abstuft. Ich 
habe jedenfalls die Hoffnung noch nicht aufgegeben, 
daß es gelingt, die unterschiedlichen Belastungen aus 
Mineralölsteuer, Kraftfahrzeugsteuer und sonstigen 
Steuern aufzuheben, wenngleich der erste Vorschlag, 
Herr Verkehrsminister, sicher noch nicht unseren 
Idealvorstellungen und auch nicht Ihren entspricht. 
Ich hoffe, daß Sie der Pflicht enthoben werden, dem 
Kabinett irgendwann tatsächlich einen Entwurf be-
treffend Straßennutzungsgebühr vorzulegen. 

Wir haben immer deutlich gemacht, daß wir harmo-
nisieren wollen. Ich glaube auch, daß wir dabei Er-
folge erzielt haben. Wir sind — jetzt darf ich den Ver-
kehrsminister wieder loben — in der Angleichung der 
technischen Vorschriften sehr weit vorangekommen. 
Das ist ein wichtiger Vorteil. Wir sind in der Anpas-
sung der sozialen Vorschriften weitergekommen. Wir 
sind — das war vielleicht die größte Tat — mindestens 
auf dem Weg, die Einhaltung dieser Übereinkünfte zu 
kontrollieren. Vorschriften sind geduldig. Wenn sie 
nicht konntrolliert werden, werden sie nicht eingehal-

ten, und dann liegt der Wettbewerbsnachteil wieder 
bei uns, da wir natürlich immer kontrollieren. Ich 
meine, hier haben wir in der Tat Fortschritte erzielt, 
was die technische Angleichung, die soziale Anglei-
chung und auch die notwendigen persönlichen Vor-
aussetzungen, etwa die Berufszugangsvoraussetzun-
gen im Verkehrsgewerbe angeht. 

Ich glaube — um auch das noch zum Verkehrsge-
werbe zu sagen — , das deutsche Verkehrsgewerbe ist 
so leistungfähig und hochqualifiziert im persönlichen 
Bereich, aber auch so technisiert, daß wir keine Be-
fürchtungen haben müssen, ob wir diesen Wettbe-
werb im europäischen Binnenmarkt bestehen. Aller-
dings muß ich auch von unseren Unternehmern er-
warten, daß sie sich dieser Herausforderung stellen 
und das notwendige Maß an Flexibilität mitbringen. 
Dafür gibt es jetzt schon gute Beispiele. Das Verkehrs-
gewerbe ist nicht so uniform, wie man es manchmal 
aus Verbandsmeinungen entnehmen könnte. Es gibt 
hier schon viele große und auch viele kleinere und 
mittlere Unternehmen, die sich längst angepaßt ha-
ben und z. B. wissen, daß man über das reine  Trans-
portgewerbe hinaus andere Dienstleistungen 
— Stichwort: Logistik — anbieten muß, daß man da-
mit arbeiten und damit auch eine ganze Menge Geld 
verdienen kann. Ich glaube also, wir können im EG-
Binnenmarkt im Straßengüterverkehr bestehen. 

Ein Wort zum Luftverkehr. Hier ist die Liberalisie-
rung schon weiter fortgeschritten. Sie muß fortgesetzt 
werden. Das bedeutet konkret: Wir brauchen eine 
freiere Tarifgestaltung, auch im Interesse des Preises. 
Wir brauchen eine bessere Kontingentfestsetzung 
zwischen den einzelnen Gesellschaften. Wir brauchen 
einen besseren Marktzugang. Wir werden Kabotage-
regelungen schon bald einführen können. Ich denke, 
es tritt endlich einmal ein wirklicher Wettbewerb auf 
diesem Sektor ein. Die ersten Anzeichen sprechen 
dafür. Es gibt Neugründungen von Gesellschaften. 

Ich betone aber auch, daß nach Auffassung der FDP 
hier ein Gesichtspunkt nicht vernachlässigt werden 
darf, und zwar gerade nach den Erfahrungen anderer 
Länder, die dereguliert haben. Ich denke an Amerika. 
Sosehr wir Wettbewerb, Tariffreiheit, Preisfreiheit, 
Zugangsvoraussetzungen, Streckennetze wollen, so 
wenig darf der Sicherheitsstandard außer acht gelas-
sen werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir können auf gar keinen Fall wollen, daß in irgend-
einer Weise die Sicherheit des Luftverkehrs zugun-
sten eines marktwirtschaftlichen Denkens im EG-
Markt geopfert wird. Wir wollen das nicht. Deshalb 
betone ich das hier so deutlich. 

Ich sehe schon das Licht vor mir blinken. Ich muß 
daher all das weglassen, was ich Ihnen gern noch über 
Flugsicherung gesagt hätte. Ich glaube, auch hier ha-
ben wir einen großen Nachholbedarf, zu mehr euro-
päischer Koordination bei der Flugsicherung — Stich-
wort EUROCONTROL — zu kommen. Im Verkehrs-
ausschuß gibt es einen breiten Konsens der Fraktio-
nen, das alsbald zu tun. Es geht auch um eine Neu-
strukturierung der Bundesanstalt für Flugsicherung. 
Ich denke, im Februar kommen wir zu konkreten Be- 
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Schlüssen, die dann das Haus hier beschäftigen wer-
den. Ich bin da sehr optimistisch. 

Lassen Sie mich, Herr Präsident, wenn Sie gestat-
ten, wenigstens noch ein Stichwort nennen: die Bun-
desbahn, die für uns ja ein Sorgenkind ist. Ich sehe 
auch für die Bundesbahn im europäischen Binnen-
markt eine große Chance. Die großen Strecken, die 
großen Entfernungen, die zu überwinden sind, sind 
der Bundesbahn eigentlich auf den Leib geschnitten 
— nicht nur dem Lkw und dem Flugverkehr, sondern 
gerade auch dem Schienenverkehr. Wir müssen also 
möglichst schnell zu einem europäischen Schnellver-
kehrsnetz kommen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
darf ich Sie darauf aufmerksam machen, daß es ein 
Unterschied ist, ob Sie ein Stichwort erwähnen oder 
unter einem Stichwort längere Ausführungen ma-
chen. 

(Heiterkeit) 

Gries (FDP): Herr Präsident, wenn Sie gestatten, 
würde ich dieses Stichwort jetzt mit zwei Sätzen zu 
Ende führen. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön. 

Gries (FDP): Ich denke also, daß die Bahn im kom-
binierten Ladungsverkehr in diesem europäischen 
Schnellverkehrsnetz eine große Chance hat. 

Insgesamt glaube ich eben — das ist fast symbolisch 
für alle anderen Verkehrswege und Verkehrsträ-
ger — , daß man wirklich sagen kann: Europa soll auf 
einer Schiene fahren. Das ist unser Ziel, und das wer-
den wir wohl auch schaffen. Ich teile also, liebe Kol-
legin Rock, nicht Ihren Pessimismus, sondern ich bin 
optimistisch, daß wir dieses Europa auch zum Nutzen 
unseres eigenen Landes und unserer Bürger gestalten 
können. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Antretter. 

Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Verkehrspolitik gehört zweifellos zu den 
schwierigeren Problempunkten im Zusammenhang 
mit dem Binnenmarkt. Entsprechend sachlich sollten 
wir sie auch miteinander diskutieren, und so ist es bis-
her auch geschehen. 

Der gemeinsamen Verkehrspolitik ist im Blick auf 
das Jahr 1993 die Aufgabe gestellt, den Grundsatz des 
freien Dienstleistungsverkehrs in der Verkehrswirt-
schaft zu verwirklichen. Dies bedeutet die Öffnung 
der internationalen und nationalen Verkehrsmärkte 
und die Beseitigung aller Diskriminierungen für Ver-
kehrsunternehmen aus anderen Mitgliedstaaten. 

Für die Verkehrswirtschaft in der Bundesrepublik 
— Herr Kollege Gries, ich stimme Ihnen zu — bedeu-
tet Binnenmarkt einen radikalen Umbruch. An zwei 
tragende Säulen der deutschen Verkehrswirtschaft 
und Verkehrsmarktordnung, die mengenmäßigen Be-
schränkungen und die obligatorischen Tarife, wird  

— jeweils im internationalen Verkehr — die Axt an-
gelegt. Dies bedeutet Chancen und, wenn es nicht 
gelingt, die Wettbewerbsbedingungen in Europa an-
zugleichen, erhebliche Risiken. 

Chancen bedeutet es deshalb, weil der Binnen-
markt für mehr Warenaustausch und damit für eine 
größere Transportnachfrage sorgen wird; Chancen 
aber auch insofern, als unsere Verkehrswirtschaft lei-
stungsfähig und flexibel ist und sich mit ihren Stand-
orten in dem Gebiet mit dem größten Transportauf-
kommen in nächster Kundennähe befindet. 

Risiken birgt der Binnenmarkt wegen einer Reihe 
von Wettbewerbsverzerrungen — das ist keine 
Frage — , vor allem im steuerlichen Bereich. Wir ap-
pellieren deshalb mit Nachdruck an die Bundesregie-
rung: Lassen Sie nicht zu, daß unsere Verkehrsunter-
nehmen einem unfairen Wettbewerb ausgesetzt wer-
den. Wenn es nicht gelingt, hier insbesondere durch 
eine Steuerharmonisierung für Abhilfe zu sorgen, 
steht die Existenz vieler kleiner und mittlerer Betriebe 
auf dem Spiel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Gefährdet werden damit aber auch die Arbeits-
plätze der rund 295 000 Arbeitnehmer im deutschen 
Güterkraftverkehr, deren Interessen bisher nicht mit 
dem gehörigen Nachdruck berücksichtigt worden 
sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Die schärfere Konkurrenz im europäischen Ver-
kehrsmarkt wird natürlich zu verstärktem Druck auch 
auf diese Menschen führen. Es ist zu befürchten, daß 
sich Tendenzen verstärken werden, die Lenk- und 
Ruhezeiten noch weniger als schon heute einzuhal-
ten. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Skandalös!) 

Es liegt auf der Hand, welche gefährlichen Konse-
quenzen dies für die Verkehrssicherheit und für die 
Gesundheit der Fahrer hätte. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dabei sind die Beschäftigungsbedingungen im 
Güterkraftverkehr schon heute mehr als bedenklich, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen. Die höchstzuläs-
sige Arbeitszeit beträgt 244 Stunden pro Monat. Nach 
Angaben der Gewerkschaft ÖTV arbeiten mehr als 
77 To  der Fernfahrer länger, teilweise mehr als 
300 Stunden. Angesichts dieser schweren Arbeitsbe-
lastung ist es mir übrigens nicht verständlich, Herr 
Bundesminister Warnke, weshalb die Bundesregie-
rung im europäischen Ministerrat auch noch einer 
Verlängerung der täglichen Lenkzeit von acht auf 
neun Stunden und zweimal wöchentlich auf zehn 
Stunden zugestimmt hat. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Unglaublich!) 

Ich glaube, das ist der falsche Weg, Verständnis bei 
den Bürgerinnen und Bürgern für das größere verei-
nigte Europa zu finden. 

Natürlich, Kollege Gries, wird auch die Deutsche 
Bundesbahn gefährdet. Die Kapazitätsausweitung im 
Güterkraftverkehr und schärfere Konkurrenz werden 
zu einem erheblichen Druck auf die Bahn führen; die 
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Kollegin Rock hat das zu Recht angesprochen. Sie 
haben von der Tonnage gesprochen; ich will einmal 
vom Preis, von den Finanzen reden: Die Deutsche 
Bundesbahn selbst schätzt die zu erwartenden Ein-
nahmeausfälle auf 400 bis 800 Millionen DM pro 
Jahr. 

Diese Risiken machen die Sanierung der Bahn übri-
gens noch dringender als zuvor. Ich glaube, mit halb-
herzigen Maßnahmen, wie sie der Bundesverkehrsmi-
nister am 13. Januar angekündigt hat, ist der Bahn 
wenig gedient. 

Die „Süddeutsche Zeitung" nannte die Ankündi-
gung „entlarvend", daß eine Kommission von Sach-
verständigen zwei Jahre Zeit bekommen solle, um 
über die Kosten des Schienenwegs und über weitere 
Zukunftsfragen der DB nachdenken zu können. Ich 
zitiere die Ausgabe vom 14. Januar wörtlich: 

Das ist schlicht Zeitschinderei, mit der man über 
den Termin der nächsten Bundestagswahl hin-
wegkommen will. Bei der Bahn liegen seit vielen 
Jahren alle Fakten glasklar auf dem Tisch, ohne 
daß daraus die richtigen Konsequenzen gezogen 
wurden. Eine neue Kommission ist aus diesen 
und anderen Gründen überflüssig. 

Die Bundesregierung wäre gut beraten, wenn sie 
das SPD-Zukunftsprogramm für die Deutsche Bun-
desbahn mit seinen konkreten Vorschlägen für die 
Kapitalbereinigung bei der DB, die Übernahme der 
überhöhten Versorgungslasten, die Übernahme der 
Verantwortung für die Eisenbahninfrastruktur, die 
volle finanzielle Verantwortung des Bundes für die 
gemeinwirtschaftlichen Leistungen und die Moderni-
sierung der Führungsstruktur der DB übernehmen 
würde. 

(Bohl [CDU/CSU]: Warum haben Sie das al

-

les nicht schon gemacht, als Sie dran wa

-

ren?) 

Herr Kollege Bohl, damit auch Sie auf Ihre Kosten 
kommen, möchte ich jetzt einen Punkt ansprechen, 
bei dem wir alle, glaube ich, unsere seitherige Zu-
rückhaltung etwas aufgeben sollten: Ich meine, daß 
die Verwirklichung des Binnenmarkts auch die Her-
stellung eines europäischen Verkehrswegenetzes er-
forderlich macht. Es muß doch eigentlich jedem ein-
leuchten, daß es zu einer harmonischen Abwicklung 
des Verkehrs zwischen den Mitgliedstaaten nicht 
kommen kann, wenn der eine Staat seine Investitio-
nen schwergewichtig in die Schiene steckt, seine 
Nachbarn aber aus andersgelagertem Interesse den 
Straßen Priorität geben. 

Wer in Deutschland die Überlastung der Straßen 
vermeiden will, der muß jetzt dafür sorgen, daß nicht 
nur bei uns und in Frankreich, sondern auch in Däne-
mark und — nebenbei bemerkt — in Schleswig-Hol-
stein, in den Niederlanden und in Belgien, in den 
Alpen und in Italien in die wichtigen Eisenbahnstrek-
ken investiert wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Natürlich darf hier nicht Gießkannenwirtschaft be-
trieben werden, sondern es dürfen nur Projekte finan-
ziert werden, die ohne die Hilfe der EG nicht verwirk-
licht würden und die für den internationalen Verkehr  

und im Interesse der gesamten Gemeinschaft unver-
zichtbar sind. 

Lassen Sie mich ein Wort zur Schiffahrt sagen: Seit 
Beginn der 80er Jahre ist der Anteil der in den Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft registrierten See-
schiffe in der Welthandelsflotte von fast 30 % auf 
knapp 15 % gefallen. Die Zahl der EG-Seeleute ist in 
gleicher Weise drastisch zurückgegangen. Die Ge-
meinschaft muß darauf achten, daß dieser Trend 
schnellstens zum Stillstand kommt. Sie braucht für die 
Wahrnehmung ihrer Außenhandelsinteressen und 
aus Gründen der Versorgungssicherheit eine euro-
päische Handelsflotte. Europäische Seeleute und in 
Europa registrierte Flotten müssen also eine faire 
Chance erhalten. 

(Beifall bei der SPD) 
Ich will hier nicht nochmals auf das umstrittene 

deutsche Zweitregister eingehen, über das der Bun-
destag mit der Mehrheit der Regierungsparteien ent-
schieden hat. Es nimmt aber doch wunder, daß die 
Bundesregierung, der doch nach ihren Beteuerungen 
das Schicksal der deutschen Flotte und der deutschen 
Seeleute so am Herzen liegt, bei der ersten Anwen-
dung des Gemeinschaftsrechts zum Schutze dieser 
Flotte eine höchst unschlüssige Haltung eingenom-
men hat. 

Zu entscheiden war im Rat über eine gegen eine 
koreanische Reederei gerichtete Ausgleichsabgabe 
die in der Australienfahrt den europäischen Reedern 
durch eine unlautere, extrem niedrige Preisbildung 
das Leben sauer machte. Die Spatzen pfeifen es von 
den Dächern, daß die Bundesregierung diese Ent-
scheidung des Rats vom 4. Januar 1989 nicht mitge-
tragen hat. Hier haben offenbar die Interessen der 
Exportwirtschaft die Oberhand behalten. Das war der 
falsche Weg, europäische Politik zu machen. 

Wenn es richtig ist — ich habe die Befürchtung, daß 
es so ist — , daß bisher noch wenige Bürgerinnen und 
Bürger bereit sind, im Juni zur Europawahl zu gehen 
und sich dafür motivieren zu lassen, dann kommt es 
auf zwei Dinge an: erstens darauf, daß es uns gelingt, 
ihnen zu vermitteln, daß es für diesen Kontinent und 
für dieses Land keine Zukunft ohne gemeinsames Eu-
ropa gibt, zweitens darauf, daß wir die Phantasie und 
die Kraft haben, die Probleme, die mit diesem Prozeß 
einhergehen, zu bewältigen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Rock 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Haungs. 

Haungs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Weg zum gemeinsamen Binnen-
markt ist — hier stimme ich Herrn Kollegen Antretter 
zu — schwierig und mühsam. Es ist aber notwendig, 
ihn zu gehen, und zwar nicht für Profite und Konzerne, 
Frau Kollegin Rock, sondern für Europas Bürger. Erst 
mit dem Urteil zur Einführung der Dienstleistungsfrei-
heit im internationalen Verkehr der Gemeinschaft 
und den nachfolgenden Beschlüssen auf europäischer 
Ebene kam soviel Schwung in die Verkehrspolitik, 
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daß die jahrelange Untätigkeit überwunden werden 
konnte. Es ist eindeutig das politische Verdienst von 
Bundeskanzler Kohl und der von ihm geführten Bun-
desregierung, daß die jahrelangen ergebnislosen und 
unfruchtbaren Diskussionen über Harmonisierung 
und Liberalisierung in konkrete Beschlüsse umgesetzt 
wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Gemeinschaft der zwölf Staaten ist ein Markt 
mit 320 Millionen Verbrauchern und für die Verbrau-
cher, für niemand anders. Ein gemeinsamer Ver-
kehrsmarkt ohne mengenmäßige Beschränkung ge-
hört notwendigerweise zu dem einheitlichen Wirt-
schaftsraum, bei dem die Grenzhindernisse beseitigt 
werden sollen. 

Die Marktordnung dieses europäischen Verkehrs-
markts wird vom Wettbewerb bestimmt sein. Deshalb 
wird der historisch gewachsene deutsche Ordnungs-
rahmen in der Verkehrswirtschaft nicht von heute auf 
morgen abgeschafft, sehr wohl aber in Richtung Wett-
bewerb weiterentwickelt werden. Es wird in einigen 
Jahren auch nicht mehr möglich und sinnvoll sein, die 
Fiktion zweier getrennter Märkte und Marktordnun-
gen — national und grenzüberschreitend — , wenn 
wir die Grenzen beseitigen wollen, aufrechtzuerhal-
ten. 

Es ist richtig, daß das überwiegend mittelständisch 
strukturierte Verkehrsgewerbe, daß Unternehmer 
und Mitarbeiter gleichermaßen heute die berechtigte 
Sorge haben, den härteren Wettbewerb, den sie in 
Form von Mengen und Preisen gar nicht gewohnt 
sind, auf diesem größeren Markt nicht erfolgreich be-
stehen zu können. Deshalb bemühen wir uns, das 
Güterkraftverkehrsgewerbe so fit zu machen, daß es 
den Binnenmarkt nicht zu fürchten braucht. 

Ein Beratungs- und Informationssystem soll einge-
richtet werden, um kleine und mittlere Unternehmen 
beim Eintritt in den Binnenmarkt zu unterstützen. 
Auch dies wird ein Beitrag zum Abbau von Wettbe-
werbsverzerrungen im internationalen Verkehr sein; 
denn viele unserer Unternehmen haben hier ein Defi-
zit an Kenntnissen und unternehmerischen Erfahrun-
gen.  

Die Hauptforderung des Gewerbes, die von allen 
Wirtschaftsverbänden unterstützt wurde, die ich 
ebenfalls für am sinnvollsten ansehe — hier stimme 
ich dem Kollegen G ries zu — , ist eine Absenkung der 
überhöhten deutschen Kraftfahrzeugsteuer für 
schwere Nutzfahrzeuge auf ein durchschnittliches 
europäisches Niveau; denn unbest ritten gehört diese 
Steuer neben den unterschiedlichen fiskalischen Be-
lastungen beim Kraftstoff zu den größten Wettbe-
werbsverzerrungen. 

Dies kann mit einem einzigen Beispiel erläutert 
werden. Ein Spediteur in den Niederlanden, der sei-
nen 38-Tonnen-Lkw im Jahr 120 000 km bewegt, hat 
allein wegen der niedrigeren Kraftfahrzeug- und Mi-
neralölsteuer um 15 000 DM geringere Kosten als ein 
deutscher Wettbewerber. Dies ist eine Wettbewerbs-
verzerrung, die wir beim Eintritt in den Gemeinsamen 
Markt beseitigen müssen. 

Vieles ist in der Vergangenheit harmonisiert wor-
den — Kollege G ries hat es aufgezählt; ich brauche es 
nicht zu wiederholen —, aber die fiskalischen Verzer-
rungen blieben. 

Die Kommission versucht jetzt, vom Nationalitäts-
prinzip der Besteuerung, wonach jeder Verkehrsun-
ternehmer in dem Staat, in dem sein Fahrzeug zuge-
lassen ist, besteuert wird, zum Territorialitätsprinzip 
überzugehen. Da mit zunehmender Integration des 
europäischen Verkehrsmarktes immer mehr Ver-
kehrsunternehmer die Verkehrswege anderer Mit-
gliedstaaten benutzen, sei, so die Kommission, das 
Nationalitätsprinzip für die Besteuerung nicht mehr 
angebracht. 

Mit der Änderung der Besteuerung will man sowohl 
die fiskalischen Verzerrungen innerhalb und zwi-
schen den Verkehrsträgern abbauen als auch eine 
gerechte Anlastung der Wegekosten an die tatsächli-
chen Benutzer erreichen. Auch die in vielen Staaten 
zu unserem Mißvergnügen erhobenen Autobahnge-
bühren sollen in diese globale Regelung einbezogen 
werden. Das ist zweifellos ein origineller Ansatz. Ob 
er in Europa mehrheitsfähig sein wird, das kann man 
heute nicht sagen. 

Der Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat empfohlen, den Vorschlag abzulehnen — mit gro-
ßer Mehrheit, sogar einstimmig, glaube ich — , da so-
wohl die Richtlinie als auch die Mitteilung über die 
Anwendung des Territorialitätsprinzips mehr Fragen 
aufwirft, als an Antworten gegeben wird. 

Die Verfasser geben ja freimütig zu, daß eine steu-
erlich so tiefgreifende Veränderung nicht im Hand-
umdrehen vollzogen werden kann, da folgende Fra-
gen beantwortet werden müssen: 

Erstens. Wie werden die Straßenbenutzungsgebüh-
ren in Steuern einbezogen? Zweitens. Werden Plaket-
ten oder Vignetten ausgegeben, oder wird mit Hilfe 
neuer Technologien ermittelt? Drittens. Nach welchen 
Schlüsseln werden die Einnahmen verteilt? Viertens. 
Wie kann eine Ausgleichskasse funktionieren? Fünf-
tens. Welche Kosten sind zu decken? 

Angesichts einer so schwierigen Regelung meine 
ich, man hätte es einfacher haben können. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Das läßt sich re

-

geln!) 

Gerade die letzte Frage muß einvernehmlich geklärt 
werden: Wie ist der Beg riff „Wegekosten" zu definie-
ren, und nach welchen Methoden sollen sie ermittelt 
werden? Denn erst, wenn man dies weiß, kann man 
sie gerecht anlasten. 

Allen deutschen Verkehrspolitikern ist klar, daß der 
Straßengüterverkehr seinen Anteil am Verkehrsauf-
kommen gegenüber den anderen Verkehrsträgern, 
vor allem der Bahn, weiter erhöhen wird. Die Zu-
kunftschancen des grenzüberschreitenden Verkehrs 
in einem dynamischen Markt, der alle ökonomischen 
Vorteile der Arbeitsteilung und des Warenaustau-
sches wahrnehmen kann, sind groß. Die Sorge der 
deutschen Unternehmer liegt da rin, daß sie nicht wis-
sen, wie sie in einem härteren Wettbewerb dann be-
stehen können, wenn zu den vielen hohen Kosten in 
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der Bundesrepublik die von mir genannten Wettbe-
werbsverzerrungen noch hinzukommen. 

Wer über Europa redet, kann und muß über die 
neue Position der Bundesbahn und generell der Eisen-
bahn in Europa sprechen. Rieseninvestitionen zum 
Bau von Schnellbahnstrecken in ganz Europa werden 
derzeit begonnen. Man kann euphorisch von einer 
Renaissance der Bahn sprechen. 

Herr Kollege Antretter hat natürlich nicht recht, 
wenn er sagt, daß im Augenblick, wenn wir über die 
Rolle der Bahn sprechen, alle Fakten glasklar auf dem 
Tisch liegen. Die Bundesbahn benötigt nicht nur Sym-
pathien, sie benötigt, wenn sie als ein modernes Un-
ternehmen im Markt bestehen will, vor allem eine 
aussagefähige Kostenrechnung. Daß ein Riesenunter-
nehmen dieser Größenordnung diese nicht vorlegen 
kann, ist bedauerlich und spricht nicht für den Eigen-
tümer Bund und für diejenigen, die vor uns politische 
Verantwortung hatten und die Verkehrspolitik be-
stimmt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es reicht auch überhaupt nicht, Herr Kollege An-
tretter, wenn die SPD große Dinge ins Programm 
schreibt und hinterher oder auch vorher nichts, aber 
auch gar nichts zur Realisierung tut. Deshalb hätte es 
Ihnen gut angestanden, in diesem Fall den Bundes-
verkehrsminister Warnke zu loben; denn mit der Ent-
scheidung, die sogenannten Altschulden der Deut-
schen Bundesbahn in Höhe von 12,6 Milliarden DM in 
Bundesschulden zu überführen, tut er lediglich das, 
was in längst vergangenen Jahren Willy Brandt in 
einer Regierungserklärung schon einmal gefordert 
hat, was aber nie getan wurde. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Genauso ist es, ja

-

wohl!) 

Darüber hinaus war Bundesminister Warnke sehr 
erfolgreich in dem Bemühen, Beiträge für die Fahr-
wegausgaben zu gewähren. Wenn in absehbarer Zeit 
die Ausgestaltung der Wegeabgabe festgelegt wird, 
soll dabei berücksichtigt werden, daß auch Dritte, bei-
spielsweise nichtbundeseigene Eisenbahnen oder eu-
ropäische Nachbareisenbahnen, auf den Schienen in 
der Bundesrepublik fahren können. 

Es ist also keineswegs so, daß bei uns einseitig in 
Straßenverkehrswege investiert wird. Die Chancen 
der Bahn liegen gerade beim zunehmenden Verkehr 
darin, daß der weiterhin wachsende Verkehr in einer 
mobilen und arbeitsteiligen Gesellschaft sowohl auf 
der Straße wie auch in der Luft an seine infrastruktu-
rellen Grenzen stößt. Es ist die Chance der Bahn, als 
pünktliches, sicheres und umweltfreundliches Ver-
kehrsmittel tätig zu sein. Es ist eine Binsenwahrheit, 
daß kein Verkehrsträger allein imstande ist, die An-
forderungen an ein wirklich rationelles Verkehrssy-
stem zu erfüllen. Richtig ist auch, daß der Wettbewerb 
der Verkehrssysteme Wasser, Straße, Schiene, Luft 
nicht im luftleeren Raum erfolgt, sondern auf die Infra-
struktur angewiesen ist. 

Deshalb lassen Sie mich abschließend, wie es auch 
Herr Kollege Gries getan hat, noch die Stichworte zum 
Luftverkehr und zur Binnenschiffahrt nennen. 

Die Binnenschiffahrt leidet unter Überkapazitäten 
und versucht, in einer europaeinheitlichen Abwrack-
aktion Kapazitätsanpassungen vorzunehmen. 

Im Luftverkehr muß das starre System sehr viel fle-
xibler werden. Ohne hier die amerikanische Deregu-
lierung zum Vorbild zu nehmen, wollen wir die Flug-
tarife lockern und den Wettbewerb intensivieren. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 
Die Fluggesellschaften sollen niedrigere Ta rife anbie-
ten können, und die Regierung eines Mitgliedstaates 
der Gemeinschaft soll kein Veto mehr gegen niedrige 
Flugpreise einlegen können. 

Die zukünftige europäische Luftmarktordnung muß 
bei der Ausweitung der Kapazitäten Rücksicht auf die 
Infrastrukturengpässe bei den Flughäfen und im mit-
teleuropäischen Luftraum nehmen. Die Erfahrungen 
des Sommers 1988 haben gezeigt, daß eine gemein-
same europaweite Verkehrsflußsteuerung über die 
Grenzen der EG hinaus notwendig sein wird, um die 
Engpaßprobleme zu überwinden. 

Zum Abschluß meiner Bemerkungen will ich auf 
das Wichtigste hinweisen: Wenn wir im wirtschaftli-
chen Bereich Menge und Preise deregulieren, so heißt 
das keineswegs, daß wir bereit sind, im Bereich der 
Sicherheit auf der Straße und in der Luft auch nur 
irgendwelche Abstriche hinzunehmen. Für uns ist es 
klar, daß wir im europäischen Markt von unseren ho-
hen Verkehrssicherheitsstandards nicht abgehen. 
Deshalb haben wir verschärfte Bedingungen für den 
Transport gefährlicher Güter eingeführt, und wir wer-
den in Zukunft auch allen Wert darauf legen, daß wir 
im Bereich der Sicherheit eine vorbildliche Funktion 
in der Europäischen Gemeinschaft wahrnehmen kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister für Verkehr. 

Dr. Warnke, Bundesminister für Verkehr: Herr Prä-
sident! Meine verehrten Kolleginnen! Meine Kolle-
gen! Heute, vier Jahre vor dem Inkrafttreten des ge-
meinsamen Verkehrsmarktes, können wir feststellen: 
Wir halten den Fahrplan ein. In zwei Kernbereichen 
sind große Liberalisierungsfortschritte erzielt wor-
den: 1987 das Luftfahrtpaket, im vergangenen Jahr 
unter deutschem Vorsitz die De-facto-Liberalisierung 
des Straßengüterverkehrs. Die Bundesregierung hat 
in der europäischen Verkehrspolitik stets auf den ge-
samtpolitischen Zusammenhang geachtet. Ordnungs-
politisch galt es für uns, aus den schlimmen Erfahrun-
gen, die wir in Europa mit Werften, mit Stahl, mit 
Kohle beim Subventionswettlauf gemacht haben, die 
Lektion zu ziehen. Europa darf im Verkehrsmarkt 
kein Europa des Subventionswettlaufs sein. 

Herr Kollege Gries, ich habe mit Genugtuung ge-
hört, daß der Koalitionspartner die Entscheidungen 
trotz abweichender Meinung in Disziplin mittragen 
will. Ich hätte es natürlich noch lieber, wenn das nicht 
nur aus Disziplin, sondern aus Überzeugung ge-
schähe. 

Deshalb möchte ich Sie bei dieser Gelegenheit dar-
auf hinweisen: Weder auf der Straße noch in der Luft 
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noch im Seehafenbereich können wir den Gemeinsa-
men Markt mit Milliardensubventionen eröffnen. 
Deshalb hat die Bundesregierung in der Tat die Kom-
mission voll unterstützt und sich zum Grundsatz der 
Wegekostendeckung bekannt, wonach derjenige, der 
Schwerlasttransporte durchführt, auch die Kosten — 
und es sind enorme Kosten, die er verursacht — deckt. 
Er ist so leistungsfähig, daß er keine Subventionen 
braucht. 

Wir werden die Flugsicherungskosten durch An-
und Abfluggebühren und nicht aus dem Haushalt 
decken. 

Auch der Umweltschutz gebietet, den umweltpro-
blematischen Verkehrsträgern Straße und Luft die 
durch die sie verursachten Kosten anzulasten. Meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen, die Umweltaus-
wirkungen des Straßenkraftverkehrs — das gilt für 
Pkw wie für Lkw — erfordern die Ausschöpfung aller 
technischen Möglichkeiten, eine Schadstoffreduzie-
rung herbeizuführen. Die Bundesregierung ist, so wie 
sie in der Europäischen Gemeinschaft im automobilen 
Umweltschutz Speerspitze und Rammbock gewesen 
ist, auch in der Zukunft bereit, durch Überzeugungs-
arbeit die Spitzenreiterrolle fortzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Rock 
[GRÜNE]: Das wird sich bis 1992 zeigen!) 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, Sie 
brauchen keine Sorge zu haben, weder auf der roten 
noch auf der grünen Seite, daß dabei nach unten ni-
velliert wird. 

(Frau Rock [GRÜNE]: Dürfen wir Sie in 
einem Jahr daran erinnern, Herr 

Dr. Warnke?) 

Es wird im Umweltschutz nicht nach unten nivelliert 
werden, und es ist, Herr Kollege Antretter, in der 
Frage der Sozialvorschriften nicht nach unten nivel-
liert worden. Wir haben, und das vor Jahr und Tag, die 
zulässige Gesamtzeit, die ein Mann hinter dem Steuer 
sitzen darf, von 92 Stunden auf 90 Stunden in 14 Ta-
gen reduziert. Wir haben bei dieser Gelegenheit mehr 
Flexibilität im Einzelfall geschaffen. Das halte ich für 
eine vernünftige Entwicklung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Das glauben Sie selber nicht!) 

— Das ist gar keine Frage des Glaubens; das können 
Sie nachlesen, weil es so ist. 

In der Wettbewerbspolitik, meine Damen und Her-
ren, ermöglicht die Straßenbenutzungsgebühr die 
von Ihnen gewünschte Senkung der Kraftfahrzeug-
steuer auf das europäische Niveau und damit die Her-
stellung von Wettbewerbsgleichheit. Das Straßenver-
kehrsgewerbe ist zumindest bei uns in der Bundesre-
publik Deutschland nun einmal ein ganz überwie-
gend mittelständisch strukturiertes Gewerbe. Wir 
brauchen im europäischen Verkehrsmarkt Leistungs-
fähigkeit und Anpassungsfähigkeit der mittelständi-
schen Fuhrunternehmer. Damit sich diese kleinen und 
mittleren Verkehrsunternehmen im Binnenmarkt be-
haupten können, sollen sie an die Möglichkeiten der 
Marktinformation durch eine Hilfe in der Beratung 
und Kommunikation herangeführt werden, durch Ein-
richtung eines modernen Datenverarbeitungssy-

stems, das es ihnen ermöglicht, die Chancen von Ko-
penhagen bis Palermo, von Lissabon bis nach Athen 
zu nutzen. Die Bundesregierung will bei der Entwick-
lung dieses Systems Starthilfe leisten. 

Europa erlebt in der Tat — ich nehme das Wort auf, 
das hier gefallen ist, ich glaube, von Ihnen, Herr Kol-
lege Haungs — eine Renaissance der Bahn. Die An-
bindung Großbritanniens zu Land auf dem Schienen-
weg — und nur auf dem Schienenweg — durch den 
Ärmelkanaltunnel, die Umstellung der spanischen 
Breitspur auf europäische Normalspur und jetzt in den 
letzten Tagen die sich abzeichnende Einigung auf ei-
nen Basistunnel durch den Brenner mit 55 Kilometern 
Länge zwischen Innsbruck und Franzensfeste, der 
längste Tunnel der Welt: Das alles sind Zeichen. Eu-
ropa will, daß die Schiene auch nach dem Jahr 2000 
ihren Anteil am europäischen Verkehrswachstum hat. 
Wir haben im Dezember des vergangenen Jahres, 
Herr Kollege Antretter, im EG-Ministerrat europäi-
sche Infrastrukturausgaben, Gemeinschaftsaufgaben, 
mit dem Schwerpunkt beschlossen, die moderne 
Hochleistungsbahn zu fördern: in Großbritannien, in 
Frankreich, in Belgien, in Italien, um damit den Bei-
trag zur Zukunft der Schiene zu leisten. Die Bundes-
regierung tut dies auf nationaler Ebene durch ihre 
Politik. Dazu werde ich dem Kabinett die Beteiligung 
an den Fahrwegausgaben der Deutschen Bundes-
bahn und eine Entlastung von Altschulden in Höhe 
von 12 600 Millionen DM vorschlagen. Nun habe ich 
von Ihnen, Herr Kollege Antretter — das ist nicht Ihres 
Amtes als Opposition — keine Weihrauchschwaden 
für die Regierung erwartet. 

(Huonker [SPD]: Die haben Sie auch gar 
nicht verdient!) 

Aber da in der Regierungserklärung von Willy Brandt 
1969 drinstand, Herr Huonker — ich hatte Gelegen-
heit, sie selber mitzuhören —, daß diese Altschulden 
vom Bund übernommen werden sollten, und es 
20 Jahre gedauert hat, von denen Sie 13 Jahre die 
Gelegenheit dazu gehabt hätten, und wir es jetzt erle-
digen, hoffe ich, daß Sie etwas Verständnis dafür ha-
ben, daß die strukturellen Umgestaltungen, an die wir 
uns jetzt machen, eine sorgfältige Vorbereitung erf or

-

dern. Sie werden in der nächsten Legislaturperiode 
erfolgen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die ver-
kehrssichere und umweltfreundliche Binnenschiff-
fahrt mit ihrer überdurchschnittlichen Leistung im 
Gefahrgutbereich bleibt für Deutschland und für 
seine Nachbarn unverzichtbar. Eine Kapazitätsberei-
nigung zur Stärkung ihrer Überlebenschancen steht 
auf der Tagesordnung der Gemeinschaft in diesem 
Jahr. 

Positive Maßnahmen der Europäischen Gemein-
schaft zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Handelsflotte sind zwingend geboten. Ich erwarte 
von der neuen Kommission neue Impulse, insbeson-
dere auch Maßnahmen zur Kostensenkung und zur 
wettbewerbsrechtlichen Freistellung der Konsortien 
in der Linienschiffahrt. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, auch im Ver-
kehrsmarkt kann von einer Festung Europa keine 
Rede sein. Das Gegenteil ist wahr. 
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In der Flugsicherung setzt die Bundesregierung auf 
eine die Gemeinschaftsgrenzen nach Norden und 
nach Süden überschreitende Zusammenarbeit zwi-
schen Eurocontrol und der europäischen Zivilluft-
fahrtkonferenz. 

Der Ausbau der Hochgeschwindigkeitsverbindung 
nach Berlin ist für die Bundesregierung nicht ein Ziel 
in sich selbst, sondern erster Schritt zur Durchtrassie-
rung nach Warschau und Moskau. 

Bei zwei Treffen mit Kollegen aus den Ländern des 
Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe haben wir in 
diesem Jahr die Verkehrszusammenarbeit auf Mini-
sterebene aufgenommen. Deutschland unterstützt ein 
solches Treffen 1989 nun auch im Ostblock selbst. 

Damit bekundet die Bundesregierung: Europäische 
Verkehrspolitik ist kein Nullsummenspiel. Wir wer-
den durch die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
mit Skandinavien, mit dem Mittelmeerraum und mit 
den Staaten Osteuropas dafür sorgen, daß alle einen 
Gewinn von dieser Gemeinschaftsleistung haben. Wir 
werden vor allem den Menschen in diesen Ländern 
einen Schritt zur Erfüllung ihrer Erwartungen weiter-
helfen können, daß die unnatürliche Teilungslinie im 
Herzen unseres Kontinents überwunden wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Brück. 

Brück (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir führen heute eine lange Debatte über 
europäische Fragen, und wir arbeiten vieles auf, was 
im vergangenen Jahr liegengeblieben ist. Das ist gut 
so; aber besser wäre es gewesen, wir hätten manche 
Dinge nicht so lange liegenlassen. Ein Blick auf das 
Datum der Drucksachen, die wir heute hier behan-
deln, beweist nicht gerade, daß wir im Deutschen 
Bundestag die europäischen Fragen mit der Intensität 
behandeln, die sie verdienen. 

Gewiß, die Einheitliche Europäische Akte und die 
Probleme, die bei der Schaffung des Binnenmarktes 
noch vor uns stehen und gelöst werden müssen, sie 
haben doch viele Kolleginnen und Kollegen, die frü-
her bei dem Wort Europa nur milde gelächelt haben, 
aufgeweckt und ihnen deutlich gemacht, daß die Zei-
ten, da der Deutsche Bundestag die meisten Europa-
vorlagen mit dem Wort „Kenntnisnahme" erledigt 
hat, vorbei sein müssen. 

Ich mache mir keine Illusionen über die Möglich-
keiten des Deutschen Bundestages, Einfluß auf die 
Entscheidungen in der Europäischen Gemeinschaft 
zu nehmen. Sie sind bescheiden genug. Ich bedauere 
es, daß der Deutsche Bundestag Vorstellungen meiner 
Fraktion beim Ratifikationsgesetz für die Einheitliche 
Europäische Akte nicht gefolgt ist und dem Bundestag 
nicht wenigstens die Rechte gesichert worden sind, 
die der Bundesrat für sich errungen hat. 

(Huonker [SPD]: Sehr wahr!) 

Aber das ist leider der Schnee von gestern. Wir müs-
sen, so meine ich, die wenigen Rechte, die wir haben, 
so extensiv nutzen wie nur irgend möglich. Das heißt, 
wir müssen uns auch öfters hier im Plenum mit den 

wichtigen Fragen beschäftigen, die jetzt in Europa 
anstehen. 

Wir müssen das auch tun, um der schleichenden 
Entparlamentarisierung und damit auch Entdemo-
kratisierung in der Europäischen Gemeinschaft ent-
gegenzuwirken. Aber auch dann, wenn wir das tun, 
muß man wissen: Die nationalen Parlamente werden 
kein Ersatz für das Europäische Parlament sein kön-
nen. Die Entparlamentarisierung und Entdemokrati-
sierung der EG kann auf Dauer nur beseitigt werden, 
wenn das Europäische Parlament die Rechte erhält, 
die in demokratischen Gemeinwesen — ein solches ist 
ja die Europäische Gemeinschaft — Parlamenten zu-
stehen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Irmer [FDP]) 

Mit Recht stellt das Europäische Parlament in einer 
Entschließung vom Juli des vergangenen Jahres fest, 
daß die Machtausübung des Ministerrates nicht den 
Erfordernissen der parlamentarischen Demokratie 
entspricht, und mit Recht stellt das Europäische Parla-
ment in dieser Entschließung auch fest, daß die 
Gesetzgebungstätigkeit des Rates fortlaufend neue 
Zuständigkeitsbeschränkungen der nationalen Parla-
mente 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

und somit eine fortlaufende Einschränkung der parla-
mentarisch-demokratischen Rechte in der Gemein-
schaft mit sich bringt. 

Nun höre ich immer wieder die Beteuerungen der 
Bundesregierung, daß dies geändert werden müsse, 
daß dem Europäischen Parlament mehr Rechte zuge-
standen werden müßten. Der Bundeskanzler sagt das, 
und der Bundesaußenminister will, so habe ich es in 
der Zeitung gelesen, seinen ganzen Einfluß dafür ein-
setzen, daß das im Juni zu wählende Europaparla-
ment durch eine Reform der Europäischen Gemein-
schaft Rechte begründen kann. 

(Bundesminister Genscher: Richtig!) 

Vom Bundeskanzler habe ich irgendwann in einer 
Rede gehört, daß er für mehr Rechte des Europäischen 
Parlaments eintreten will, 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Richtig!) 

auch wenn die nationalen Parlamente und damit auch 
der Deutsche Bundestag Rechte abgeben müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie 
richtig gehört!) 

Nun bin ich sehr dafür, daß der Deutsche Bundestag 
einmal Rechte an ein Europäisches Parlament abtritt, 
aber das ist nicht die Frage von heute. Wir als Abge-
ordnete wären schon glücklich, wenn das Europäi-
sche Parlament die Rechte erhielte, die die nationalen 
Parlamente inzwischen schon verloren haben, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

und zwar deshalb verloren haben, weil eben immer 
mehr für alle Mitgliedstaaten geltende Gesetze im 
Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft verab- 
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schiedet werden. Ich muß dem Bundeskanzler sagen: 
Richtig ist, daß der Ministerrat Rechte abtreten muß. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Das Europäische Parlament muß das Legislativorgan 
der Europäischen Gemeinschaft werden. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. Sterk

-

ken [CDU/CSU]) 

Zumindest muß es gleichberechtigt neben dem Mini-
sterrat bei der Verabschiedung der Gesetze mitwir-
ken. 

Nun wird man mir entgegenhalten, es komme ja 
nicht nur auf uns Deutsche an, die Bundesregierung 
sei ja guten Willens — ich habe eben auch das Nicken 
des Herrn Bundesaußenministers gesehen — , aber 
wir seien da ja nicht allein. Ich denke, daß die Bun-
desregierung ihren guten Willen unter Beweis stellen 
kann, und zwar nicht nur, indem sie im Sinne der Ver-
änderung der bestehenden Verträge aktiv wird, um 
mehr Rechte für das Europäische Parlament zu schaf-
fen. Durch die Einheitliche Europäische Akte ist der 
Einfluß des Europäischen Parlaments zwar nicht in 
dem erwünschten Maße, aber doch gestärkt worden. 
Er kann noch mehr gestärkt werden, wenn die Bun-
desregierung dem Europäischen Parlament hilft. Die 
Einheitliche Europäische Akte hat nämlich in den 
EWG-Vertrag einen Passus eingefügt, der folgenden 
Wortlaut hat: 

Hat das Parlament den gemeinsamen Standpunkt 
des Rates abgelehnt, so kann der Rat in zweiter 
Lesung nur einstimmig beschließen. 

Nur einstimmig kann also in einem solchen Fall der 
Ministerrat das Veto des Parlaments überwinden. Ich 
fordere die Bundesregierung auf, in einem solchen 
Fall den Willen des Parlaments zu respektieren und 
dadurch zur Geltung zu bringen, daß sie im Minister-
rat die erforderliche Einstimmigkeit verhindert. Ich 
weiß, das ist ein unkonventioneller Ratschlag. Aber 
ich denke, im Interesse des Prinzips der parlamentari-
schen Demokratie wäre es gut, wenn die Bundesre-
gierung ihn befolgen würde. 

Mehr Rechte des Europäischen Parlaments sind 
nach meiner Auffassung auch erforderlich, um die 
Gemeinschaft weiter vorwärtszubringen in Richtung 
auf eine Europäische Union. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bin fest davon überzeugt, daß wir die vor uns lie-
genden Probleme in Europa nur lösen können, wenn 
wir diese Europäische Union schaffen. Ich bin ferner 
der festen Überzeugung, daß wir gewisse Entschei-
dungen nur fällen können, wenn wir die Entschei-
dungsmechanismen in der Europäischen Gemein-
schaft verändern; denn natürlich gibt es in der Euro-
päischen Gemeinschaft — wie in allen Gemeinwe-
sen — unterschiedliche Interessen, unterschiedliche 
Auffassungen, wie man Konflikte lösen kann, und 
Konflikte werden in demokratischen Staaten eben 
durch Mehrheitsentscheidungen gelöst. Ich denke, 
das muß auch für die Europäische Gemeinschaft gel-
ten. Dabei werden sich unsere deutschen Vorstellun-
gen nicht immer durchsetzen können. Es wird Ent-
scheidungen geben, die meinen Vorstellungen nicht 

entsprechen. Aber das ist so in parlamentarischen De-
mokratien. 

Es ist ein Irrtum zu glauben, daß es heute in dieser 
Welt noch wirklich souveräne Staaten gibt, die ihre 
Probleme alleine lösen können. Die Probleme, vor de-
nen wir stehen, sind grenzüberschreitend. Der Natio-
nalstaat kann sie nicht mehr lösen. 

Ich nenne das Beispiel Umwelt. Lassen Sie mich 
sehr persönlich sagen: Für meine Familie und für mich 
sind bessere Umweltgesetze, die auch in Frankreich 
gelten, fast wichtiger als Umweltgesetze, die sich auf 
die Bundesrepublik Deutschland beschränken. Wenn 
man an der deutschfranzösischen Grenze wohnt — in 
der Regel weht der Wind bei uns aus dem Westen —, 
dann hilft einem die Tatsache, daß es ja eine Grenze 
zwischen Deutschland und Frankreich gibt, gegen 
Umweltbelastungen überhaupt nichts. 

Diejenigen, die gegen eine Europäische Union und 
gegen eine Übertragung von Kompetenzen auf die 
Gemeinschaft sind, weil sie befürchten — ich sage das 
in Richtung der Fraktion DIE GRÜNEN —, daß im 
Umweltbereich niedrigere Standards eingeführt wer-
den könnten, irren sich, wenn sie glauben, daß die 
Umwelt langfristig durch Kleinstaaterei in Europa ver-
bessert werden kann. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
sowie der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Natürlich müssen wir uns bemühen, die höchstmög-
lichen Umweltstandards in Europa einzuführen. Na-
türlich ist es auch ärgerlich, Herr Bundesverkehrsmi-
nister, wenn sich andere gegen unsere Vorstellungen 
wehren, wo wir glauben, wir seien die Spitzenreiter. 
Trotzdem sage ich: Manchmal wäre es auch gut, wir 
Deutsche kehrten zuerst vor der eigenen Tür, ehe wir 
den anderen Vorwürfe machen. 

Ich denke, unsere Forderung nach Einführung des 
Katalysators würde wesentlich mehr Gewicht bekom-
men, wenn wir unsererseits unseren europäischen 
Partnern folgten und Geschwindigkeitsbegrenzun-
gen auf unseren Autobahnen einführten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist nur ein Beispiel. Ich sage noch einmal: Es ist 
auch in der europäischen Politik gut, ab und zu vor der 
eigenen Tür zu kehren. 

Meine Damen und Herren, dem Plenum liegt eine 
Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
vor, in der es heißt, daß der Deutsche Bundestag un-
verändert die Einigung Europas als den historischen 
Auftrag der europäischen Völker sieht. In dieser Be-
schlußempfehlung wird der am 14. Februar 1984 vom 
Europäischen Parlament angenommene Entwurf ei-
nes Vertrages zur Gründung der Europäischen Union, 
der ja — das wissen wir — der entscheidende Anstoß 
für den Abschluß der Einheitlichen Europäischen 
Akte war, als eine geeignete Ausgangsbasis für den 
weiteren Einigungsprozeß gesehen. 

In unserer Beschlußempfehlung wird die Bundesre-
gierung aufgefordert, die erforderlichen Initiativen in 
den europäischen Institutionen zu ergreifen, die das 
Europäische Parlament in die Lage versetzen sollen, 
im Auftrag des Europäischen Rates und der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten einen Entwurf für eine Euro- 
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päische Union auszuarbeiten. Mir hat es — damit 
komme ich auf das zurück, was ich zu Beginn gesagt 
habe — ein bißchen zu lange gedauert, ehe wir über 
diese Beschlußempfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses abstimmen können, die immerhin vom Juni 
des vergangenen Jahres stammt. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Mir auch! Ich 
stimme Ihnen zu!) 

Mir hat es aber auch zu lange gedauert, bis der Aus-
wärtige Ausschuß überhaupt Stellung genommen 
hat. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung der 
Abg. Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]) 

Denn es wäre besser gewesen, wir hätten unsere Mei-
nung zu dem Vertragsentwurf von 1984 noch in der 
vergangenen Legislaturperiode gesagt. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau 
Dr. Hellwig [CDU/CSU]) 

Aber auch das ist der Schnee von gestern. Wichtiger 
ist, was wir künftig tun. Ich bin dann sicher, daß we-
nigstens heute diese Beschlußempfehlung, mit der die 
Europäische Union gefordert wird, eine große Mehr-
heit im Deutschen Bundestag finden wird. Ich wün-
sche mir, daß diese Beschlußempfehlung nicht einfach 
abgelegt wird, zu den Akten, sondern daß die Bundes-
regierung auch das tut, was der Deutsche Bundestag 
von ihr erwartet. 

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube nicht, daß es gerecht-
fertigt wäre, die Veränderungen im Verhältnis zwi-
schen den Supermächten sowie allen anderen am Ost-
West- und Nord-Süd-Verhältnis beteiligten Staaten 
allein auf den Wunsch nach Abrüstung zu reduzieren. 
Eine solche Betrachtungsweise würde der Rolle nicht 
gerecht, die die Europäische Gemeinschaft bei der 
Entwicklung des Verhältnisses beider Teile Europas 
zueinander gespielt hat. 

Auf diesem Kontinent wird der Unterschied zwi-
schen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Sy-
steme in Ost und West besonders augenfällig. Der 
Dialog zwischen beiden Teilen Europas wird heute 
von der Frage bestimmt, in welchem Umfang die so-
zialistische Wirtschaft Elemente einer freiheitlichen 
und erfolgreichen Wirtschaftsordnung übernehmen 
kann, ohne, wie man dort heute noch sagt, auf die 
marxistisch-leninistische Theo rie verzichten zu müs-
sen. Ein Prozeß ist jedenfalls im Gang. Er sollte die 
Zuversicht der Staaten der Europäischen Gemein-
schaft stärken, die bereits ein gemeinsames Haus mit 
großer Anziehungskraft gebaut haben: eine Friedens-
ordnung, die diesen Namen verdient, weil Konflikte 
zwischen diesen zwölf Staaten nicht mehr denkbar 
sind. Europa sollte daher Selbstvertrauen, mehr 
Selbstvertrauen zeigen. 

Die Wandlungen, die wir begrüßen, sind Wirkun-
gen einer, wie ich meine, revolutionären europäi-
schen Politik. Wer das Wort „revolutionär" für unan-
gemessen hält, dem ist die neue Qualität der Struktu-
ren und damit auch der Politik insgesamt entgangen. 
Heute gewährleistet die Gemeinschaft oft nur Infor-
mation und Koordination bei der Wahrung ihrer 
außenpolitischen Interessen. Politische Union setzt je-
doch voraus, daß Sicherheit und Außenbeziehungen 
gemeinsam definiert und dann auch vertreten werden 
— welchen Sinn hätte sonst die Formel, das Europa 
mit einer Stimme sprechen sollte? Die Gemeinschaft 
wird die legitimen Interessen ihrer Mitgliedstaaten 
dann auch nach außen hin zu vertreten haben. Italie- 
ner, Spanier oder Dänen sind davon ebenso betroffen 
wie die Deutschen, die ihre Selbstbestimmung und 
ihre nationale Einheit im Rahmen des europäischen 
Integrationsprozesses gewahrt wissen wollen. Die 
Ziele der Gemeinschaft stehen nicht im Gegensatz zu 
den Zielen unserer Verfassung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Freiheit und Einheit der Europäer, — dies ist gleich-
bedeutend mit Freiheit und Einheit aller Deutscher. 
Berlin ist Bestandteil der Europäischen Gemeinschaft. 
Durch den innerdeutschen Handel zieht auch die DDR 
beträchtlichen Nutzen aus der Europäischen Gemein-
schaft. Verbindungen und Bindungen werden deut-
lich, die auch Ost und West in Europa einander näher

-

bringen können. 

Eine Friedensunion muß sich als eine Gemeinschaft 
begreifen, die ihren Frieden allen vermittelt, Frieden 
auf der Grundlage von Freiheit, Sicherheit und Ge-
rechtigkeit. Dies ist die Hausordnung in der Europäi-
schen Gemeinschaft. Die zwölf Parteien, die heute 
bereits dieses gemeinsame Haus bewohnen, werden 
sich nicht gegen neue Mieter streuben, aber sie wer-
den dafür nicht ihre Hausordnung ändern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Gemeinschaft zwölf demokratischer europäi-
scher Staaten ist die Ursache dafür, daß wir über Jahr-
zehnte hin den Frieden unter uns und mit anderen 
haben konnten. Viele haben das vergessen. Sie ver-
stehen nicht mehr, welche Spannungen einmal abge-
baut worden sind, ohne deren Beseitigung ein großer 
Teil der europäischen Energien weiterhin für Rivalitä-
ten von gestern verschwendet worden wären. Kriti-
ker, vor allem aus den sozialistischen Staaten, die sei-
nerzeit die EG als Mittel des Imperialismus und des 
Kalten Krieges diffamiert hatten, erkannten unterdes, 
daß der Friede nur duch Zusammenarbeit mit dieser 
Gemeinschaft organisiert werden kann. 

Doch Zusammenarbeit ist etwas sehr Konkretes. Die 
Gemeinschaft orientiert sich nicht an Ideologien. Ihre 
Stärke ist die Verbindung von Marktmechanismen 
mit einem Höchstmaß an sozialer Gerechtigkeit. Wo 
ein Markt mit dem System nicht in Einklang steht, ist 
er auch durch verbale Kraftakte nicht zu schaffen. Ich 
sage das nicht hämisch. Nicht durch Ausklammern 
der Probleme sichern wir eine positive Entwicklung, 
sondern durch ein offenes Wort über die erforderli-
chen Prozesse, die bei weiterem Festhalten an erfolg-
losen Ideologien nicht stattfinden werden. 
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Zu unserem Verständnis von Freiheit und Freizü-
gigkeit gehört auch die Qualität, die wir unseren na-
tionalen Grenzen geben. Was wir heute schon er-
reicht haben und morgen an völliger Freizügigkeit 
schaffen werden, ist für unsere Gesprächspartner in 
den sozialistischen Staaten teilweise unvorstellbar. 
Wir sollten das unseren Besuchern zeigen. Die Gren-
zen zwischen den sozialistischen Staaten unterschei-
den sich ja kaum von denen zwischen Ost und West: 
Wachtürme, Stacheldraht, sogar Schießbefehl, eine 
andere Form von Todesstrafe. 

Das alles ist von einem gemeinsamen Haus leider 
noch sehr weit entfernt. Dies ist kein Plädoyer gegen 
die europäische Gemeinsamkeit, die alle Menschen 
dieses Kontinents schon durch die Inanspruchnahme 
der gemeinsamen Kultur aller dieser Länder erspüren 
und die sie leben wollen. Natürlich wissen wir, was 
die russische, polnische, tschechoslowakische, unga-
rische Literatur, Musik, Kunst für uns alle bedeutet, 
und wir erkennen hier keine geistigen Linien der 
Trennung. Gemeinsamkeit ist nicht nur ein emotiona-
ler Begriff, sondern bedeutet Gemeinsamkeit in der 
Anerkennung und Anwendung von gemeinsamen 
Wertvorstellungen und Werthaltungen. 

Die europäische Elle, meine Damen und Herren, mit 
der wir alles messen werden, was sich zwischen dem 
Atlantik und dem Ural entwickeln wird, ist nicht ein 
Maß für weniger Freiheit oder Freizügigkeit, für be-
denkliche Kompromisse oder erfolglose nationalisti-
sche Rezepte des 19. Jahrhunderts, nein, die Schaf-
fung der europäischen Union war und ist wahrschein-
lich die größte Revolution unseres Jahrhunderts, eine 
Revolution, die zum Erfolg geführt hat und nicht zur 
Restauration, eine Revolution der Freien, die Tren-
nendes überwinden, die Rivalisierendes versöhnen, 
die Frieden durch Zusammenarbeit sichern wollen. 
Wie schön wäre es, wenn auch andere diese Lektion 
einer leidvollen Geschichte begreifen würden! Dazu 
haben Kollegen schon Stellung genommen. 

Am Vorabend der dritten direkten Wahlen für ein 
Europäisches Parlament muß es gelingen, unseren 
Bürgern deutlich zu machen, daß ihr Leben in Freiheit 
und Frieden eine Folge dieser zukunftsorientierten 
Politik ist, damit sie ihren persönlichen Bezug zu die-
sem parlamentarischen und politischen Geschehen 
begreifen. 

Nur eine Fortsetzung des Einigungsprozesses, wie 
wir ihn mit unseren Vorlagen anstreben, wird Europa 
das Gewicht geben, das seinen Beitrag zur Gestaltung 
des Friedens verstärkt. Diese ungebrochene geistige 
und wirtschaftliche Kraft Europas muß in verstärktem 
Umfang dem Ost-West- und dem Nord-Süd-Dialog 
zugewandt werden. 

Größere Gemeinsamkeit bedeutet auch konstrukti-
ven Einsatz für europäische Sicherheit und Abrü-
stung, um den Grad der Sicherheit zu erhöhen. Mehr 
Zusammenarbeit erleichtert das Gespräch mit allen 
anderen Partnern in der Welt, mit denen wir mehr 
Austausch wollen, nicht mehr Protektionismus. Mehr 
Gemeinsamkeit erfordert auch Stärkung der parla-
mentarischen Zusammenarbeit und damit des Euro-
päischen Parlaments. 

Diese Debatte muß unsere Bereitschaft dazu stär-
ken. Wie sollten sonst unsere Bürger erkennen, daß 
sie am 18. Juni 1989 nicht nur Parteien wählen, son-
dern auch für Europa stimmen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desaußenminister Hans-Dietrich Genscher. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Welcome home!) 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich habe davon gehört, Herr Kollege Ehmke, daß Sie 
heute morgen meine Abwesenheit bemerkt haben. 
Ich habe die Gelegenheit noch wahrgenommen, mit 
dem sowjetischen Außenminister zu sprechen. Aber 
es hat gutgetan, zu wissen, daß Sie mich vermißt ha-
ben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, der 
CDU/CSU und bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist vielleicht ein Zufall, aber es ist doch symbo-
lisch, daß wir im Deutschen Bundestag über die Fort-
schritte im Prozeß der europäischen Einigung inner-
halb der Europäischen Gemeinschaft sprechen und 
daß zur gleichen Zeit in Wien die Konferenz für Si-
cherheit und Zusammenarbeit stattfindet. Man kann 
beides nicht voneinander trennen. 

Man kann mit guten Gründen sagen, Europa ist in 
Bewegung geraten, unsere Europäische Gemein-
schaft. Europa ist in Bewegung geraten durch die Re-
formentwicklung in der Sowjetunion und in anderen 
sozialistischen Staaten. Europa ist in Bewegung gera-
ten durch eine neue Dynamik in den West-Ost-Bezie-
hungen. 

Unsere Europäische Gemeinschaft hat sich als ein 
attraktives Modell erwiesen. Sie ist die höchste Form 
der Zusammenarbeit souveräner Staaten. Aber zu die-
ser höchsten Form gehört auch, daß eine Gemein-
schaft demokratisch verfaßter Staaten ein mit allen 
Rechten ausgestattetes Europäisches Parlament hat. 
Darüber kann kein Zweifel bestehen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Ich denke, manche Zurückhaltung, Kompetenzen 
nach Europa zu übertragen, beruht darauf, daß die 
Sorge besteht, daß parlamentarische Kontroll- und 
Entscheidungskompetenzen auf nicht parlamentari-
sche Organe übertragen werden können. Das kann 
nicht unser Ziel sein. Unser Ziel muß vielmehr sein, 
von Parlament zu Parlament zu übertragen. Die Bun-
desregierung wird dem nicht nur nicht im Wege ste-
hen, sondern sich darum bemühen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Wenn wir von der Attraktivität unserer Europäi-

schen Gemeinschaft sprechen, so möchte ich diese 
Attraktivität nicht beschränkt sehen auf die größere 
ökonomische Leistungsfähigkeit, sondern ich möchte 
sie in der Gesamtheit dessen sehen, was die Gemein-
schaft unserer Demokratien ausmacht. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 
Es ist auch die Attraktivität unseres demokratischen 
Modells, die Attraktivität der Menschenrechte, die 
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Attraktivität der Werte, die Attraktivität einer plurali-
stischen Gesellschaft. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Reformentwicklung in den sozialistischen 
Staaten sollten wir auch nicht auf den Versuch redu-
zieren, diese Gesellschaften wirtschaftlich effektiver 
zu machen. Hinter dieser Entwicklung steht mehr. Wir 
als Angehörige freier Gesellschaften sollten doch wis-
sen, daß es gar nicht möglich ist, eine Gesellschaft 
wirtschaftlich effektiver zu machen, wenn nicht auch 
die Menschenwürde, die Menschenrechte, die Selbst-
bestimmung des einzelnen einen größeren Freiraum 
und größere Anerkennung bekommen. Beides gehört 
doch zusammen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich denke, daß wir in unserem Urteil auch zu kurz 
greifen, wenn wir sagen, alles, was dort geschehe, 
geschehe unter dem Zwang der ökonomischen Not-
wendigkeiten, sozusagen aus Verzweiflung, weil es 
keinen anderen Weg mehr gebe. Meine Damen und 
Herren, auch das sind die Formen der Feindbilder, die 
wir langsam ablegen sollten. Nicht nur bei uns bestim-
men Wertvorstellungen politisches Handeln. Trauen 
wir doch bitte auch Verantwortlichen in anderen Staa-
ten mit anderen Systemen zu, daß sie erkennen, daß 
die Besinnung auf die Werte Europas, daß europäi-
sche Selbstfindung ihnen selbst guttut, daß sie also 
nicht nur mehr wirtschaftliche Effektivität wollen, 
sondern daß sie tatsächlich auch mehr Freiheit und 
mehr Bewegungsmöglichkeit für ihre eigenen Bürger 
wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich denke, nur dann werden wir die Reforment-
wicklung in der Sowjetunion in ihrer ganzen Trag-
weite richtig einschätzen können. Anders wäre es 
nicht denkbar, daß wir im menschenrechtlichen Be-
reich bei dieser Konferenz so bedeutende Fortschritte 
haben erzielen können. Lassen Sie uns die drei Men-
schenrechtskonferenzen in Pa ris, in Kopenhagen und 
in Moskau nutzen, um auf diesem Wege weiterzuge-
hen. 

Wenn der sowjetische Außenminister heute eine 
wirklich bedeutende Rede über seine Vision zu Eu-
ropa gehalten hat, wenn er dort vom Eisernen Vor-
hang spricht und sagt, dieser Eiserne Vorhang be-
komme jetzt nicht nur immer mehr Löcher, nein, er 
zerfalle, meine Damen und Herren, was bedeutet das 
denn? 

(Sehr gut! bei der FDP) 

Das bedeutet Öffnung in Europa. Deshalb muß auch 
Öffnung bei uns nicht nur als ein ökonomischer Vor-
gang betrachtet werden. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Dieser gemeinsame Binnenmarkt muß natürlich ein 
nach außen offener Markt werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber, meine Damen und Herren, das ist nicht nur eine 
ökonomische Notwendigkeit, das ist nicht nur ein 
GATT-Problem. Diese Offenheit unseres Binnen

-

marktes ist eine große politische Handlung, damit un-
ser Europa wieder zusammengeführt werden kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diese politische Dimension müssen wir erkennen, da-
mit wir die drei großen dynamischen Entwicklungen 
in Europa in ihrer Substanz nutzen können: die Dyna-
mik in der Entwicklung der Europäischen Gemein-
schaft, die Dynamik in der Reformentwicklung in der 
Sowjetunion und — jetzt sage ich das, ohne einen 
Artikel einzufügen — in anderen sozialistischen 
Ländern. 

Ich bin ganz zuversichtlich, daß ist ein unumkehr-
barer Prozeß. Die, die heute noch zögern, werden auf 
diesem Wege folgen müssen. Dieser Prozeß geht wei-
ter, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Prozeß, der auf der Grundlage der Schlußakte von 
Helsinki eingeleitet worden ist, dieser Prozeß ist un-
aufhaltsam. Er ist die Kursbestimmung zu einer euro-
päischen Friedensordnung und ich scheue mich auch 
gar nicht, das zu sagen — das meint ja im Grunde 
dasselbe — : zu einem gemeinsamen europäischen 
Haus. In diesem europäischen Haus muß es Pluralität 
in jeder einzelnen Wohnung geben, aber natürlich 
auch zwischen den Wohnungen. Lassen Sie uns doch 
den Wettbewerb unterschiedlicher politischer, wirt-
schaftlicher Ordnungen aufnehmen! Sie alle müssen 
in diesem Haus Platz haben. Jeder mag dann über die 
bessere Einrichtung seiner Wohnung entscheiden. 
Aber er kann es nur, wenn es ein Haus der offenen 
Türen, ein Haus der offenen Fenster ist, vor allen Din-
gen aber ein Haus, wo niemand Angst haben muß. 

Meine Damen und Herren, deshalb ist es so wichtig, 
daß wir die Chance erkennen, die heute auch in der 
Abrüstungsentwicklung für die Gestaltung dieses eu-
ropäischen Hauses liegt, daß wir zu einer Entideologi-
sierung der zwischenstaatlichen Beziehungen kom-
men. Sie wird durch die größere Beachtung der Men-
schenrechte und der Menschenwürde möglich, durch 
die Fortschritte, die jetzt erreicht worden sind. Das 
wird zu einer Entideologisierung der Beziehungen 
führen. Es muß zu einer Entmilitarisierung der Bezie-
hungen führen, wenn wir auf der Grundlage der stär-
keren Achtung der Menschenrechte — dieses Kon-
zept haben sich alle durch ihre Zustimmung zu eigen 
gemacht — auch dazu kommen, daß jener Antagonis-
mus abgebaut wird, der zur Errichtung großer militä-
rischer Potentiale geführt hat. Das bedeutet also: Ab-
bau von Bedrohungspotentialen, von Mißtrauen und 
von Fehlleitungen von Ressourcen. Aber, meine Da-
men und Herren, das ist doch alles mehr als nur ein 
mechanischer Vorgang der Abrüstung. Hier muß sich 
etwas vollziehen, was im Grunde ein neues Europa 
schafft, in dem auch die Streitkräfte, diesmal sage ich: 
auf beiden Seiten, eine Funktion haben, wie die 
NATO-Außenminister das am 8. Dezember des letz-
ten Jahres in Brüssel gesagt haben: 

Unsere Vision bleibt ein Kontinent, auf dem be-
waffnete Streitkräfte nur der Kriegsverhinderung 
und der Selbstverteidigung dienen, nicht jedoch 
der Aggression oder der politischen oder militäri-
schen Einschüchterung. 
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Meine Damen und Herren, in einem solchen Ver-
ständnis der Sicherheitspolitik brauchen wir keine 
Feindbilder, keine Bedrohungsängste. Es müßte 
schlecht um unsere demokratischen Gesellschaften 
bestellt sein, wenn wir für unsere politische Stabilität 
und für unsere Übereinstimmung eines Feindbildes 
aus dem Osten bedürften; auch unsere Bundeswehr 
braucht keine Feindbilder. Sie leistet Friedens- und 
Freiheitsdienst. Das ist ihre Verantwortung, von An-
fang an bis auf den heutigen Tag. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Das ist das Selbstverständnis einer Wehrpflichtarmee. 
Kein Abrüstungsvorschlag aus dem Osten ist geeig-
net, in diesem Lande die Verteidigungsbereitschaft zu 
untergraben. Die Verteidigungsbereitschaft würde 
nur dann in Gefahr geraten, wenn der sicherheitspo-
litische Konsens unter den Bürgern dieses Landes ver-
loren ginge. Der kann nicht durch einen Vorschlag 
von Herrn Gorbatschow gefährdet werden. Er würde 
nur dann gefährdet, wenn wir nicht in der Lage wären, 
die Chance der Abrüstung realistisch zu nutzen. Das 
ist die politische Verantwortung, und es ist eine Ver-
antwortung, die wir zu allererst tragen, die wir wahr-
nehmen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Reden Sie ge

-

gen Herrn Scholz?) 
Deshalb, meine Damen und Herren, lassen Sie uns 
auch die Chance erkennen, die für uns Deutsche in 
diesen drei dynamischen Entwicklungen liegt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Herr Gen

-

scher, der Scholz kommt später!) 
Wir brauchen uns doch nicht in längst überholte, nie-
mals richtige Diskussionen zu verlieren, ob die eine 
Einigung der anderen entgegensteht. 

(V o r s i t z : Vizepräsident Stücklen) 
Wenn es richtig ist, daß das, was Europa trennt, Deut-
sche trennt, dann führt auch das Deutsche zusammen, 
was Europa zu Europa führt. Nutzen wir diese histori-
sche Chance! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Garbe. 

Frau Garbe (GRÜNE):: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Brück, 
wissen Sie, uns GRÜNEN den Hang nach Kleinstaa-
terei vorzuwerfen, weil wir der Umweltpolitik des 
künftigen Binnenmarktes mißtrauisch gegenüberste-
hen, ist überhaupt nicht gerechtfertigt. Wenn Sie eine 
kleine Ahnung davon hätten, was unsere Europa-
GRÜNEN an umweltpolitischen Initiativen erfolg-
reich auf den Weg gebracht haben, müßten Sie diesen 
Vorwurf zurücknehmen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, von der 
Vollendung des Europäischen Binnenmarktes, vom 
Markt ohne Grenzen, verspricht sich die Bundesregie-
rung neue wirtschaftliche Impulse und Vorteile, so 
hatten wir es heute morgen vom Bundeswirtschafts-

minister gehört. Wir sollten nicht zögern, ins neue 
europäische Haus einzuziehen, hörten wir eben vom 
Bundesaußenminister, ins neue europäische Haus 
einzuziehen, für das der Cecchini-Bericht ja dann 
auch wieder eine neue Wachstumseuphorie ver-
spricht. 

Aber was bedeutet das auf dem Gebiet der Umwelt-
politik? Jetzt kommt doch die Frage: Wird das die freie 
Fahrt für noch mehr Umweltgifte geben? Bedeutet 
das: Lebensmittel nicht mehr frisch auf den Tisch, son-
dern frisch aus der Retorte, genormt von Dänemark 
bis Griechenland? Das sind doch die Fragen, die wir 
hier stellen müssen und auf die wir noch keine Ant-
wort bekommen haben. Exportoffensive für Autoab-
gase? Euratom in jeder Region Europas? Meine Her-
ren und Damen, der Binnenmarkt wird nicht zum 
Schutz von Natur und Umwelt geschaffen, obwohl 
Umweltschutz durch die Einheitliche Europäische 
Akte inzwischen zum Ziel der EG deklariert wurde. 
Eurosolar statt Euratom — was wir als nötig erach-
ten — kommt nicht in die Offensive. 

Jacques Delors resümierte kürzlich zwar richtig, die 
EG habe in der Umweltpolitik bislang weder Lehren 
gezogen noch ihre Mittel mobilisiert. Wir begrüßen 
seine Forderung nach einer Europäischen Umwelt-
agentur. Hoffentlich wird sie bald umgesetzt. 

Die EG bleibt aber für den Umweltschutz leider vor-
rangig eine Bedrohung: 

Den 8 000 Lobbyisten von Indust rie und Handel 
steht in Brüssel eine Handvoll Vertreter des Verbrau-
cherschutzes und des Umweltschutzes gegenüber. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist doch eine 
falsche Gewichtung, die Sie da treffen!) 

Die Pflastersteine des Gemeinsamen Marktes auf dem 
Weg zur angeblichen Steigerung des Lebensstan-
dards sind die 5 000 Zusatzstoffe in Nahrungsmitteln, 
ist die Zulassung von verstrahlten und bestrahlten 
Nahrungsmitteln, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Die Menschen 
werden immer älter, gesünder und vernünf

-

tiger!) 

ist eine chemisierte und industrialisierte Landwirt-
schaft mit tierquälerischer Massentierhaltung. 

(Freiherr Heereman von Zuydtwyck [CDU/ 
CSU]: O Gott! O Gott!) 

Die europäische Verschmutzergemeinschaft hat 
viel zuviel Dreck am Stecken, als das wir uns beruhigt 
zurücklehnen könnten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Dieses Verelendungsgequassel 

ist doch nicht mehr anzuhören!) 

Lassen Sie mich das beispielhaft verdeutlichen — hö-
ren Sie doch erst einmal zu, Herr Kollege! —: 

Erstes Beispiel: Wasserreinhaltung. 1963 gab es die 
erste Zusammenkunft der Internationalen Kommis-
sion zum Schutze des Rheins. 1973 gab es ein Mini-
stertreffen der Rheinanliegerstaaten hier in Bonn. Ein 
Rheinschutzabkommen Chemie wurde — so wörtlich 
— für „unaufschiebbar" erklärt. Statt des Verbots von 
Chemikalien erreichte die Chemielobby in Europa in-
dessen ein nachgiebiges Genehmigungsverfahren. 
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Der Erfolg der EG ist allzu mager: Bis heute wurden 
lediglich für drei Substanzen Minimierungsgebote er-
lassen. 

Zweites Beispiel: Chemiepolitik. Wir GRÜNEN 
hatten dafür gesorgt, daß das dioxinhaltige Holz-
schutzmittel Pentachlorphenol nicht mehr produziert 
wird. Minister Töpfer hat das Gift inzwischen selber 
zur Symbolchemikalie gemacht und uns hier vor dem 
Bundestag hoch und heilig ein Totalverbot von PCP 
versprochen. Das Verbot scheiterte am Chemiekon-
zern Rhône-Poulenc in Frankreich. Durch einen Unfall 
vor einem Monat wurde darüber hinaus klar, daß von 
Frankreich das PCP über England weiter in die Bun-
desrepublik gelangt, wo es Textilien beigemischt 
wird, die wir zum Teil direkt auf der Haut tragen. Der 
Verband für Textilhilfsmittel hat inzwischen zugege-
ben, daß immer noch 50 Tonnen an PCP-Estern jähr-
lich in der Bundesrepublik umgeschlagen werden. 
Dies entspricht einer Dioxinmenge, wie sie aus allen 
Müllverbrennungsanlagen zusammen emittiert wird. 
Wenn Umweltminister vor den Chemiekonzernen in 
die Knie gehen — wie hier vor Rhône-Poulenc gesche-
hen — , dann öffnen sie den Vergiftern in der EG und 
natürlich im künftigen Binnenmarkt erst recht Tür und 
Tor! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Drittes Beispiel: Luftreinhaltepolitik — dabei muß 
ich dem Bundesverkehrsminister heftig widerspre-
chen — . Der Binnenmarkt wird uns eine riesige Lkw-
Lawine bescheren — Frau Kollegin Rock hat schon 
darauf hingewiesen — . Die Stickoxidemissionen der 
Brummis — Waldkiller Nummer eins — werden von 
derzeit 480 000 Tonnen dann auf 800 000 Tonnen 
jährlich steigen. Das hat der Umweltminister hier ja 
sogar bestätigt. Zudem wird sich die Umweltvergif-
tung mit krebserzeugenden Dieselpartikeln drastisch 
erhöhen. Der EG-Binnenmarkt bringt nämlich lei-
stungsstärkere Motoren, erhöhte Fahrleistungen, grö-
ßere transportierte Nutzlasten und einen erhöhten 
Lkw-Bestand. Das ist Fakt. 

Verehrte Kollegen und Kolleginnen, eine solche 
EG-Vergiftungspolitik können wir GRÜNEN natür-
lich nicht mittragen. 

(Beifall des Abg. Dr. Lippelt [Hannover] 
[GRÜNE]) 

Der Europäische Binnenmarkt auf Kosten von Ver-
brauchern und Umwelt kann unsere Zustimmung 
nicht finden. 

Lassen Sie mich drei Punkte erklären: 

Erstens. Es ist völlig richtig: Nationale Alleingänge 
in Sachen Umweltschutz sind eine schwache Op-
tion. 

(Freiherr Heereman von Zuydtwyck [CDU/ 
CSU]: Ja!) 

— Ja; da muß ich Ihnen recht geben. Nehmen wir 
Dänemark: Dort sind die Einwegverpackungen im 
Land verboten, aber exportiert werden sie dennoch. 
Umweltpolitik muß international angelegt sein, Um-
weltverschmutzung kennt keine Grenzen. Das haben 
mehrere Kollegen aus den verschiedenen Fraktionen 
hier betont; da stimme ich vorbehaltlos zu. Und wir 
haben es vorgemacht: Die Hochschornsteinpolitik der 

Bundesrepublik hat den Skandinaviern die versauer-
ten Seen beschert. Rücksichtslos haben wir globale 
Umweltprobleme heraufbeschworen. Denken Sie nur 
an die FCKs und die ausgelösten Klimaveränderun-
gen. 

Es kommt darauf an, in der EG in Sachen Umwelt-
schutz Dampf zu machen, und davon habe ich hier 
heute recht, recht wenig gehört. Die Konzepte und 
Programme zum Schutz der Umwelt müssen umge-
setzt werden. Die EG eröffnet hierzu immerhin eine 
Chance. Aber wird die Chance genützt werden? Die 
Bundesregierung spielt leider lieber auf der EG-
Wachstumsklaviatur mit und läßt den Umweltminister 
als Leichtgewicht agieren, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

obwohl er ja einige Pfunde auf die Waage bringt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das können Sie ihm 
aber nicht vorwerfen!) 

Zweitens. Die Umwelt braucht eine Lobby in Brüs-
sel. Die Verbraucher- und Umweltverbände müssen 
dies viel stärker als ihr Aktionsfeld begreifen. Die 
Bundesregierung ist aufgefordert, die gemeinnützi-
gen Verbände in dieser Hinsicht auch zu ermutigen 
und finanziell zu unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Drittens. Umwelttechnik hat in Europa Konjunktur. 
Die deutsche Indust rie ist inzwischen Spitze. Das ist 
gut so, weil es hilft, Umweltprobleme zu verringern. 

Meine Herren und Damen, aber ich möchte ein-
dringlich davor warnen, Umweltpolitik und -technik 
auf europäischer Ebene als Alibipolitik zu betreiben 
oder sie nur auf Reparaturpolitik zu beschränken. Soll 
Umwelt lebenswert bleiben, dann muß sie als vitale 
Umwelt gesichert werden — voll des Lebens und nicht 
voll von Technik! 

Umwelt muß die Basis europäischer Politik werden! 
Europa darf die lebensfähige und lebenswichtige Um-
welt nicht in Nischen verbannen, ganz Europa muß 
Lebensraum bleiben! Das ist die Aufgabe, die vor uns 
liegt, und das ist unser Anliegen. 

Ich danke Ihnen schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Irmer. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Für 50 siehst du 
noch recht gut aus!) 

Irmer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Liebe Heidi, zunächst herzlichen Dank für 
das Kompliment. — Im Januar 1844, also lange selbst 
vor meiner Zeit, muß ich jetzt sagen, 

(Heiterkeit) 
vor genau 145 Jahren, schrieb der deutsche Dichter 
Heinrich Heine, der ein Europäer war, im Pariser Exil 
sein großes Gedicht „Deutschland — ein Wintermär-
chen". Im „Caput II" ist nachzulesen, wie es ihm an 
der Grenze bei Aachen erging. Dort in Aachen — und 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten möchte ich 
zitieren — 
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.. .ward von den preußischen Douaniers 
mein Koffer visitieret. 

Beschnüffelten alles, kramten herum 
In Hemden, Hosen, Schnupftüchern; 
Sie suchten nach Spitzen, nach Bijouterien, 
Auch nach verbotenen Büchern. 

Heine dachte dabei für sich: 

Ihr Toren, die ihr im Koffer sucht! 
Hier werdet ihr nichts entdecken! 
Die Konterbande, die mit mir reist, 
Die hab ich im Kopfe stecken. 

Und zur Natur dieses Schmuggelguts teilt er uns 
mit 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Genauso 
wird heute noch geschnüffelt, aber innerhalb 

der Grenzen!) 

— Herr Lippelt, hören Sie einmal ein bißchen guter 
Literatur zu; das kann Ihnen gar nichts schaden — : 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Und viele Bücher trag ich im Kopf! 
Ich darf es euch versichern, 
Mein Kopf ist ein zwitscherndes Vogelnest 
Von konfiszierlichen Büchern. 

Glaubt mir, in Satans Bibliothek 
Kann es nicht schlimmere geben: 
Sie sind gefährlicher noch als die 
Von Hoffmann von Fallersleben! 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

So, meine Damen und Herren, ändern sich die Zeiten 
— oder auch nicht. Denn während zwar das Lied des 
berüchtigten Staatsfeindes inzwischen National-
hymne ist und nach Heinrich Heine neuerdings 
— und ich betone: sehr neuerdings — sogar Universi-
täten benannt werden dürfen, 

(Gattermann [FDP]: Lange genug hat es ja 
gedauert!) 

könnten konfiszierliche Bücher hierzulande dem-
nächst mit einem neuen § 130b Strafgesetzbuch in 
Konflikt geraten. Und auch an den Grenzen hat sich ja 
schließlich noch nicht so viel geändert. 

Das mit den Grenzkontrollen soll jetzt anders wer-
den — wir begrüßen das — , wie ja denn überhaupt die 
Fortschritte, die in der Gemeinschaft inzwischen er-
zielt werden konnten, von vielen Rednern hier heute 
mit Recht begrüßt worden sind. 

Auf einem Feld aber — ich sage, das ist eines der 
wichtigsten und entscheidendsten Felder über-
haupt — bewegt sich Europa in einem beklagenswer-
ten und jede Geduld überstrapazierenden Schnek-
kentempo. Ich spreche natürlich — wie vorher auch 
schon der Kollege Brück — von der Einführung von 
Demokratie und Parlamentarismus in der Europäi-
schen Gemeinschaft. Da sind wir heute in Europa 
kaum weiter, als es unsere parlamentarischen Vorvä-
ter in der Paulskirche zu Heines Zeiten waren. Ich 
empfehle jedem, drüben in der Parlamentarischen 
Gesellschaft die Ausstellung zur Paulskirche anzu-
schauen. Das öffnet einem auch die Augen über die 
demokratischen Zustände oder vielmehr über die un-

demokratischen Zustände, die wir heute in Europa 
haben. 

Immer mehr Rechte und Entscheidungsbefugnisse 
werden von der nationalen Ebene auf die europäische 
Ebene übertragen. Das finden wir gut und richtig. 
Aber leider kommen alle diese Rechte in Europa nicht 
beim Europäischen Parlament an, sondern sie bleiben 
beim Ministerrat und bei der Kommission stecken. 
Das führt zu einer schleichenden Aushöhlung des 
Parlamentarismus überhaupt. Das können und wol-
len wir nicht länger zulassen. 

Es ist vorher gesagt worden, daß in der EG dem-
nächst auch Entscheidungen darüber getroffen wer-
den, welche Steuern der europäische Bürger zahlt und 
in welcher Höhe. Das wird also in Europa entschieden. 
Wollen wir dann wirklich, daß da die Entscheidungs-
kompetenz beim Ministerrat verbleibt, wie das heute 
der Fall ist? 

Stellen Sie sich doch einmal die Steuergesetze vor, 
die wir letztes Jahr hier im Deutschen Bundestag be-
schlossen haben. 

(Dr. Gautier [SPD]: Die waren schlecht!) 

Stellen wir uns doch einmal vor, darüber hätte nicht 
dieses Parlament entschieden, sondern hinter ver-
schlossenen Türen in trauter Runde der Elferrat der elf 
Finanzminister und -senatoren der Bundesländer, und 
wir hätten dazu zwar unsere unmaßgebliche Meinung 
sagen dürfen — wir hätten sagen dürfen, das finden 
wir ganz gut, oder das finden wir schlecht —, aber die 
Minister hätten trotzdem gemacht, was sie wollten. 
Sie hätten noch nicht einmal ihre Landtage um Rat 
fragen müssen. 

Das ist heute aber die beklagenswerte, tagtägliche 
Realität in der Europäischen Gemeinschaft; das ist ein 
Skandal. Ich verstehe überhaupt nicht, wie es kommt, 
daß sich eine Gemeinschaft von zwölf Ländern, die 
doch alle miteinander demokratisch und parlamenta-
risch verfaßt sind, dies bis zum heutigen Tage hat bie-
ten lassen. 

Der Bundesaußenminister hat vorher mit vollem 
Recht ausgeführt, daß es sich bei Europa nicht nur 
— so wichtig das alles ist — um Wirtschaft handelt, um 
Umwelt — verehrte Kollegin von den GRÜNEN, die 
sich hierfür offensichtlich jetzt nicht mehr interes-
siert — , nicht nur um Forschungsgemeinschaft und 
dergleichen. Nein, wir sind auch eine Wertegemein-
schaft. Es lohnt sich überhaupt nur, das vereinte Eu-
ropa, die europäische Union, zu schaffen, wenn wir 
diese Werte dort durchsetzen und ihnen dort endlich 
zum Durchbruch verhelfen. 

Meine Damen und Herren, wenn jemand in Apathie 
verfällt — auch mir geht das immer so, wenn ich Re-
den vorbereite — , dann hilft es am besten, daß man 
sich und anderen Fristen setzt. Der Kommissionsprä-
sident Delors hat das erkannt, und er hat diese Weis-
heit dadurch umgemünzt, daß er der Europäischen 
Gemeinschaft das inzwischen magische Datum 
31. Dezember 1992 vorgegeben hat. Kaum war diese 
Frist in der Welt, bewegte sich etwas. 

Ich bin jetzt der Meinung, daß wir das genauso wie 
der Kommissionspräsident Delors machen sollten. 
Auch wir sollten jetzt den Regierungen endlich eine 
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Frist setzen. Weil wir die Wirtschaftsgemeinschaft, 
den Binnenmarkt, zwar dringend, aber nicht ohne 
Demokratie und ohne Parlamentarismus wollen, sage 
ich: Setzen wir jetzt genau die gleiche Frist, nämlich 
31. Dezember 1992. Bis dahin möge uns die Bundes-
regierung vorlegen, daß in der Europäischen Gemein-
schaft die Vertragsänderungsentwürfe so weit gedie-
hen sind, daß sie in den nationalen Parlamenten rati-
fiziert werden können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dann kann das Europäische Parlament, das im Jahre 
1994 gewählt werden wird, endlich handeln als Voll-
parlament, mit vollen Gesetzgebungsbefugnissen, 
mit vollen Kontrollmöglichkeiten, mit vollen Haus-
haltsrechten als den klassischen parlamentarischen 
Rechten überhaupt. 

Wenn wir diese Perspektive unseren Bürgern nicht 
in diesem Jahr eröffnen können, wenn wir im Juni das 
jetzige Europäische Parlament im Stich lassen und 
nicht mit einer hohen Wahlbeteiligung ausstatten, 
dann wird der Bürger nicht begreifen, daß diese un-
sere Forderung so wichtig ist. 

Wir wollen Europa; wir wollen aber ein demokrati-
sches Europa. Ich sage: Weg mit der Ministerbürokra-
tie, weg mit der Bürokratenwillkür! Wir wollen ein 
parlamentarisches Europa, und zwar jetzt. Was nützen 
denn Einheit und Wohlstand in Europa, wenn dabei 
die Freiheit auf der Strecke bleibt? 

Ich möchte zum Schluß noch einmal aus Heinrich 
Heines „Deutschland — ein Wintermärchen", Ca-
put I, zitieren. Er hat dort die Vision vom Europa in 
Freiheit entwickelt und geschrieben: 

Die Jungfer Europa ist verlobt 
mit dem schönen Geniusse 
der Freiheit, sie liegen einander im Arm, 
sie schwelgen im ersten Kusse. 

Und fehlt der Pfaffensegen dabei, 
die Ehe wird gültig nicht minder  — 
Es  lebe Bräutigam und Braut 
und ihre zukünftigen Kinder! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD — Kleinert [Mar

-

burg] [GRÜNE]: Das sind ja unerhörte Töne 
hier! Herr Stücklen, da müssen sie einschrei

-

ten!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Irmer, 
ich beglückwünsche Sie, und zwar nicht zu Ihrer sehr 
lebhaften Rede, die sicherlich von einem französi-
schen Parlament zum 200. Jahrestag der Revolution 
mit voller Genugtuung zur Kenntnis genommen wer-
den könnte, sondern zu Ihrem heutigen 50. Geburts-
tag. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Tatsache, daß Sie an einem so runden, bedeu-
tungsvollen Geburtstag auch noch Ihrer parlamentari-
schen Arbeit nachkommen, verdient allen Respekt. 
Weiterhin alles Gute. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Wieczorek-Zeul. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD) : Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich höre die Worte gern, daß das Europäi-
sche Parlament mehr Rechte braucht. Aber diejeni-
gen, die von seiten der Bundesregierung hierzu argu-
mentieren, vergießen ein wenig Krokodilstränen; 
denn das, was sich heute zum Binnenmarkt entwik-
kelt, die 300 Gesetze, war absehbar, als die Einheitli-
che Europäische Akte beschlossen wurde. Wo war da 
Ihre Initiative, zusätzlich zu der Erweiterung der Kom-
petenzen der Gemeinschaft die Rechte des Europäi-
schen Parlaments auszuweiten? Da wäre es notwen-
dig gewesen, aber es ist nicht erfolgt. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Ihr habt lange ge

-

nug gehemmt und wir haben uns mühsam 
genug durchgesetzt!) 

Wer damals im Zusammenhang mit diesen Fragen 
nicht gekämpft hat, 

(Bundesminister Genscher: Wir haben ge

-

kämpft!) 

dem kann man überhaupt nur noch glauben, wenn er 
wirklich mehr praktische Aktionen für mehr Rechte 
für das Europäische Parlament bringt. Ein solches Bei-
spiel hat Alwin Brück vorhin genannt. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Sie sind zwar kämpferisch, aber  un

-

glaubhaft!) 

Der zweite Punkt: Hinter diesen verbalen Bekun-
dungen zur Sicherung sozialer Rechte, die in der heu-
tigen Debatte, die ich vollständig verfolgt habe, er-
folgten, läuft natürlich eine ökonomische Strategie 
des Versuchs eines Gegenangriffs, eines Generalan-
griffs auf soziale Reformen. Dabei dient der europäi-
sche Binnenmarkt als Vorwand, um innenpolitische 
Ziele zu erreichen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist ein unerhör

-

ter Vorwurf! Den müssen Sie jetzt beweisen! 
Diese Art des Miesmachens!) 

— Ich werde das jetzt gleich belegen. 

Herr Kollege Haussmann hat heute morgen wie 
auch schon früher gesagt, die Wettbewerbsfähigkeit 
im Binnenmarkt erfordere es, die Unternehmens-
steuern in der Bundesrepublik zu senken. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Schwörer [CDU/ 
CSU]) 

Er vergißt aber hinzuzufügen, daß in den EG-Län-
dern, in denen die Steuersätze niedriger sind, die Be-
messungsgrundlage breiter ist. Das bedeutet, daß die 
Belastung der Unternehmen dort vergleichbar ist mit 
der Belastung in der Bundesrepublik. 

(Gattermann [FDP]: Das stimmt doch nicht!) 

Wer also so argumentiert, der muß sich den Vorwurf 
gefallen lassen, daß er die Europäische Gemeinschaft 
und den Binnenmarkt als Vorwand für seine schon 
immer vorhandenen innenpolitischen Ziele nutzt. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung der Abg. 
Frau Unruh [GRÜNE]) 

Der Kollege Graf Lambsdorff hat hier gesagt — le-
sen Sie es bitte im Protokoll nach — , daß der Binnen-
markt notfalls auch auf Normen und eine Liberalisie-
rung des Kapitalverkehrs reduziert werden kann. Das 
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verengt das große Binnenmarktprogramm auf die 
reine wirtschaftliche Verflechtung. Die Einheitliche 
Europäische Akte ist mehr als nur wirtschaftliche Ver-
flechtung. Sie ist der Versuch, die Europäische Ge-
meinschaft zu einer Umweltgemeinschaft, zu einer 
Sozialgemeinschaft und zu einer politischen Gemein-
schaft zu machen. 

Ein Binnenmarkt — das sei an die Adresse des Gra-
fen Lambsdorff gesagt —, der der Wirtschaft die große 
Freiheit und den kleinen Leuten das große Risiko zu-
weist, ist mit uns als Sozialdemokraten nicht zu ma-
chen. Das muß Ihnen sehr deutlich sein. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung der Abg. 
Frau Unruh [GRÜNE]) 

An dieser Stelle möchte ich das Europa der Bürger 
und Bürgerinnen ansprechen, das heute in vielen 
Punkten auf der Tagesordnung steht. Was ist zur 
Gleichstellung von Frauen durch diese Bundesregie-
rung wirklich gemacht worden? Das muß man heute, 
am 70. Jahrestag des Tages, an dem die Frauen das 
erste Mal den Deutschen Reichstag wählen konnten, 
einmal fragen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Dank der SPD, 
nicht zu vergessen!) 

Konkrete Pläne, wie die Gleichstellung der Frauen 
im Binnenmarkt vorangebracht werden soll, habe ich 
von dieser Bundesregierung noch nie gehört und das, 
obwohl die Europäische Gemeinschaft führend und 
fortschrittlich in bezug auf die Gesetzgebung zugun-
sten von Frauen ist. Es gab keine einzige gestartete, 
geschweige denn erfolgreiche Initiative zugunsten 
der Frauen in der EG von der deutschen Ratspräsi-
dentschaft. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Was habt ihr denn 
gemacht, als ihr regiert habt?) 

Sie selber war bei der Umsetzung des EG-Rechts in 
Verzug. Sie hat bis heute noch nichts unternommen, 
das arbeitsrechtliche EG-Anpassungsgesetz zugun-
sten der Frauen zu verändern. Nach wie vor ist es Tat-
sache, daß bei nachgewiesener Diskriminierung die 
Frau als Schadenersatz überhaupt nur den Ersatz des 
Portos bekommt. Ich sage an dieser Stelle: Ohne wirk-
same Schadenersatzpflicht wird die Benachteiligung 
von Frauen weiterhin als Kavaliersdelikt behandelt 
werden. 

Wir verlangen ein wirkliches Gleichstellungsge-
setz, das das arbeitsrechtliche EG-Anpassungsgesetz 
ablösen muß und das wirklich den Namen „Gleich-
stellung der Frauen" verdient. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dabei kann sich die Bundesregierung auf EG-Recht 
beziehen; denn die EG-Kommission hat den Vor-
schlag der Umkehr der Beweislast vorgelegt. Was tut 
die Bundesregierung? Sie löst es in keiner Weise in 
irgendeiner Form ein. 

Es sind noch mehr hehre Bekundungen heute hier 
erfolgt. Eines schmerzt mich besonders, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, das sage ich — ich hoffe, der Ulli 

Irmer stimmt mir zu — als eine ehemals im Europapar-
lament tätige Abgeordnete: 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Warum sind Sie 
denn weggegangen?) 

— Das kann ich Ihnen sagen: Im Europaparlament, 
gibt es nämlich genug gute Europäer; im Deutschen 
Bundestag könnten wir noch ein paar mehr gebrau-
chen. Das muß ich Ihnen ehrlich sagen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das gilt auch für 
Kittelmann!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Verflechtung, 
von der wir heute alle gesprochen haben, wächst. Der 
Nationalstaat ist ökonomisch immer weniger souve-
rän; aber beim Wahlrecht — das sage ich jetzt an die 
Adresse der CDU/CSU — muß einer noch immer auf 
der nationalen Scholle kleben, damit er politisch mit-
entscheiden kann. Nichts anders ist es, wenn Sie das 
kommunale Wahlrecht für Ausländer und Auslände-
rinnen verweigern. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

16 Millionen Menschen in der EG leben als Auslän-
der, 4 Millionen in der Bundesrepublik. Seit Jahren 
fordert das Europäische Parlament ein kommunales 
Wahlrecht für die EG-Bürgerinnen und -Bürger. 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Die Sozialisten!) 

— Nein, Ihre christdemokratischen Kollegen. Fragen 
Sie sie doch einmal. Sie müssen mit denen mehr spre-
chen, dann wären auch Sie aufgeschlossener. Mit de-
nen müssen Sie mehr diskutieren, weiß Gott. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit Stimmen der Christdemokraten haben sie sich 
dafür ausgesprochen, das kommunale Wahlrecht zu 
verwirklichen. 

Die Europaunion, die Sie sonst doch immer so loben, 
die überparteilich ist, hat diese Bundesregierung auf-
gefordert, die vorgelegte Richtlinie der EG-Kommis-
sion zum kommunalen Wahlrecht für Ausländer und 
Ausländerinnen zu verwirklichen. Dieser Appell wird 
von uns aufs Deutlichste unterstützt. 

Aber was ist passiert? 

(Peter [Kassel] [SPD]: Da zeigt es sich wieder! 
— Abg. Irmer [FDP] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Ulli, wenn ich das dazwischensagen darf, ich habe 
nicht mehr viel Zeit. Laß uns nachher beim Kaffee den 
Punkt besprechen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Dann kommt wahr

-

scheinlich auch mehr dabei heraus!) 

Der Bundesfachausschuß der CDU hat im Dezem-
ber den Entwurf geändert, in dem er sich ursprünglich 
für die Einführung des kommunalen Wahlrechts in der 
EG auf Gegenseitigkeit ausgesprochen hat. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das hat die Frau 
Süssmuth nicht verhindert?) 

—Das ist drin gewesen, aber es ist gestrichen worden. 
Man darf rätseln, warum. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Raten wir mal!) 
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Wahrscheinlich — ich sage das mit allem Ernst — steht 
die klare Strategie dahinter — man weiß, welches 
Potential rechtsradikaler Stimmen vorhanden ist —, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Oh!) 

daß man sich auch bei der Klientel beliebt machen 
und bleiben will, bei der Gerhard Frey mit seinem 
rechtsradikalen Rundbrief Stimmung macht. Die 
CDU/CSU will auch nach Strauß rechts alles abkassie-
ren. Man warte auf das allgemeine Wahlrecht im Rah-
men der Europäischen Union, so wird argumentiert. 
Habe ich richtig gehört? Schon vor 1992 sollen die 
Unternehmen im Rahmen des Binnenmarktes alle 
grenzüberschreitenden Erleichterungen haben, aber 
die europäischen Bürgerinnen und Bürger sollen ihre 
vollen politischen Rechte erst am Sankt-Nimmerleins-
tag, wenn die politische Union verwirklicht ist, erhal-
ten? Das halte ich für völlig unakzeptabel. 

An die Regierung gerichtet, sage ich: Europäische 
Gesinnung, Herr Kollege Genscher, Herr Außenmini-
ster, erkennt man nicht an den großen Worten auf 
internationalen Konferenzen oder im Deutschen Bun-
destag, sondern europäische Gesinnung erkennt man 
daran, wie human die Bundesregierung ihre prakti-
sche Ausländerpolitik gestaltet, wie sie dazu beiträgt, 
sich gegenüber Ausländern und Ausländerinnen in 
der Bundesrepublik zu verhalten und ob sie dazu bei-
trägt, endlich dazu beiträgt, daß EG-Bürgerinnen und 
-Bürger in allen politischen Bereichen mitentscheiden 
können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Werner (Ulm). 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nachdem heute früh Kollege 
Ehmke sehr weit auf die Zusammenhänge von Wie-
dervereinigungsperspektiven und europäischer In-
tegration eingegangen ist und auch auf scheinbare 
Meinungsverschiedenheiten in der Fraktion der 
CDU/CSU hingewiesen hat, möchte ich hier doch ei-
nige Sätze dazu sagen. 

Die Europäische Gemeinschaft wird 1992 mit dem 
Ausbau des Binnenmarktes zu einem Staatengebilde, 
das die Wirtschafts-, Landwirtschafts-, Finanz-, Wäh-
rungs- und auch die Sozialpolitik der Mitgliedstaaten 
vereinheitlichen wird, aber das auch die Außen- und 
die Sicherheitspolitik der Mitgliedstaaten stärker ko-
ordinieren wird. Dieses Jahre 1992 wird also einen 
wichtigen Schritt hin auf die Europäische Union brin-
gen. 

Heute liegt uns hier gleichfalls die Stellungnahme 
zu einem Entwurf eines Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Union vor, den das Europäische Parla-
ment bereits 1984 ausgearbeitet hat. 

Hier stellt sich mit Recht, Herr Ehmke, die Frage: 
Wird der Prozeß der europäischen Integration not-
wendigerweise unser Verfassungsziel, die Einheit des 
deutschen Volkes zu wahren und zu vollenden, be-

schädigen? Ich nehme die Antwort aus meiner Sicht 
gleich vorweg. Sie lautet: Nein. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Dann ist es ja 
gut!)  

Der Integrationsprozeß zur Schaffung einer politi-
schen Europäischen Union wird den Mitgliedstaaten 
zweifelsohne Teile ihrer Souveränitätsrechte nehmen. 
Unsere Aufgabe muß es daher sein, dafür Sorge zu 
tragen, daß in diesem Integrationsprozeß die Grund-
anliegen und auch die Verfassungsziele der Deut-
schen berücksichtigt werden, und auch Sorge dafür zu 
tragen, daß die Europäische Union als politische 
Union sich diese Ziele selber zu eigen macht. Unsere 
Bündnispartner und auch unsere Partnerstaaten in der 
EG haben dies ja bisher getan. Ich verweise in diesem 
Zusammenhang nur auf die Römischen Verträge und 
auf den Harmel-Bericht. Ich bin ganz sicher, daß sie 
dies auch in Zukunft tun werden. Wir als Koalitions-
fraktionen wollen diese Partnerstaaten und Bündnis-
partner mit unserem Antrag 11/3866, vor allen Dingen 
mit den Abschnitten II und III, ermutigen, dies auch in 
Zukunft so zu tun. Mit dieser Absichtserklärung der 
Koalitionsfraktionen entspricht die Koalition im übri-
gen auch der Aufforderung des Europäischen Parla-
ments, Stellungnahmen zu seinem Gründungsent-
wurf abzugeben. Daher legt der Abschnitt II unseres 
Entschließungsantrags seitens der Koalition nochmals 
die Ziele der deutschen Politik dar. 

Herr Ehmke, lassen Sie mich auch das sagen: Es 
ging uns, den von Ihnen zitierten Kollegen in der 
Union — Abelein, Lummer, von Schmude, Todenhö-
fer und Werner — , darum, Fragen zur Abklärung des 
eigenen Urteils zu stellen, Fragen zu stellen, die sich 
auf den vom innerdeutschen Ausschuß bereits im No-
vember 1987 und auch von der Europakommission 
des Bundestages erarbeiteten Stellungnahmen grün-
den. Unsere Fragen bauten auf diesen Stellungnah-
men auf. Denn der innerdeutsche Ausschuß, dem 
auch ich angehöre, und die Europakommission des 
Bundestages halten es — Sie haben das heute früh 
auch erwähnt — , für den Fall der Ratifizierung eines 
Gründungsvertrags für wünschenswert, eine entspre-
chende Erklärung abzugeben: nämlich, daß alle im 
heutigen Gemeinschaftsrecht enthaltenen deutsch-
landpolitischen Elemente zu rechtlichen Bestandtei-
len der Politischen Europäischen Union werden sol-
len. Ich glaube, daß der Beitritt zu einer Verfassung 
der Politischen Europäischen Union, wenn es denn 
einmal so weit sein wird, ohne eine derartige offizielle 
Erklärung — in der dann natürlich auch die deutsche 
Frage ihren Niederschlag findet — einen Verstoß ge-
gen unser Grundgesetz darstellen würde. 

Angesichts des fortschreitenden Integrationspro-
zesses ist es nach innen und außen bedeutsam, so 
meine ich, daß die Deutschen klarmachen, daß sie die 
Europäische Union als politische Union bejahen, da 
sie im Einklang mit dem zweiten Verfassungsziel 
— nämlich ein vereintes Gesamteuropa zu schaffen — 
mit die Voraussetzungen schaffen kann, daß alle Völ-
ker in Europa auch das Recht auf Selbstbestimmung 
werden wahrnehmen können. Daher erhebt die Koali-
tion in ihrem Entschließungsantrag die Forderung, in 
einem Gründungsentwurf für die Politische Europäi-
sche Union als gemeinsames Ziel zu verankern, die 
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Teilung Deutschlands und Europas zu überwinden. 
Denn wir alle stimmen zweifelsohne darin überein: 
Das eine ist ohne das andere nicht möglich. 

Das bedeutet auch, daß wir, die CDU/CSU, aller-
dings nicht glauben, daß durch eine Europäische 
Union ein Friedensvertrag für Deutschland einfach 
überflüssig wird. Denn auch in einer Europäischen 
Union verschwinden zum einen die Staaten nicht; und 
wie die Entwicklung im östlichen Bereich unseres Va-
terlandes und im Osten verlaufen wird, können wir 
zum anderen nicht vorhersehen. 

Denen, die das Selbstbestimmungsrecht der Deut-
schen in einer Politischen Europäischen Union be-
schnitten sehen, antworte ich erstens, daß eine Euro-
päische Union als Gemeinschaft der Freiheit und des 
Rechts zweifelsohne die originären Rechte der Völker 
achten wird. Sie wird geradezu ein Anwalt des Selbst-
bestimmungsrechts sein. Sie wird von daher ihre be-
sondere Anziehungskraft Richtung Osten oder auf 
Osteuropa bekommen. Zweitens antworte ich, daß 
nichts darauf hinweist, das östliche Europa werde sich 
so fundamental ändern, daß unseren Landsleuten jen-
seits der Mauer die freie Ausübung des Selbstbestim-
mungsrechts in absehbarer Zeit möglich wäre. 

Ich unterstreiche: Der Weg über ein neutrales 
Deutschland in Freiheit ist nach meiner Auffassung, 
meine Damen und Herren, ein Traumgespinst. 

Die Europäische Union ist, wenn wir unser ganzes 
deutschlandpolitisches Engagement in den Integra-
tionsprozeß einbringen, kein Schritt von der Einheit 
der Deutschen weg, sondern vielmehr ein Schritt auf 
dem Wege zu einer gesamteuropäischen Ordnung, in 
der sich die Chance für die Einheit auftun wird. Den 
geraden Weg zur Einheit der Deutschen in Frieden 
und Freiheit an den Staaten Europas vorbei, meine 
Damen und Herren, wird es angesichts der gewachse-
nen Realitäten und der absehbaren Entwicklungen 
nicht geben. Es wäre auch ein abenteuerlicher Ge-
danke, wenn man derartige Überlegungen anstellen 
würde. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU teilt des-
wegen geschlossen die Überzeugung des Bundes-
kanzlers, die er gestern noch einmal ausdrücklich 
festgestellt hat: Deutschland- und Europapolitik sind 
wie die zwei Seiten derselben Medaille. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
es liegt noch eine Wortmeldung des Herrn Abgeord-
neten Wüppesahl vor, der aber nicht im Saal ist. Damit 
entfällt naturgemäß die Wortmeldung. 

Wir sind dann am Ende unserer Aussprache und 
kommen nun zu einer Reihe von Abstimmungen. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
zwischenzeitlich eingebrachten Entschließungsan-
trag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf 
Drucksache 11/3865. Ich darf dazu um Ihre Aufmerk-
samkeit bitten; es hat sich eine Änderung ergeben. 
Dieser Entschließungsantrag soll entgegen der frühe-
ren Absicht, direkt darüber abstimmen zu lassen, 
überwiesen werden, und zwar zur Federführung an  

den Auswärtigen Ausschuß und zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung, den Innenausschuß, den Umwelt-
ausschuß und den Finanzausschuß. Sind Sie damit 
einverstanden? — Dann ist es so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, interfraktionell wird vor-
geschlagen, die Vorlagen auf den Drucksachen 
11/3088, 11/3406, 11/3851 (neu) und 11/3852 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu über-
weisen. Ist das Haus damit einverstanden? Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlos-
sen. 

Außerdem sollen die Anträge der Fraktion der SPD 
auf den Drucksachen 11/3851 (neu) und 11/3852 zur 
Mitberatung an den Haushaltsausschuß überwiesen 
werden. Ist das Haus auch damit einverstanden? — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist es so 
beschlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Finanzausschusses auf Druck-
sache 11/2358. Wer für diese Beschlußempfehlung 
stimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Es gibt keine Enthaltun-
gen. Diese Beschlußempfehlung ist mit Mehrheit an-
genommen. 

Wir stimmen nun über die Beschlußempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses auf Drucksache 11/3014 
ab. Der Ausschuß empfiehlt, den Entschließungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/1499 abzulehnen. Wer dafür ist, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Bei Enthaltung der Fraktion der SPD ist diese Be-
schlußempfehlung mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau auf Drucksache 
11/2431. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das ist doch 
abgesetzt! Das haben wir doch abgesetzt! 
Was ist das denn? Wir haben doch vor zwei 
Tagen vereinbart, daß das abgesetzt wird!) 

— Was ist abgesetzt worden? Herr Kleinert, wenn 
etwas nicht stimmt, kommen Sie bitte. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das ist das 
Markenamt in München! Wir haben doch vor 
zwei Tagen vereinbart, daß das abgesetzt 
wird! Schläft denn die Verwaltung? Das ist 

nicht das erste Mal, daß das passiert!) 

— Es steht unter Punkt IV 6 auf der Tagesordnung 
und ist aufgerufen worden. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Bei allem Re

-

spekt vor Ihnen habe ich mich eben zu der 
Bemerkung hinreißen lassen: „Schläft denn 

die Verwaltung?") 

— Es kommt vor, daß der eine oder andere einmal 
nicht so auf dem laufenden ist. Aber ich muß das im 
Plenum behandeln lassen, was auf der Tagesordnung 
steht, und dieser Punkt steht auf der Tagesordnung. 
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Es ist kein Antrag gestellt worden, daß das abgesetzt 
werden soll. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Dann stelle 
ich diesen Antrag hiermit noch einmal und 
weise darauf hin, daß es interfraktionell ei

-

gentlich schon vereinbart worden war!) 

— Sind denn die parlamentarischen Geschäftsführer 
auf dem laufenden? Kann das abgesetzt werden?  — 
Also  diesem Antrag wird stattgegeben. Das ist sicht-
bar der erste große Erfolg des Jahres 1989. 

(Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, interfraktionell wird 
vorgeschlagen, die Vorlagen zu Tagesordnungs-
punkt IV 7 zurückzuüberweisen, und zwar zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuß für Wirtschaft 
und zur Mitberatung an den Rechtsausschuß und an 
den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau. Sind Sie damit einverstanden? — Es ist so 
beschlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die erste 
Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses auf 
Drucksache 11/3701. Wer für diese Beschlußempfeh-
lung stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußemp-
fehlung ist mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
auf Drucksache 11/2889 ab. Wer für diese Beschluß-
empfehlung stimmt, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Be-
schlußempfehlung ist bei Gegenstimmen aus der 
Fraktion DIE GRÜNEN mit großer Mehrheit ange-
nommen. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung auf Druck-
sache 11/2942 ab. Wer für diese Beschlußempfehlung 
stimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Keine. Die Beschlußemp-
fehlung ist gegen die Stimmen der Fraktion DIE GRÜ-
NEN mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung auf Drucksache 11/2176. Wer für diese 
Beschlußempfehlung stimmt, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Keine. Die Beschlußempfehlung ist gegen die Stim-
men der Fraktion DIE GRÜNEN mit großer Mehrheit 
angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
auf Drucksache 11/3700 ab. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? — Gegenprobe! — Keine Gegen-
stimmen. Stimmenthaltungen? — Enthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN. Die Beschlußempfehlung ist 
mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr 
auf Drucksache 11/3110. Wer stimmt für diese Be-

schlußempfehlung? — Gegenprobe! — Keine Gegen-
stimmen. Stimmenthaltungen? — Enthaltungen der 
Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN. 
Damit ist diese Beschlußempfehlung mit Mehrheit an-
genommen. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Verkehr auf Drucksache 11/3125 ab. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
probe! — Keine Stimmen dagegen. Enthaltungen? — 
Keine Stimmenthaltungen. Die Beschlußempfehlung 
ist vom Hause einstimmig beschlossen worden. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlungen 
des Ausschusses für Verkehr auf den Drucksachen 
11/3126 und 11/3165 ab. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlungen? — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Diese Beschlußempfehlungen sind mit 
Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen nun über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Verkehr auf Drucksache 11/3195 ab. 
Wer dafür stimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Keine Gegenstimmen. Stimment-
haltungen? — Keine Enthaltungen. Diese Beschluß-
empfehlung ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr auf 
Drucksache 11/3236. Wer stimmt dafür? — Wer 
stimmt dagegen? — Keine Gegenstimmen. Stimment-
haltungen? — Keine Enthaltungen. Die Beschlußemp-
fehlung ist einstimmig angenommen. 

Wir stimmen nun über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Verkehr auf Drucksache 11/3634 ab. 
Wer dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Keine Gegenstimmen. Stimmenthal-
tungen? — Keine Enthaltungen. Die Beschlußempfeh-
lung ist einstimmig angenommen. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Verkehr auf Drucksache 11/3635 ab. 
Wer dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Keine Gegenstimmen. Stimmenthal-
tungen? — Diese Beschlußempfehlung ist mit Mehr-
heit bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPD und 
GRÜNEN angenommen. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen auf den 
Drucksachen 11/2731 bis 11/2733 und 11/3814 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch; dann ist es so 
beschlossen. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses auf Drucksache 11/1664 
ab. Wer dafür zu stimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Keine Enthaltungen. Gegen Stimmen aus der Frak-
tion DIE GRÜNEN mit großer Mehrheit angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, zu Tagesordnungs-
punkt IV 28 liegt eine schriftliche Erklärung des Ab- 
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geordneten Todenhöfer ) vor, die in das Plenarproto-
koll der heutigen Sitzung aufgenommen wird. Es han-
delt sich um eine persönliche Erklärung. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses auf Drucksache 11/2506 
ab. Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltun-
gen. Gegen Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN mit 
großer Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh-
lung des Auswärtigen Ausschusses auf Drucksache 
11/2508 ab. Wer dafür zu stimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Keine 
Gegenstimme. Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf Druck-
sache 11/3396. Wer dafür zu stimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 

*) Die Erklärung des Abg. Dr. Todenhöfer (CDU/CSU) zur Ab-
stimmung über die Beschlußempfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses auf Drucksache 11/2506 — Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Union — (Punkt IV Nr. 28 der Tagesordnung) 
und zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP auf Drucksache 11/3866 (Punkt IV Nr. 32 der 
Tagesordnung) lautet: 

In den letzten Wochen haben eine Reihe von Kollegen und ich 
versucht, im Zusammenhang mit dem Entwurf des Europäi-
schen Parlaments zur Gründung der sogenannten Europäischen 
Union einen ergänzenden Entschließungsantrag zu erreichen, 
der das Anliegen der Deutschen auf Wiedervereinigung voll 
und uneingeschränkt berücksichtigt. 

Ich sehe es als einen Erfolg an, daß es durch die CDU/CSU-
Fraktion nun zu einem ergänzenden Entschließungsantrag ge-
kommen ist, der versucht, das Ziel der Wiedervereinigung zu 
einem ausdrücklichen Ziel der westeuropäischen Gemeinschaft 
zu machen, und der die westeuropäische Integration in eine 
gesamteuropäische Zielsetzung stellt. Dies ist ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung. 

Ich werde daher diesem Entschließungsantrag zustimmen, ob-
wohl ich in meiner Fraktion einen weitergehenden Antrag ein-
gebracht habe. Ich habe meinen eigenen Antrag jedoch vorläu-
fig zurückgestellt, weil die jetzt dem Deutschen Bundestag vor-
liegende Entschließung meiner Auffassung nicht wider-
spricht. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt, 
da es noch nicht um einen ratifikationsfähigen Vertragsentwurf 
geht, noch nicht mit den rechtlichen Details der Frage befaßt, 
wie die völlige Handlungsfreiheit der Bundesrepublik Deutsch-
land in der Frage der Wiedervereinigung Deutschlands auch 
beim Beitritt zu einer Europäischen Union völkerrechtlich abge-
sichert werden kann. 

Die vorläufige Zurückstellung meines Antrags erfolgte aller-
dings mit der klaren Maßgabe, daß die Ratifikation der endgül-
tigen Fassung des Gründungsvertrages der Europäischen Union 
davon abhängig gemacht wird, daß der Vertrag die Verwirkli-
chung des Ziels der Wiedervereinigung Deutschlands in keiner 
Weise behindert. 

Dies setzt voraus, daß durch die Formulierung des Vertragstex-
tes selbst oder durch einen eindeutigen, unmißverständlichen 
Wiedervereinigungsvorbehalt völkerrechtlich verbindlich si-
chergestellt wird, daß die Bundesrepublik Deutschland befugt 
bleibt, ohne Zustimmung der anderen EG-Staaten auf das Ziel 
der Wiedervereinigung hinzuwirken und diese zu verwirkli-
chen. 

Das gleiche gilt selbstverständlich auch für die Gründung eines 
westeuropäischen Bundesstaates oder eines westeuropäischen 
Staatenbundes. 

Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Enthaltun-
gen bei der Fraktion DIE GRÜNEN. Mit großer Mehr-
heit angenommen. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses auf Drucksache 11/3016 
ab. Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Keine Gegenstimme. Enthaltun-
gen? — Keine Enthaltungen. Einstimmig angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat schlägt 
vor, die Unterrichtung durch das Europäische Parla-
ment auf Drucksache 11/3087 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. Sind 
Sie damit verstanden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist also so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zu dem zwischenzeitlich einge-
brachten Entschließungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP auf Drucksache 11/3866. Er soll 
an dieselben Ausschüsse überwiesen werden wie der 
Entschließungsantrag der CDU/CSU und der FDP auf 
Drucksache 11/3865. Diese habe ich vorher im einzel-
nen aufgezählt *). Ist sich das Haus völlig im klaren 
über die Abstimmung? — Dann darf ich diejenigen, 
die dafür sind, um das Handzeichen bitten. 

(Zurufe) 

— Es geht um eine Überweisung. Wer dafür ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Für die Über

-

weisung!) 

— Überweisung an die Ausschüsse, die ich jetzt nicht 
im einzelnen aufgeführt habe. — Keine Gegenstim-
men. — Keine Enthaltungen. Also einstimmig: Über-
weisung. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf 
Drucksache 11/2507. Wer stimmt dafür? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. 
Diese Beschlußempfehlung ist gegen Stimmen aus 
der Fraktion DIE GRÜNEN mit großer Mehrheit ange-
nommen. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen auf den 
Drucksachen 10/6464 und 11/1675 — Entschließung 
zu Grenzkontrollen und Drogen — an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. 
Sind Sie damit einverstanden? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 5 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 
Wiederaufnahme der Tiefflüge am 2. Januar 
1989 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE GRÜ-
NEN hat gemäß unserer Geschäftsordnung eine Ak-
tuelle Stunde zu dem erwähnten Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Schilling. 

Frau Schilling (GRÜNE): Guten Tag! Die Chance, 
eine Politik zum Wohl der Bevölkerung zu machen, ist 

*) Siehe Seite 8765 A 
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seit dem 2. Januar wieder einmal vertan worden. Es 
hätte eine ganze Menge von Möglichkeiten bestan-
den, endlich einmal zum Wohl der Bevölkerung aktiv 
zu werden, Herr Scholz. Es wird weiter mit der Arro-
ganz der Macht, hinter der letzendlich primitives Pro-
fitstreben steckt, an Symptomen herumkuriert. „Tief-
flug ist notwendig." Stimmt; wenn man damit aufhört, 
wäre er im wahrsten Sinne des Wortes not-wendig. 

Tiefflug wird gebraucht, um einen Ang riffskrieg zu 
machen, um als erster den Gegner — auf dessen Ter-
ritorium — zu vernichten. Das ist sowohl grundgesetz-
als auch völkerrechtswidrig. Dieses Parlament hat die 
Aufgabe, wenn es demokratisch genannt werden will, 
Tiefflug abzuschaffen. 

Tiefflug ist aber auch aus militärischen Gründen 
abzulehnen. Tiefflieger können sowohl aus der Luft 
als auch vom Boden aus erkannt und vernichtet wer-
den. Der Fortschritt der Technik hat radarunterfliegen 
unmöglich gemacht. 

Tiefflugexport ist keine Lösung. Tiefflug ist nach-
weislich gesundheitsschädlich für Bevölkerung und 
Piloten. Angriff per Tiefflug muß da geübt werden, wo 
er stattfinden soll, und das ist hier in der Bundesrepu-
blik, der Kampfzone für USA und NATO und der Puf-
ferzone für unsere europäischen „Verbündeten" 
Frankreich und Großbritannien. Deshalb üben auch 
mehr ausländische Tiefflieger hier als anderswo, weil 
hier das Schlachtfeld ist. Deshalb ist Tiefflugexport 
keine Lösung; nur der sofortige Stopp. 

Verlagerung über See: Das Navigieren muß nach 
markanten Punkten der Landschaft geübt werden. 
Das geht nicht über See; das Radar versagt. Außer-
dem: Sollen die Meere noch mehr verseucht werden, 
wo sich doch alle Welt so um die Lebewesen darin 
bemüht, z. B. die Robben? Deshalb ist Verlagerung 
über See keine Lösung; nur der sofortige Stopp. 

Simulatoren: Hier würden absolut untaugliche, 
teure Spielzeuge angeschafft. Sowohl die USA haben 
davon Abstand genommen, als auch die Militärs 
selbst, und, man höre und staune, sogar Herr Scholz ist 
davon nicht überzeugt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Aber aus an

-

deren Gründen!) 

Tiefflug würde daneben genauso weiterlaufen wie 
bisher. Simulatoren sind also auch keine Lösung; nur 
der sofortige Stopp. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aus all diesen und noch viel mehr Gründen sind 
folgende Maßnahmen angesagt: Sofortiger Stopp der 
Tieffliegerei — als erster Schritt wären wir erst einmal 
mit einem Jahr einverstanden —; Nutzen der Denk-
pause, um gewaltfreie Möglichkeiten der Verteidi-
gung, nämlich soziale Verteidigung und nicht militä-
rische Verteidigung, aufzubauen; Verweigerung der 
Steuer für diese Rüstung, die alles zerstört, was vertei-
digt werden soll; eine Friedenssteuer soll auf ein 
Sperrkonto eingezahlt werden, und dieser Staat be-
kommt unser Geld erst wieder — das dann gerne —, 
wenn er einer parlamentarischen Demokratie ange-
messen gewaltfreie Konfliktlösungsmöglichkeiten 
praktiziert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gesundheitsminister und Umweltminister, es wird 
Zeit, daß Sie sich in die Debatte einschalten! Sie sind 
dafür verantwortlich. Das, was im Tiefflugbereich 
läuft, läuft kontraproduktiv zu dem, was Sie hier an-
geblich an Verbesserungen einführen wollen. 

Piloten, haben Sie die Kraft und den Mut, den Tief-
flug zu verweigern! Sie sind die letzten, die diese 
Befehle umsetzen. Sie können es verweigern. Das 
wäre, finde ich, die Selbstdarstellung der Bundes-
wehr, die nötig wäre, und nicht der taktische Vorbei-
flug, wie man im Steinhoff-Gutachten lesen kann. 

Alle Bürgerinnen und Bürger sind zum gewalt-
freien Widerstand aufgerufen. Ich sage das hier des-
wegen so deutlich, weil Sie, Herr Scholz, mit Ihrer 
Vorgehensweise die Bevölkerung irgendwann einmal 
zu nicht mehr gewaltfreien Verhaltensweisen provo-
zieren, und davor habe ich Angst. Deswegen bitte ich 
Sie heute ganz eindringlich: Hören Sie auf damit! Es 
ist schon später, als Sie denken. Fangen Sie wenig-
stens jetzt an! Noch haben Sie die Chance. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Bohlsen. 

Bohlsen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Am Freitag, dem 13. Januar dieses Jah-
res, kam es in meiner Heimatgemeinde, in Wiesmoor, 
zu einem folgenschweren Tiefflugunfall. Den Fami-
lien der verunglückten englischen Offiziere möchte 
ich meine Anteilnahme aussprechen. Dem verletzten 
deutschen Piloten wünsche ich baldige Genesung. 
Dankbar wollen wir zur Kenntnis nehmen, daß nicht 
weitere Opfer zu beklagen sind. 

Für den schnellen Einsatz und die Hilfeleistung 
möchte ich der Bundeswehr, der Polizei, der Feuer-
wehr sowie den Rettungsmannschaften meinen Dank 
zum Ausdruck bringen. Verständnis habe ich für die 
Anwohner, die durch dieses Flugunglück über alle 
Maßen verunsichert sind. Mit dem Batteriechef des in 
Wiesmoor stationierten Flarak-Bataillons, Herrn Ma-
jor Ringhoff, habe ich am Tag nach dem Unfall die 
Absturzstellen in Augenschein genommen. Dabei 
wurden mir von deutschen und englischen Offizieren 
die bisherigen Erkenntnisse erläutert. 

In Gesprächen mit den Anwohnern an der Absturz-
stelle wurde mir immer wieder vorgetragen, welche 
Folgen hätten entstehen können, wenn die abgestürz-
ten Maschinen auf die nahgelegene Grundschule, auf 
die Kasernenanlage, auf die Wohnsiedlung oder auf 
die Gärtnersiedlung niedergegangen wären. 

(Schily [GRÜNE]: Sehr berechtigte Fragen!) 
Die Soldaten, die an der Absturzstelle ihren Dienst 
taten, konnten mir berichten, daß sich die Bevölke-
rung während der Wachzeiten, die sie zu versehen 
hatten, sehr um sie gekümmert habe. Sie wurden mit 
warmem Tee und Kaffee versorgt. Auch dieser Bevöl-
kerung möchte ich meinen Dank sagen. 

Nach der Diskussion über Lärmbelästigung im Tief-
flugbereich ist nach dem Unfall in Wiesmoor die Frage 
nach der Sicherheit des fliegenden Personals und der 
Zivilbevölkerung entfacht. Hier, meine ich, hat die 
Bevölkerung Anspruch auf ausreichende Antworten. 
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Der Flugbetrieb, der ohne Radarkontrolle und nur mit 
Sichtkontrolle geschieht, bedarf einer grundsätzli-
chen neuen Regelung. 

(Schily [GRÜNE]: Unverantwortlich!) 

Der Wiesmoorer Flugunfall hat diesen dringlichen 
Bedarf aktuell ausgelöst. Ich habe auch in meiner Hei-
matgemeinde deutlich gemacht, daß wir die Tiefflüge 
auf das geringste notwendige Maß zurückführen müs-
sen. Dabei fordere ich eine schnelle Umsetzung der 
Ausbildung auf Simulatoren, eine gerechte Vertei-
lung der Tieffluggebiete im Bundesgebiet sowie eine 
Verlagerung der Tiefflugübungen in dünn besiedelte 
Räume des Auslandes. Dabei will ich aber auch zum 
Ausdruck bringen, daß wir grundsätzlich auf Tiefflug-
übungen nicht verzichten können. Sicherlich kann ein 
Teil der Übungen ins Ausland verlegt werden, aber 
sicherlich muß auch ein Teil der Übungen im Inland 
geschehen. Schließlich müssen wir den Tiefflugpilo-
ten auch die Möglichkeit einräumen, unter Klima-
und Geländebedingungen, wie sie bei uns vorherr-
schen, ihre Übungen zu fliegen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das muß nicht 
sein!) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle feststellen, daß die 
Arbeit, die Tiefflugpiloten ableisten, Schwerstarbeit 
ist. Die Piloten leisten risikoreichen Dienst. Die da-
durch für die Bevölkerung entstehende Lärmbelästi-
gung hat die Politik und nicht der Pilot zu verantwor-
ten. 

Meine Bemühungen, den Tieffluglärm zu reduzie-
ren, habe ich bereits bet rieben, als der Unglücksfall in 
meiner Heimatgemeinde noch nicht geschehen war. 
Als Vertreter im Haushaltsausschuß habe ich am 
13. Oktober 1988 an dem Beschluß mitgewirkt, die 
Mittel für Tiefflüge für das Haushaltsjahr 1989 zu kür-
zen und eine Sperre auszusprechen. 

In der Sitzung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
dieser Woche, am letzten Dienstag, habe ich deutlich 
gemacht, daß die Frage der Sicherheit tieffliegender 
Maschinen neu überdacht und geregelt werden muß. 
Der Bundesminister der Verteidigung hat in der Frak-
tion die Einrichtung einer Erfassungsstelle für Tief-
flüge und eines Luftlagezentrums erläutert. Herr Mi-
nister, die schnelle Verwirklichung einer solchen Ein-
richtung muß ich dringend fordern, damit sich ein 
Flugunfall, wie er in Wiesmoor geschehen ist, nicht 
wiederholen kann. 

Wenn ich morgen in den Wahlkreis fahre, erwarten 
mich wieder viele Gespräche, Diskussionen, auch De-
monstrationen. Für die Sorge der Bürgerinnen und 
Bürger habe ich Verständnis. Der Gemeinderat Wies

-

moor, dem ich seit 20 Jahren angehöre, hat eine Son-
dersitzung angesetzt. Der Kreistag Aurich, dem ich 
seit 16 Jahren angehöre, hat eine aktuelle Behand-
lung der Tiefflüge angekündigt. All diesen Diskussio-
nen werde ich mich mit der deutlichen Aussage stel-
len, daß wir Tiefflüge auf das notwendige Maß ver-
mindern müssen, daß wir aber auf Tiefflugübungen 
nicht verzichten können. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Garbe [GRÜNE]: Wer legt das notwen

-

dige Maß fest?) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Ewen. 

Ewen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Grund für die heutige Tiefflugde-
batte ist zuerst einmal der Widerstand vieler Men-
schen in allen Regionen unseres Landes gegen die 
gesundheitsschädliche Lärmbelästigung durch Tief-
flüge. Der Absturz einer amerikanischen Militärma-
schine in Remscheid am 9. Dezember vorigen Jahres 
macht es zusätzlich notwendig, nicht nur über Lärm, 
sondern auch über die Gefährlichkeit von Tiefflügen 
zu diskutieren. 

Seit dem 13. Januar 1989, seit dem letzten Freitag 
wissen wir, daß über der dicht besiedelten Bundesre-
publik Tiefflugübungen zu Katastrophen führen kön-
nen, ja zu Katastrophen führen. 

Den Angehörigen der beiden ums Leben gekomme-
nen britischen Militärpiloten versichern auch wir sei-
tens der SPD-Fraktion unsere aufrichtige Mittrauer. 
Dem schwer verletzten Luftwaffenpiloten wünschen 
wir baldige und vollständige Genesung von seinen 
schweren Verletzungen. 

Nach dem, was in Wiesmoor geschehen ist, kann es 
jetzt nur noch heißen: Stoppt den Tiefflug! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das war auch die Meinung des Unterausschusses 
Fremdenverkehr in seiner Sitzung im November 
1988. 

Schulkinder und Erwachsene sind noch einmal mit 
dem Schrecken davongekommen. Welche Gefühle 
empfinden sie? Neben der Dankbarkeit, unverletzt 
geblieben zu sein, wird mit immer größerer Dringlich-
keit nach dem Sinn und Unsinn von Angriffsübungen 
auf Flugplätze, andere militärische und bisweilen zi-
vile Einrichtungen gefragt. 

Hinrich Behrends, der Bürgermeister der betroffe-
nen Gemeinde, hat nach dem entsetzlichen Unglück 
folgendes erklärt — ich zitiere — : 

Um Haaresbreite ist unsere Gemeinde einer Ka-
tastrophe entgangen. Erschrecken und Entsetzen 
machen sich angesichts der rauchenden Trüm-
mer der beiden Militärmaschinen breit, die in un-
mittelbarer Nähe der bewohnen Ortslage abge-
stürzt sind. Hatten wir uns auch mit der Belästi-
gung durch tieffliegende Flugkörper gezwunge-
nermaßen abfinden müssen, so wird uns jetzt die 
damit verbundene Gefahr so überdeutlich be-
wußt. 

Wir fordern die verantwortlichen politischen 
Kräfte auf, alles zu tun, damit sich solch ein tragi-
scher Vorfall nicht wiederholen kann. Das Ver-
trauen der Bürger dieser Gemeinde in ihren Staat 
steht auf dem Spiel. 

Aus dieser Erklärung wird folgendes deutlich: Die 
Geduld der Bürger und ihre Bereitschaft, militärische 
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Übungen als unabwendbar hinzunehmen, sind am 
Ende. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Unruh [GRÜNE]: Gott sei Dank!) 

Zu offenkundig gehen Sie, Herr Minister Scholz, mit 
eiskalter juristischer Eloquenz über die Ängste und 
Gefühle der Menschen hinweg. Sie sind nicht bereit, 
in einem veränderten politischen Umfeld auch die 
verteidigungspolitischen Akzente kritisch zu über-
prüfen und Lösungen anzubieten, die von allen Bür-
gern angenommen werden können. 

Sie sind verantwortlich dafür, daß in einem Land-
strich, in dem die Bürger in Zivil und die Bürger in 
Uniform einander mit Respekt und sogar Freundschaft 
begegnen, Wunden gerissen werden, die — wenn 
überhaupt — nur schwer verheilen werden. Darauf 
weist der Bürgermeister hin, wenn er in der Erklärung 
weiter sagt: 

Eines aber darf in diesem Augenblick der Bestür-
zung und der Angst nicht geschehen: daß wir 
unseren Zorn auslassen an denen, die vor Ort ihre 
Pflicht erfüllen. Wir können unseren Soldaten 
nicht anlasten, was die hohe Politik entschieden 
hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Protestaktionen der Bürger, spontan organisiert, 

brachten am letzten Samstag über 1 000 Menschen 
vor die Kasernentore des Flugplatzes in Wittmund. 
Versammlungen der Bürger in der Kirche, tägliches 
Glockenläuten, Schulstreik der Kinder in der noch 
einmal davongekommenen Schule, Menschenketten, 
Briefaktionen zeigen, daß in Wiesmoor mehr kaputt-
gegangen ist, als die äußeren Verwüstungen ahnen 
lassen. 

(Zuruf von der SPD: War der Minister schon 
da?) 

Wenn nicht die Soldaten, ihre Angehörigen und die 
Anwohner vor Ort einem psychologischen Dauerstreß 
ausgesetzt werden sollen, dann müssen jetzt Sie, Herr 
Bundeskanzler, für ein Moratorium sorgen, dann 
müssen Sie und der Herr Außenminister mit den 
NATO-Partnern über die Abschaffung von Tiefflug-
übungen verhandeln. Der militärische Nutzen ist 
nicht einsehbar, wenn das teure Gerät, von Menschen 
mit Stärken und Schwächen geflogen, selbst zur Be-
drohung wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hoyer. 

Dr. Hoyer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Den Worten der Betroffenheit und der Trauer 
über die Opfer von Wiesmoor schließe ich mich an. 
Wir können uns wenige Tage nach einer solchen Ka-
tastrophe nicht davon freimachen. 

Ich möchte Stellung nehmen zu dem Thema der 
heutigen Aktuellen Stunde, nämlich zur Wiederauf-
nahme der Tiefflugübungen am 2. Januar dieses Jah-
res. 

Wir haben in diesem Zusammenhang in dieser Wo-
che im Verteidigungsausschuß den Be richt des Mini-

sters über die Umsetzung der Forderungen gehört, die 
der Verteidigungsausschuß Anfang Dezember erho-
ben hatte, und zwar vor dem Unglück von Ramscheid 
— Remscheid: — Eine Freudsche Fehlleistung, die 
uns allen schon hin und wieder in diesem Zusammen-
hang Nachdenklichkeit ins Hirn treibt. Der Minister 
hat uns einen Be richt über die Umsetzung dieser Be-
schlüsse vorgetragen. Es kann notwendigerweise nur 
ein Zwischenbericht sein; denn viele der dort berich-
teten Zwischenergebnisse werden noch in sehr nach-
haltige Verhandlungen mit den Alliierten einmünden 
müssen, auch mit den Bundesländern; mit den Alliier-
ten insbesondere dahin gehend, daß sie die für unsere 
Bundesluftwaffe geltenden Standards auch für sich 
akzeptieren und den Wünschen, Sorgen und Ängsten, 
die in unserer Bevölkerung bestehen, entsprechend 
auch Aufmerksamkeit entgegenbringen. 

Die Länder sind gefordert, insbesondere die Länder, 
die bisher vergleichsweise wenig betroffen sind, ei-
nen substantiellen Beitrag zur Entlastung der Bürger 
in den Gebieten zu leisten, die jetzt schon die bei wei-
tem  größte Last des Tieffluges zu tragen haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Den wesentlichsten Fortschritt in dem Be richt des 
Bundesverteidigungsministers sehe ich in der Zusage, 
eine Clearingstelle einzurichten, mit der möglichst 
rasch alle militärischen Flüge auch im Tiefflugbereich 
erfaßt werden können. Es versteht doch kein Mensch, 
daß acht Alpha Jets aus einem Geschwader eine At-
tacke auf einen Flugplatz oder eine FlaRak-Stellung 
fliegen und von 250 km entfernt ein Tornado völlig 
ahnungslos in diese Übung hineinfliegt. Das ist ein 
Zustand, den wir unseren Bürgern nicht erklären kön-
nen. Das ist ein Zustand, den wir unseren Bürgern 
nicht erklären können und wo dringend Abhilfe gebo-
ten ist. Ich freue mich, Herr Minister, daß Sie diese 
Abhilfe zugesagt haben. 

Ich stimme Ihnen auch zu, wenn Sie eine weitere 
Prüfung von Verlagerungsmöglichkeiten ankündi-
gen, sowohl teilweise über See, was den Luftkampf 
angeht, als auch ins Ausland. Allerdings werden hier 
Grenzen gesetzt sein, sowohl von der finanziellen 
Seite her, also vom Haushalt her, als auch von dem, 
was erst an Voraussetzungen in der Infrastruktur ge-
schaffen werden muß, sowie in der sozialen Flankie-
rung aller dieser Maßnahmen und natürlich hinsicht-
lich der Prüfung der materiellen Sinnhaftigkeit einer 
solchen Verlagerung. 

Beim Thema Simulatoren haben wir ein Beispiel 
dafür, wie sehr die Diskussion, die ohnehin häufig die 
Grenze des Rationalen durchbricht, unsachlich ge-
worden ist. Wir wecken im Zusammenhang mit der 
Nutzung von Simulatoren beim Tiefflug Erwartungen 
bei der Bevölkerung, die wir auf absehbare Zeit nicht 
erfüllen können, weil es die Simulatoren für Tiefflug 
nicht gibt. 

In der Ausbildung von Militärpiloten und Waffensy-
stemoffizieren spielen selbstverständlich Simulatoren 
eine ungeheuer große Rolle. An die 500 Stunden hat 
jeder Pilot im Simulator hinter sich, bevor er im Ge-
schwader einsatzbereit ist. 

Aber die Ausbildung im Tiefflug ist am Simulator 
noch nicht möglich. Das ist keine Frage mangelnder 
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Haushaltsmittel oder des mangelnden politischen 
Willens. Bisher ist es noch eine Frage der technologi-
schen Verfügbarkeit. Wir können nicht einfach nach 
dem Motto verfahren, unseren Wissenschaftlern und 
Ingenieuren zu sagen: „Forsche forscher, forscher 
Forscher! ", damit wir möglichst schnell diese Geräte 
haben. Es wird noch etwas dauern. Zwei, drei Jahre 
wird es noch erfordern, um das mindeste zu sagen. 
Und dann werden wir über die Frage der psychologi-
schen Komponente bei einem völligen Umsteigen auf 
Simulatoren sicherlich auch noch sprechen müssen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ja, dann über 
Bonn!)  

Wenn wir auch in diesem Zusammenhang in unse-
rer Bevölkerung den verteidigungspolitischen roten 
Faden bald wieder erkennbar machen wollen, dann 
ist es natürlich relativ wenig hilfreich, wenn uns stän-
dig Ad-hoc-Vorschläge unabgestimmt und auch, wie 
ich finde, recht wenig durchdacht unterbreitet wer-
den, wenn z. B. aus den Koalitionsspitzen heraus 
plötzlich solche Vorschläge gemacht werden, wie man 
das Problem angeblich mit einem Schlag vom Tisch 
bekommt. Ich meine, wir verlieren das Vertrauen un-
serer Bürger in unser ernsthaftes Bemühen, das Pro-
blem zu lösen, wenn wir so vorgehen. Es kann nur 
darum gehen, alle Möglichkeiten zu nutzen, die Zahl 
der Tiefflüge zu verringern, alle Möglichkeiten der 
Verlagerung zu nutzen, alle technischen Flankierun-
gen zu nutzen. Wir sollten diese Möglichkeiten sorg-
fältig prüfen und dann auch tatsächlich zu ihnen grei-
fen. 

Aber wir können als Politiker die Situation nur be-
wältigen, wenn wir zu dem, was auch dann noch an 
Tiefflugbelastung übrig bleibt, tatsächlich auch ste-
hen. Es geht immer in einer niemals risikolosen Welt 
um eine Abwägung von Risiken. Hier geht es um 
erhebliche Risiken, die mit militärischem Tiefflug ver-
bunden sind. Aber dem steht das größte aller denkba-
ren Risiken gegenüber, nämlich das, daß jemals wie-
der in diesem Land ein Krieg stattfinden könnte. Un-
sere Luftstreitkräfte, unsere gesamte Bundeswehr lei-
sten einen entscheidenden Beitrag dazu, daß dieser 
Gefahr in den letzten 43 Jahren begegnet werden 
konnte und auch sicherlich in Zukunft begegnet wer-
den kann. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Heistermann. 

Heistermann (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Der von Bürgern und Bürgerinitia-
tiven, Kirchen, Vereinen, Parteien, Kommunen, Ge-
bietskörperschaften, Länderparlamenten und ande-
ren getragene Protest gegen Gefährdungen und Bela-
stungen durch militärischen Tiefflug empfindet dieser 
Bundesminister der Verteidigung als lästige Angele-
genheit. Seine Äußerungen und sein neues Konzept 
zum Tiefflug zeugen von der Sensibilität eines Beton-
klotzes. Bei Ihnen, Herr Minister, fühlen sich die Bun-
desbürger nicht sicher, weil sie ihre Empfindungen, 
Sorgen und Ängste nicht gut aufgehoben wissen. 

Durch Ihren politischen Stil werfen Sie geradezu pro-
vozierend für viele Bürger die Akzeptanzfrage auf. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie, Herr Minister, tragen mit dazu bei, daß die 
Betroffenen berechtigt sagen: Es wird nur geredet, 
aber nicht gehandelt. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Sie nehmen nicht zur Kenntnis, daß die Schmerz-
grenze durch militärischen Tiefflug für viele Bürger 
längst überschritten ist. Dem politischen Handeln 
glauben Sie sich dadurch entziehen zu können, daß 
Sie militärische Forderungen in den Vordergrund rük-
ken. Aber nicht militärische Antworten sind jetzt nö-
tig, Herr Minister, sondern politische. Und hier versa-
gen Sie kläglich. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie torkeln auch hier von einer Unkenntnis zur ande-
ren. Macht es Sie nicht nachdenklich, daß selbst der 
CSU-Vorsitzende Waigel die Aufhebung der Tief-
flüge im 75-Meter-Bereich, 

(Dr. Hoyer [FDP]: Dieses Thema hatten wir 
schon einmal!) 

daß der CDAK-Vorsitzende Josef Funk ein umgehen-
des totales Tiefflugverbot für Militärmaschinen über 
der Bundesrepublik Deutschland fordert? Viele Kolle-
gen der CDU/CSU wollen das gleiche. Aus der FDP 
hören wir zahlreiche Forderungen, die mit den Grund-
satzpositionen von uns Sozialdemokraten in Überein-
stimmung stehen. Das alles hat sich zwar noch nicht in 
Bonn durchgesetzt, 

(Dr. Uelhoff [CDU/CSU]: Wir können unsere 
Forderungen selber deutlich machen!) 

aber Graf Lambsdorff wird nicht immer überall sein 
können, um solche Entwicklungen zu verhindern. 

Wir Sozialdemokraten erhalten für unsere Position 
eine immer breitere Unterstützung in der Bevölke-
rung. Immer mehr Bürger wollen wie wir ein Vertei-
digungskonzept, das den Verzicht auf militärische 
Tiefflugübungen über der Bundesrepublik Deutsch-
land endgültig möglich macht. Tausende von Unter-
schriften unserer Aktion gegen Tiefflug belegen 
das. 

(Dr. Uelhoff [CDU/CSU]: Populismus ist 
das!) 

— Das ist nicht Populismus, Kollege Uelhoff, sondern 
das ist das, was Sie eigentlich in Ihrem Wahlkreis stän-
dig nach draußen postulieren, aber hier nicht in die 
Realität umsetzen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Uelhoff [CDU/CSU]: Nein! Nein!) 

Die CDU/CSU-Kollegen, die in ihrem Wahlkreis stän-
dig das Wort vom Abbau von Tiefflug benutzen, die 
darüber reden, daß Tiefflug krank macht, das aber 
hier in Bonn nicht beschließen, 

(Dr. Uelhoff [CDU/CSU]: Wir wollen redu

-
zieren, auf ein Minimum!) 

das sind gerade diejenigen, die hier die Akzeptanz-

frage zur Bundeswehr aufwerfen und die eigentlich 
für den inneren Zustand in dieser Bundeswehr, insbe- 



8772 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 119. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 19. Januar 1989 

Heistermann 

sondere bei den Piloten, heute die Hauptverantwor-
tung tragen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Lowack [CDU/CSU]: Warum habt ihr das 
nicht damals unter Helmut Schmidt gemacht, 
als die Zahl der Tiefflüge doppelt so hoch 

war?) 

Kolleginnen und Kollegen, wer der Bevölkerung ein 
Tiefflugkonzept zumutet, das Leid und Schrecken zur 
Folge hat, führt sich selbst doch, wenn man das ohne 
Polemik hier ausführen darf, ad absurdum. Wir dürfen 
nicht mehr im tiefsten Frieden in der Bundesrepublik 
so tun, als könnten wir militärisch so üben, als stünden 
wir am Vorabend eines Krieges. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Kollege Genscher hat hier eben ausgeführt: Nutzen 
wir die Chance der Abrüstung! Dazu möchten wir Sie 
auffordern. Und legen Sie hierzu bitte Ihre Konzeption 
vor! Dann bräuchten wir heute über Tiefflug nicht zu 
debattieren. 

Deshalb: Bis zur Erarbeitung eines Konzepts hätten 
Sie nach der Remscheid-Katastrophe die Chance ge-
habt, die militärischen Tiefflüge der Bundeswehr über 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einzu-
stellen. Dies hätte auch der Lage zwischen Ost und 
West entsprochen und wäre ohne Verlust an Sicher-
heit möglich gewesen. 

Das alles wollen Sie nicht, wie es auch Ihre neue 
Tiefflugkonzeption belegt. Sie glauben, ohne sozial-
demokratische Zustimmung und ohne Zustimmung 
der Bürger Ihr Tiefflugkonzept durchsetzen zu kön-
nen. 

Herr Minister, Sie werden daran scheitern. Sie kön-
nen zwar Staatssekretäre entlassen, das Thema Tief-
flug bleibt Ihnen aber erhalten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Francke. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Aber nicht wiederho

-

len, was du gestern abend gesagt hast, mein 
Lieber!) 

Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist nach meiner Auffas-
sung — die vorige Rede hat das noch einmal deutlich 
unterstrichen — dringend an der Zeit, die Auseinan-
dersetzung über militärische Tiefflüge wieder zu ver-
sachlichen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Was heißt das 
denn?) 

Wenn ich dies sage, habe ich gleichzeitig volles 
Verständnis für die emotionalen Reaktionen der un-
mittelbar Betroffenen, 

(Schily [GRÜNE]: Wollen Sie sagen: irratio

-

nalen?) 

und zwar nicht nur ich. 

Die von Professor Scholz getroffenen Entscheidun-
gen und die gestern als Handlungskonzept für die 
Zukunft vorgestellten Entscheidungen spiegeln in  

vollem Maß die Sensibilität des Ministers für diese 
Fragen und seine persönliche Betroffenheit. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Unruhe bei der SPD und den GRÜNEN) 

Im Kern ist die Debatte über Tiefflug eine Ausein-
andersetzung über die Verteidigungsbereitschaft 
und den Willen zur Verteidigung. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Dabei zeigen sich die volle Doppelzüngigkeit der 
Opposition und ihr unerträglicher Populismus bzw. 
Opportunimus. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Noch lauter! Sonst 
kommt es nicht an!) 

Am 16. Juli 1981 schrieb Ihr Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Penner: 

Militärische Ausbildungsflüge müssen stattfin-
den, um die Einsatzbereitschaft der Luftstreit-
kräfte aufrechtzuerhalten. 

Am 10. Dezember 1987 erklärte der SPD-Abgeord-
nete Kolbow: 

Wir wissen, daß die Forderung zur Erfüllung des 
Auftrages der Luftwaffen in der NATO unverän-
dert lautet: Tiefflugausbildung bei Tag und 
Nacht, bei jedem Wetter und im Verbandsflug! 
Daran hat sich die militärische Flugausbildung im 
Frieden auszurichten. 

Diesen Standpunkt teilen wir noch heute. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die SPD hat ge

-

lernt!) 

Wir wollen als Regierungskoalition die daraus für die 
Bevölkerung entstehenden Belastungen so gering wie 
möglich halten, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Stimmt doch gar 
nicht!) 

aber ohne Vernachlässigung der Sicherheit für die 
Bevölkerung und der Piloten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP — Frau Garbe [GRÜNE]: Das glaubt 

Ihnen kein Mensch mehr!) 

Der Vorsitzende der betroffenen Pilotenvereini-
gung erklärte heute in einem Interview: Tiefflüge 
werden dann gefährlich, wenn man eben nicht mehr 
genügend Übung hat. Dem stimme ich ausdrücklich 
zu. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Der Handlungsrahmen, den der Verteidigungsmi-
nister in diesen Tagen vorgestellt hat, bietet eine ver-
nünftige Grundlage für Entscheidungen, die dem Ge-
bot der Verteidigungsbereitschaft und den berechtig-
ten Anliegen der Bevölkerung gerecht werden. Auf 
einige Punkte gehe ich ein. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Der muß weg!) 

Erstens. Die Tatsache, daß 60 % der Tiefflüge bei 
uns von den Alliierten absolviert werden, macht eine 
noch engere Koordination zwischen der Bundesluft-
waffe und den verbündeten Luftwaffen erforderlich. 
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Zweitens. Die technischen und organisatorischen 
Planungen für die Errichtung eines EDV-gestützten 
Luftlagezentrums zur besseren Erfassung und Steue-
rung der Tiefflüge müssen bis Ende Juni 1989 abge-
schlossen sein, damit die Ergebnisse rechtzeitig in die 
Haushaltsberatungen 1990 einfließen können. Denn 
die Planungen seit 1982 sind langfristig genug gewe-
sen. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Tieferhängen, die 
Tiefflüge!) 

Drittens. Die CDU/CSU-Fraktion erwartet, daß mit 
aller Zielstrebigkeit und in angemessener F rist Resul-
tate aus den Gesprächen mit den Ministerpräsidenten 
der Länder und den Alliierten hervorgehen, die zu 
einer Verringerung und einer gerechteren Vertei-
lung des Tiefflugaufkommens über dem Bundesge-
biet führen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Im Jahr 2010!) 
Viertens. Solange das zu errichtende Luftlagezen-

trum noch nicht voll einsatzfähig ist, erwarten wir den 
weiteren Einsatz von Skyguard-Geräten. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 
Im übrigen geht die CDU/CSU-Fraktion davon aus, 

daß das Bundesministerium der Verteidigung über die 
Fortschritte bei der Umsetzung der geplanten Maß-
nahmen fortlaufend und ohne Aufforderung berichtet, 
und zwar zuerst dem Parlament und dann der 
Presse. 

Die CDU/CSU-Fraktion hält die Notwendigkeit, mi-
litärischen Tiefflug über der Bundesrepublik auch 
künftig in einem noch zu bestimmenden Maß zu üben, 
für nicht widerlegt. 

Letztlich geht es bei dieser Frage um den Verteidi-
gungsauftrag schlechthin. Eine Bundeswehr, deren 
Soldaten nicht mehr dort üben dürfen, wo sie im Ernst-
fall ihren Auftrag zu erfüllen haben, ist das Geld nicht 
wert, das wir für sie ausgeben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD: Das ist doch dummes Zeug! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 
Der tatsächliche Sachstand in den von uns ge-

wünschten und von uns nachhaltig geförderten Abrü-
stungs- und Rüstungskontrollgesprächen läßt eine 
grundsätzliche Änderung dieser Position jetzt nicht 
zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Tiefflug ist für die 
Bevölkerung in der Bundesrepublik zu Recht zum 
Symbol einer überholten Sicherheitspolitik gewor-
den. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Denn wer „Schluß mit dem Tiefflug! " sagt, fordert 
auch Schluß mit einem offensiven Bestandteil der 
NATO-Strategie! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Tiefflug ist nicht nur entbehrlich, sondern ein 
Verzicht wäre auch ein längst überfälliger Abrü-
stungsbeitrag der Bundesrepublik. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der infernalische Lärm der Tiefflieger schädigt nicht 
nur die Menschen, sondern offenkundig macht er 
auch die Regierung für die von Gorbatschow ausge-
sprochenen Abrüstungschancen taub. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Tiefflug ist identisch mit der Vorbereitung einer 
Absturzkatastrophe. Deshalb ist der Verzicht auf die 
Tieffliegerei das wirksamste Mittel gegen die Ab-
sturzgefahr. Mindestens einer der beiden nächsten 
Jagdbomber, die abstürzen werden, wird sich, stati-
stisch gesehen, auf dem Tiefflug befunden haben. 

Die Bundesregierung kann sicher mit der Unterstüt-
zung des ganzen Hauses — auch meiner Fraktion — 
rechnen, wenn sie auf die Stationierungsstreitkräfte 
einwirkt, damit sich diese hier nicht länger auf Kosten 
der deutschen Bevölkerung austoben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nur setzt dies voraus, daß die Bundesregierung selber 
die eigene Bevölkerung der hausgemachten Bedro-
hung nicht länger aussetzt. 

Die Bundesregierung ist allerdings in einem Di-
lemma: Setzt sie den Tiefflug fort, 

(Lowack [CDU/CSU]: Hören Sie mit Ihrem 
geistigen Tiefflug auf, das wäre noch bes

-

ser!) 

dezimiert sie das ohnehin schwindende Bedrohungs-
bewußtsein noch weiter. Stellt sie den Tiefflug ein, 
dann erzielt sie den denselben Effekt. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Die Bevölkerung ist dermaßen sensibel und wütend 
geworden, daß sie selbst eine deutliche Reduzierung 
der Tiefflüge nicht mehr als Entlastung empfinden 
würde. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da Gegner und — interessanterweise — auch immer 
mehr Befürworter der Bundeswehr — wenn auch mit 
ganz unterschiedlichen Motiven — gemeinsam gegen 
den Tiefflug antreten, sehe ich mittelfristig wirklich 
eine Chance, daß diese handlungsunfähige Regie-
rung überstimmt wird, daß der Tiefflug eingestellt 
wird. 

Lassen Sie mich schließen mit einem Satz, mit dem 
ein Pfarrer in diesen Tagen in Wiesmoor seine Predigt 
abgeschlossen hat: 

Uns mit aller Kraft für die Liebe einzusetzen, d. h. 
für mich heute: zuerst einmal alles in meiner 
Möglichkeit Stehende zu tun gegen Tiefflüge 
über bewohnten Gebieten. 

Das sagt der Pfarrer. Ich würde ergänzen: Da die 
ganze Bundesrepublik ein bewohntes Gebiet ist, for-
dern wir: Schluß mit dem Tiefflug! 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 
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geordnete Nolting. 

Nolting (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! 

Es ist unehrlich, so zu tun, als ob auf Tiefflüge in 
der Bundesrepublik ganz verzichtet werden 
kann. Ein solches Versprechen kann die militäri-
sche Führung heute guten Gewissens nicht abge-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Zitat Ende. — „Die SPD kann nicht einfach sagen: Wir 
verzichten fortan auf jeden Tiefflug. Bei uns proben 
Piloten Tiefflüge doch nicht, weil es ihnen so viel Spaß 
macht, sondern weil es für unsere Verteidigungsfä-
higkeit einfach notwendig ist." 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Meine Damen und Herren, diese Aussagen trafen die 
ehemaligen Minister Hans Apel und Dieter Haack 
— heute noch SPD-Abgeordnete — vor wenigen Ta- 
gen. Ich sage dazu für unsere Fraktion: Sie haben 
recht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Wir Freien Demokraten können die SPD-Fraktion 

deshalb nur auffordern: Schließen Sie sich der Mei-
nung Ihrer ehemaligen Minister an! Sie täten gut 
daran. Sie erweisen so nämlich der Bundeswehr, vor 
allem den Soldaten der Luftwaffe, einen guten Dienst, 
und der Konsens der Demokraten in diesem wichti-
gen, aber auch sensiblen Bereich wäre endlich wie-
derhergestellt. 

Doch was haben wir von den Sprechern der SPD 
wieder gehört: Die Freunde des Altbundeskanzlers 
Helmut Schmidt zählen in ihrer eigenen Partei nichts 
mehr. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 
Nur so kann man nämlich den angeblich freund-
schaftlichen Rat des Obmannes der SPD-Verteidi-
gungsgruppe verstehen — ich zitiere — , „sich vor Äu-
ßerungen erst einmal zu informieren". So werden Ab-
geordnete und ehemalige Minister aus den eigenen 
Reihen lächerlich gemacht. 

(Zuruf von der SPD: Kommen Sie doch ein

-

mal zum Thema!) 
Herr Heistermann, Sie haben hier heute wieder 

Emotionen geschürt, um kurzfristige vermeintliche 
Erfolge zu erzielen. Sie spielen unverantwortlich mit 
den Ängsten der Bevölkerung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Doch, meine Damen und Herren, geht es denn der 

SPD überhaupt noch um die Sache? Ist die SPD über-
haupt noch an einer sachlichen Auseinandersetzung 
interessiert? Dies muß ich hier fragen, und ich sage 
gleich dazu: Ich bezweifle dies auch nach Ihrer Auf-
regung hier und heute. 

Ich frage Sie: Wie erklären Sie sich Ihren offensicht-
lich geplanten Auszug aus der gestrigen Sitzung des 
Verteidigungsausschusses, medienwirksam — das 
will  ich gleich dazusagen — , aber gerade zu einem 

Zeitpunkt, als die Tiefflugproblematik im Ausschuß 
diskutiert werden sollte. 

(Lowack [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 
Ich kann hier feststellen: Die SPD hat sich gestern 

im Verteidigungsausschuß aus einem weiteren wich-
tigen politischen Bereich verabschiedet. Wir haben 
gestern auf der Grundlage der Beschlüsse vom 7. De-
zember 1988 — ich sage dazu: verantwortungsvoll — 
diskutiert. Die Beschlußlage war der Opposi tion be-
kannt; das, was Sie gestern in dieser Frage vorgetra-
gen haben, war nur vorgeschoben. 

Wir bedanken uns beim Verteidigungsminister für 
das — wie Sie es nennen — Handlungskonzept, für 
den Handlungsrahmen. Ich sage dazu aber auch: Dies 
ist für uns nur ein erster Schritt; der Kollege Hoyer hat 
auf die weiteren Konsequenzen hingewiesen. 

Meine Damen und Herren, wir treten nachdrücklich 
für alle Bestrebungen ein, den Fluglärm und den Tief-
flug in der Bundesrepublik Deutschland weiter zu re-
duzieren. Das Konzept liegt vor; ich brauche hier an 
dieser Stelle, auch aus Zeitgründen, nicht weiter ein-
zugehen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: Gott 
sei Dank!)  

Aber lassen Sie mich zum Abschluß noch eines sa-
gen: Die Landesverteidigung ist ein Auftrag — nicht 
aus der Sicht der GRÜNEN — , den die Politiker in 
diesem Parlament mit Mehrheit beschlossen haben. 
Früher war an diesem gemeinsamen Konsens auch 
die SPD beteiligt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider nur fro

-

her!)  
Die Bundeswehr und hier speziell die Luftwaffe füh-
ren nur das aus, was wir hier im Parlament beschlos-
sen haben. 

Zum Abschluß: Die Diskussion um die Tiefflugpro-
blematik darf deshalb nicht auf dem Rücken der Sol-
daten und ihrer Familien ausgetragen werden. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Es ist unsere Aufgabe, meine Damen und Herren von 
der Opposition, uns als verantwortungsbewußte Poli-
tiker vor unsere Soldaten und vor ihre Familien zu 
stellen. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht vor den  Mini

-

ster!)  
Es ist unsere Aufgabe, sie aus dieser Diskussion her-
auszuhalten. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister der Verteidigung. 

Dr. Scholz, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Daß das Tiefflugproblem alle in unserem Land, un-
sere Bevölkerung genauso wie unsere Soldaten und 
genauso wie unser Parlament, beschäftigt und daß 
dieses Thema belastet, darüber besteht, glaube ich, 
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wirklich Konsens. Dies muß bedeuten, daß man sich 
darum gemeinsam bemüht, hier zu Lösungen zu kom-
men. 

Wenn ich „Lösungen" sage, dann meine ich, — ich 
will das hier sehr deutlich sagen — , es müssen ver-
nünftige Kompromisse gefunden werden, Kompro-
misse, die auf der einen Seite das wahren, was zum 
Verteidigungsauftrag gehört: Wir brauchen unverän-
dert den Tiefflug. 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜNEN 
— Frau Garbe [GRÜNE]: Mein Gott noch 
mal: Die Russen stehen nicht an der 

Grenze!) 

Das Tiefflugtraining ist auch in unserem Land nicht 
verzichtbar. Das Tiefflugtraining muß auf der anderen 
Seite aber zur Minderung der Lasten für unsere Bevöl-
kerung — ich habe das mehrfach betont, und dies ist 
die Politik dieser Regierung im Unterschied zu ver-
gangenen Regierungen — auf das operativ unver-
zichtbare Minimum beschränkt werden. Dieses ope-
rativ unverzichtbare Minimum werden wir erreichen. 
Ich unterstreiche das in dieser Stunde hier im 
Hause. 

Wir haben eine Reihe von Maßnahmen eingeleitet, 
Maßnahmen, die weiterführen werden. Wir werden 
das Tiefflugaufkommen insgesamt — das habe ich auf 
der Grundlage des dem Verteidigungsausschuß ge-
stern vorgestellten Handlungsrahmens im einzelnen 
entwickelt — im Volumen, d. h. sowohl in den Tief-
flugstunden als auch in den Tiefflugregionen, in der 
Durchführung der Übungen, in ihrer Art und auch in 
den Höhenbändern genau überprüfen, und wir wer-
den alle Reduzierungsmöglichkeiten — ich betone: 
alle Reduzierungsmöglichkeiten — ergreifen und rea-
lisieren. 

Dies setzt aber voraus, meine Damen und Herren, 
daß, ebenso wie gemeinsam der Verteidigungsauftrag 
für unser Land vom Bündnis erfüllt wird, von den ver-
bündeten Luftwaffen, vom Bündnis gemeinsam mit 
unseren Bündnispartnern das einvernehmlich zu re-
geln und umzusetzen ist, was erreichbar ist, was ge-
rechtfertigt ist. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Das sind 
doch Leerformeln!) 

Wir haben die Grundlagen hierfür geschaffen. Wir 
werden in sehr rascher Zukunft hier zu Ergebnissen 
kommen. Ich bin in dieser Frage sehr zuversichtlich. 
Die entscheidenden Fragestellungen sind aufgearbei-
tet, die Verhandlungsaufträge sind formuliert. 

(Schily [GRÜNE]: Wie wäre es denn, wenn 
wir das Volk entscheiden ließen?) 

Wir werden die Tiefflüge reduzieren. Wir werden sie 
in spürbarer Weise reduzieren, spürbar für unsere Be-
völkerung. 

Wir werden zweitens parallel zur Reduzierung von 
Tiefflügen für eine gerechtere Lastenverteilung in un-
serem Land sorgen. Ich denke vor allem an die Men-
schen in den sieben Areas, wo wir den 75-Meter-Tief-
flug praktizieren müssen. Diese Menschen haben seit 
Jahrzehnten wirklich besondere Lasten getragen, und 
ihnen muß — dazu bekenne ich mich hier sehr aus-
drücklich — unsere besondere Aufmerksamkeit, un-

sere besondere Rücksichtnahme gelten. Diese Men-
schen haben ein Recht darauf, daß die Lasten im Bun-
desstaat Bundesrepublik Deutschland regional ge-
rechter verteilt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Ich bin sehr froh darüber, daß sich die Ministerprä-
sidenten aller Bundesländer — ich freue mich, daß das 
über die Parteigrenzen hinweg möglich war; denn 
dies bedeutet, daß hier wirklich ein konstruktives Mit-
einander all der Parteien, die an diesem Thema wirk-
lich verantwortlich interessiert und verantwortlich en-
gagiert sind, zu verzeichnen ist — zusammengefun-
den haben, mit dem Bundesverteidigungsminister das 
zu erarbeiten, was eine gerechtere Lastenverteilung 
in unserem Land bedeuten muß. Dies entspricht dem 
Sinn eines Bundesstaats, daß auch Lastengleichheit 
gelten muß; Lastengleichheit zur Entlastung der Bür-
ger, die in jenen Regionen wohnen, die besonders 
belastet sind. 

Bereits am 26. Januar wird diese Bund-Länder-
Kommission das erste Mal zusammentreten. 

(Gerster [Worms] [SPD]: Sie werden wie Ihre 
Vorgänger scheitern, Herr Scholz!)  

Die Beratungen mit den Alliierten sind bereits in 
vollem Gange. Die technischen Entwicklungen für die 
Zukunftsgestaltung sind in Entwicklungsaufträge 
eingegangen. Das mehrfach mit Recht hervorgeho-
bene EDV-gestützte Luftlagezentrum ist in die erste 
Phase seiner Realisierung getreten. 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen versi-
chern, daß wir Erfolg haben werden. 

(Lachen bei der SPD — Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN) 

Dies setzt aber voraus, daß das Thema und das Pro-
blem in ihrer ganzen Komplexität ernsthaft diskutiert 
werden. Ich appelliere auch an Sie, daß Sie ebenso 
wie Ihre Ministerpräsidenten in der Bund-Länder-
Kommission Ihren Beitrag leisten. 

Meine Damen und Herren, Radikallösungen, wie 
sie heute vertreten werden — im Unterschied zu dem, 
was hier heute zitiert worden ist, was Ihre Verteidi-
gungsminister und Ihre Verteidigungspolitiker früher 
gesagt haben — , sind ein Weg, der nicht weiterhilft. Es 
gibt keine Radikallösungen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Doch!) 

Aber es gibt ein gemeinsames Bemühen — ich glaube, 
die Bürger in unserem Land verstehen das — 

(Zurufe von den GRÜNEN: Nein!) 
um ernsthafte und sachgerechte Lösungen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Opel. 

Opel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Vor eineinhalb Stunden hat hier Außenminister 
Genscher bewegende Worte gefunden. Er hat gesagt, 
man stehe vor einer historischen Chance. Ich stelle 
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fest, dieser Verteidigungsminister trägt dazu bei, daß 
diese Chance vertan wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich möchte dies einmal ableiten. 

Der damalige Staatssekretär Würzbach hatte noch 
am Abend der Katastrophe von Remscheid im Fernse-
hen versprochen, die Flugpause zu nutzen, um geeig-
nete Maßnahmen zur Reduzierung der Tiefflugbela-
stung zu treffen. Das Ergebnis war: Nichts ist gesche-
hen. Ab dem 2. Januar wurde vielmehr wieder geflo-
gen wie zuvor. 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Das ist 
doch unwahr!)  

Das Parlament wurde auf den 18. Januar vertröstet. 
Dazwischen lag die Katastrophe von Wiesmoor. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: So ist es!) 

In der Presse häuften sich die geheimnisvollen An-
deutungen von der Hardthöhe. Der neue Staatssekre-
tär Wimmer — vollmundig wie immer — verkündete: 
Wir gehen da „full power" ran. Handverlesene Jour-
nalisten wurden einen Tag vor dem Verteidigungs-
ausschuß von der Leitung der Hardthöhe im Detail 
unterrichtet über den sogenannten Handlungsrah-
men, der heute schönfärberisch „Konzept" heißt. 

(Zuruf von der SPD: So geht der Minister mit 
dem Parlament um! — Heistermann [SPD]: 
Und vor allen Dingen mit dieser Opposi

-

tion!)  

Dieser Minister stritt diese Vorunterrichtung der Jour-
nalisten noch gestern abend vor den Fernsehkameras 
rundweg ab. Das ist für sich genommen schon ein 
ungeheuerlicher Vorgang, der die übervolle Latte von 
Pannen, Patzern und Peinlichkeiten des ansonsten so 
pingeligen Professors mit einem weiteren Minuspunkt 
belastet. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Im Verteidigungsausschuß überraschte der Mini-
ster dessen Mitglieder mit einer Tischvorlage, die nur 
aus Kopien dürftig aufgemachter Folienvorlagen be-
stand. Für uns war dies der Gipfel der Zumutung, Herr 
Minister. 

(Beifall bei der SPD) 

Ohne jede Möglichkeit zur Vorbereitung wollte uns 
Herr Minister Scholz seinen sogenannten Handlungs-
rahmen verkünden, den seine Vertreter vorher den 
Journalisten mit der Auflage erläutert hatten, sie dürf-
ten nur aus CDU-Kreisen zitieren. Dies ist ebenso un-
gehörig wie unzumutbar. Wie oft glaubt Herr Minister 
Scholz, kann er das Parlament noch brüskieren? Wie 
oft wollen Sie, meine Damen und Herren von der 
Koalition, sich dies noch gefallen lassen? 

(Beifall bei der SPD — Rixe [SPD]: Richtig! 
Das ist der Punkt!) 

Ich möchte einmal auf die 15 Punkte des Hand-
lungsrahmens eingehen, weil er hier ja so gepriesen 
wurde. Für mich enthält er lediglich Unverbindlich-
keiten, Platitüden, Maßnahmen aus der Mottenkiste 
und vage Inaussichtstellungen, um in der Kunstspra-
che dieses Dokuments der Unzulänglichkeit zu blei-
ben. 

Hier möchte ich kurz auf die Ausführungen der Kol-
legen Bohlsen und Hoyer eingehen. Sie sagen, es 
werde ein Luftlagezentrum gemacht. Wir haben ge-
stern im Verteidigungsausschuß erfahren, was das ist: 
Das ist eine nachträglche bürokratische Registrierung 
bereits durchgeführter Tiefflüge. 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Wie ein 
Luftwaffengeneral so einen Unsinn sagen 

kann!) 

— Aber lieber Herr Francke, das hat gestern der In-
spekteur der Luftwaffe gesagt. Hätten Sie aufgepaßt! 
Er hat darüber hinaus gesagt, es finde keine Koordi-
nierung von Tiefflügen statt, die Tiefflüge würden 
nach „sehen und gesehen werden" koordiniert. Das 
hat er wörtlich gesagt. 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Sie müs

-

sen im Saal bleiben und nicht so viele Inter

-

views geben!) 

Es gibt keine Koordination. 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Das ist 
nicht richtig! — Nolting [FDP]: Sie waren 

doch gar nicht dabei!) 

Im Handlungsrahmen findet sich gähnende geistige 
Leere, gepaart mit unverbindlichen Absichtserklärun-
gen. 

Nichts fiel dem Minister ein, der ja eine halbe Divi-
sion von Soldaten und Beamten auf der Hardthöhe um 
sich weiß. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Zu viele!) 

Ihm fiel nicht ein, die Tiefstfluggebiete, wo die Düsen-
jets bis zu 75 m tief donnern dürfen, aufzuheben. Ihm 
fiel nicht ein, die Höchstgeschwindigkeit zu reduzie-
ren, die entscheidende Entlastung brächte. Ihm fiel 
nicht ein, die Mindestflughöhe auf 450 m anzuheben. 
Ihm fiel nicht ein, die Mindestflughöhe über bewohn-
tem Gebiet im Umkreis von 3 km um gefährliche An-
lagen wie Kernkraftwerke und Chemiewerke sowie 
über besonders lärmempfindlichen Orten wie Kurorte 
oder Nationalparks 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Sie sind 
hier der schlimmste Opportunist heute nach

-

mittag!) 

— das war ja im Unterausschuß Fremdenverkehr ein-
stimmig entschieden, Herr Francke — auf 3 000 m 
anzuheben. 

Ihm fiel auch nicht ein, einmal über die Überforde-
rung der Piloten im Tiefstflug nachzudenken. — Das 
tut weh, ich weiß das. — Ihm fiel nicht ein, die Tief-
flüge wenigstens um ein oder zwei Jahre auszusetzen. 
— Das kommt ja nicht von uns, sondern aus Ihrer 
Fraktion. — Ihm fiel auch nicht auf, daß es reine Stabs-
piloten gibt — hören Sie erst einmal zu — , die jährlich 
Tausende von Stunden fliegen und deren unnötige 
Flugübungen den Steuerzahlern jährlich gut und 
gerne 100 Millionen DM kosten. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Wenn diese Stabspiloten nicht ständig f liegen wür-
den, sondern nur neu geschult würden, sobald sie in 
einen Einsatzverband als Einsatzpiloten zurückkeh-
ren, ließe sich viel sparen und viel Lärm vermeiden. 
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Wenn Sie ein bißchen nachgedacht hätten, wären Sie 
von selber darauf gekommen. 

(Beifall bei der SPD) 
Ihm fiel nicht auf, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 
— hören Sie zu, da würden Sie etwas lernen! —, was 
die Frauen unserer Piloten empfinden, wenn ihre 
Männer wieder zu einem Tiefflug starten müssen. 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Von einem 
solchen Opportunisten kann man doch nichts 

lernen!) 
Ihm fiel auch nicht auf, daß der wirkliche Bedarf an 
Tiefflugstunden nirgends schlüssig nachgewiesen 
wird. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist beendet. 

Opel (SPD): Andere Nationen außerhalb der NATO 
fliegen auch weniger. 

(Breuer [CDU/CSU]: Jenseits von Zeit und 
Raum!) 

Deswegen muß man diese sonderbaren Vorstellungen 
als das bezeichnen, was sie sind, Sie entspringen einer 
surrealen Sicht der Dinge. Sie werden im Handumdre-
hen in der Versenkung verschwinden, so wie vermut-
lich bald auch ihr Schöpfer. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Zierer. 

Zierer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Das Thema Tiefflüge ist ein ernstes 
Thema, und wir sollten uns sachlich damit auseinan-
dersetzen. 

Das Thema hat in einem ungeahnten Ausmaß eine 
politische Debatte ausgelöst und bewegt überall im 
Lande die Gemüter. Beigetragen haben dazu neben 
einer Serie schrecklicher Unglücksfälle, die aber nicht 
immer unmittelbar mit Tiefflügen zu tun hatten, sicher 
auch die veränderten Rahmenbedingungen, unter de-
nen Verteidigungsbereitschaft heute weithin gesehen 
wird. 

Schon lange wird Klage geführt über den ohrenbe-
täubenden Lärm und den psychischen Schockeffekt, 
die mit der militärischen Tieffliegerei verbunden sind. 
Es ist möglich, daß davon besonders auf Kinder und 
ältere Menschen gesundheitliche Beeinträchtigun-
gen ausgehen können. Wir waren und sind daher stets 
bemüht, das Tiefflugaufkommen, soweit wir es beein-
flussen können, auf ein unabweisbares Minimum zu 
beschränken. 

Tatsache ist aber auch, daß die Tiefflüge der Bun-
desluftwaffe gegenüber den 70er Jahren hinsichtlich 
Zahl und Dauer um die Hälfte verringert wurden. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Stimmt nicht!) 
Bei unseren Verbündeten bemühen wir uns nach wie 
vor um Reduzierung. 

Aber, meine Damen, meine Herren, man muß auch 
die Kehrseite der Medaille sehen und sich vor der 
Vorstellung hüten, Tiefflugmanöver würden aus flie-
gerischem Übermut oder Imponiergehabe à la „TOP 
GUN" — Sie kennen diesen amerikanischen Kino-
film, wo die Kampfpiloten verherrlicht werden — ver-
anstaltet. 

Der Auftrag der Bundeswehr im Atlantischen Bünd-
nis lautet, den Frieden durch eine glaubwürdige Ab-
schreckung zu sichern. An diesem Auftrag wird und 
kann sich nichts ändern, solange uns die Tatsache 
eines gewaltigen militärischen Potentials im Osten zur 
Wachsamkeit verpflichtet. Es mag sein, daß die Bedro-
hung abgenommen hat, seit Gorbatschow versucht, 
mit Hilfe verminderter Rüstung die Versorgung seiner 
Landsleute zu verbessern. Aber dies sind erst Signale 
und keine Fakten. 

Deshalb betone ich: Unsere Verteidigungsbereit-
schaft muß nach wie vor gesichert sein. Diese Vertei-
digungsbereitschaft aber ist zu einem guten Teil von 
der Fähigkeit der Luftwaffe abhängig, im Ernstfall 
ihren Auftrag zu erfüllen. Dazu muß sie üben. Dazu 
muß sie leider auch immer wieder den Tiefflug üben; 
denn nur das Unterfliegen des gegnerischen Radars 
ermöglicht ihr die Überlebensfähigkeit. 

(Frau Schilling [GRÜNE]: Alles überholt!) 

Wieviel Übung hierzu allerdings notwendig ist, das zu 
definieren, ist Sache der Militärs und der Fachleute. 
Unsere Sache ist es dann, zusammen mit den Militärs 
und den Fachleuten darüber zu entscheiden, wie die-
ses unabdingbare Maß an Übung realisiert werden 
kann. 

Neben dem Training über heimischem Territorium, 
das zur Orientierungsfähigkeit des Piloten unerläßlich 
ist, stehen eine Reihe von Möglichkeiten offen, die wir 
auch bisher genutzt haben. „Lärmexport" allein ist 
nicht die richtige Antwort, Verteilung des Lärms im 
Bundesgebiet auch nicht; denn Entzerrung heißt 
gleichzeitig Ausdehnung des Lärms und weitere Be-
schwerden. 

Wir müssen uns daher mit Maßnahmen behelfen, 
die notgedrungen weder die Bevölkerung noch die 
Luftwaffe bef riedigen können. Wir haben dazu heute 
bereits eine Reihe von Vorschlägen gehört. Die Er-
richtung eines EDV-gestützten Kontrollzentrums 
dient der besseren Koordinierung der Flugbewegun-
gen der Bundesluftwaffe und der Alliierten, und zwar 
nicht nachträglich, sondern von vornherein, Herr Kol-
lege Opel. 

Erlauben Sie mir zum Schluß noch ein Wort zu der 
Gruppe von Menschen, die mit die Hauptleidtragen-
den der derzeitigen Diskussion sind, nämlich die 
Kampfpiloten. Ich weiß, wie tief die Verunsicherung 
und Frustration in diesen Kreisen der Bundeswehrpi-
loten bereits gediehen ist. Ich sehe diese Entwicklung 
mit Sorge. 

(Beifall des Abg. Lowack [CDU/CSU]) 

Laut Presseberichten soll sich ein beträchtlicher Teil 
von ihnen bereits mit Ausstiegsgedanken tragen. Wir 
sollten hier auch einmal bekennen, daß wir diesen 
Männern einiges zu verdanken haben, nämlich ihren 
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effektiven Beitrag zur Sicherung des Friedens, und 
das oft unter Einsatz ihres Lebens. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Es wäre nicht nur falsch und unlauter, sondern gera-
dezu böswillig und hetzerisch, ihnen zu unterstellen, 
sie würden aus Lust am Risiko die Bevölkerung ge-
fährden. Diese Männer tun ihre Pflicht nach bestem 
Wissen und Gewissen. Was ihre Pflicht ist, bestimmt 
sich nach dem Primat der Politik. Daher ist es an uns 
Politikern, den Auftrag der Bundeswehr zu bekräfti-
gen oder je nach Lage der Dinge 

(Rixe [SPD]: Neu zu überdenken!) 
geänderten Erfordernissen anzupassen. 

(Rixe [SPD]: Neu zu überdenken!) 
Das wollen wir, und das werden wir auch tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Dr. Götte. 

Frau Dr. Götte (SPD) : Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wenn der Verteidigungsmini-
ster, wenn die Bundesregierung und auch der Kollege 
Nolting nicht wahrnehmen oder nicht ernst nehmen, 
was sich vor Ort an ohnmächtigem Zorn, an Staatsver-
drossenheit, Mißtrauen und Aggression zusammen-
braut, dann muß das Parlament handeln, und zwar 
durchaus auch im Interesse der Piloten und Soldaten, 
Herr Zierer. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Es geht nicht nur um den Tiefflug in den sieben 
Tieffluggebieten. In Rheinland-Pfalz beispielsweise 
befindet sich, wie Sie sicher wissen, kein solches Tief-
fluggebiet. Dafür gibt es acht zum Teil dicht beieinan-
der liegende Flugplätze, die dazu geführt haben, daß 
die Bürger bis weit über das erträgliche Maß hinaus 
durch Fluglärm belastet sind. 

Nun stellen wir uns einmal vor, was so ein Bürger 
etwa aus Kaiserslautern gestern empfunden haben 
mag, als er die Botschaften aus dem Parlament ver-
nahm. Da wurde ihm erst einmal gesagt: Es gibt einen 
Handlungsrahmen. Den hat der sicher voll Interesse 
aufgenommen und durchstudiert, in der Hoffnung, es 
könnte vielleicht eine Erleichterung für diese Region 
herauskommen. Aber alle Rheinland-Pfälzer mußten 
feststellen, daß für sie dabei nichts herauskommt, daß 
es nach dem Willen der Bundesregierung bei diesen 
unzumutbaren, schlimmen Belastungen bleiben 
wird. 

Statt dessen erfuhren sie, daß im Verteidigungsmi-
nisterium zwar kein Konzept entwickelt wird, wie 
man auf Tiefflug verzichten kann, dort dafür aber ein 
Parteiprogramm ein halbes Jahr lang geschrieben 
wurde. Die Bürger aus Sembach erfuhren am gleichen 
Tag zusätzlich, daß die Bundesregierung die Meinung 
vertritt, man könne den Bürgern, die dort leben, sehr 
wohl noch ein bißchen mehr Fluglärm zumuten. Es sei 
nicht schlimm, wenn eine F-16-Staffel während des 
Sommers von Ramstein nach Sembach verlagert 
wird. 

Ich glaube, daß wir uns um die Reaktionen dieser 
Menschen kümmern müssen. Wir sollten endlich ein-
mal feststellen, wie groß die Belastung eigentlich ist. 
Denn das wollte die Bundesregierung bisher gar nicht 
so genau wissen. Die Bürger haben inzwischen zur 
Selbsthilfe gegriffen, und zwar nicht nur ein paar Bür-
gerinitiativen oder einzelne kleine Gruppen, sondern 
auch die Bürgermeister selber. 

(Reimann [SPD]: CDU-Bürgermeister!) 

— Sogar die CDU-Bürgermeister; da haben sie recht. 
Die Verbandsgemeinde Kaiserslautern-Süd beispiels-
weise hat sich das Gerät besorgt, das die Universität 
Kaiserslautern zur Messung von Fluglärm entwickelt 
hat und das sie schon längst wie saures Bier dem Ver-
teidigungsminister angeboten habe, um es überall 
aufzustellen. Er hat es nicht aufgestellt, weil er gar 
nicht wissen will, wie hoch die Belastung eigentlich 
ist, und weil er gar nicht wissen will, ob die Belastung 
zu- oder abgenommen hat. Ohne Daten läßt es sich 
nämlich leicht behaupten, die Belastung hätte abge-
nommen, während die technischen Daten eine völlig 
andere Sprache sprechen. 

Das Meßgerät von Kaiserslautern-Süd hat festge-
stellt, daß der Fluglärm in den beiden letzten Jahren 
deutlich zugenommen und nicht abgenommen hat, 
daß die Gemeinde bis zu 164mal am Tage mit Don-
nergetöse überflogen wurde und daß der Lärm bis zu 
108 dB betrug. In der benachbarten Verbandsge-
meinde, CDU-regiert, wurde der Fluglärm ebenfalls 
gemessen. Dort wurden 127 dB festgestellt. Nachts 
zwischen 21.39 Uhr und 22.00 Uhr gab es immer noch 
Überflüge mit 95 dB. 

Ich glaube, daß wir uns damit einmal ernsthaft aus-
einandersetzen müssen. Ich appelliere an alle Kolle-
ginnen und Kollegen: Laßt uns doch selber das Kon-
zept in die Hand nehmen. Es geht schließlich auch 
darum, wie Ihre Partei in der Zukunft dastehen wird, 
ob die Bürger das Gefühl haben: Da gibt es überhaupt 
noch Abgeordnete, die uns ernst nehmen, die unsere 
Schmerzen und die Lasten unserer Kinder wirk lich in 
sich aufnehmen und Abhilfe schaffen. 

(Lowack [CDU/CSU]: Es gibt vor allem auch 
noch Abgeordnete, die die Verteidigung 
ernst nehmen! Das ist ein ganz wichtiger Ge

-

sichtspunkt! Darüber sollten Sie ebenfalls 
einmal sprechen!) 

Das ist besser, als immer nur Appe lle und Worte zu 
bringen, die beschwichtigen und die nicht mit dem 
übereinstimmen, was die Bürger selber erfahren und 
erleben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben in der Bundesrepublik viele Flugzeuge 
der Alliierten. Sie flogen bei uns im Jahre 1986 44 000 
Stunden. Die Bundeswehr flog im Ausland, verteilt 
auf neun Länder, 18 810 Stunden. Warum fordern wir 
nicht in aller Friedensruhe, daß hier zumindest eine 
Gleichschaltung geschaffen werden muß, daß also 
mehr als 18 800 Stunden bei uns nicht geflogen wer-
den darf? Noch nicht einmal dazu sind wir in der Lage, 
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sondern die Regierung erträgt seit Jahren klaglos 
diese Belastung. Das darf so nicht weitergehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der CDU/CSU: Wissen Sie, wie 
viele deutsche Flugstunden im Ausland statt

-

finden?) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Breuer. 

Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In der Debatte eben ist davon gesprochen 
worden, es gebe Kollegen auf den Bänken der Regie-
rungsfraktionen, die in ihren Wahlkreisen anderes 
sagten als hier im Deutschen Bundestag. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich kann das nicht für 
jeden einzelnen sagen; ich kann nur sagen, daß ich 
Wahlkreisabgeordneter eines Gebietes bin, das mit zu 
einer Tiefflug-Area gehört, und hier in Bonn das glei-
che sage wie dort im Wahlkreis. 

Ich sage ein weiteres, meine Damen und Herren, 

(Zuruf des Abg. Opel [SPD]) 

— Herr Kollege Opel, das kann Ihnen der Kollege Kol-
bow bestätigen. 

(Opel [SPD]: Sagen Sie es doch selber!) 

— Das kann Ihnen der Kollege Kolbow bestätigen. Er 
ist mit im Wahlkreis gewesen. Wir haben die Thema-
tik gemeinsam diskutiert. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Der sagt das gleiche, 
weil er gar nichts dazulernen will!)  

Aber ich möchte Ihnen sagen, meine Damen und 
Herren: Dies in der derzeit emotional aufgeheizten 
Diskussion zu tun, dort das gleiche wie hier zu sagen, 
ist sicher sehr viel schwerer. 

(Heistermann [SPD]: Kollege Breuer, warum 
ist es zu dieser Situation gekommen?) 

Deswegen besteht schon ein Anspruch darauf, daß 
man das ernst nimmt. 

Natürlich muß jedem von uns die Problematik von 
Unfällen — ich sage einmal, meine Damen und Her-
ren, von Flugunfällen sowohl ziviler als auch militäri-
scher Art — betroffen machen, und wir müssen ge-
meinsam darüber nachdenken, welche Möglichkeiten 
bestehen, derartiges für die Zukunft zu vermeiden. 

(Frau Schilling [GRÜNE]: Wann wollen Sie 
denn damit anfangen? — Zuruf von der SPD: 

„Gemeinsam" unterstreichen wir!) 

Aber eine Aussteigepolitik, meine Damen und Her-
ren, ist sicher nicht der richtige und vernünftige Weg. 
Was diese Aussteigepolitik angeht, so, meine ich, 
sollte sich die SPD fragen, ob sie nicht mittlerweile auf 
diesem Wege ist. 

Ich habe in der „Bild am Sonntag" vom 15. Januar 
ein Interview mit dem ehemaligen SPD-Bundesbau-
minister Dieter Haack gefunden, 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Ihre Meinung wollen 
wir jetzt hören!) 

der dort erklärt hat, warum er nicht mehr für die SPD 
kandidiere. 

(Zurufe von der SPD: Zur Sache!) 

Er wird gefragt: Was kritisieren Sie an Ihrer Partei? 
Darauf antwortet er wörtlich: 

Politik wie zu Zeiten von Helmut Schmidt heißt, 
daß man bei seinen Forderungen und politischen 
Zielen Tatsachen zur Kenntnis nimmt, daß man 
das Machbare tut, daß man pragmatisch ist und 
sich nicht an irgendwelchen Trends orientiert, die 
gerade in der Bevölkerung populär sind. Das aber 
macht zur Zeit die SPD ... Nehmen wir den Tief-
flug. Richtig ist: Wir müssen alles unternehmen, 
um die Tiefflüge drastisch zu verringern. Aber die 
SPD kann nicht einfach sagen: Wir verzichten 
fortan auf jeden Tiefflug. Bei uns proben Piloten 
Tiefflüge doch nicht, weil es ihnen soviel Spaß 
macht, sondern weil es für unsere Verteidigungs-
fähigkeit einfach notwendig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, dem ist, was die Bewer-
tung der Aussteigequalität Ihrer Partei angeht, nichts 
hinzuzufügen. 

Bei sachlicher Betrachtung stehen doch die Bela-
stungen durch den militärischen Tiefflug in einem 
Zielkonflikt: der Gewährleistung körperlicher Unver-
sehrtheit und einer größtmöglichen Lebensqualität ei-
nerseits und der Garantie äußerer Sicherheit durch 
militärische Landesverteidigung andererseits. Nach 
aller historischen Erfahrung ist das eine Ziel ohne das 
andere nicht zu erreichen. Wenn man für militärische 
Landesverteidigung, die glaubwürdig sein muß, ist, 
muß man auch für eine glaubwürdige Luftverteidi-
gung sein. 

(Frau Schilling [GRÜNE]: Nein!) 

Eine glaubwürdige Luftverteidigung ist auf abseh-
bare Zeit ohne militärischen Tiefflug nicht darstell-
bar. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist doch ein 
Glaubenssatz!) 

Meine Damen und Herren, dies müssen wir auch wei-
terhin in aller Ehrlichkeit und Offenheit der Bevölke-
rung sagen, 

(Frau Schilling [GRÜNE]: Nein!) 

und wir müssen die daraus resultierenden Belastun-
gen auf das wirklich dringend Notwendige reduzie-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Wir glauben etwas ande

-

res!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Uelhoff. 

(Zuruf von der SPD: Was, noch einer? — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Wo habt ihr die 

ganzen Abgeordneten her?) 

Dr. Uelhoff (CDU/CSU) : Durch freie Wahlen, Herr 
Kollege Ehmke! 
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Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Die Entwicklung der Tiefflug-Diskussion in der 
Bundesrepublik und das, was wir hier heute in der 
letzten Stunde erlebt haben, erfüllen mich mit großer 
Sorge. Der Ausgangspunkt, von vielen gemeinsam 
gewollt und getragen und für mich weiterhin das Ziel 
dieser Debatte, ist die Reduzierung der Lärmbelästi-
gung. Ich fühle mich jedoch in meinem Eindruck be-
stärkt, daß dieser Ausgangspunkt leider längst verlas-
sen worden ist. Die Diskussion eskaliert zu einer 
Grundsatzdebatte über den politischen Verteidi-
gungsauftrag, den die Soldaten auszuführen haben. 

(Lowack [CDU/CSU]: Leider ja!) 

Alle demokratischen Kräfte müssen sich fragen, 
welches Wasser sie in jüngster Zeit auf welche Müh-
len gegossen haben. 

(Lowack [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wie etwa soll der Soldat die Überschrift im sozialde-
mokratischen Pressedienst vom 12. Januar 1989 „Be-
lastungen durch das Militär belasten Akzeptanz der 
Bundeswehr" verstehen? 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Ja, es ist doch so!) 

Oder wie sollen ein Pilot und seine Angehörigen, Kol-
lege Horn, mit dem Satz „Unsere Selbstbedrohung 
aus der Luft muß weg" fertig werden? 

(Lowack [CDU/CSU]: Ein Wahnsinn ist 
das!) 

Die Bundeswehr ist verunsichert, und im Bündnis 
stellt man Fragen. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wenn das bei uns so weitergeht, wird man 
bald nicht mehr fragen „Tiefflüge abschaffen, ja oder 
nein?", sondern dann heißt die Frage „Bundeswehr 
abschaffen, ja oder nein?". 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Konsens aller demokratischen Parteien — ich 
spreche jetzt mit den demokratischen Parteien — darf 
es so weit nicht kommen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wir brauchen wieder die Gemeinsamkeit der Demo-
kraten, wenn es um die äußere Sicherheit unseres 
Landes geht. Außer den mutigen Worten von Hans 
Apel und Dieter Haack und wenigen Aufrechten ist in 
den letzten Wochen von Sozialdemokraten nach mei-
ner Einschätzung wenig Konstruktives gesagt wor-
den. Ich will nicht verhehlen, daß auch nicht alle 
Freunde der Koalition gegen Populismus und wohlfei-
len öffentlichen Beifall gefeit waren. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das halte ich für 
undenkbar!) 

Der von Verteidigungsminister Professor Scholz in 
diesen Tagen vorgestellte Handlungsrahmen ist ein 
guter Weg zu erheblicher Lärmreduzierung bei 
gleichzeitiger Sicherung des von uns Politikern zu 
verantwortenden Verteidigungsauftrages. Wir müs-
sen erkennen, daß es auch bei der Tiefflug-Debatte  

nicht um Konsequenzen aus einer angeblich verän-
derten Bedrohungslage geht. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Nein, die Iwans 
kommen morgen!) 

Wenn wir über die Bundeswehr und über unsere Ver-
bündeten in der NATO diskutieren, geht es gerade 
heute dringlicher denn je um die Besinnung auf das, 
was uns unabhängig von jeglicher Bedrohung dauer-
haft schützenswert erscheint: Es geht um die Siche-
rung des Friedens in Freiheit auf Dauer. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich möchte abschließend aus dem Gruß zum neuen 
Jahr eines unmittelbar Betroffenen an seine Mitbür-
ger zwei Sätze zitieren: 

In einer freiheitlichen und demokratischen Ge-
sellschaftsordnung steht die Pflicht zur Verteidi-
gung neben den Opfern, die diese Pflicht ver-
langt. Das opportunistische Denken in plakativen 
und populären Teildimensionen führt zu einer 
unaufhaltsamen Erosion unseres freiheitlichen 
Rechtsstaates. Daß dies anders wird, ist ein großer 
Wunsch von mir. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie alle, diesen 
Neujahrswunsch des Bürgermeisters von Ramstein, 
Julius Divivier, zu Ihrem eigenen Anliegen zu ma-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Wir kommen zwischendurch zu einem Tagesord-
nungspunkt ohne Aussprache, über den wir abzustim-
men haben. Ich rufe Punkt V der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Agrarstatistiken (Agrarstatistik-
gesetz — AgrStatG) 

— Drucksache 11/2851 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

— Drucksachen 11/3855, 11/3855 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Wimmer (Neuötting) 
Kroll-Schlüter 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 11/3856 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmitz (Baesweiler) 
Diller 
Frau Vennegerts 

(Erste Beratung 94. Sitzung) 
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Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Ich rufe die §§ 1 bis 56, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wie wäre es mit Handzeichen? — 
Darf ich noch einmal diejenigen, die zuzustimmen 
wünschen, um das Handzeichen bitten. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dann sind die aufgeru-
fenen Vorschriften mit großer Mehrheit bei Gegen-
stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen 
worden. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Dann ist dieser Gesetzentwurf mit der glei-
chen, soeben genannten Mehrheit angenommen wor-
den. 

Ich rufe nun Punkt VI auf: 

1. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Einsetzung einer Wehrstrukturkommission 

— Drucksache 11/2865 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Verteidigungsausschuß 

2. Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Lippelt (Hannover), Dr. Mechtersheimer und 
die Fraktion DIE GRÜNEN 

Verkürzung der Grundwehrdienstzeit auf 
12 Monate 

— Drucksache 11/3593 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Verteidigungsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

3. Beratung des Antrags der Abgeordneten Horn, 
Erler, Fuchs (Verl), Gerster (Worms), Heister-
mann, Dr. Klejdzinski, Kolbow, Koschnick, 
Kühbacher, Leidinger, Leonhart, Opel, Steiner, 
Traupe, Wiefelspütz, Zumkley, Bernrath, Gil-
ges, Ibrügger, Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD 

Dauer des Grundwehrdienstes und des Zivil-
dienstes 

— Drucksache 11/3695 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 

Verteidigungsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat ist für die gemeinsame Beratung 
dieser Tagesordnungspunkte eine Stunde vorgese-
hen. Gibt es andere Meinungen dazu? — Das ist nicht 
der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Gerster. 

Gerster (Worms) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der scheidende Verteidigungsmini-
ster Manfred Wörner hat seiner eigenen Fraktion und 
seiner Regierung ein Abschiedsgeschenk hinterlas-
sen, an dem jetzt alle zu knabbern haben. Das ist das 
sogenannte operative Minimum, eine Präsenzstärke 
der Bundeswehr von 456 000 Soldaten, die wir auf 
keinen Fall unterschreiten dürfen. Wenn das opera-
tive Minimum unterschritten werde, so Wörner, sei 
die Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik nicht 
mehr gewährleistet. 

Herr Minister Scholz, wenn Sie sich freischwimmen 
wollen und wenn Sie sich von dieser Erblast befreien 
wollen, dann haben Sie uns auf Ihrer Seite. Wir for-
dern Sie auf, das operative Minimum offiziell aus dem 
Verkehr zu ziehen. 

Die Misere der Bundeswehrplanung läßt sich an 
drei aktuellen Beispielen belegen. In wenigen Wo-
chen hat sich folgendes nacheinander ereignet: Der 
Planungschef, Herr Rühle, ist gegangen. Der Füh-
rungsstab des Heeres, der die Aufgabe hat, die Hee-
resstruktur 2000 zu planen, mit deren Umsetzung im 
Grunde genommen in diesem Jahr begonnen werden 
muß, damit sie 1995 steht, plant bereits die Alternati-
ven zur Reform, weil er die Planungsgrundlagen für 
die jetzt skizzierte Heeresstruktur 2000 nicht mehr 
aufrechterhalten kann. Zur Alternative wird also be-
reits eine Alternative geplant. 

Die Konzeption Reservisten — das ist das dritte Bei-
spiel — hat zunächst 15 000 Wehrübungsplätze für 
notwendig gehalten, damit das operative Minimum 
ausgefüllt wird. Nun ist die genannte Zahl von Wehr-
übungsplätzen Woche für Woche um einige hundert 
reduziert worden, weil alle Experten und die Truppe 
selbst gesagt haben: Um Gottes willen, das verkraften 
wir nicht; das ist nicht darstellbar. 

Diese drei aktuellen Beispiele zeigen, wie es um die 
Bundeswehrplanung bestellt ist. 

Wir bestreiten gar nicht, meine Damen und Herren, 
daß es — auch im Bundesverteidigungsministerium — 
Ansätze zur Strukturreform gibt, die Akzente haben, 
die wir unterstützen können. Das gilt für Teile der 
Heeresstruktur 2000, die alternative Elemente ent-
hält, wie etwa Grenadierbrigaden, die die Sperrfähig-
keit in der Abwehr verstärken sollen, die damit auch 
die Defensivstruktur verstärken. Das gilt für die Kade

-

rung von Verbänden in der Vorneverteidigung; es 
war vor Jahren undenkbar, daß man Heeresverbände 
des Feldheeres kadert. Und das gilt für manche ande-
ren Ansätze, die wir durchaus mittragen können. Aber 
insgesamt gilt, daß diese Ansätze zaghaft und halb-
herzig sind und daß sie nicht in eine echte Strukturre-
form eingebettet sind. 

Meine Damen und Herren, es lohnt sich manchmal, 
in die Gründerzeit der Bundeswehr, in die 50er Jahre 
zurückzublenden. Damals wurden Alternativen sehr 
breit diskutiert, denen wir uns da und dort heute wie-
der annähern. Das gilt z. B. für die Alternative, die vor 
allen Dingen Oberst von Bonin, damals im Amt Blank, 
hochgehalten hat, nämlich statt der Schaffung gepan-
zerter Großverbände zum beweglichen Gegenangriff, 
die im Grunde genommen — das bestreitet niemand 
— in ihrer Grundstruktur historischen Vorbildern und 
natürlich auch der alten Wehrmacht entsprechen, ei- 
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nen abwehrstarken Sperriegel an der Grenze zur 
DDR und zur Tschechei zu schaffen, also eine stati-
sche Verteidigung, die sehr viel mehr Infanterieele-
mente und sehr viel weniger bewegliche gepanzerte 
Verbände enthalten würde, die damit auch billiger, 
die eindeutig defensiv wäre und der man auch beim 
bösesten Willen Angriffsabsichten nicht unterstellen 
könnte. 

Interessanterweise sind diese Ansätze um das Jahr 
1980 wieder aufgegriffen worden, als z. B. der Panzer-
general Uhle-Wettler wörtlich gesagt hat: Die Bun-
deswehr hat zwar keine offensive Strategie — denn 
die Vorneverteidigung ist eindeutig eine defensive 
Strategie — , aber sie hat eine konventionelle Heeres-
struktur, die in ihrer Fähigkeit zum Gegenangriff 
selbstverständlich offensive Elemente enthält. — Ge-
neral Uhle-Wettler als ein Sachkenner — das bestrei-
tet wohl niemand — hat bereits seit Jahren beklagt, 
daß die Reservisten in der Bundeswehr keine Rolle 
spielen, daß die Infanterieschwäche des deutschen 
Heeres seit Aufbau des deutschen Heeres zu verzeich-
nen ist und damit auch unsere Struktur einmal für die 
Abrüstungsverhandlungen eine problematische 
Struktur ist, aber daß sie auch teurer ist, als sie sein 
müßte. 

Meine Damen und Herren, es ist nicht zufällig, daß 
die stärksten Widerstände innerhalb der Bundeswehr 
gegen die derzeitige Grundstruktur der Bundeswehr-
planung aus dem Führungsstab des Heeres kommen, 
denn das Heer wird am stärksten zu spüren bekom-
men, wenn wir einmal ein operatives Minimum auf-
rechterhalten, das sich nicht darstellen läßt: 456 000. 
Hier hat der Heeresinspekteur bereits deutlich gesagt, 
daß er dies wegen eines Mangels an Längerdienen-
den, vor allen Dingen Unteroffizieren, nicht darstellen 
kann und daß er es deswegen vorziehen würde, dieses 
operative Minimum zu verlassen, es nicht mehr auf-
rechtzuerhalten. Das gilt auch für die 42 B rigaden, die 
sich derzeit nicht mehr — nicht zuletzt finanziell — 
darstellen lassen. Und das gilt für den Jäger 90, von 
dem das Heer fürchten muß, daß, weil die Obergrenze 
des Verteidigungshaushalts politisch mehr oder weni-
ger gegeben ist, egal welche Regierung dran ist, letz-
ten Endes die größte Teilstreitkraft die Folgen bezah-
len muß, weil sie nicht mehr die Mittel bekommen 
wird, die für den laufenden Bet rieb unabdingbar 
sind. 

Meine Damen und Herren, dieser Inspekteur des 
Heeres, General von Ondarza, hat wörtlich zusätzli-
che Mittel verlangt, um die Fähigkeit zur Vornevertei-
digung wiederherzustellen. Jetzt frage ich Sie, liebe 
Kolleginnen und Kollegen der Union: Was wäre ge-
wesen, wenn ein Inspekteur unter einem sozialdemo-
kratischen Verteidigungsminister gesagt hätte: Ich 
bin bei der derzeitigen Bundeswehrplanung nicht 
mehr zur Vorneverteidigung fähig; wir müssen das 
ändern; wir müssen die Prioritäten anders setzen. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Dann hätte man die 
einmal erleben müssen!) 

Es wäre ein Aufschrei der Entrüstung durch die Repu -
blik gegangen, daß die unzuverlässigen Sozis die Ver

-

teidigungsfähigkeit schwächen. Dasselbe tun Sie, 

aber erstaunlicherweise ist dieser Aufschrei sehr ver-
halten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Bei den Sozis 
hätte er gar nicht gewagt, etwas zu sagen!) 

— O, da haben sich einige vorgewagt, die besser den 
Mund gehalten hätten, lieber Kollege und lieber On-
kel Johannes Gerster. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Graf Kielmansegg aus dem Führungsstab des Heeres 
hat wörtlich gesagt, die Bundeswehrplanung sei weit 
über das verantwortbare Maß hinaus schöngefärbt. 

Meine Damen und Herren, die Wehrstrukturkom-
mission 1970/72 hat ein interessantes Ergebnis ge-
habt, und es lohnt sich heute, rund 15 Jahre später, 
dieses nachzulesen. Sie hat z. B. Truppenversuche zur 
Einführung einer Milizkomponente in die Bundes-
wehr vorgeschlagen. Das ist ein sehr interessanter 
Vorschlag, er ist leider auch von sozialdemokratisch 
geführten Regierungen nicht aufgegriffen worden. 
Wir stellen uns vor, daß eine Wehrstrukturkommission 
für den Anfang der 90er Jahre, wenn sie jetzt einge-
setzt würde, die also für das nächste Jahrzehnt planen 
würde, 

(Opel [SPD]: Der Minister hört nicht zu!) 

aus unabhängigen, kreativen Experten bestehen 
müßte, ohne Hierarchiezwänge und ohne Denkver-
bot, die den Auftrag hätten, eine Friedenspräsenz 
ohne Erhöhung des Grundwehrdienstes darzustellen, 
eine Bundeswehrstruktur, die abrüstungsfreundlich, 
angriffsunfähig und abwehrstark ist und die ohne nu-
kleare Gefechtsfeldwaffen auskommt. Schließlich 
geht es auch um ein Gesamtkonzept, natürlich auch 
für die Bündnisstreitkräfte in der gemeinsamen 
Vorneverteidigung, denn dieses muß bündnisverträg-
lich sein und muß im Bündnis abgestimmt werden. 

Die Akzeptanz der Verteidigung — das ist seit lan-
gem unsere Überzeugung — hängt sehr viel mehr 
davon ab, daß unser eigenes Verteidigungskonzept 
stimmt und die eigenen Menschen und die eigenen 
jungen Menschen, die wir brauchen, überzeugt. Des-
wegen müssen wir in der offiziellen Strategie auf Ele-
mente verzichten, die nicht mehr vermittelbar sind. 
Dazu gehört der Ersteinsatz von Atomwaffen, und 
dazu gehört auch ein operatives Minimum. Äußere 
Sicherheit ist auch mit geringerem Aufwand und mit 
zeitgemäßen Mitteln zu gewährleisten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lowack. 

Lowack (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst zu Punkt 1: Einsetzung einer 
Wehrstrukturkommission. Kommissionen werden 
eingesetzt, wenn es einen Analyse- und Aufklärungs-
bedarf gibt. Kommissionen können dazu beitragen, 
Klarheit zu gewinnen und neue Ziele zu formulieren. 
Die SPD hat, als sie 1969 die Regierung übernahm, 
von dieser Möglichkeit, Kommissionen einzusetzen, 
umfangreichsten Gebrauch gemacht. Es gab damals 
eine regelrechte Kommissionsflut, aber leider selten 
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Lösungen, meistens Produktion und Aufschieben von 
Problemen. 

Ich habe einmal nachgezählt: Seit 1970 hat es im 
Bundesverteidigungsministerium 15 Kommissionen 
gegeben: die Wehrstrukturkommission, die Personal-
strukturkommission, Organisationskommission für 
den Rüstungsbereich, Bildungskommission, Kommis-
sion über die Informationsarbeit, Kommission über 
Munitionsmängel, Kommission zur Neuordnung der 
Organisation im BMVg, Kommission zur Kfz-Instand-
setzung im Heer, Kommission zur Personalergänzung 
des Sanitäts- und Gesundheitswesens, die de Maiziére-
Kommission zur Stärkung der Führungsfähigkeit, 
Langzeitplanung der Bundeswehr, Kommission zur 
Neuordnung des Rüstungsbereichs, Kommission zur 
Neuordnung des nachgeordneten Rüstungsbereichs, 
Kommission zur Reform der Wehrverwaltung, MAD-
Kommission. Der heilige Glaube an die Kommission 
ist bei den Sozialdemokraten leider eher im Irrationa-
len angesiedelt. 

(Opel [SPD]: Steinhoff-Kommission!) 
Nur ein geringer Teil der Kommissionsempfehlungen 
wurde verwirklicht, der überwiegende Teil nicht. Zu 
erinnern ist an die spektakuläre Wehrstrukturkom-
mission, die sich mit ihrem Vorschlag für Kern- und 
Mantelverbände für die Bundeswehr nicht durchset-
zen konnte. Auch auf viele andere Kommissionsemp-
fehlungen hat sich der Aktenstaub gelegt; sie sind 
sang- und klanglos verschwunden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage von dem Neffen Ger-
ster? 

Lowack (CDU/CSU): Da es ausnahmsweise ein so 
liebenswürdiger Kollege der Opposition ist, bitte

-

schön. 

Vizepräsident Westphal: Nicht alle Gerster gehören 
ins gleiche Lager, haben wir hier festgestellt. 

Bitteschön, Herr Gerster. 

Gerster (Worms) (SPD): Verehrter Kollege Lowack, 
darf ich Sie fragen, wo Sie die Kommission einordnen, 
die Ihre Fraktion vor wenigen Tagen gebildet hat, 
nämlich die Wehrdienstverlängerung akzeptanzfähig 
zu machen? Was ist das für eine Kommission? 

Lowack (CDU/CSU) : Lieber Kollege, eine Kommis-
sion auf 15 geht ja wohl gerade noch. Gegenwärtig 
gibt es allerdings keine überzeugenden Gründe, den 
Bundesverteidigungsminister zum Einsetzen einer 
weiteren Kommission zu zwingen. Er hat die Organi-
sationsfreiheit, nach eigenem Ermessen selbst Kom-
missionen einzuberufen. Wir verkennen nicht — auch 
das darf ich ganz offen sagen — , daß die Bundeswehr 
auch nach Beibehaltung des 18monatigen Wehrdien-
stes in den 90er Jahren mit Personal- und Finanzpro-
blemen zu kämpfen hat. Außerdem wird die Rü-
stungskontrollpolitik unsere Verteidigungspolitik 
verstärkt beeinflussen. Notwendige Entscheidungen 
hierfür sind Ministeraufgabe. Das braucht nicht unbe-
dingt auf eine vom Bundestag einberufene Kommis-
sion abgeschoben zu werden. 

Damit bin ich bei dem Thema, das mich eigentlich 
im Augenblick weit mehr interessiert. Das ist die 
Frage der Verlängerung des Wehrdienstes, die wir 
beschlossen haben und die wir beibehalten wollen. 
Meine Fraktion hat sich die Entscheidung hierüber 
sicher nicht leichtgemacht. Ich habe Respekt vor allen 
Kollegen aus den eigenen Reihen und der FDP, die 
sich argumentativ für eine Aufschiebung der Wehr-
dienstverlängerung ausgesprochen haben. Wir haben 
auch in Kreuth alle Argumente abgewogen und erör-
tert, bevor wir dann zu der Entscheidung gekommen 
sind, die wir getroffen haben und die bekannt ist. 

Die Argumente und Anträge der Opposition gehen 
allerdings in eine ganz andere Richtung. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Die Anträge haben 
Sie doch gar nicht gelesen!) 

Es ist ja immer einfacher, einem vermeintlichen Zeit-
geist nachzulaufen, wie Sie das im Augenblick in ge-
radezu unnachahmlicher Art und Weise tun, als wei-
terblickende Entscheidungen zu treffen. Niemand 
trifft gern unpopuläre Entscheidungen, wir auch 
nicht. Aber Politik lebt eben nicht nur von Populismus, 
Profillosigkeit, die Sozialdemokraten zur Zeit beson-
ders beweisen, Opposition und Blindheit vor der Zu-
kunft. Wir müssen uns heute den Problemen der Zu-
kunft stellen. 

Die Verlängerung des Wehrdienstes von 15 auf 
18 Monate war rechtzeitig beschlossen und ausführ-
lich in aller Öffentlichkeit diskutiert und entschieden 
worden. Alle Beteiligten und Betroffenen konnten 
sich darauf einstellen. Problemgruppen sind in Ab-
sprache mit den Länderkultusministerien besonders 
berücksichtigt worden. Die Vorbereitungen laufen 
auf vollen Touren. 

Die Grundlagen unserer Entscheidung haben sich 
seit 1986 leider nicht geändert, so daß wir das Gesetz 
nicht haben ändern können. Die Tatsachen bleiben. 

(Jungmann [SPD]: Sie haben doch gar keine 
Ahnung!) 

Die demographische Entwicklung geht von 320 000 
19jährigen im Jahr 1983 auf 155 000 19jährige im Jahr 
1993/94 zurück. 456 000 aktive Soldaten — der Rest 
auf 495 000 ist ja nur Verfügungsbereitschaft — mit 
206 000 Grundwehrdienstleistenden können nur ge-
halten werden, wenn der Wehrdienst bereits jetzt ver-
längert wird. 

Das Bundesverteidigungsministerium ging 1985 für 
das laufende Jahr von einem notwendigen und er-
reichbaren Gesamtbestand von 620 000 19- bis 28jäh-
rigen Wehrdienstfähigen aus, von dem ein Bestand 
von 320 000 durch kontinuierlichen Abbau für die Be-
darfsdeckung in den 90er Jahren genutzt werden 
sollte. Ab 1989 sollte darüber hinaus durch die Einbe-
rufung Verheirateter und die Änderung der Tauglich-
keitskriterien eine bis zu 10 % höhere Ausschöpfung 
der schwachen Jahrgänge erreicht werden. 

Es wurde von einer Kriegsdienstverweigerungs-
quote von 10 % ausgegangen, ein Prozentsatz, der in 
der Zwischenzeit sicher fraglich ist. Die Freistellungs-
quote für den Zivil- und Katastrophenschutz, für Poli-
zei und Bundesgrenzschutz sollten ab 1989 von 25 000 
auf 18 000 gesenkt werden. 
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Ende 1988 steht ein Gesamtaufkommen von 
690 000 19- bis 28jährigen Wehrdienstfähigen für die 
Bedarfsdeckung der Bundeswehr und den bundes-
wehrexternen Bedarf zur Verfügung, von denen 
knapp 400 000 für die Bedarfsdeckung in den 90er 
Jahren genutzt werden kann. 

Der Zugewinn gegenüber den Planungen 1985 er-
gibt sich aus der Entscheidung des Bundesverteidi-
gungsministeriums, die Tauglichkeitskriterien be-
reits 1985/86 zu ändern, sowie aus einer Änderung der 
Jahrgangsstärken, hauptsächlich aus Wanderungs-
gewinnen. 

Diesen Zugewinnen stehen die Notwendigkeit der 
Änderung der Kriegsdienstverweigerungsprognose 
auf mindestens 12 % sowie die Beschränkung der 
Senkung der Freistellungsquoten auf 20 000 gegen-
über. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das stimmt ja so gar 
nicht!) 

Somit ergibt sich keine wesentliche Änderung für die 
Berechnung der Bedarfsdeckung in den 90er Jah-
ren. 

Übrigens, meine sehr verehrten Damen und Herren 
von den Sozialdemokraten, damit keine falsche Urhe-
berschaft ins Spiel kommt: Die Verlängerung des 
Wehrdienstes ist doch keine Idee, die aus heiterem 
Himmel kommt. Sie war auch nicht unsere Idee. 

(Opel [SPD]: Stimmt, es war eine Idee der 
CDU!) 

Vielmehr ist sie in einer Zeit geboren worden, in der 
die Sozialdemokraten noch verantwortliche Verteidi-
gungspolitik gemacht haben. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das ist ja überhaupt 
nicht wahr!) 

Es waren die von Verteidigungsminister Apel einge-
setzte Kommission für Langzeitplanung der Bundes-
wehr und die Koordinierungsgruppe Personal, die uns 
mit den anstehenden Problemen konfrontiert, d. h. die 
uns die Probleme bewußt gemacht haben. So hat die 
von Apel eingesetzte Kommission eine Verlängerung 
der Wehrdienstzeit auf 18 Monate schon für Mitte der 
80er Jahre und eine weitere Verlängerung für die 
Mitte der 90er Jahre vorgeschlagen. Die Koordinie-
rungsgruppe Personal hat die Verlängerung ab 1989 
ohne eine weitere Verlängerung Mitte der 90er Jahre 
für unbedingt erforderlich gehalten. Sie hat dabei in 
den 90er Jahren eine Personallücke von 35 000 akti-
ven Soldaten in Kauf genommen. 

Wenn wir jetzt bei dem Beschluß bleiben, die Wehr-
dienstzeit zum 1. Juni/1. Juli zu verlängern, so haben 
wir uns für die Lösung entschieden, die den Wehr-
dienstleistenden am meisten entgegenkommt. 

(Zuruf von der SPD: Das werde ich Ihnen 
noch erzählen, was denen entgegen

-

kommt!) 

— Ich wollte Ihnen nur einmal die Zahlen aufschlüs-
seln, damit Sie wissen, worauf Sie zurückkommen 
müssen, und was die Grundlage unserer Entschei-
dung ist. 

(Zuruf von der SPD: Abstimmung mit den 
Füßen!) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
tun heute so, als ob wir auf einer Insel der Seligen 
leben würden. Wir sind mitten im West-Ost-Konflikt. 
Vor allen Dingen sind wir in ein Bündnis eingebettet, 
das unsere Sicherheit garantiert. Sie wissen ganz ge-
nau, was in den Vereinigten Staaten von Amerika los 
ist, daß die Diskussionen um das Burden sharing nicht 
nur die amerikanische Öffentlichkeit, sondern selbst-
verständlich auch das Bündnis belasten. Wir haben 
uns in der Vergangenheit auf eine Entscheidung be-
rufen und mit ihr begründet, weshalb wir bei Burden 
sharing unsere Last übernehmen. Wenn wir diese Ent-
scheidung jetzt rückgängig machen, dann geben Sie 
den Leuten in den Vereinigten Staaten von Amerika 
die Argumente, die sie brauchen, um zu sagen: Wir 
sind in Europa überpräsent. Wir nehmen Truppenteile 
aus Europa zurück. 

Das wieder aufzufangen würde Konsequenzen be-
deuten, die wir haushaltsmäßig überhaupt nicht lei-
sten können. Wer sagt, er sei bereit, die falschen Si-
gnale zu setzen, der muß wissen, welche Konsequen-
zen das hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich möchte darauf hinweisen, daß das Prinzip Hoff-
nung nicht ausreicht. Wir sind noch mitten in einer 
Bedrohungslage. Selbst wenn wir Hoffnung auf Gor-
batschow setzen, dann sollten wir nicht übersehen, 
daß gerade in den letzten Monaten die fast 8 000 
Kampfpanzer, welche die Sowjetunion in der DDR sta-
tioniert hat, zum größten Teil mit Reaktivpanzerung 
versehen wurden, etwas, dem wir im Augenblick noch 
nichts entgegenzusetzen haben. 

Mit ihrer Forderung würde die SPD Probleme her-
vorrufen. Das würde bedeuten, daß wir bei W 15 auf 
375 000 aktive Soldaten zurückgehen würden, nicht 
auf 420 000. Beim Aufschieben um drei Jahre würden 
wir auf 405 000 aktive Soldaten zurückgehen, nicht 
auf 420 000. Wir können damit natürlich das nicht hal-
ten, was Sie vorgeben, in Wirklichkeit halten zu wol-
len. 

Vorteile der Verlängerung des Wehrdienstes sind 
dagegen — wir müssen darauf hinweisen — eine grö-
ßere Flexibilität bei der Planung, mehr Einzelfallge-
rechtigkeit, Auffangen der Zunahme der Zahl von 
Kriegsdienstverweigerern, eine bessere Lebenspla-
nung, die nun wieder mehr auf den Einzelfall einge-
hen können soll, bessere Wehrdienstausbildung. Wir 
wissen, daß der Wegfall der Aufteilung in Grundaus-
bildung und Spezialausbildung uns sehr geschadet 
hat. Vor allen Dingen haben wir im Hinblick auf die 
Verlängerung eine Reihe von gesetzlichen Maßnah-
men getroffen, die wir damit etwas relativieren wol-
len. 

Lassen Sie mich abschließend auf eines hinweisen. 
Die Wehrpflicht ist ein Ergebnis aus der Zeit der Frei-
heitskriege der Deutschen. Sie ist ein Ausdruck de-
mokratischer Gesinnung und Verantwortung. Wir 
sollten sie nicht in Frage stellen. Wir sollten sie nicht 
diffamieren. Solange es junge Leute gibt, die bereit 
sind, unser Land zu verteidigen, für es einzutreten, für 
es mehr Verständnis zu haben als die Opposition, so 
lange haben wir eine gesicherte Zukunft. 
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Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wenn der Verteidigungs-
minister und die Bundesregierung handlungsfähig 
wären, dann wäre die Wehrpflicht wohl nicht zum 
1. Juni 1989 verlängert worden. Eine sachgerechte 
Entscheidung war nicht möglich, weil Minister Scholz 
eine Rücknahme der Verlängerung politisch wohl 
nicht überlebt hätte. Diese Koalition hat sich in wich-
tigen sicherheitspolitischen Fragen der Handlungs-
kompetenz beraubt, weil der Kanzler eine falsche Per-
sonalentscheidung getroffen hat und immer noch 
nicht korrigieren will. 

(Beifall bei den [GRÜNEN] — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Dann hätte er Sie nehmen sol

-

len!) 
— Nun, warum nicht? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So einfach ist 
das nicht!) 

—So einfach ist es in der Tat nicht. — Das ist einer der 
wichtigen Gründe, weshalb die Bundesregierung 
ohne Not in einer Zeit einen Aufrüstungsschritt be-
treibt, in der bereits heute eine halbe Million Soldaten 
auf ihre Einberufung zur Bundeswehr warten. Ich un-
terstelle, daß die Koalitionsparteien mehrheitlich aus 
innenpolitischen Gründen den Termin des 1. Juni 
1989 gerne verschoben hätten. Aber es gibt die Sorge 
— ich darf die FDP-Erklärung zur Haltung der CDU/ 
CSU-Fraktion zitieren —, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die haben wir schon 
gelesen!) 

bei einer Verschiebung würde das Vertrauen unserer 
NATO-Partner in unsere Sicherheitspolitik in Mitlei-
denschaft gezogen werden. Das heißt doch soviel wie: 
Vertrauen innerhalb des Westens, innerhalb der Alli-
anz besteht nur dann, wenn die Staaten möglichst 
viele Ressourcen für Rüstung verschwenden, statt sie 
für die wirklich drängenden Probleme einzusetzen. 

(Ronneburger [FDP]: Das hat aber von uns 
niemand gesagt!) 

— Das ist aber eine logische Folge. 
Was ist das für eine Partnerschaft — wie soll ich es 

sagen, damit Sie das wenigstens als Frage akzeptie-
ren — , die nur durch Aufrüstung Bestand hat? 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Zitieren Sie einmal 
genau!) 

Das zeigt erneut, daß sich die NATO und die Bundes-
wehr heute durch Abrüstung viel mehr bedroht fühlen 
als durch die Sowjetunion. Während in der Bundesre-
publik wie in Vorkriegszeiten Personal mobilisiert 
wird, kündigt die Sowjetunion die nächsten substan-
tiellen Abrüstungsmaßnahmen an. Es werden 500 000 
Mann — das sind 12 % der Gesamtstärke der sowjeti-
schen Truppen — nach Hause geschickt, und gestern 
— heute ist die Meldung erst gekommen — hat Gor-
batschow zudem angekündigt, daß der Militärhaus-
halt um 14,2 % gekürzt und die Produktion von Waf- 

fen und militärischer Technik um 19,5 % reduziert 
werden wird. Das ist das neue Angebot, das wieder 
zum Ausdruck bringt, daß Gorbatschow längst in die 
Phase des einseitigen Handelns eingetreten ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Ist das nicht ein phantastisches Angebot? Aber die 

NATO schlägt auf die Hand, die ihr Gorbatschow ent-
gegenhält. Eine Verringerung der Bundeswehr auf 
420 000 Mann, wie es auch von der SPD vorgeschla-
gen wird, wäre ein erster Schritt zum Einstieg in eine 
Abrüstungsdynamik. Die Verlängerung des Wehr-
dienstes ist ja keine singuläre Aktion. Sie ist Bestand-
teil einer umfassenden Politik, die auf Aufrüstung aus-
gerichtet ist. Der Verteidigungshaushalt steigt um fast 
4 %. Mit dem Jäger 90 wird ein gewaltiges, völlig ent-
behrliches Rüstungsprogramm gestartet. Die Bundes-
regierung bereitet sich offenkundig darauf vor, Gor-
batschow, der zur Symbolfigur für einseitige Abrü-
stung geworden ist, demnächst in einem Land zu be-
grüßen, das so rüstet wie im Kalten Krieg. 

Die Entscheidung zur Wehrdienstverlängerung fällt 
fast auf den Tag genau mit dem grünen Licht für die 
Verhandlungen über eine konventionelle Abrüstung 
in Europa zusammen. Es ist ein unglaubliches Maß an 
Unverfrorenheit, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
daß die internationalen Bemühungen um Abrüstung 
von westdeutscher Seite mit Aufrüstungsmaßnahmen 
begleitet werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Wer sich, wie das in den letzten Tagen so oft ge-
schieht, um das Ansehen der Bundesrepublik in der 
Welt sorgt, sollte sich auch fragen, ob durch diese Auf-
rüstungswut in der Bundesrepublik nicht ebenfalls 
kritische Fragen ausgelöst werden. 

Die GRÜNEN haben einen Antrag auf Reduzierung 
der Grundwehrdienstzeit auf zwölf Monate einge-
bracht. In Verbindung mit einer Verringerung des 
Friedensumfangs der Streitkräfte auf 420 000 Mann 
wäre das ein positiver Beitrag zur internationalen Ab-
rüstungsdiskussion. Gewiß würden sich bei einer 
Wehrdienstzeit von zwölf Monaten Zwänge zu Abrü-
stungserfolgen bei den Abrüstungskonferenzen erge-
ben. Aber genau das wollen wir. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Abg. Dr. Hoyer 
[FDP] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Im einen Bereich mögen es die finanziellen Zwänge 
sein. Warum sollten nicht personelle Zwänge die Re-
gierungen zu intensiveren Abrüstungsmaßnahmen 
zwingen dürfen? 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte schön. 

Dr. Hoyer (FDP): Herr Kollege Mechtersheimer, 
würden Sie denn einen zwölfmonatigen Wehrdienst 
offensiv vertreten? 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE):: Im Vergleich zu der 
heutigen Situation wäre eine zwölfmonatige Grund-
wehrdienstzeit ein erster wichtiger Schritt in Richtung 
einer immer weitergehenden Reduktion von Streit- 
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kräften. Ich vertrete sie im Augenblick als ein interes-
santes Zwischenziel, das ich sogar für zumutbar halte, 
auch für Menschen mit Positionen, wie Sie sie wahr-
scheinlich vertreten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Garbe 
[GRÜNE]: Und er kriegt Beifall von uns!) 

Die Wehrpflichtigen sind nicht länger gewillt, diese 
Aufrüstungspolitik auf ihrem Rücken widerstandslos 
hinzunehmen. Es rühren sich Widerstand und Protest, 
auch in Jugendverbänden, die sich bisher politisch 
kaum betätigt hatten. Die Zahl der Kriegsdienstver-
weigerer hat bereits 12 % eines Jahrgangs erreicht. 
Alles spricht dafür, daß diese Entwicklung weitergeht. 
Viele Jugendverbände sind aktiv geworden. Die 
Schulen werden auch im Zusammenhang mit den Dis-
kussionen an den Universitäten im Zug ihrer Politisie-
rung, die ganz deutlich sichtbar wird, auch die Frie-
densfragen aufgreifen. Das wird dieser Debatte einen 
neuen, wichtigen Akzent geben. 

Wieder einmal zerstört die Bundesregierung mit ih-
ren Maßnahmen den Konsens, den sie für ihre Politik 
dringend braucht. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Der Minister hört 
gar nicht zu!) 

— Ja, ich kenne Herrn Scholz. — Eine Politik ist nor-
malerweise dann am Ende, wenn sie das Gegenteil 
dessen hervorruft, was sie anstrebt. Genau das ist hier 
der Fall. 

Abrüstung ist aber nicht nur eine Frage von weniger 
Waffen; sie ist auch eine Frage der Entmilitarisie-
rung. Deswegen müssen wir anstreben, daß immer 
weniger Menschen zum Schießen ausgebildet wer-
den. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist die Philosophie, die hinter diesem Konzept der 
schrittweisen Reduzierung der Wehrpflicht steht. Die 
Parole muß lauten: Zwölf Monate Bund sind mehr als 
genug. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will hier gar nicht eingehend unter-
suchen, welcher Befähigungsnachweis eigentlich 
dem Kollegen Mechtersheimer als Propheten in abrü-
stungspolitischen Fragen zugemessen werden kann. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Ein erhebli

-

cher!) 

Aber ich kann ihm vielleicht empfehlen, seine Äuße-
rungen aus der Zeit nachzulesen, als wir uns hier im 
Hohen Haus darüber unterhalten haben, ob wir mit 
dem NATO-Doppelbeschluß eine der notwendigen 
Voraussetzungen schaffen, um im Mittelstreckenbe-
reich tatsächlich zu Abrüstung zu kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU — Zuruf des Abg. Dr. Mechters -

heimer [GRÜNE]) 

— Verfolgen Sie einmal, was Sie damals gesagt ha-
ben. 

Herr Kollege Gerster, als Angehöriger einer kleinen 
Fraktion habe ich leider nicht die Zeit, um auf Ihre 
strategischen Überlegungen in allen Einzelheiten ein-
zugehen. Wir werden dazu, was ich hoffe, im Vertei-
digungsausschuß Gelgenheit haben. Ich sage Ihnen 
dazu: Ich bin damit einverstanden, daß wir eine solche 
Wehrstrukturkommission einberufen. Ich bin auch 
deswegen damit einverstanden, weil es unübersehbar 
ist, daß die Heeresstruktur 2000 noch nicht über alle 
ihre Schwierigkeiten hinweggekommen ist, daß wir 
bei der Reservistenkonzeption gewiß noch einige Pro-
bleme zu lösen haben und daß dies alles im Zusam-
menhang mit einer Strategie und mit Strukturüberle-
gungen gesehen werden muß, die vom personellen 
wie auch vom finanziellen und materiellen Bereich 
her die Vorneverteidigung auch in Zukunft möglich 
machen und damit die friedenserhaltende Wirkung 
unserer Verteidigungsanstrengungen sicherstellen. 

Das heißt, ich plädiere dafür, daß dieser Antrag an 
den Verteidigungsausschuß überwiesen wird, und ich 
wende mich nicht dagegen, daß eine solche Kommis-
sion einberufen wird, obwohl ich verständlicherweise 
das Ziel in einigen Punkten etwas anders sehe, als Sie 
es soeben dargestellt haben. 

Was mich in diesem Augenblick vor allem bewegt, 
ist die Frage der Grundwehrdienstzeit, sind die vorlie-
genden Anträge. Ich kann dazu für meine Fraktion 
sagen: Wir haben uns im vergangenen Jahr mit einem 
ganz anderen Bereich der Dienstzeitbelastung inten-
siv befaßt. Ich glaube, ich kann für meine Fraktion in 
Anspruch nehmen, daß wir uns bei der erreichten 
positiven Lösung einer neuen Begrenzung der Dienst-
zeitbelastung für die Soldaten und einer gerechten 
und spürbaren Entschädigung so aktiv eingesetzt ha-
ben, daß ich hier nicht unseren Befähigungsnachweis 
in diesen Fragen zu erbringen brauche. 

(Wetzel [GRÜNE]: Er ist null!) 

Aber genauso intensiv müssen wir uns natürlich mit 
der Frage befassen, wie es denn mit der Wehrpflicht 
unserer Grundwehrdienstleistenden und der Länge 
des Wehrdienstes steht. 

Herr Lowack, Sie haben soeben in aller Breite und 
auch länger, als ich es hier tun kann, die Gründe dar-
gelegt, die in der CSU bei der Kreuther Entscheidung 
eine Rolle gespielt haben. 

Es muß mir daher wohl freigestellt sein, auch mei-
nerseits zu sagen, wie ich zu diesen Fragen stehe. Ich 
sage hier eindeutig: Die Demokratie verträgt auch in 
den Streitkräften keine Nische, in der mit der persön-
lichen Zeit, der verfügbaren Zeit unserer Wehrdienst-
leistenden, unserer Soldaten etwa willkürlich oder 
auch nur über das unabänderlich notwendige Maß 
hinaus umgegangen wird. 

(Beifall bei der FDP, der SPD sowie bei Abge

-

ordneten der CDU/CSU) 

Da die Ableistung der Wehrpflicht in die persönliche 
Zeitdisposition der jungen Männer nun einmal erheb- 
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lich eingreift, muß sie auf das unabdingbare Maß be-
schränkt bleiben. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Mechtersheimer 
[GRÜNE]: Dann hätten Sie nicht umfallen 

dürfen!) 

Ich füge hinzu: Von diesen Überlegungen, die ich 
damit äußere, werden auch die Fragen der Akzeptanz 
der Bundeswehr, 

(Heistermann [SPD]: Sehr richtig!) 

die Bereitschaft unserer Bürger, Lasten für die Auf-
rechterhaltung unserer Verteidigungsfähigkeit zu tra-
gen, unsere Stellung im Bündnis und damit die wei-
tere Sicherung einer f riedlichen Entwicklung unmit-
telbar berührt. 

(Opel [SPD]: Das ist der Kern!) 

Ich brauche hier nur an das zu erinnern, was der Bun-
desaußenminister heute nachmittag hier von diesem 
Platz gesagt hat: Die Bereitschaft, das Land zu vertei-
digen, verspielt nur derjenige, der mögliche Abrü-
stungsschritte übersieht und nicht wahrnimmt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

— Ich habe nach meinem Gedächtnis und nicht aus 
dem Protokoll zitiert. 

Drei Monate zusätzlich: Meine Damen und Herren, 
Eingriffe in die persönliche Lebensplanung müssen 
wohl mit ausdrücklichen Sachzwängen begründet 
sein, um als unabwendbar erscheinen zu können. Ich 
muß hier sagen: Die Zahlen der Hardthöhe haben uns 
einen anderen Rückschluß nahegelegt, Herr Kollege 
Lowack, als Sie ihn hier gezogen haben. Denn nach 
den Unterlagen, die uns ja gemeinsam vorgelegen 
haben, ist der zahlenmäßige Umfang der Bundeswehr 
bei einer dreijährigen Verschiebung des Inkrafttre-
tens der Wehrdienstverlängerung bis 1996 gesichert. 
Es hätte keine Verringerung gegeben. Ich hätte es 
auch in dem Gespräch mit unseren Verbündeten für 
außerordentlich wichtig gehalten, ihnen einen sol-
chen Schritt klarmachen zu können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Denn es gibt nun einmal — auch nach den Unterlagen 
der Hardthöhe — geänderte Zahlen des Überhangs. 
Es ist so, daß nach den Zahlen der Hardthöhe heute 
nicht ein Überhang von 320 000, sondern ein solcher 
von 400 000 vorhanden ist: ein Mehr von 60 000 auf 
Grund veränderter Tauglichkeitskriterien, ein Mehr 
von 20 000 aus dem Übersiedler-/Umsiedlerpotential. 
Damit sind 400 000 erreicht. 

Nun gibt es zusätzliche Zahlen, über die man mit 
Fug und Recht streiten kann, ob es 420 000, 430 000, 
440 000 sind; ich will darüber hier überhaupt nicht 
spekulieren. Das, was ich sagen will, ist: Wir haben 
geänderte Zahlen gegenüber der gesetzlichen Ent-
scheidung, die wir 1986 unter bestimmten zahlenmä-
ßigen Bedingungen, die uns damals vorlagen, ge-
meinsam getroffen haben. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Ich sage noch einmal: Ich meine, daß man dies auch 
im Bündnis hätte begründen können. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Aber ich respektiere genauso — dies sage ich nun in 
aller Kenntnis der Realität — eine Realität, eine Koali-
tionsrealität, für die die SPD aus ihrer eigenen Erf ah-
rung  ein sehr großes Verständnis haben müßte. Ich 
erinnere an die Zeiten der Großen Koalition, in denen 
die SPD gezwungen war, aus Koalitionsrücksichten 
manches mit zu beschließen, was damals nicht ihrer 
eigentlichen Intention entsprach. Ich erinnere an die 
Zeiten der sozialliberalen Koalition. Jeder, der damals 
dabei war, wird wissen, wie schwer uns manche aus 
Gründen der Koalitionsräson getroffene Entschei-
dung gefallen ist. 

(Zuruf von der SPD: Dann kündigen Sie das 
doch auf!) 

Ich überziehe unser Maß an Einflußmöglichkeit 
nicht. Ich gestehe hier ehrlicherweise zu: Wir können 
mit unserem Stimmenanteil von 9,1 % ein bestehen-
des Gesetz nicht ändern. 

(Jungmann [SPD]: Aber mit uns zusammen 
doch!) 

— Herr Jungmann, Sie haben vorhin offenbar nicht 
zugehört, sonst machten Sie jetzt diesen Zwischenruf 
nicht. — 

(Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Aber das Signal, das SPD und GRÜNE zu diesem Zeit-
punkt setzen wollen, halten wir für falsch. Wir haben 
gesagt, wir seien für eine Verschiebung um drei 
Jahre, aber wir hielten es für falsch, in den Bestand der 
Bundeswehr zu diesem Zeitpunkt oder zu einem ab-
sehbaren Zeitpunkt einzugreifen, solange, Herr Dr. 
Mechtersheimer, alles, was an Vorschlägen aus der 
Sowjetunion kommt, noch im Futurum gesagt wird 
und nicht im Präsens oder gar in der Vergangen-
heit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Noch gibt es alle diese angekündigten Verringerun-

gen nicht. Ich möchte nicht, daß wir aus Prinzip von 
den Zahlen abgehen, die wir für unsere Verteidi-
gungsfähigkeit für nötig halten. Vielmehr muß jeder 
Schritt der Abrüstung ein Mehr an Sicherheit bringen 
und darf Sicherheit nicht einschränken. 

Ich plädiere dafür, mit aller Sorgfalt darauf zu ach-
ten: Was geschieht nun tatsächlich auf der anderen 
Seite, und wie können wir positiv darauf reagieren? 

Aber lassen Sie uns bei dem bleiben, was Gorba-
tschow selber gesagt hat: Wer mehr hat, muß mehr 
abrüsten. — Es kommt hinzu: Derjenige, der mehr hat, 
sollte mit dem Abrüsten auch anfangen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir Sozialdemokraten 
haben am 6. Dezember beantragt, der Deutsche Bun-
destag möge die Bundesregierung auffordern, einen 
Gesetzentwurf einzubringen, der die für den 1. Juni 
1989 vorgesehene Verlängerung der Dauer des 
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Grundwehrdienstes auf 18 Monate aufhebt. Wir ha-
ben diesen Antrag wie folgt begründet. 

Erstens. Sachfremde Überlegungen waren Grund-
lage für die Entscheidung der Wehrdienstverlänge-
rung. 

Zweitens. Für uns Sozialdemokraten ist es offen-
sichtlich, daß einzig und allein dogmatisches Festhal-
ten der Bundesregierung am Friedensumfang der 
Streitkräfte in Höhe von 495 000 Mann ursächlich für 
die Verlängerung der Wehrdienstzeit ist. 

Drittens. Die Verlängerung der Wehrdienstzeit ist 
sinnlos, weil der Friedensumfang generell auf Grund 
der demographischen Entwicklung nicht haltbar ist, 
und löst die anstehenden Strukturprobleme der Bun-
deswehr nicht. 

Viertens. Die Bundeswehr verfügt weder über die 
notwendigen Ausbildungskapazitäten, noch ist sie 
personell und materiell darauf eingerichtet. Insofern 
ist die Wehrdienstverlängerung für den Betrieb der 
Bundeswehr eine Belastung. 

Fünftens. Stures Festhalten an einmal gefaßten Be-
schlüssen siegt über die Lernfähigkeit. Das Dogma 
der 495 000-Mann-Armee im Frieden besiegte die 
heute gebotene sicherheitspolitische Vernunft. Jetzt 
müssen Hunderttausende von Jugendlichen — weit 
mehr, als die Bundesregierung zugibt — jahrelang 
warten, ehe sie eingezogen werden. 

Sechstens. Das von der Bundesregierung bean-
spruchte Ziel, mehr Wehrgerechtigkeit zu bewirken, 
wird in jeder Hinsicht verfehlt. Bewirkt wird statt des-
sen eine höhere Demotivierung junger Wehrpflichti-
ger. Die jungen Wehrpflichtigen stellen mehr und 
mehr den Auftrag der Bundeswehr in Frage, und nach 
meiner Ansicht geschieht dieses zu Recht, 

(Beifall bei der SPD) 

denn dieser Auftrag geht im Kern auf die Konfronta-
tionssituation der Zeit des Kalten Krieges zurück. Er 
muß heute neu und anders formuliert werden. 

Siebtens. Die Kalkulation, die Lebens - und Berufs-
planung junger Menschen willkürlich bestimmen zu 
wollen, vermittelt und beweist ein Menschenbild, daß 
wir Sozialdemokraten gesellschaftspolitisch nicht ver-
antworten können. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Ronneburger, wenn Sie mir vorhin inhaltlich zu-
gestimmt haben, dies aber einzig und allein mit dem 
Hinweis auf die Koalition, in der Sie sich befinden, 
glauben vertreten zu können, so ist das wieder typisch 
für die FDP. Es kann doch nicht im Interesse des Staa-
tes, der Bundeswehr und unserer Gesellschaft liegen, 
unnötig und willkürlich 25- bis 28jährige Arbeitneh-
mer oder Selbständige in wichtigen Lebensabschnit-
ten, junge Familienväter, Berufsanfänger nach länge-
rer Fachausbildung, Gesellen, die eine Meisterprü-
fung anstreben, Hochschulabsolventen in ihrer Quali-
fizierungsphase ihren objektiven Interessen zuwider 
einzuziehen. 

(Ronneburger [FDP]: Sie wissen doch, daß 
das nicht stimmt! — Dr. Hoyer [FDP]: Das ist 

doch ein Plädoyer für die Verlängerung!) 

Dann sollen diese jungen Männer von zum Teil noch 
viel jüngeren Unterführern geführt und „erzogen" 
werden. Kein Mensch in den Streitkräften glaubt, daß 
dies gutgeht. 

Herr Nolting, Sie sollten einmal ein bißchen rech-
nen; dann würden Sie einen so unsinnigen Zwischen-
ruf unterlassen. 

Öffentlichkeit und Parlament werden an der Nase 
herumgeführt, wenn die Bundesregierung behauptet, 
mit der Verlängerung des Wehrdienstes einen wichti-
gen Schritt getan zu haben, damit der Beitrag der Bun-
desrepublik Deutschland zur NATO auch in den 90er 
Jahren geleistet werden kann. Welcher Beitrag ist 
gemeint? Gemeint ist nur, die Friedensstärke in Höhe 
von 495 000 Mann zu halten. Es wird suggeriert: Nur 
die Quantität vermag unsere Verteidigungsfähigkeit 
zu garantieren. 

Viele Argumente aus militärfachlicher Sicht spre-
chen dagegen. Man muß wissen: Heute sind zwei 
Drittel aller Reservisten nicht für ihre Aufgabe im Ver-
teidigungsfall ausgebildet. Die Bundeswehr hält 
Truppenteile unter hoher Präsenz, die mit vielen 
Wehrpflichtigen aufgefüllt sind, nämlich vor allem ge-
panzerte Kampf- und Kampfunterstützungsverbände. 
In anderen Bereichen fehlen sie. 

Aus der Forderung nach einer hohen Friedensprä-
senz — in Höhe von 495 000 Mann — ergibt sich im 
Verteidigungsfall eine hohe Zahl von Reservisten, die 
für Funktionen ausgebildet sind, die nicht dem Anfor-
derungsprofil ihrer Verwendung im Verteidigungsfall 
genügen. Einem Überschuß an Reservisten der ge-
panzerten Kampf- und Kampfunterstützungstruppen 
steht ein unverantwortlicher Mangel an Reservisten 
für Logistik, Sanitäts- und Sicherungstruppen gegen-
über. 

Ich muß feststellen: Angesichts des erhöhten Reser-
vistenbedarfs der Streitkräfte in den 90er Jahren als 
Folge der demographischen Entwicklung und der im 
Rahmen der Bündnisverpflichtungen in Aufstellung 
befindlichen Verbände für den Wartime Host Nation 
Support wird sich diese Situation entscheidend ver-
schärfen. 

Bei einem Festhalten an der gegenwärtigen Frie-
densstärke und am gegenwärtigen Auftrag ist das 
aktive Personal der Bundeswehr in seiner Verantwor-
tung für die Ausbildung erheblich überfordert, wenn 
dann noch der Ausbildungsauftrag für den Verteidi-
gungsfall draufgesattelt werden soll. 

Dieses ist auch vor dem Hintergrund zu reflektieren, 
daß bereits jetzt die Soldaten eine hohe Dienstzeitbe-
lastung haben. Für die aktiven Soldaten kann und 
muß die Forderung lauten, die Friedensstruktur der 
Bundeswehr so zu verändern, daß der Verteidigungs-
bedarf garantiert wird, wobei die Belastung der Aus-
bildungssysteme und der Soldaten, die ausbilden 
müssen, erträglich bleiben. „Erträglich" heißt in mei-
ner Definition, daß auch unsere Soldaten einen An-
spruch auf Arbeitszeitverkürzung und Teilhabe an 
gesellschaftlichen Entwicklungen haben. 

Nicht vorzeigbare Verbände im Frieden sind ge-
fragt, sondern Strukturen, die den Grundgesetzauf-
trag erfüllen, nämlich für den Verteidigungsfall die 
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nötigen Vorkehrungen zu treffen. Dieses ist, Herr Lo-
wack, ohne Verlängerung der Wehrpflicht möglich. 

Ein paar Bemerkungen zu Ihrem Zahlenspiel — 
nach meiner Einschätzung: Zahlenverwirrspiel —, 
Herr Lowack. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Keine Beleidi

-

gung!) 

— Herr Bötsch, ich kann Herrn Lowack nicht beleidi-
gen. 

Erstens. Richtig ist: Bereits beim ursprünglichen 
Gesetzgebungsverfahren konnte ein Überhang fest-
gestellt werden, der sich schon damals auf 320 000 
bezifferte. 

Zweitens. Nach jüngsten Berechnungen erhöht sich 
die Zahl auf rund 450 000. Der Zuwanderungsgewinn 
durch Aussiedler erbringt ca. 20 000, die Absenkung 
der Tauglichkeitskriterien wahrscheinlich um die 
60 000 zusätzliche Wehrpflichtige. 

Dieses ist also erstmals die Bugwelle, die die Bun-
deswehr vor sich herschiebt, das Reservepolster, das 
Ausgleichspolster — eine Betrachtungsweise, die mir 
sozial zuwider ist. 

Der Überhang reicht sicher bis zum Jahre 1999, rein 
rechnerisch sogar bis zum Jahr 2003 zum Ausgleich 
des Aufkommensdefizits aus. 

Was heißt das aber für die Betroffenen? Es heißt: 
Konnte bisher jemand planen, rund um das 20. Le-
bensjahr seinen gesetzlichen Wehrdienst abzuleisten, 
so muß er künftig feststellen, daß er bis zum 28. Le-
bensjahr „Verfügungsmasse" ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Annahme ist nicht unbegründet, weil für die 
Zieljahre 1999/2000 immer noch mit einem Auswahl-
überhang von 40 000 gerechnet wird. Zur Verdeutli-
chung: Für das Jahr 1989 errechnet sich nach den Ist-
Erhebungen der Wehrersatzbehörden der Bestand 
der 19- bis 28jährigen Wehrdienstfähigen mit 700 000. 
Bei großzügiger Rechnung werden höchstens 255 000 
für das Jahr 1989 benötigt, so daß 445 000 Wehrpflich-
tige den Auswahlüberhang bilden. 

Einer am 17. Januar 1989 veröffentlichten Presse-
mitteilung des Bundesministeriums der Verteidigung 
ist zu entnehmen, daß turnusgemäß 210 000 junge 
Männer eingezogen werden, so daß ein weiterer 
Überhang von 45 000 festzustellen ist. Das heißt, wer 
von 490 000 ausgeht, hat eine realistische Planung. 

Es ist dabei nicht verwunderlich: Seit Monaten fra-
gen neuerdings auch Kritiker aus dem konservativen 
Lager, ob es sinnvoll und gerecht sei, den jungen Bür-
gern unserer Republik in diesem Jahr eine Verlänge-
rung zuzumuten. Professor Scholz verkündet weiter-
hin — bei seinem konservativen Zuschnitt auch nicht 
anders zu erwarten — , auf Grund der sinkenden Zahl 
von Wehrpflichtigen sei eine Verlängerung des 
Grundwehrdienstes unumgänglich. 

Der Bundeskanzler erklärt, die Personalvorgaben 
hätten sich geändert. Dies ist nicht richtig. Ich kann 
nur sagen: Die Öffentlichkeit wird bewußt ge-
täuscht. 

Ein weiteres Argument, das ich letztlich als men-
schenverachtendes Argument ansehe, weil Sie mit 
Gewissensentscheidungen junger Menschen um-
springen — Herr Lowack, auch Sie haben es ge-
nannt — , ist, man müsse angeblich bei der Verlänge-
rung bleiben, weil sich die Wehrverweigerungsquote 
erhöht. Wehrpflichtige, die ihren Dienst erfüllen, sol-
len bestraft werden, weil andere junge Menschen von 
ihrem im Grundgesetz garantierten Recht Gebrauch 
machen. 

(Beifall bei der SPD) 
Welche demokratische Grundhaltung haben diejeni-
gen, die dahinter stehen? 

Die FDP hat ihre Meinung dargelegt. Ich sage nur: 
Der Wachhund der Liberalität hat wieder einmal laut 
gebellt und anschließend winselnd den Schwanz ein-
gezogen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist ja viel

-

leicht ein kalter Kaffee!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter! 

Dr. Klejdzinski (SPD): Ich weiß, die Zeit ist zu Ende. 
Ich bin auch gleich fertig. 

Ich weiß, es ist hier schon vieles gesagt worden, 
aber nur eines ist richtig: Auch der Abgeordnete 
Biehle hat sich in unserem Sinne geäußert. 

(Dr. Bötsch (CDU/CSU): Er hat sich nicht in 
eurem Sinne geäußert, sondern seine Mei

-

nung gesagt!) 
Er hat an anderer Stelle noch einmal eindeutig erklärt, 
wie es ist. Ich will nur noch sagen, was Herr Feld-
meyer in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" er-
klärt hat, daß dies alles eine schlechte Planung ist. 
Offiziell gelten noch immer die bisher gültigen Zah-
len, aber es sind nicht mehr die Zahlen, mit denen 
morgen gearbeitet wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister der Verteidigung. 

Dr. Scholz, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Gestatten Sie einige Anmerkungen zu den anstehen-
den Anträgen, zunächst zu der Frage einer Wehr-
strukturkommission. Sie, meine Damen und Herren 
von der SPD, beantragen die Einsetzung einer Wehr-
strukturkommission, um dem von Ihnen so bezeichne-
ten Ziel beiderseitiger Angriffsunfähigkeit in Europa 
näher zu kommen. 

Meine Damen und Herren, eine solche Wehrstruk-
turkommission brauchen wir mit Sicherheit nicht; 
denn die Bundeswehr ist schon heute nicht angriffsfä-
hig — 

(Dr.  Mechtersheimer (GRÜNE): Vor allem in 
der Luft nicht!) 

das ist sie meines Erachtens auch zu sozialdemokrati-
schen Zeiten nicht gewesen — , nach Ausrüstung, 
nach Truppenstand, nach Führungssystem, nach Stra- 
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tegie, nach Dislozierung. Die Bundeswehr ist nicht 
angriffsfähig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Die Bundeswehr ist verteidigungsfähig, und sie muß 
verteidigungsfähig gehalten werden. Sie ist aber nicht 
angriffsfähig. Angriffsfähig ist nach wie vor in der Tat 
die andere Seite, 

(Wilz [CDU/CSU]: So ist es!) 
trotz unbestreibarer, ermutigender Signale von der 
sowjetischen Seite. Aus diesem Grunde meine ich, 
daß Ihr Antrag, Ihr Wunsch nach einer Wehrstruktur

-

reform kaum hilfreich sein kann. 

(Rixe [SPD]: Machen Sie alleine, nicht?!) 
Wir haben unbestreitbar viele strukturelle Probleme 

und strukturelle Fragen gerade in der Zukunft, gerade 
in einer Zukunft, von der wir uns — ich hoffe, gemein-
sam — mehr an Möglichkeiten im Bereich von Abrü-
stung und Rüstungskontrolle, gerade im konventio-
nellen Bereich, versprechen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Scholz, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Ger-
ster. 

Gerster (Worms) (SPD): Herr Minister, üblicher-
weise ist die Begründung nicht Bestandteil des eigent-
lichen Antrages. Können Sie denn dem Antrag zu-
stimmen, dem eigentlichen Petitum, eine Wehrstruk-
turkommission einzurichten? Sie müssen sich ja nicht 
mit der Begründung identifizieren. 

Dr. Scholz, Bundesminister der Verteidigung: Ich 
habe bisher versucht, Ihren Antrag ernst zu neh-
men, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das war ein 
Fehler!) 

ihn wörtlich zu nehmen, mich mit ihm auseinanderzu-
setzen. Wenn der Antrag in seiner Begründung, in 
seinen Gründen von vornherein nicht stichhaltig ist, 
bitte ich um Nachsicht, daß ich mich damit auseinan-
dergesetzt habe. 

(Gerster [Worms] [SPD]: Es ging um das Peti

-

tum! — Dr. Penner [SPD]: Herr Scholz, dann 
müssen Sie auch wissen, daß der Tenor wich

-

tig ist!) 
Strukturelle Fragen, meine Damen und Herren, ha-

ben wir und werden wir in vielfältiger Hinsicht auch in 
der Zukunft zu diskutieren haben. Das ist unbestreit-
bar. Wir werden dafür auch die richtigen Instrumen-
tarien haben, entwickeln und darüber sicherlich auch, 
wie ich hoffe, gemeinsam diskutieren. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie nunmehr 
einige Anmerkungen zur Frage des Wehrdienstes: 
Die Koalition hat sich, wie Sie wissen, entschieden, 
das in Kraft getretene Gesetz über die Verlängerung 
des Wehrdienstes auf 18 Monate nicht zu ändern. 

(Rixe [SPD]: Das war ein Fehler!) 

Ich möchte an dieser Stelle allen Mitgliedern gerade 
dieses Hauses danken, die sich an dieser Diskussion 
sehr intensiv beteiligt haben. Ich weiß sehr wohl, daß 
in beiden Koalitionsfraktionen viele gewesen sind, die 
diese Entscheidung nicht leicht getragen haben und 
die es sich mit dieser Entscheiduung nicht leichtge-
macht haben. Ich darf mich an dieser Stelle ausdrück-
lich noch einmal für die intensive Diskussion in die-
sem Bereich bedanken. 

Meine Damen und Herren, wir haben — Herr Ron-
neburger hat darauf hingewiesen — eine gewisse 
Veränderung im zahlenmäßigen Bereich. Dies ist un-
bestreitbar. Nach meiner Einschätzung ist das kein 
substantiell verändernder Aspekt, aber er gibt uns 
Möglichkeiten zu — und das ist die Grundlage der 
Gesetzgebung — mehr Wehrgerechtigkeit. Er gibt 
uns nunmehr Möglichkeiten, auch individuelle Be-
lange im Sinne von mehr Flexibilität zu berücksichti-
gen, also auch mehr individuelle Wehrgerechtigkeit 
zu verwirklichen. Dies ist meines Erachtens ein wich-
tiger Schritt, den wir hier gehen können. 

Wir werden insbesondere alle Wehrpflichtigen, die 
ihre Einberufung beantragen, grundsätzlich inner-
halb eines Jahres einberufen. Das heißt, vieles von 
dem, was von den Kritikern jener Gesetzgebung im-
mer wieder angeführt worden ist, z. B. daß Überalte-
rung drohe, ist nicht der Fall. Im Gegenteil, wir wer-
den in den 90er Jahren bereits wieder auf etwas über 
19 Jahre Durchschnittsalter kommen. Auch die Be-
hauptungen, es werde einen Überhang bis ins 27., 
28. Lebensjahr hinein geben, sind nicht richtig. 

Wir werden auf der anderen Seite aber mehr 
Rechtssicherheit haben. Der einzelne junge Mensch 
hat natürlich ein Recht darauf, daß er weiß, wie er sich 
in seiner Lebensplanung auf seinen Wehrdienst ein-
zurichten hat. Das werden wir gewährleisten können. 
Wir werden einen ganzen Katalog von verbindlichen 
Sonderregelungen für Abiturienten, für Arbeitslose, 
für Wehrpflichtige, die in der Lehre, einer Zweitaus-
bildung, einer Existenzgründung, einer Phase der Fe-
stigung des Arbeitsverhältnisses stehen, entwickeln 
und vorstellen. Hierüber bin ich sehr froh. 

Lassen Sie mich mit einem Satz schließen, meine 
Damen und Herren. Die Frage der Beibehaltung der 
18monatigen Wehrpflicht ist natürlich wie die der 
Stärke der Bundeswehr insgesamt an die weitere Ent-
wicklung im konventionellen Bereich, was Abrü-
stung und Rüstungskontrolle angeht, gebunden. 
Wenn es uns gelingt, was wir alle hoffen, daß in diesen 
Bereichen wirkliche Fortschritte erreicht werden, wird 
natürlich auch die Frage der Struktur der Bundes-
wehr, der Gestaltung der Wehrpflicht wieder neu zu 
diskutieren sein. 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Fangen wir 
doch heute damit an!) 

Auch dies sage ich Ihnen ausdrücklich. Aber die Zeit 
ist für reale Vorleistungen angesichts verbaler Ankün-
digungen der anderen Seite in einer Situation, wo wir 
unterlegen sind, nicht reif. Eine solche Politik wäre 
nicht verantwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Heistermann [SPD]: Sie sollen die Struktur 

vorbereiten!) 
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Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu über-
weisen. Gibt es dazu andere Auffassungen? — Das ist 
nicht der Fall. Sie sind einverstanden. Die Überwei-
sungen sind so beschlossen. 

Der Tagesordnungspunkt VII — „Allgemeine na-
mentliche Kennzeichnung von Polizeibeamten" — 
wird morgen beraten werden. 

Ich rufe den Punkt VIII der Tagesordnung auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Odendahl, Dr. Penner, Dr. Böhme (Unna), 
Bernrath, Kastning, Kuhlwein, Dr. Niehuis, 
Rixe, Weisskirchen (Wiesloch), Dr. Vogel und 
der Fraktion der SPD 

Entwicklung der „Fachhochschule des Bundes 
für öffentliche Verwaltung" 
— Drucksachen 11/2793, 11/3767 — 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für 
diese Beratung eine Stunde vorgesehen. — Ich sehe 
dazu keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Mit der Großen Anfrage zur 
Entwicklung der „Fachhochschule des Bundes für öf-
fentliche Verwaltung" will die SPD-Bundestagsfrak-
tion einen Beitrag zur Verbesserung der Beamtenaus-
bildung leisten. Wir wollen prüfen, ob die FH Bund in 
den gut zehn Jahren ihres Bestehens die Vorstellun-
gen umgesetzt hat, die mit den Änderungen des Be-
amtenrechtsrahmengesetzes und des Bundesbeam-
tengesetzes von 1976 für die Laufbahnen des gehobe-
nen nichttechnischen Dienstes verfolgt wurden. 

Diese Prüfung erscheint uns um so dringlicher, als 
es in der Fachöffentlichkeit in den letzten Jahren er-
heblichen Zweifel am Hochschulcharakter der Ein-
richtung, an der Studierbarkeit und Wissenschaftlich-
keit der Studiengänge, am richtigen Verständnis des 
Praxisbezugs und an der Lehr- und Forschungsfreiheit 
der Hochschullehrer gegeben hat. Im übrigen liegt es 
auch nahe, daß eine Hochschule, die zehn Jahre nach 
ihrer Gründung noch immer nach einem „Vorläufi-
gen Errichtungserlaß" arbeitet, der selber eine spä-
tere gesetzliche Regelung ankündigt, einer kritischen 
Bestandsaufnahmen unterzogen wird. Gutachten im 
Auftrag der Regierung können das zweifellos nicht 
ersetzen. 

Die Antwort der Bundesregierung auf unsere Große 
Anfrage drückt sich am Kern der Probleme vorbei. Sie 
zeigt wenig Bereitschaft, sich mit den angesproche-
nen Fragen auch inhaltlich zu beschäftigen. Begrü-
ßenswert ist nur die grundsätzliche Aussage, daß die 
Leitprinzipien für die Hochschulform Fachhochschule 
nach dem Hochschulrahmengesetz auch für die 
FH Bund gelten sollen. Das müßte sich dann aber in 
den Antworten zu den einzelnen Fragen wiederfin-
den. Es sollte auch im praktischen Verhältnis von 
Fachbehörden und Hochschule deutlich werden. 

Professor von Richthofen, der Leiter der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfa-
len, hat Ende 1987 in einem bemerkenswerten Vor-
trag die Realität der Fachhochschulen für öffentliche 
Verwaltung an den ursprünglichen und immer noch 
gültigen bildungspolitischen Zielen gemessen: Pra-
xisbezug, Wissenschaftlichkeit, Berufsethos und 
Hochschulcharakter. Die Ergebnisse seiner Analyse 
müssen zu denken geben. 

Erstens. Die Ausbildung soll den Studenten Kennt-
nisse und Fähigkeiten vermitteln, die sie befähigen, 
den gegenwärtigen und künftigen Anforderungen ih-
rer Laufbahn gerecht zu werden. Das ist durch 18 Mo-
nate praktische Tätigkeit und 18 Monate Studium mit, 
man höre und staune, 2 200 Unterrichtsstunden nicht 
zu gewährleisten. Die Stoffülle führt dazu, daß nur 
noch auf die Prüfungen gepaukt werden kann. Die 
Praxis steht unverbunden neben der Theo rie. Die Pra-
xis wird auch nicht kritisch reflektiert und die künftige 
Praxis nicht ausreichend berücksichtigt. 

Zweitens. Die Ausbildung soll die Absolventen be-
fähigen, wissenschaftlich-methodisch zu denken und 
wissenschaftliche Erkenntnisse in die Praxis einzu-
bringen. Bei weit mehr als 30 Wochenstunden im Stu-
dium bleibt kaum Zeit für wissenschaftliche Vertie-
fung des Stoffes. Angesichts der hohen Zahl der Lehr-
beauftragten fehlt der Standard für die Qualifikation 
des Lehrpersonals. Auf Diplomarbeiten, die den 
Nachweis für die Befähigung zum wissenschaftlichen 
Arbeiten darstellen könnten, wird verzichtet. 

Drittens. Die Ausbildung soll die Absolventen zu 
verantwortlichem Handeln in einem freiheitlichen, 
demokratischen und sozialen Rechtsstaat befähigen. 
Auch hier ist angesichts der Stoffülle Skepsis ange-
bracht, ob dieses Ziel erreicht werden kann. Es ist 
schwer vorstellbar, daß in einem durch und durch re-
glementierten und verschulten Studium Kreativität 
und Verantwortungsfreude oder gar Kritikfähigkeit 
gefördert werden. 

Viertens. Der Hochschulcharakter der FH Bund ist 
zumindest nicht unumstritten. Abgesehen von der 
starken Reglementierung der Studiengänge hat sie 
gegenüber den allgemeinen Fachhochschulen eine 
stärker eingeengte Lehr- und Forschungsfreiheit für 
die Hochschullehrer, zusätzlich verbunden mit 
Dienstpflichten, die es in dieser Form an allgemeinen 
Hochschulen nicht gibt. 

Nun begründet die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort die Abweichungen vom allgemeinen Hoch-
schulrecht mit den angeblich so besonderen Anforde-
rungen an die Beamten des gehobenen Dienstes. Da 
drängt sich natürlich die Frage auf, warum das gleiche 
dann nicht auch für die zukünftigen Beamten des ge-
hobenen technischen Dienstes und die Beamten aller 
Laufbahnen des höheren Dienstes zu gelten hat, für 
Beamte, die bekanntlich an allgemeinen, öffentlichen 
und allen zugänglichen Fachhochschulen bzw. Uni-
versitäten ausgebildet werden. 

Nun habe ich ja Verständnis dafür, daß die Vielzahl 
der Ressorts und Behörden über die FH Bund ihren 
höchsteigenen Personalbedarf decken will. Aber ich 
wundere mich, daß die künftigen Schlüsselqualifika-
tionen, die in der bildungspolitischen Diskussion 
heute eine Rolle spielen, wie Systemdenken, Sozial- 
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kompetenz, Teamfähigkeit, Kritikfähigkeit und selb-
ständiges Denken, für Beamte im gehobenen nicht-
technischen Dienst verzichtbar sein sollen. Der Bil-
dungsbedarf für ein gesellschaftspolitisch bedeutsa-
mes Berufsfeld kann doch nicht allein den personal-
wirtschaftlichen Vorstellungen einzelner Beschäfti-
gungsbehörden überlassen bleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier sind, meine ich, auch Bildungspolitik und Wis-
senschaft gefordert. Hier müssen auch die betroffenen 
Studenten und die Hochschullehrer mitwirken kön-
nen. 

Die Wissenschaftlichkeit der Fachhochschulen für 
öffentliche Verwaltung ist übrigens anders, als uns 
die Antwort auf unsere Anfrage weismachen will, sehr 
wohl Gegenstand der Erörterung in der Westdeut-
schen Rektorenkonferenz gewesen. In einer Senats-
unterlage des 48. Senats der WRK am 7. Oktober 1986 
heißt es u. a., daß sich „die Ressortfachhochschulen in 
Struktur, Organisation, Aufgaben, Lehrpersonal, Stu-
denten und anderem derart gravierend von den übri-
gen Mitgliedshochschulen ... unterscheiden" , daß 
eine Aufnahme dieser Hochschulen in die WRK ohne 
grundlegende Änderungen der Rahmenbedingungen 
nicht in Betracht kommen sollte. Also, die WRK atte-
stiert ausdrücklich, daß sie mit anderen, mit allgemein 
zugänglichen Fachhochschulen und Hochschulen 
nach dem Hochschulrahmengesetz bis heute nicht 
vergleichbar sind. 

Wenn das so ist, muß die Bundesergierung Konse-
quenzen ziehen. Ich will hier nur einige nennen. 

Erstens. Wir fordern die Bundesregierung auf, die 
FH Bund auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen. 

Zweitens. Das Gesetz muß die FH Bund an die 
strukturellen Vorgaben des Hochschulrahmengeset-
zes anpassen, insbesondere in bezug auf die Möglich-
keiten der Selbstverwaltung, das Verhältnis von 
Rechtsaufsicht und Fachaufsicht, die Gruppenmitwir-
kung und die Personalstruktur. 

Drittens. Durch eine Studienreform sind Freiräume 
für ein wissenschaftlich fundiertes Studium zu schaf-
fen, das sich auch an künftigen Tätigkeitsanforderun-
gen orientiert und auch Qualifikationen für Tätigkei-
ten außerhalb des öffentlichen Dienstes vermittelt. 
Wenn man immer von Mobilität redet, muß man zu-
mindest diese Möglichkeit schaffen. 

Viertens. Die Dauer der Fachstudien ist auf 24 Mo-
nate zu erhöhen. 

Fünftens. Die FH Bund muß für externe Studienbe-
werber geöffnet werden. 

Sechstens. Die Zusammenarbeit mit der Fachpraxis 
ist zu verbessern; dazu gehören auch Praxissemester 
für die Hochschullehrer und die Beteiligung der 
FH Bund an der Weiterbildung der Beamten. 

Siebtens. Die Forschungstätigkeit an der FH Bund 
ist zu verstärken, um die Lehre weiterzuentwickeln, 
die Verwaltungswissenschaften zu fördern und 
Dienstleistungen für die Fachpraxis durch Wissens-
transfer zu erbringen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
sagt in ihrer Antwort, bei sich ändernden Anforderun-

gen und Rahmenbedingungen seien für die FH Bund 
auch andere Strukturen denkbar. Ich glaube, daß sich 
beides längst geändert hat und daß sich beides weiter 
verändern wird. 

Die SPD-Fraktion wird im Deutschen Bundestag 
deshalb zur Verbesserung der Beamtenausbildung für 
den gehobenen nichttechnischen Dienst in Kürze 
konkrete Vorschläge machen. Ich meine, das sind wir 
dem Nachwuchs im öffentlichen Dienst, aber auch 
den Bürgern schuldig, denen die Beamten schließlich 
dienen sollen. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau 
Dr. Vollmer [GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Wisniewski. 

Frau Dr. Wisniewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lieber Herr Kuhlwein, 
wenn man Sie hört, hat man ja den Eindruck, daß die 
Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwal-
tung in einem desolaten Zustand befindlich ist. Ich 
glaube, dies ist nicht der Fall. 

(Kuhlwein [SPD]: Sie hat zumindest Pro

-

bleme!) 

Vielmehr möchte ich eingangs allen, die an dieser 
Fachhochschule lehren, aber auch denen, die dort ler-
nen, von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion her sa-
gen, daß wir ihre Leistungen hoch anerkennen 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und daß wir der Meinung sind, daß hier immer wieder 
eine ganz vorzügliche Arbeit stattfindet. 

Daß diese Fachhochschule des Bundes für öffentli-
che Verwaltung, kurz so schön „FH Bund" genannt, 
als bundeseigene Einrichtung innerhalb des reich ge-
gliederten Hochschulsystems der Bundesrepublik ins-
gesamt eine besondere und, wie ich finde, interes-
sante Stellung einnimmt, ist sicherlich völlig unbe-
stritten. Die Frage ist, ob sich die vor zehn Jahren 
gegründete Einrichtung so entwickelt hat, wie man es 
ihrem Auftrag gemäß und ihrer Konzeption entspre-
chend als angemessen beurteilen muß, oder ob sie, 
wie die Große Anfrage der SPD es nahelegt, eine Ent-
wicklung hin zur Fachschule genommen hat, die in 
der Tat einer Fachhochschule nicht angemessen 
wäre. 

Es ist sicherlich richtig, nach zehn Jahren Bilanz zu 
ziehen und sich darüber klar zu werden, ob sich die 
bestehende Einrichtung bewährt hat oder ob Verän-
derungen nötig sind. Verwunderlich bleibt es in der 
Tat, daß es in zehn Jahren entweder nicht gelungen ist 
oder daß nicht versucht worden ist, den vorläufigen 
Errichtungserlaß des Jahres 1978 durch ein reguläres 
Gesetz zu ersetzen. Man kann sagen, daß pragmati-
sche Gründe dafür sprechen, den dazu notwendigen 
schwierigen Prozeß nicht in Gang zu setzen, auch jetzt 
noch nicht, sondern das Faktum des Fortbestehens 
und der Funktionsfähigkeit der Hochschule höher zu 
bewerten. Man wird prüfen müssen, ob Veränderun-
gen, wie sie durch das erwähnte Gutachten jetzt si- 
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cherlich in Gang gesetzt werden, schließlich dazu füh-
ren, daß wir eine solche Gesetzesvorlage anstreben. 

Daß die Fachhochschule in der Tat voll funktionsfä-
hig ist und daß ihre Leistungen — ich wiederhole es — 
hoch anzuerkennen sind, hat jüngst eben dieses Gut-
achten bestätigt, das ein Forschungsinstitut für öffent-
liche Verwaltung bei der Hochschule für Verwal-
tungswissenschaften in Speyer im Auftrag der Bun-
desregierung angefertigt und vor wenigen Tagen in 
Teilen vorgelegt hat. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß diese 
Fachhochschule die für die Bürger unseres Landes 
ungemein wichtige Aufgabe, kompetente und zuver-
lässige Beamte der verschiedensten Sparten heranzu-
bilden, mit viel Erfolg und zu allgemeiner Zufrieden-
heit bewältigt. Dennoch sollt es erlaubt sein, kritische, 
nachdenkliche Fragen zu stellen und so ähnlich, wie 
es in jenem Gutachten auch geschieht, zu weiterer 
Diskussion anzuregen. Teilweise sind das andere Fra-
gen als die, die in der Großen Anfrage der SPD gestellt 
werden. 

Wenn man sich mit dem Aufbau und der Arbeits-
weise der FH Bund näher beschäftigt, sieht man so-
fort, daß die Organisationsstruktur dieser Einrichtung 
nicht gerade einfach zu nennen ist. Es handelt sich 
eigentlich um einen Verbund, in dem zehn sehr unter-
schiedliche Fachbereiche zusammengefügt sind. All-
gemeine innere Verwaltung steht neben Bundes-
wehrverwaltung, Eisenbahnwesen, Flugsicherung, 
Wetterdienst, geophysikalischem Beratungsdienst, 
öffentlicher Sicherheit, Post- und Fernmeldewesen 
und Sozialversicherung, und diese einzelnen Fachbe-
reiche sind über die ganze Bundesrepublik verstreut. 
Dennoch gehören sie alle zu einer einheitlichen Fach-
hochschule. Sitz der Leitung und des Grundstudiums 
ist Köln. Widerspricht dieser auch räumlich weitver-
zweigte Aufbau nicht pädagogischen Erfahrungen, 
wonach überschaubare und räumlich wie inhaltlich 
zusammenhängende Einheiten den Zusammenhalt 
einer Ausbildungsgemeinschaft von Lehrenden und 
Lernenden und damit den Lehrerfolg besser garantie-
ren? 

Wenn man sich aber grundsätzlich dafür entschei-
det — und ich plädiere dafür — , trotz mancher Beden-
ken den bestehenden und im großen und ganzen be-
währten rechtlichen und institutionellen Rahmen bei-
zubehalten, sollte man sich doch nicht scheuen, im 
Sinne einer modernen Fachhochschulausbildung 
Maßnahmen zu erwägen, die vor allem darauf gerich-
tet sein können und sollen, mehr Selbständigkeit und 
lebendiges wissenschaftliches Interesse bei Lernen-
den und Lehrenden zu wecken. 

(Kuhlwein [SPD]: Sehr richtig!) 

Auf diese Weise könnte der Typus der aufgeschlosse-
nen, flexiblen und im Rahmen des Möglichen eigen-
verantwortlich handelnden Beamten verstärkt geför-
dert werden. Dies wäre ganz gewiß im Sinne der Bür-
gerinnen und Bürger unseres Landes und läge damit 
im öffentlichen Interesse. 

Mir erscheinen daher Bemühungen, den Studieren-
den mehr Gestaltungsmöglichkeiten im Studium und 
in den Prüfungen einzuräumen, von besonderer Be-
deutung. Auch ich, Herr Kuhlwein, hielte es für sinn-

voll, mehr freie Themenwahl bei Klausuren, Hausar-
beiten und schriftlichen Examensarbeiten zu ermögli-
chen. Nur, dazu sind große strukturelle Änderungen 
nicht nötig. Auf diese Weise würde meines Erachtens 
so manche Anregung zu verstärkter wissenschaftli-
cher Arbeit und zu anwendungsbezogener Forschung 
auf die Lehrenden ausgehen, so daß auch hier wieder 
auf weitergehende strukturelle Veränderungen ver-
zichtet werden könnte. 

Damit müßte eine Überprüfung der Studienzeiten 
und der Studieninhalte einhergehen. Wenn allzu 
große Stoffvorgaben in einem relativ engen Zeitraum 
aufgenommen und verarbeitet werden müssen, dann 
ist immer die Gefahr gedankenlosen Einpaukens mit 
dem Ziel kurzfristiger, oft prüfungsbezogener Ge-
dächtnisspeicherung gegeben. Dies nützt letztlich 
niemandem. 

(Beifall des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

Wenn allein durch Gestaltung des Studiums im Sinne 
einer besseren Ausgewogenheit von Schwerpunkt-
vertiefung und Gesamtüberblick keine befriedigen-
den Ergebnisse zu erwarten sind, dann müßte tatsäch-
lich, wie es auch in dem Gutachten erwogen wird, an 
eine Neustrukturierung des Studiums und gegebe-
nenfalls an eine Veränderung der Fachstudien ge-
dacht werden. 

Von ganz besonderer Bedeutung ist bei dieser Art 
des Studiums eine möglichst reibungslose Verzah-
nung der berufspraktischen und der fachtheoreti-
schen Studienzeiten und -inhalte. 

Entsprechen eigentlich in dieser Hinsicht die Kom-
petenzen der Fachbereichsleiter ihrer Aufgabe? Man 
wird diese Frage sowohl im Hinblick auf die zentrale 
Leitung als auch in bezug auf die vielen obersten 
Dienstvorgesetzten, die jeweiligen Bundesminister, 
stellen müssen. Natürlich haben die Ressortchefs ein 
besonderes Interesse daran, daß ihr Ausbildungsf ach-
bereich optimal in ihre Verwaltungsvorstellungen 
eingebunden ist. Aber werden — bei allem Verständ-
nis für diesen Gesichtspunkt — die Anliegen der Aus-
bilder dabei gebührend berücksichtigt? Gibt es genü-
gend Raum für innovative Bemühungen, die letztlich 
auch der übergeordneten Behörde und damit schließ-
lich wieder uns allen zugute kommen? 

Zu fragen ist auch, ob die Ausbildungskompetenz 
bei der Besetzung der Leitungsfunktionen so berück-
sichtigt wird, wie es für eine Ausbildungseinrichtung 
dieser Bedeutung angemessen ist. 

Im Vordergrund aller Bemühungen sollte freilich 
nach wie vor die berufspraktische Ausbildung stehen, 
die den Anwärter auf seine künftigen beruflichen Auf-
gaben möglichst dezidiert vorbereitet, so daß nicht 
nur die aufnehmende Dienststelle den größten Nut-
zen davon hat, sondern auch der Berufsanfänger 
selbst. Der oft beobachtete Berufsschock kann auf 
diese Weise weitgehend vermieden werden. 

Werden aber die nicht immer leichten Aufgaben der 
Ausbilder von der Behörde, für die sie diese Arbeit 
leisten, eigentlich angemessen gewürdigt? Wird auf 
die Vorbereitung der Lehrenden und der Ausbil-
dungsbeamten genügend Sorgfalt verwandt? 
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Frau Dr. Wisniewski 

Meine Damen und Herren, dies sind ein paar Ge-
danken, Fragen, Anregungen, die, nehme ich an, das 
Ziel, das wir alle im Auge haben, vielleicht besser als 
bisher zu erreichen helfen können. Das Ziel muß sein, 
die Berufsausbildung für die Geschäftsbereiche der 
Bundesverwaltung mit der Bildung der Berufspersön-
lichkeit des Verwaltungsbeamten zu verbinden. Die-
ses Ziel verdient volle Unterstützung. 

Die Bundesregierung wird, nehme ich an, in weite-
ren Gesprächen mit den Verantwortlichen, vielleicht 
auch mit einigen Parlamentariern, diese Anregungen 
gern aufgreifen und bestimmt dazu beitragen, daß die 
Verwaltungsfachschule ihre Aufgaben wie bisher, 
vielleicht noch besser als bisher wahrnehmen wird. 

(Kuhlwein [SPD]: „Fachschule"?) 

— Fachhochschule; Entschuldigung, Herr Kuhlwein. 

(Kuhlwein [SPD]: Das ist eine sehr interes

-

sante Fehlleistung!) 

— Sicher nicht Freudsch. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wetzel. 

Wetzel (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bundesregierung hat in ihrer Stel-
lungnahme zur Fachhochschule des Bundes für öf-
fentliche Verwaltung ausdrücklich anerkannt, daß 
diese Fachhochschule trotz ihres spezifischen Ausbil-
dungsauftrags zum Gesamtsystem der öffentlichen 
Hochschulen zählt. Dies heißt insbesondere: Die all-
gemeinen Grundsätze für öffentliche Fachhochschu-
len, was etwa deren Selbstverwaltung oder den wis-
senschaftlichen Charakter von Forschung und Lehre 
angeht, sollen auch für die Fachhochschule des Bun-
des in Köln gelten. 

Schön und gut, meine Damen und Herren, aber was 
heißt das in der Realität? Konkret und im Alltag der 
Kölner Fachhochschule rangieren Selbstverwaltung 
und Wissenschaftlichkeit unter „ferner liefen" . Dies 
liegt weder an den Lehrkräften noch an den Studen-
tinnen und Studenten. Dies liegt allein an den Mini-
sterien und Bundesbehörden, die bis in den letzten 
Winkel dieser Fachhochschule hineinregieren: in Stu-
dienpläne, in das Prüfungswesen, in die Stellenpoli-
tik, in den gesamten Zuschnitt des Studiums an der 
Kölner Fachhochschule. Unter dem alles erschlagen-
den Vorwand, es handle sich hier ja um einen Vorbe-
reitungsdienst, um eine praxisnahe Ausbildung für 
den gehobenen Dienst in Bundesbehörden, regieren 
die 16 im Kuratorium versammelten Träger der Kölner 
Fachhochschule, darunter zehn Bundesministerien, in 
die Fachhochschulverwaltung und in den Lehrbetrieb 
hinein — Reglementierung total. Die Folgen sind völ-
lige Überlastung von Studierenden und Lehrkräften, 
Nichtstudierbarkeit der aufdiktierten Themenfülle. 
Von einem wissenschaftlichen Charakter von Lehre 
und Forschung kann unter solchen Umständen nicht 
die Rede sein. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich das an zwei Beispielen deutlich 
machen. 

Erstens. Mit 684 Stunden Lehrdeputat pro Jahr liegt 
die Belastung der Lehrenden um rund 80 Stunden 
über dem eh schon außerordentlich hohen Deputat an 
öffentlichen Fachhochschulen. Niemand glaube, daß 
man sich unter solchen Bedingungen, wie es von einer 
Fachhochschule an sich gefordert ist, auf dem jeweili-
gen Stand der Forschung halten könne. Ohne neue 
Lehrkräfte und ohne Deputatentlastung wird man 
auch an der Kölner Fachhochschule kein qualitativ 
ausreichendes Studium absolvieren können. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Die Schule 
muß also morgen zusammenbrechen!) 

— Nein, sie wird eine schlechte Ausbildung machen; 
sie wird nicht zusammenbrechen. Natürlich läuft der 
Laden, er läuft nur nicht nach Maßgabe des Ziels, eine 
wissenschaftlich qualifizierte Ausbildung zu ermögli-
chen. Das ist der Einwand. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Zustände wie 

in Afrika, ich weiß!) 

—Herr Gerster, bringen Sie „Zustände wie in Afrika" 
doch als Zwischenfrage! Was soll denn dieser Un-
sinn? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So reden Sie 
doch hier! Übertreiben Sie doch nicht so! — 
Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Kann Herr Ger-
ster einmal erklären, was er mit „Zustände 
wie in Af rika" meint? — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Absoluter Bildungsnotstand!) 

— Ich habe ihn ja gerade aufgefordert, das als Zwi-
schenfrage zu stellen. 

(Dr. Penner [SPD]: Nemo plus transferre po

-

test quam ipse habet!) 

— Lassen wir das. Ich glaube, Herr Gerster wußte 
nicht, was er sagt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Doch! Das 
wußte ich sehr genau!) 

Zweites Beispiel. Nach EG-Norm müssen Fach-
hochschulstudenten mindestens 2 200 Stunden Fach-
theorie absolvieren. Ungeführ 1 900 dieser Stunden 
müssen die Kölner Studenten gegenwärtig in sage 
und schreibe eineinhalb Jahren absolvieren. Rechnet 
man das um, dann heißt das: Jeder Student hat in die-
ser Zeit rund 30 Stunden pro Woche fachtheoreti-
schen Unterricht abzusitzen; es herrscht bekanntlich 
Anwesenheitspflicht. Sie glauben doch wohl nicht im 
Ernst, daß unter solchen Bedingungen davon die Rede 
sein könnte, dieses Angebot sei studierbar? Das Recht 
der Studenten auf eine wissenschaftliche Ausbildung 
bleibt unter solchen Bedingungen ein leeres Verspre-
chen. Die Möglichkeit einer eigenständigen Vertie-
fung rechtlichen, sozialwissenschaftlichen oder poli-
tologischen Wissens existiert nicht. 

Meine Damen und Herren, es sind einige Vor-
schläge gemacht worden, die im gegebenen rechtlich-
institutionellen Rahmen immanent bleiben. Frau Pro-
fessor Wisniewski hat z. B. den sehr wichtigen Vor-
schlag gemacht, diese Zersplitterung an verschie- 
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Wetzel 

dene Lernorte aufzuheben. Ich glaube, das ist ein sehr 
vernünftiger Vorschlag. 

Ich will zum Abschluß kurz auf vier Punkte zu spre-
chen kommen, die sich auf den rechtlich-institutionel-
len Rahmen beziehen. 

Das erste, was an dieser Fachhochschule nottut, ist 
Deregulierung. Die Reglementierungssucht der Mini-
sterien und Bundesbehörden muß zurückgenommen 
werden. Mehr Selbstverwaltungs- und Selbstgestal-
tungsmöglichkeiten für die Kölner Fachhochschule 
sollten geschaffen werden. Am besten wäre es wohl, 
wir würden die 16 Träger aus dem Kuratorium zu-
rückziehen und die Zuständigkeit beschränken, er-
stens auf das Bundesministerium für Bildung und Wis-
senschaft, 

(Kuhlwein [SPD]: Aber erst nach Mölle

-

mann!) 

das die Wissenschaftlichkeit dieser Fachhochschule 
sichern könnte, und zweitens auf das Bundesinnenmi-
nisterium. Letzteres wäre für beamten- und dienst-
rechtliche Belange zuständig. 

Zweitens — das war schon angesprochen — muß 
diese Fachhochschule auf eine Rechtsgrundlage ge-
stellt werden; die gegenwärtige ist außerordentlich 
diffus. Wir haben den Vorläufigen Errichtungserlaß, 
das Beamtenrechtsrahmengesetz, das Bundesbeam-
tengesetz. Diese diffuse Rechtsgrundlage muß in ei-
nem eigenen Gesetz systematisiert werden. 

Drittens Studienreform. Es ist eine Studienreform 
erforderlich, die wirklich eine wissenschaftliche Qua-
lität der Ausbildung nach Maßgabe der Ansprüche, 
die von der Öffentlichkeit an eine Fachhochschule zu 
stellen sind, wie nach Maßgabe der Ansprüche, die 
die Studierenden selber stellen, gewährleistet. 

Viertens. Es müssen Voraussetzungen sowohl insti-
tutioneller wie deputatsmäßiger Art geschaffen wer-
den, daß eine Forschung an Fachhochschulen in dem 
Maße möglich ist, daß man zumindest den Entwick-
lungsstand des jeweiligen Faches in die Lehre ein-
bringen kann. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Richter. 

Richter (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Wetzel, ich habe den Eindruck 
gehabt, daß hier ein Mißverständnis aufkam. Das kön-
nen wir vielleicht noch einmal klären. Frau Kollegin 
Wisniewski hat sich wohl mit der Frage der unter-
schiedlichen Lernorte beschäftigt — das ist richtig —, 
und ich habe das auch für sehr abgewogen gehalten, 
was sie gesagt hat. Aber ich hatte nicht den Eindruck, 
daß sie hier die Position vertreten hätte, als wäre das 
eine Frage, die grundsätzlich die Struktur in frage 
stelle. Das hatte ich bei Ihnen ebenso verstanden. 
Aber vielleicht können wir das noch einmal ausdisku-
tieren. 

(Wetzel [GRÜNE]: Vielleicht habe ich mich 
mißverständlich ausgedrückt!) 

Die verwaltungsinterne Lösung für die Fachhoch-
schulen für den öffentlichen Dienst des Bundes und 
der Länder ist in diesem Hause nicht unumst ritten. 
Das ist bekannt, das ist auch in der Vergangenheit 
hier schon angeklungen. Und bei den Bildungs- und 
Hochschulpolitikern ist sie auch nicht besonders be-
liebt gewesen. Ich glaube allerdings, daß diese Frage 
etwas überbewertet wird. Mit der verwaltungsinter-
nen Lösung sollte vor allem die Bedarfsorientierung 
der Ausbildung in quantitativer wie qualitativer Hin-
sicht gesichert werden. Mit dem Beamtenstatus der 
Studenten ist eine ökonomische Absicherung verbun-
den, die eine vollständige Konzentration auf das Stu-
dium und damit auch eine Verkürzung der Studien-
zeiten erreichen läßt. Diese Lösung sichert auch der 
Verwaltung maßgeblichen Einfluß auf den Hoch-
schulzugang und auf die Inhalte und die Dauer des 
Studiums. 

Daß sich aus dieser Grundentscheidung noch wei-
tergehende Aufsichtsrechte und Einflußmöglichkei-
ten der oberen Dienstbehörden gegenüber der Fach-
hochschule ergeben sollen, wie dies in den Fragen 2, 3 
und 11 angesprochen wird, aber auch in den Ziffern 3 
und 5 der Vorbemerkung zur Antwort der Bundesre-
gierung deutlich wird, ist nach Auffassung der FDP 
allerdings nicht zwingend. 

Der Gesetzgeber hat für die Ausbildung des geho-
benen Dienstes einen Studiengang an einer Fach-
hochschule vorgeschrieben. Die Fachhochschule des 
Bundes ist 1979 von ihren Grundstrukturen her als 
Hochschule eingerichtet worden, und sie hat inzwi-
schen auch die hochschulrechtlich erforderliche Aner-
kennung durch die Bundesländer erhalten. An diesem 
Status sollte man nicht herummäkeln, weder in der 
Anfrage noch in Veröffentlichungen wie der eines 
ehemaligen Mitglieds des Aufsichtsreferates für die 
Fachhochschule Bund aus dem Innenministerium in 
der Zeitschrift „Beamtenrecht". Man muß freilich 
auch bereit sein, in der programmatischen Erklärung, 
aber mehr noch in der täglichen Praxis die unaus-
weichliche Folge des Hochschulstatus für diese Ein-
richtung zu akzeptieren, nämlich die Aufgabenwahr-
nehmung in der Form der Selbstverwaltung. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Hierin kann und darf sich die Fachhochschule des 
Bundes nicht von anderen Fachhochschulen unter-
scheiden. Die FDP begrüßt nachdrücklich, daß diese 
Position auch in der Antwort der Bundesregierung 
unzweideutig zum Ausdruck kommt. 

Aufgabenwahrnehmung in der Form der Selbstver-
waltung setzt aber andere Formen der Aufsicht vor-
aus, als das bei nachgeordneten Behörden der Fall 
ist. 

(Richtig! bei den GRÜNEN) 

Der Vorläufige Errichtungserlaß für die Fachhoch-
schule des Bundes beschränkt daher im Kernbereich 
der Selbstverwaltung der Hochschule, im Bereich von 
Lehre und Forschung, diese Aufsicht im wesentlichen 
auf eine Rechtsaufsicht. Das ist in der Antwort der 
Bundesregierung bekräftigt worden. 

Die aufsichtsführenden Behörden müssen sich ge-
genüber einer mit dem Recht auf Selbstverwaltung 
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Richter 
ausgestatteten Körperschaft stets besondere Zurück-
haltung auferlegen, um im täglichen Geschäft nicht 
den Versuchungen des Hineinregierens und der De-
tailsteuerung zu erliegen. Die Aufsicht muß sich auf 
eine Kontrolle der Rechtmäßigkeit und der Aufgaben-
erfüllung beschränken, wenn sie der Hochschule den 
notwendigen Freiraum belassen will, den diese ja ge-
rade zur Ausfüllung ihres Auftrages genauso nötig 
braucht wie vielleicht auch den Rat und die korrigie-
rende Hilfe seitens einer wohlverstandenen Auf-
sicht. 

Wir fragen uns allerdings, ob die in Vorbemer-
kung 5 angesprochene Kritik an Art und Umfang der 
Aufsichtspraxis gegenüber der Fachhochschule mit 
dem Hinweis auf die Vielzahl der Aufsichtsbehörden 
abgetan werden kann. Hier liegt ohne Zweifel eine 
Aufgabe für den Innenminister, nicht nur für eine ein-
heitliche, sondern auch für eine den Auftrag und die 
Selbstverwaltung der Fachhochschule bewahrende 
Praxis der Aufsicht gegenüber der Fachhochschule zu 
sorgen. 

(Sehr wahr! bei der FDP) 
Die FDP-Fraktion teilt nicht die Tendenzen, die in 

der Anfrage der SPD zum Ausdruck kommen und die 
mit Verweisen auf Stoffülle, Zeitrahmen und Studier-
barkeit auf eine Verteufelung von Kurzzeitstudien-
gängen hinauslaufen. Man darf der Fachhochschule 
mit dem pauschalen Hinweis auf die Verwaltungsin-
ternalität nicht einfach den Hochschulcharakter ab-
sprechen. Das würde den tatsächlichen Gegebenhei-
ten nicht gerecht. 

(Beifall bei der FDP — Kuhlwein [SPD]: Wo 
bleibt Ihre Bildungstradition?) 

Man muß sich davor hüten, allzu unkritisch Positionen 
einzelner Mitgliedergruppen der Fachhochschule zu 
übernehmen. 

Meine Damen und Herren, die FDP steht nach wie 
vor zu dem Modell der internen Verwaltungsfach-
hochschulen. Dabei kann es aber für uns weder be-
züglich der Internalität noch bezüglich anderer Rege-
lungen Dogmen geben. Alle Regelungen müssen sich 
daran messen lassen, ob sie einen positiven Beitrag 
zur Erreichung der Ziele, der Bedarfsgerechtigkeit 
und einer angemessenen Studiendauer leisten. Das 
werden wir auch weiterhin kritisch prüfen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Bernrath. 

Bernrath (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Die eigentliche Crux der Fachhoch-
schule des Bundes für öffentliche Verwaltung liegt 
darin, daß es sich trotz ihres formalen Hochschul-
charakters bei ihrem Angebot im eigentlichen Sinne 
nicht um ein Studium handelt, sondern — wie es auch 
richtig in den Vorbemerkungen zur Antwort der Bun-
desregierung auf unsere Große Anfrage heißt — um 
eine eng fachgebundene Verwaltungsausbildung. 
Diese Ausbildung ist in allen Phasen streng nach dem 
Bedarf der Bundesverwaltung und funktions- oder 
praxisgerecht orientiert. Die Teilnehmer an der Aus-
bildung sind demgemäß auch keine Studenten im  

eigentlichen Sinne, sondern es sind alimentierte 
Beamte im Vorbereitungsdienst. 

Das zweifellos breite Ausbildungsangebot doku-
mentiert sich in vielen Fachbereichen. Leider aber 
kann der einzelne Teilnehmer dieses Angebot in die-
ser Breite nicht nutzen, weil er als beamteter Studie-
render streng auf den Fachbereich seines künftigen 
Dienstherrn festgelegt ist. Es handelt sich also eigent-
lich um Verwendungslehrgänge. Die Studierenden 
nennen das Ganze Paukschule oder Beamten-
schmiede. 

Damit bleibt das Studienangebot der Fachhoch-
schule auch für die Förderung von Neigungen und 
Begabungen ungenutzt. Das ist um so bedauerlicher, 
als die Voraussetzungen für eine Mitarbeit in den ver-
schiedenen Bereichen der öffentlichen Verwaltung 
des Bundes nicht so unterschiedlich sind, daß die 
strenge Fachbereichsbindung gerechtfertigt wäre. 
Dies bestätigt sich im übrigen auch in der Nachwuchs-
gewinnung für den höheren Verwaltungsdienst, der 
ja diese Fachbindung nicht kennt. 

Nicht zuletzt führt die meines Erachtens anachroni-
stische Fachbereichsbindung mit der ausschließlichen 
Aufnahme von beamteten Studierenden auch dazu, 
daß externe Studierende gar nicht erst in die Fach-
hochschule kommen. Dies mutet seltsam an, zumal 
unzählige Mitarbeiter in der öffentlichen Verwaltung 
beispielsweise auch als Angestellte tätig sind, die 
zweifellos und durchaus erfolgreich auch an einer 
Fachhochschule für die öffentliche Verwaltung stu-
dieren und sich damit auf ihren Beruf vorbereiten 
könnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen ist es jeder hochschulischen Ausbildung 
fremd, vor Beginn des Studiums bereits den Dienst-
herrn und damit die Fachrichtung wählen zu müssen 
und die Studienfächer auf diese Weise unproduktiv 
einzuengen. 

Schließlich ist diese Fachhochschule in der jetzigen 
Rechtsform und in ihrer Einengung nach meiner Mei-
nung nicht geeignet, Personal für die europäischen 
Aufgaben des öffentlichen Dienstes auszubilden oder 
gar Studienbewerber aus anderen europäischen 
Ländern aufzunehmen. 

Damit wird der gesamte sachbearbeitende und in 
weiten Bereichen leitende, führende Teil des Perso-
nals der öffentlichen Verwaltung in ein Schema ge-
preßt, das unausweichliche Sturkturverschiebungen 
national oder auch europäisch eher behindert. Eine 
personelle Fluktuation zwischen öffentlicher Verwal-
tung und gewerblicher Wirtschaft ist ohnehin durch 
das starre System der Fachhochschule ausgeschlos-
sen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Bernrath (SPD): Wenn sie nicht angerechnet wird, 
ja. 

Vizepräsident Westphal: Also Herr Gerster (Mainz), 
bitte schön. 
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Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Kollege, würden 
Sie mir zustimmen, daß durch die Deklaration von Bali 
diese Öffnung nach Europa demnächst möglich 
wird? 

(Heiterkeit) 

Bernrath (SPD): Herr Abgeordneter Gerster, ich 
weiß um Ihre außenpolitischen Ambitionen. Aber ich 
habe erfahren, daß die Deklaration von Bali ihrem 
Inhalt nach nicht einmal dem Botschafter in Indone-
sien bekannt war. Ich nehme an, daß es noch ausrei-
chender Studien bedarf, um sie auf die Fachhoch-
schule des Bundes anzuwenden. 

(Beifall bei der SPD — Heiterkeit — Kuhl

-

wein [SPD]: Jetzt wissen wir, wo die beiden 
zusammen gewesen sind! — Weitere Zu

-

rufe!) 

Durch die Einengung der Studienwahl ist beispiels-
weise auch die geringe internationale Zusammenar-
beit oder der praktisch ausgeschlossene Austausch 
zwischen der Fachhochschule des Bundes und auslän-
dischen Fachhochschulen oder ähnlichen Instituten 
begründet. Wie notwendig aber dieser Austausch für 
Professoren und Studierende ist, bedarf angesichts 
der immer enger werdenden Verflechtungen in Eu-
ropa, auch zwischen den öffentlichen Verwaltungen 
in den Mitgliedsländern, eigentlich keiner näheren 
Begründung. 

Aus meinen Hinweisen ergibt sich auch die Begrün-
dung für eine spürbare und notwendige Ausdehnung 
der Praxis- und Forschungsfreisemester für die Pro-
fessoren, nicht zuletzt unter der Frage, ob wir es uns 
leisten können, die umfangreichen Ressourcen des 
wissenschaftlich qualifizierten Personals der Fach-
hochschule nur so eingeschränkt für die Aus- und 
Fortbildung der Mitarbeiter in den Funktionsspektren 
des gehobenen Dienstes zu nutzen. 

In dieser Tatsache liegt auch die Gefahr, daß zwi-
schen der Leistungskraft und dem Ansehen der Fach-
hochschule des Bundes und den übrigen Fachhoch-
schulen eine immer größere Kluft entsteht. 

Daß die angedeuteten Eigenarten für eine Fach-
hochschule im Bereich des öffentlichen Dienstes nicht 
zwangsläufig sein müssen, zeigen die hervorragend 
arbeitenden Fachhochschulen der Deutschen Bun-
despost für die Ausbildung von Ingenieuren. Ihr Er-
folg liegt entscheidend darin begründet, daß sie keine 
der Fachhochschule des Bundes vergleichbaren Ein-
engungen haben, damit also auch voll dem Wettbe-
werb und der Fluktuation zwischen dem öffentlichen 
Dienst und einer Tätigkeit in der Indust rie ausgesetzt 
sind. 

Eine Projektgruppe unter Leitung von Professor 
Carl Böhret aus Speyer hat in diesen Tagen eine Zwi-
schenbilanz der Fachhochschulausbildung des Bun-
des vorgelegt. Diese gute, umfangreiche Arbeit — wir 
haben sie leider erst auf Anforderung bekommen — 
leidet allerdings unter ihrer Beschränkung auf die Er-
fahrungen und Erwartungen in nur zwei Fachberei-
chen: allgemeine innere Verwaltung und Zoll. Das ist 
ein viel zu enger untersuchter und überprüfter Be-
reich. Viel schwierigere Fachbereiche, wie beispiels-
weise die für Post und Bahn, wurden leider, vielleicht  

wohlweislich und bewußt, nicht untersucht. Die Er-
gebnisse hätten mit hoher Wahrscheinlichkeit anders 
ausgesehen. Das ändert nichts daran, daß die Lei-
stungskraft des Personals der Fachhochschule sicher-
lich von allen unvoreingenommenen Kritikern glei-
chermaßen positiv bewertet wird. 

Dennoch bestätigen die in der Studie gewonnenen 
Erkenntnisse unsere Kritik. Für die fachtheoretischen 
Studien wird beklagt, daß die Stoffvorgaben zu um-
fangreich sind, der Praxisbezug nicht mit der anderer-
seits vielschichtigen Anforderung an eine breite Ver-
wendung in Einklang zu bringen ist und die Wahl-
und Mitwirkungsmöglichkeiten insbesondere der 
Studenten zu gering sind. Die berufspraktischen Stu-
dienzeiten hängen in ihrer Wirksamkeit — so sagt das 
Gutachten aus — zu sehr von Zufälligkeiten der zuge-
teilten Ausbildungsämter, beispielsweise der Ausbil-
der oder anderer äußerer Bedingungen, ab. 

Darüber hinaus gibt es leider kaum Feststellungen 
und Empfehlungen zu grundsätzlichen Gestaltungs-
fragen der Fachhochschule Bund für öffentliche Ver-
waltung, beispielsweise zur Selbstverwaltung — Herr 
Richter hat darauf hingewiesen —, zur Wahlfreiheit, 
aber auch zum Verhältnis hauptamtliche Lehrkräfte 
zu Lehraufträgen. Ich bin aber überzeugt, daß wir in 
den Ausschüssen noch Gelegenheit haben werden, 
diese Arbeit sorgfältig zu erörtern und dann dazu Stel-
lung zu nehmen. 

Im übrigen hat ja mein Kollege Kuhlwein bereits 
dargelegt, welche Voraussetzungen erfüllt sein müs-
sen, um die Fachhochschule, die hauptamtlich lehren-
den Professoren, dringend benötigte wissenschaftli-
che Mitarbeiter zu befähigen, hochschulgerecht Lehr-
und Forschungsfreiheit zu praktizieren und damit 
qualifizierten Nachwuchs für Sachbearbeitung und 
Führung in der öffentlichen Verwaltung auszubil-
den. 

Seine Hinweise möchte ich noch um die eine oder 
andere Einzelheit z. B. zur Personalstruktur ergän-
zen. Das Verhältnis zwischen dem mit unmittelbaren 
und mittelbaren Aufgaben betrauten Personal beträgt 
bei der Fachhochschule des Bundes 1 : 1 und wirft 
damit die Frage auf, ob wir bei der FH Bund zu wenige 
Dozenten oder zuviel Verwaltungspersonal haben. 
Zum Vergleich empfehle ich, diese Relation an ande-
ren Universitäten oder Fachhochschulen zu studieren. 
Verwaltungsfachhochschule darf nicht bedeuten, daß 
sich zunächst die Verwaltung quantitativ stark macht 
und an der eigentlichen Aufgabenerfüllung dann ge-
spart werden muß. 

Der Studienbereich Organisation, Betriebswirt-
schaftslehre, Informationstechnik, der jetzt besonders 
wichtig ist, ist von dieser ungünstigen Relation am 
stärksten betroffen, insbesondere und richtigerweise 
seit der letzten Studienreform, weil hier rund 20 
Stunden mehr zu geben sind. Die Professoren be-
fürchten zu Recht, daß die Qualität ihrer Lehre unter 
ein nicht mehr verantwortbares Maß weitersinken 
wird, wenn nicht bald etwas getan wird. Dazu hat sich 
auch der Hochschullehrerbund geäußert und Vor-
schläge zu den Arbeitsbedingungen in Lehre und Stu-
dium, zur Forschung und Entwicklung gemacht, die 
ich jetzt im einzelnen nicht mehr repetieren kann. 
Seine Kritik stimmt aber im wesentlichen auch mit 
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dem überein, was Herr Kuhlwein und ich hier vorge-
tragen haben. 

Die Antwort der Bundesregierung geht meines Er-
achtens nicht hinreichend ausführlich auf die in die-
sen Fragen aufgezeigten Gefährdungen der Fach-
hochschule Bund ein. Das tatsächlich bestehende 
konfliktreiche Spannungsverhältnis zwischen Hoch-
schulrecht und Beamtenrecht, in dem sich die Fach-
hochschule Bund seit ihrer Gründung vor nunmehr 
rund zehn Jahren befindet, wirkt sich ohne Zweifel 
negativ auf die Ausbildungsqualität der jährlich etwa 
2 500 Studienanfänger aus, die später als Beamte des 
gehobenen Dienstes in der schwierigen Sachbearbei-
tung im Mittelmanagement das Rückgrad der Verwal-
tung bilden sollen. 

Zu den Vorschlägen, die wir im Ausschuß einbrin-
gen werden, wird noch gehören, daß wir bitten, die 
Fachhochschulen zu beauftragen, bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben darauf hinzuwirken, daß 
Frauen und Männer die ihrer Qualifikation entspre-
chenden gleichen Entwicklungsmöglichkeiten ha-
ben. Dazu sollte gehören, daß auch die Fachhoch-
schulen Frauenbeauftragte berufen, die sich gerade 
dieser Entwicklung und dieser Aufgabe zuwenden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Innern, Herr Dr. Waffenschmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Als wir diese Fach-
hochschule des Bundes gegründet haben, gab es ja 
intensive Diskussionen. Ich kann mich daran noch gut 
erinnern, weil ich das damals im Innenausschuß des 
Bundestags begleitet habe. Wir alle waren uns dar-
über einig, daß wir Neuland betreten. 

Zu Beginn dessen, was ich in Ergänzung der Ant-
wort der Bundesregierung ausführe, verweise ich dar-
auf, daß wir uns ja auch seitens der Bundesregierung 
darum bemühen, Zwischenbilanz zu ziehen. Heute ist 
schon mehrmals das Gutachten des Forschungsinsti-
tuts für öffentliche Verwaltung unter Leitung von Pro-
fessor Dr. Carl Böhret zitiert worden. Ich zitiere daraus 
nur eine Zusammenfassung, die das Gutachten selber 
gibt. Dort heißt es: 

Die Untersuchung bestätigt, daß die Fachhoch-
schulausbildung des Bundes recht leistungsfähig 
ist und die gesetzten Ziele hinreichend erfüllt. 
Diese Ansicht wird im Grundsatz von allen be-
fragten Gruppen unterstützt. 

(Kuhlwein [SPD]: Gerade noch befriedi

-

gend!) 

— Nein, Ich bitte Sie, weiterzulesen. Kollege Bernrath 
hat soeben gesagt, daß er — wie wir — das Gutachten 
seit einigen Stunden in der Hand hat. Er kann das 
nachlesen. In diesem Gutachten wird an vielen Stellen 
dargelegt, was Gutes hier geleistet worden ist. 

In dem, wie ich denke, gemeinsamen Bestreben, 
hier für die Beamtenausbildung und die Leistungsfä-
higkeit unserer Verwaltung etwas zu tun, wollen wir 
doch folgendes festhalten. Die Realität bestätigt: Es 
werden ausgezeichnete Regierungsinspektoren aus-
gebildet. Dafür danke ich denen, die das tun, und 
auch denen, die sich der Ausbildung widmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Bernrath [SPD]) 

Ich berichte einmal aus der Praxis. Gerade in diesen 
Tagen habe ich einige Dienststellen besucht, die sich 
als Außenstellen des Bundesverwaltungsamts ganz 
besonders um all die wichtigen Verwaltungsfragen 
bei der Eingliederung der Aussiedler bemühen. Da 
haben mir alle Verwaltungsdienststellen gesagt: 
Diese jungen Regierungsinspektorinnen und Regie-
rungsinspektoren sind ganz ausgezeichnete Kräfte, 
auf die können wir vertrauen; die sind geradezu das 
Rückgrat unserer ganzen Verwaltungsarbeit. Wollen 
wir uns hier doch nicht hinstellen und so tun, als sei 
dies alles mies und als müßte man das alles herunter

-

reden; sondern wollen wir doch einmal anerkennen, 
daß auf diesem Neuland bisher auch schon viel Gutes 
geschehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das schließt ja überhaupt nicht aus — das erkläre 
ich hier für das Innenministerium und die ganze Re-
gierung — , daß wir uns eine ganze Reihe Anregun-
gen, die auch in der Debatte gekommen sind, vorneh-
men und überlegen wollen: Was kann man noch bes-
ser machen? Dazu ist hier ja eine Reihe von Vorschlä-
gen gemacht worden. 

Nur — darauf lege ich Wert, und das sage ich ganz 
besonders zu den Sprechern der Opposition —, man 
muß natürlich wissen was man denn mit der Ausbil-
dung will. Ich sage ganz klar: Wir wollen nicht neben 
der Universitätsausbildung für den höheren Dienst 
jetzt eine Fachhochschulausbildung, die sozusagen 
die Schmalspurjuristen produziert. Das ist nicht der 
Sinn. 

(Beifall des Abg. Dr. Kappes [CDU/CSU]) 

Der Sinn ist vielmehr, tüchtige Leute für die gehobene 
Verwaltungslaufbahn in diesem System der Fach-
hochschule auszubilden, aber — das sage ich deut-
lich — auch mit einem gehörigen Maß Praxisbezogen

-

heit. Jetzt muß man einmal aus der Praxis einer öffent-
lichen Verwaltung reden. Wir können in der Verwal-
tung ja nicht nur Leute haben, die von der Universität 
kommen, und dann noch Leute, die von der Fachhoch-
schule kommen und ebenfalls ganz viel theoretisches 
Wissen haben. Wer soll dann noch die praktische Ver-
waltungsarbeit machen? Auch dafür brauchen wir 
doch geschulte Leute. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das sage ich nicht nur hier im Bundestag. Ich bin 
auch in die Verwaltungshochschule nach Köln gegan-
gen und habe mit den Studierenden und den Profes-
soren diskutiert. Wir haben uns kräftig und intensiv 
am Ort unterhalten. 

(Dr. Penner [SPD]: Sie haben sich aber davon 
erholt!) 
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Ich habe einigen auch gesagt: Es geht nicht, daß ihr 
folgendes wollt, daß ihr den Beamtenstatus — denn 
die Leute werden vom ersten Tag an Beamte mit einer 
zunächst wenigstens ganz attraktiven Bezahlung — 
schön verbinden wollt — — 

(Dr.  Penner [SPD]: Das wollen die doch gar 
nicht!) 

— Also, Herr Kollege Penner, das würde ich mal nicht 
so leichtsinnig behaupten, daß die das nicht wollen. 
Die sind sehr froh darüber, daß sie schon diese Bezüge 
bekommen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 
Ich habe ihnen dazu auch erklärt, daß man sich dann, 
wenn man diesen Status wählt, daß man Regierungs-
inspektor-Anwärter ist, auch einer bestimmten Ein-
bindung in die öffentliche Verwaltung fügen muß. 
Denn man kann nicht auf der einen Seite sagen, ich 
will alle die Freiheiten haben, die da meine Studien-
kollegen auf der Universität haben, und das auf der 
anderen Seite mit all den Vorrechten kombinieren 
wollen, die ich hier habe. Das geht nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Das habe ich also den Kollegen in Köln auch er-
klärt. 

(Bernrath [SPD]: Dann müssen Sie das auch 
bei den Ingenieuren machen!) 

— Wir sind jetzt bei diesem Bereich, Herr Kollege 
Bernrath, und den wollen wir jetzt einmal abhan-
deln. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Wollen Sie erst noch eine 
Zwischenfrage des Kollegen Penner zulassen? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Bitte, Herr Kollege Penner. 

Dr. Penner (SPD): Herr Kollege Waffenschmidt, Sie 
haben mich angesprochen: 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das war völlig 
überflüssig!) 

Würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß ich zwar 
so heiße, daß sie aber nicht aufgepaßt haben? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Ich nehme zur Kenntnis, daß 
Sie zwar den schönen Namen Penner haben, aber daß 
ich sehr wohl aufgepaßt habe, sowohl in Köln bei der 
Diskussion als auch hier. 

(Dr. Penner [SPD]: Nein, ich habe nämlich 
gar nichts gesagt!) 

Aber ich meine, es ist jetzt schon acht Minuten vor 
zwanzig Uhr. Da entgeht Ihnen auch manches, Herr 
Penner, und das kann ich ja auch verstehen. Deshalb 
wollen wir jetzt einmal in der sachlichen Diskussion 
fortfahren. Ich will hier zu der Fachhochschulausbil-
dung noch gern dreierlei ausführen. 

Erstens. Wir haben eine eigenständige Ausbildung 
wie bei den übrigen Fachhochschulen; der Studien-
gang ist anerkannt. Ich will hier einmal deutlich sa-

gen: Alle Bundesregierungen — auch die früher von 
Ihnen geführten — haben die Entwicklung dieser 
FH Bund sehr aufmerksam verfolgt. Sie haben auch 
alle die Ausbildungskonzeption und die Ausbildung 
in den Einzelheiten unterstützt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage 
von Herrn Bernrath? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Bitte schön. Dem Kollegen 
Bernrath immer; er war ja mein Vizepräsident im 
Städte- und Gemeindebund. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mir darin zu, daß es angesichts der modernen Ent-
wicklung im Zusammenleben zwischen den Völkern 
besser ist, Penner zu heißen als Waffenschmidt? 

(Beifall bei der SPD — Große Heiterkeit!) 

Vizepräsident Westphal: Also, die Abrüstungsde-
batte ist ja heute schon gewesen. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Ich will Ihnen dazu sagen: 
Herr Kollege Bernrath, auch meine Erfahrungen in 
den internationalen Begegnungen haben mich ge-
lehrt, daß die Menschen immer vorurteilsfreier wer-
den. Sie beurteilen andere nicht nach dem Namens-
schild, sondern danach, was sie als Beitrag zu dem 
Zusammenleben der Menschen leisten. Da kann ich 
ganz gut mithalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das stimmt 

aber für den Kollegen Penner nicht!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Waffen-
schmidt, im übrigen ist die Abrüstungsdebatte heute 
schon gewesen. 

(Heiterkeit) 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Die Abrüstungsdebatte war 
heute schon. Aber, Herr Präsident, wir haben ja gute 
Gepflogenheiten und antworten auf die netten, char-
manten Fragen der Kollegen. Wir sind ja auch heute 
wieder mit Parlamentsreform beschäftigt. Vielleicht 
ist es in der Hinsicht auch dienlich, wenn wir einmal so 
etwas als Zwischenspiel haben. 

Jetzt kommen wir wieder zur Fachhochschule, 
meine Damen und Herren. Drei Dinge noch: Ich will 
hier ganz deutlich machen, daß wir uns auch mit den 
Ländern — auch mit den von Ihnen, meine Damen 
und Herren, von der SPD regierten Ländern — einig 
sind, daß wir für diese Fachhochschulen bei Bund und 
Ländern nicht besondere Errichtungsgesetze brau-
chen. Die gültigen Rechtsgrundlagen des Bundes und 
der Länder, einschließlich des Vorläufigen Errich-
tungserlasses, reichen doch völlig aus. Warum sollen 
wir denn jetzt unnötigerweise wieder neue Gesetze 
produzieren? An anderer Stelle haben wir deutlich 
ausgesprochen, daß wir Gesetzgebung genau unter 
die Lupe nehmen wollen, ob sie notwendig ist. 
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Das schließt freilich für die Bundesregierung nicht 
aus — das will ich nach Rücksprache mit unseren 
Fachleuten im Hause auch noch einmal sagen — , daß 
wir uns andere Gestaltungsmöglichkeiten, Einzelhei-
ten an Hand der Vorschläge dieses Gutachtens hin-
sichtlich der Gestaltung der Ausbildungsgänge noch 
einmal ansehen. Aber das alles muß doch nicht dazu 
führen, daß wir die Grundlagen jetzt völlig verändern, 
daß wir wieder alles in Zweifel ziehen, was sich in den 
zurückliegenden Jahren auch bewährt hat. Wir kön-
nen das Bewährte doch durchaus stärken und bei eini-
gen Einzelheiten, wie es auch Frau Kollegin Wis-
nieswki vorgetragen hat, vielleicht noch neue Ak-
zente setzen. Das läßt sich miteinander kombinie-
ren. 

Meine Damen und Herren, ich habe die Anfrage der 
SPD so verstanden — ich will das nach Ihren Beiträgen 
hier heute guten Willens wirklich weiter so tun —, daß 
es Ihnen darum geht, mit uns zusammen die bestmög-
lichen Wege für die Ausbildung dieser Damen und 
Herren zu suchen, die wir dann im gehobenen Ver-
waltungsdienst beschäftigen werden. 

Ich möchte eins als ein Stück weit faszinierend her-
ausstellen, Kollege Bernrath, nämlich daß es uns mit 
diesem Modell gelungen ist — das sollten wir weiter-
hin stärken und verfolgen — , eine praxisorientierte 
Ausbildung, die der künftige Inspektor haben muß, 
mit den Elementen einer Ausbildung zu verbinden, 
wie sie für Fachhochschulen vorgesehen sind, wie sie 
Fachhochschulen eigen sind. Das stärkt dann auch die 
Möglichkeiten, Führungspositionen wahrzunehmen. 

Ich bekenne mich hier ausdrücklich dazu, daß wir 
guten Leuten, die sich im gehobenen Dienst bewährt 
haben, auch im Sinne der Durchlässigkeit der Lauf-
bahnen die Möglichkeit geben sollten, in den höheren 
Dienst aufzusteigen. Ich sage das ausdrücklich als ei-
ner, der selber die Befähigung zum Richteramt und 
zum höheren Verwaltungsdienst hat. 

(Dr. Penner [SPD]: Aber nicht ausgeübt!) 

— Ob ausgeübt oder nicht, lieber Kollege Penner, 
darüber können wir uns noch ein bißchen unterhal-
ten. 

Ich möchte Ihnen gerne sagen: Mancher tüchtige 
Mann aus dem gehobenen Verwaltungsdienst ist eine 
ausgezeichnete Kraft auch für die Positionen, die ge-
nerell für den höheren Dienst vorgesehen sind. Das 
muß man hier einmal ausdrücklich sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Gilt das auch für Frauen?) 

Ich denke hier insbesondere an die Bereiche der all-
gemeinen Verwaltung, des Finanz- und Personalwe-
sens, und ich halte mich hier nicht zurück, das deut-
lich zu machen. Ich habe das als Stadtdirektor und ich 
habe das — wo ich das konnte — auch im Innenmini-
sterium nicht nur als eine Forderung aufgestellt, son-
dern ich habe es mit anderen versucht zu realisieren; 
ich bin bisher noch nicht enttäuscht worden. Ich finde, 
auch das sollte man als eine gute Perspektive unseren 
Regierungsinspektoren sagen, nämlich daß für die 
Guten und für die Tüchtigen nicht unbedingt beim 
Regierungsoberamtsrat Schluß sein muß, sondern daß 
es da noch weitere Perspektiven geben kann. Das 

kann man auch in der Ausbildung zum Ausdruck brin-
gen. 

Zusammengefaßt: Wir haben damals, als das Gesetz 
kam, Neuland beschritten. Inzwischen kann man für 
die allermeisten Elemente der Ausbildung sagen, daß 
sie sich bewährt haben. Wir können weiter sagen, daß 
wir tüchtige Damen und Herren für unsere Verwal-
tung bekommen. 

Ich füge dieser positiven Erfolgsbilanz hinzu, daß 
wir uns gerne darum bemühen werden, das, was auf 
der Basis dieser Grundstruktur noch zu verbessern 
möglich ist, auch zu verbessern, damit wir im Sinne 
der Bürger, für die wir ja da sind, aber auch im Sinne 
der beteiligten Menschen ein optimales Angebot in 
der Ausbildung bereitstellen können. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt IX auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Gedenktage zum Ausbruch des Ersten und des 
Zweiten Weltkriegs 
— Drucksache 11/2715 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Verteidigungsausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Beratung eine Stunde vorgesehen. — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Duve. 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir haben den in Rede stehenden Antrag 
sehr knapp formuliert: Wir haben die Bundesregie-
rung aufgefordert, „in angemessener und würdiger 
Form an den im Jahr 1989 anstehenden 75. Jahrestag 
des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs und an den 
50. Jahrestag des Ausbruchs des Zweiten Weltkriegs 
zu erinnern". — Das ist der Wortlaut. — Denn dieses 
Jahr, 1989, droht ja zu einer Sammelfeier zu werden: 
200 Jahre Französische Revolution, 40 Jahre Bundes-
republik 

(Frau Dr. Timm [SPD]: 70 Jahre Wahlrecht 
für Frauen!) 

— es gibt noch eine ganze Reihe von anderen Daten 
—, und die Aufmerksamkeit für schwierige Daten so-
wie die Bereitschaft, über sie nachzudenken, geraten 
in Gefahr. 

Es kann heute nicht darum gehen, eine geschichts-
wissenschaftliche Debatte über den Beginn der bei-
den Weltkriege zu führen. Wir beschäftigen uns heute 
mit der Frage nach der Form, wie wir mit diesen 
schwierigen und belasteten Gedenktagen umgehen 
können. Wir wollen uns mit der Form befassen: Was 
ist die angemessene und würdige Form? 

Wir Sozialdemokraten nehmen nicht in Anspruch, 
darauf eine Antwort geben zu können, die schlüssig 
wäre. Auch der Deutsche Bundestag hat keine Veran- 
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lassung, der Bundesregierung in selbstgerechter 
Weise diese Würdigung abzuverlangen. Er hat 
40 Jahre gebraucht, bis er sich überhaupt mit der 
Frage befaßt, wie wir in der parlamentarischen Demo-
kratie mit diesen Daten — September 1939 und Au-
gust 1914 — umgehen. Die beiden Kriegsbeginne sind 
bisher noch nie in großen eigenen Debatten gewür-
digt worden. Ich habe das heute noch einmal ge-
prüft. 

Mit der Rede des Herrn Bundespräsidenten Richard 
von Weizsäcker bei der Gedenkfeier am 8. Mai 1985, 
als des Kriegsendes vor damals 40 Jahren gedacht 
wurde, war eigentlich zum erstenmal das Parlament 
der Ort des Nachdenkens über unsere Geschichte in 
angemessener und würdiger Form. 

Im Mai vorigen Jahres habe ich in der Fragestunde 
die Bundesregierung gefragt, wie sie in diesem Jahr 
das Gedenken an die beiden Kriegsbeginne würdigen 
wolle. Staatssekretär Spranger mußte damals zuge-
ben, daß bis dato keine Pläne vorlagen. Im September 
1988 teilte er mir mit, der Bundeskanzler habe sich 
entschieden — ich zitiere — , am 1. September des 
50. Jahrestages mit einer öffentlichen Erklärung zu 
gedenken. Das haben alle Bundeskanzler, auch alle 
Bundespräsidenten an ähnlichen Dekadentagen zu-
vor getan. 

Inzwischen ist eine Bundestagsdebatte eingeplant, 
und der Bundeskanzler hat eine Regierungserklärung 
angekündigt. Wir werten dies als politische Antwort 
auf unsere Anfragen und auch schon auf diesen An-
trag. Dafür möchte ich mich beim Präsidium des Bun-
destags, aber auch bei der Bundesregierung bedan-
ken. 

Nun aber beginnt das Nachdenken: Was heißt an-
gemessen? Was heißt würdig? In diesem Jahr feiert 
Frankreich seine große Revolution in seinen Formen. 
In diesem Jahr feiern wir 40 Jahre Bundesrepublik; so, 
wie es geplant ist, nicht immer in der angemessenen 
Form. 

(V o r sitz : Vizepräsidentin Renger) 

Ich denke z. B. daran, daß das Kalendarium der 
Feierlichkeiten ausgerechnet für den September die-
ses Jahres als erste Eintragung vermerkt „Ausstel-
lungsbeginn 40 Jahre Verkehrspolitik". Was wäre 
daran zu bejubeln? 

Eine Gedenkstunde oder Feierlichkeit für den 
1. September steht in diesem Festkalendarium nicht. 
Es sind ja nach dem Verständnis dieser Feierei zwei 
völlig unzusammenhängende Daten. 

Wir Deutschen tun uns schwer mit der Geschichte. 
Noch schwerer haben wir uns immer mit der Form 
getan, in der wir mit ihr umgehen. Wie schwer Würde 
und Angemessenheit jedem fallen, der sich auf die 
Wundspur der deutschen Geschichte begibt, hat der 
10. November 1988 gezeigt. Auch da hat niemand von 
uns eigentlich die Neigung zu selbstgerechter Beck-
messerei. Das war auch eine schwierige Sache. 

Die von dem protestantischen Pfarrer Bodel-
schwingh angeregten Sedan-Feiern, die nach dem 
Krieg von 1870/71 jeweils am 2. September begangen 
wurden — es war immer der September —, waren 
beides: unangemessen und unwürdig. Die Sieges-

säule in Berlin ist bis heute das Symbol für die vergol-
dete phallische Kraftmeierei, die seit der Antike die 
Sieger immer wieder berauscht hat. Angemessen und 
würdig? 

Der große Historiker Theodor Mommsen notiert am 
25. August 1900, also zu Sedans dreißigstem: 

Wenn überhaupt die Jahrestage der großen Siege 
im Wechsel der Geschlechter sich auf die Dauer 
zu Nationalfesten nicht eignen, so kommt in die-
sem Fall hinzu, daß jede derartige Feier alte, im-
mer noch blutende Wunden von neuem auf-
reißt. 

Die Sedan-Feiern hatten weit mehr das deutsche 
Volk gespalten und die europäischen Nachbarn beun-
ruhigt, als zum Ansehen der Deutschen beigetragen. 
„Über 40 Jahre lang" — Zitat eines Historikers — 
„wurde der Sedan-Tag als die eigentliche Geburts-
tagsfeier des Deutschen Reichs mehr oder weniger 
offiziell begangen, von der Masse der Deutschen 
manchmal siegestrunken, manchmal gelangweilt als 
Volksfest gefeiert. " 

Die Erinnerung an den Kriegsbeginn muß immer 
konkret sein. Denn Kriegsbeginn, das war der Anfang 
der Verwüstung Europas; das ist aber auch die E rin-
nerung an organisierten Haß, an befohlene Zerstö-
rung. Kriegsbeginn ist das Ende vieler f riedlicher Fa-
milien, das Ende von Dörfern, von Städten. Kriegsbe-
ginn, das ist das Ende von Kulturepochen. Kriegsbe-
ginn, das war der Fanfarenstoß für gefälschte Tugen-
den und falsche Siegesfeiern. Also welche angemes-
sene und würdige Form werden wir finden? 

Für die Erinnerung an das Kriegsende hatte der 
Bundespräsident am 8. Mai die gültige Form gefun-
den. Seine Rede hatte damals mit den Worten begon-
nen: 

Viele Völker gedenken heute des Tages, an dem 
der Zweite Weltkrieg in Europa zu Ende ging. 

Wir wissen, daß am 1. September dieses Jahres vor 
allem das polnische Volk des Anfangs des Weltkriegs 
gedenken wird. 

Für Polen und Deutsche ist dieser Jahrestag das 
wichtigste Ereignis in ihrer mehr als tausendjäh-
rigen gemeinsamen Geschichte. 

Dies schrieb ein polnischer Journalist zum selben An-
laß vor zehn Jahren 1979 im „Vorwärts". Damals hat 
er hinzugefügt: 

Der 40. Jahrestag des Ausbruchs des Zweiten 
Weltkrieges bietet Anlaß zu vielen Reflexionen 
geschichtsphilosophischer, politischer und mora-
lischer Natur. Man kann diesen Jahrestag auch in 
einem weltpolitischen Zusammenhang betrach-
ten, aber auch nur beschränkt auf ein einziges 
Volk. 

Der Autor dieses höchst interessanten längern Es-
says war Rakowski; er ist heute polnischer Minister-
präsident. Es wäre gut, wenn es zu der würdigen und 
angemessenen Form, die wir für den September 1989 
suchen, auch gehören könnte, daß der soeben zitierte 
Autor, Rakowski, der uns morgen besuchen wird und 
morgen aus Anlaß des Geburtstags von Willy Brandt 
beim Bundespräsidenten eingeladen ist, daß dieser 
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Ministerpräsident der Volksrepublik Polen hier vor 
dem Deutschen Bundestag spricht. Wir haben ja 
denkwürdige Ansprachen von bedeutenden Staats-
männern ehemaliger Kriegsgegner hier im Parlament 
in lebhafter Erinnerung. Das wäre eine mögliche Form 
an einem der denkbaren Tage im September. 

Meine Damen und Herren, wir haben in der Zeit der 
Wenderegierung mehrfach unser Verhältnis zur Zeit-
geschichte diskutiert: im Zusammenhang mit den 
zwei Museumsplanungen, dann bei der Idee eines 
Mahnmals für die Opfer des Zweiten Weltkriegs in 
Bonn, aber auch als wir mehr oder weniger beteiligte 
Zeugen des Historikerstreits wurden. Ich finde im 
Rückblick: Gemessen an unseren fragwürdigen deut-
schen Traditionen, aber auch gemessen an der unbe-
fangenen Jubelei anderer Staaten, haben wir alles in 
allem einen guten Diskussionsstil gefunden, der der 
Geschichte der Deutschen im 20. Jahrhundert ange-
messen ist. Die nackte Reaktion, die plumpe, dumme 
Geschichtsfälschung hat bei uns keine Chance. Sie 
findet statt, aber sie hat keine Chance. 

Debatte und Diskussion also scheinen die angemes-
sene und würdige Form zu sein, die uns ziemt; der 
Verzicht auf endgültige, ins Heroische gehobene Bil-
der oder Rituale, die Würde der Sprache, die Chance 
des Disputs. Allerdings gibt es — das ist das Erfreuli-
che bei der Lektüre aller Reden seit 1959, die ich von 
Bundespräsidenten wie auch von allen Bundeskanz-
lern zu diesem Anlaß gelesen habe — in der Bundes-
republik Deutschland keinen grundsätzlichen Disput, 
keine grundsätzliche Meinungsverschiedenheit 
— hinsichtlich der Fakten — über den Überfall auf 
Polen. Auch das muß hier einmal gewürdigt werden. 
Die Schuld der deutschen Hitlerdiktatur am Zustan-
dekommen des Weltkrieges wurde in diesen 40 Jah-
ren nicht von einem einzigen, der verantwortlich für 
ein Verfassungsorgan gesprochen hat, bestritten. 

Dieses Datum ist für uns Friedensmahnung. Und 
auch das ist zwischen den Parteien des Bundestages in 
all den Jahren unumstritten gewesen. So ist der 
1. September zum wirklichen Gegenpol in der Diskus-
sion über viele Vorgänge jener Zeit, zum wirklichen 
Gegenpol des Sedan-Rausches im Kaiserreich gewor-
den. Die Gewerkschaften, unzählige Friedensgrup-
pen in der Friedensbewegung haben diesen Tag zum 
Antikriegstag erklärt. Vielleicht wäre die angemes-
sene und würdige Form, daß dieser Tag in diesem 
Jahr, 1989, 50 Jahre danach, offiziell und feierlich als 
Feiertag zum Antikriegstag der Deutschen in der Bun-
desrepublik Deutschland erklärt wird. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN und 
bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Krey. 

Krey (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Das Jahr 1989, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ist reich an Tagen, die uns auf Grund über-
lieferter Zahlentraditionen Anlaß geben, über unse-
ren Staat, über unser Volk, über unser Zusammenle-
ben, über unsere Nation nachzudenken. 

Der 75. Jahrestag des Ausbruchs des Ersten Welt-
krieges und der 50. Jahrestag des Beginns des Zwei-
tens Weltkrieges sind in der Tat Anlaß zur ernsten 
Mahnung. Diese Daten mahnen uns, das unsägliche 
Leid nicht zu vergessen, daran zu erinnern, das diese 
beiden Kriege über die Menschheit gebracht hat. Wir 
denken an die Opfer, die diese Kriege auf den 
Schlachtfeldern und unter der Zivilbevölkerung ge-
fordert haben. Wir denken aber auch an die geistige 
Not, den Mißbrauch von Idealen, die Verletzung von 
Heimat- und Vaterlandsliebe, an die Vergewaltigung 
der Gewissen, an die bis in unsere Zeit fortwährenden 
bitteren Folgen für Millionen von Menschen, an 
Schuld und an das Leid Unzähliger. 

Die Daten 1914 und 1939, der 75. Jahrestag des 
Ausbruchs des Ersten und der 50. Jahrestag des Be-
ginns des Zweiten Weltkrieges zeigen uns aber auch, 
wie kurz die Spanne des Friedens oder: des Nichtkrie-
ges zwischen diesen beiden Schlachten zwischen den 
Völkern war. Sie betrug gerade zwei Jahrzehnte. Das 
ruft uns in Erinnerung, daß der Zweite Weltkrieg si-
cher auch damit zu tun hatte, daß Ursachen und Wir-
kungen des Ersten menschlich und vor allem politisch 
bei uns und vielleicht auch anderswo nicht erfolgreich 
aufgearbeitet waren. 

Diese Daten also hervorzuheben, darf kein Selbst-
zweck sein. Sie eignen sich nicht zum Parteienstreit. 
Sie sind eine ernste Mahnung für unser Volk, für die 
politisch Verantwortlichen, für die ganze Welt. 

Mein Vater war Soldat, Wehrpflichtiger, im Ersten 
Weltkrieg und im Zweiten Weltkrieg. Ich selbst mußte 
mit vielen meiner Altersgenossen mit 14 Jahren in 
einen sinnlosen Einsatz als Fronthelfer. Mein Ziel ist, 
was zugleich unsere gemeinsame Aufgabe ist, meine 
Kinder, meine Enkelkinder und meine Urenkel nie 
wieder in einen Krieg ziehen zu lassen. 

Darum wollen wir nicht, daß diese Mahntage in der 
Reihe aller Gedenk- und Festtage untergehen, die in 
diesem Jahre anstehen. Darum stimmt meine Fraktion 
der Überweisung Ihres Antrages zu. 

(Beifall des Abg. Lutz [SPD]) 

Darum werden wir in den Ausschußberatungen gerne 
konkrete Einzelheiten mit erarbeiten, Anworten auf 
die eben hier aufgeworfenen Fragen suchen. 

Es ist auch gut so, meine Damen und Herren, daß 
diese Mahntage nicht einfach in die Jahrestage, in die 
Feiern dieses Jahres, auch nicht in die Feier zum 
40jährigen Bestehen der Bundesrepublik Deutsch-
land eingebunden sind. Wir begrüßen die Absicht des 
Bundeskanzlers, anläßlich dieser beiden Mahntage 
eine Erklärung abzugeben. Wir sind sicher, daß diese 
Mahntage auf vielfältige Weise unsere gemeinsame 
feste Absicht deutlich machen, daß niemals mehr ein 
Krieg von deutschem Boden ausgehen darf. 

Der Publizist Jens Feddersen weist in einem Kom-
mentar zum Jahreswechsel darauf hin, daß „gemes-
sen an den nun bald zu Ende gehenden neun Jahr-
zehnten dieses Jahrhunderts der nun 43jährige Frie-
den" eine Goldene Zeit genannt werden kann. Sicher: 
Für unser Land, für Europa kann man das so sagen. 
Doch ich bitte zu bedenken: Über 40 Jahre Frieden 
und Freiheit, über 40 Jahre Frieden in Freiheit sind 
offensichtlich eine so lange Zeit, daß man dies alles für 
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normal zu halten beginnt. Alles, über das wir froh und 
auf das wir vielleicht mit Recht auch stolz sein können, 
weil wir es in gemeinsamer Arbeit zustande gebracht 
haben, ist jedoch nicht selbstverständlich. Über 
40 Jahre Frieden, das ist nicht der Normalfall der Ge-
schichte. Darum dürfen wir dies alles nicht als gege-
ben hinnehmen. 

Die Sicherung von Frieden und Freiheit ist viel-
mehr unsere tagtägliche Aufgabe, eine immer wieder 
neue Herausforderung, ist allezeit auf unsere gemein-
same Anstrengung und Wachsamkeit angewiesen. 
Die Hoffnung auf Frieden wird nicht durch feierliche 
Worte allein, sondern mehr noch durch eine konse-
quente Politik Wirklichkeit. 

So werden wir gut daran tun, bestimmte Tage und 
Ereignisse wieder in die Erinnerung zu rufen, um 
heute aus dem Gestern für morgen zu lernen. Freud 
und Leid, meine Damen und Herren, liegen bekannt-
lich eng beieinander. So werden wir in der Freude 
über die längste Friedenszeit seit Jahrhunderten nie-
mals vergessen, auch in diesem Jahre nicht, wie brü-
chig unser Glück sein kann, welche Folgen der Kriege 
uns noch bedrücken und was wir zu bewahren ha-
ben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Frau Renger: Das Wort hat Frau 
Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Mit Erlaubnis der Frau Präsidentin und des 
sehr jungen Autors Bernd Ullrich möchte ich mit ei-
nem Zitat aus einem sehr frechen Artikel beginnen. Er 
heißt: „40 Jahre BRD — Juchhe". Da heißt es: 

Die Bundesrepublik wird vierzig, und der Jubel 
kennt keine Grenzen — keine Grenzen des guten 
Geschmacks, keine der Bescheidenheit. Es wird 
eine künstliche, eine verordnete Feier werden, 
weil es keinen Grund gibt für große Staatsakte. 
Das einzige, was wirklich eines kleinen und be-
schaulichen Gedenkens wert wäre, ist, daß diese 
„mal mehr, mal weniger"-Demokratie nach vier-
zig Jahren zu normal geworden ist, um sich mit 
Getöse bejubeln zu lassen. Ein kleines Glas roter 
Wein in trauter Runde, ein kurzes Zuprosten, da-
nach ein ordentliches Glas Wermut und fertig. 

Über das, was ein kleines Glas roten Weines in trau-
ter Runde wert wäre, über die 40-Jahre-Feier, müssen 
wir uns ein anderes Mal unterhalten und werden es 
auch hoffentlich. Denn allmählich macht mir die Ko-
stenexplosion für teilweise auch ominöse Projekte ei-
nige Sorgen. Ich denke, darum sollte sich das Parla-
ment auch kümmern. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Duve [SPD]: 28 Millionen!) 

Diesmal sind wir aber bei dem Anlaß zu Bitterem, zu 
Wermut. Das ist der Inhalt des Antrags der SPD. Na-
türlich ist es sinnvoll, angemessen und notwendig, des 
75. Jahrestages des Beginns des Ersten Weltkriegs 
und des 50. Jahrestages des Beginns des Zweiten 
Weltkriegs zu gedenken. Weniger sinnvoll — da fan-
gen die Schwierigkeiten schon an — scheint es mir zu 
sein, von einem „Ausbruch" des Krieges zu sprechen. 

Ich meine das rein sprachlich gesehen. Es gibt Wut-
ausbrüche und Vulkanausbrüche; es gibt Ausbrüche 
aus Gefängnissen und Ehen; aber Kriege brechen 
nicht einfach aus wie Naturgewalten. Kriege haben 
ihren Ursprung in einer Politik. Im Bewußtsein und im 
Machtstreben dieses Landes haben zwei Kriege mit 
der Schuld seiner Regierung und mit der Zustimmung 
und dem Mittun seiner Bevölkerung angefangen. 

Daß dieses Gedenken nun in angemessener und 
würdiger Form stattfinden soll — Herr Duve hat es 
schon gesagt — , das ist ja gerade das Problem. Wer die 
Gedenktage der letzten Jahre Revue passieren läßt, 
der weiß, daß wir uns im Augenblick bei dem Begehen 
von Gedenktagen unter dem Gesetz einer Se rie von 
Peinlichkeiten befinden. Es ist auch nicht zu erwarten, 
eher zu befürchten, daß wir uns dieses Mal nicht aus 
dieser gesetzmäßigen Reihe — wie ein Narr, der sich 
eilfertig am eigenen Schopf aus dem Sumpf zieht — 
befreien  können. Auch der Antrag der SPD gibt dazu 
noch keine tatkräftige Hilfe, finde ich. 

Der Illusion, daß uns mit einem Austausch der Red-
ner oder mit einem Aufpolieren des Rahmens viel ge-
holfen wäre, würde ich doch nicht erliegen wollen. 

Ich muß sagen, daß ich mit einiger Sorge daran 
denke, wenn Bundeskanzler Kohl oder meinetwegen 
Verteidigungsminister Scholz eine solche Rede an ei-
nem solchen Gedenktag halten. 

(Bohl [CDU/CSU]: Was soll das denn?) 
Das, denke ich, kann doch nach dem, was wir in der 
Vergangenheit in bezug auf diese Reden gemacht 
haben, nicht gemeint sein. 

(Bohl [CDU/CSU]: Muß das denn sein?) 

Vizepräsidentin Renger: Frau Kollegin, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Duve? 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Ja. 

Duve (SPD): Frau Kollegin, würden Sie mir zustim-
men, daß die Form, die der damalige Verteidigungs-
minister Hans Apel vor genau zehn Jahren zu diesem 
Ereignis in der Form eines Tagesbefehls gefunden 
hatte, der die Soldaten sehr eindringlich an diesen 
Tag erinnert hat, auch für einen Verteidigungsmini-
ster eine angemessene und würdige Form gewesen ist 
und vielleicht auch wieder sein kann? 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Um nicht mißverstan-
den zu werden, spreche ich niemandem, weder dem 
Kollegen Apel noch sonst jemandem, die Fähigkeit 
ab, eine solche würdevolle Form zu finden. Ich sage 
nur, daß ich gewisse Sorge habe, und diese hat ja auch 
gewisse Anlässe. 

(Bohl [CDU/CSU]: Was soll das denn nun 
wieder? Ich finde es unmöglich, daß Sie eine 
solche Debatte so abgleiten lassen! Das ha

-

ben Sie doch gar nicht nötig!) 
Ich meine, was zur Sprache gebracht werden 

müßte, sind die Ursachen von Kriegen, die Wahr-
scheinlichkeit von Kriegen, die drohenden und die 
nicht mehr vorstellbaren Kriegsbilder der Zukunft. 
Ein Konfliktverlauf wäre zu erforschen, der sich aus 
den Verstrickungen, dem Hineinschlittern, den wirt- 
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schaftlichen Zwängen und Gelüsten und den ideolo-
gischen Aufrüstungen gespeist hat. Es wäre also ge-
nau das zu erforschen, was Herr Jenninger ja in seiner 
Rede erforschen wollte und was er so schwer hat tref-
fen und ausdrücken können. 

Die einzigen, die dafür berechtigte Zeugen wären, 
meine ich, wären die Opfer der vergangenen Kriege 
und Kriegsrüstungen, eben die, die wir immer zu we-
nig gehört haben. Zu thematisieren wäre die merk-
würdige Scheu, das Bewußtsein, die Erfahrungen und 
die Leiden der Opfer zum Ausgangspunkt eines 
neuen demokratischen Bewußtseins in dieser Repu-
blik zu machen. Weil es diese Scheu gegeben hat, 
deswegen haben sie auch so wenig zu uns gespro-
chen. 

Wir machen einen anderen Vorschlag und kommen 
dann auf Ihren noch zurück. Wir werden, anknüpfend 
an den 50. Jahrestag des deutschen Überfalls auf Po-
len, einen Antrag in diesen Bundestag einbringen, 
praktische Schritte zur Entschädigung der polnischen 
Zwangsarbeiter einzuleiten. 1,7 Millionen polnische 
Zwangsarbeiter waren die Folge dieser Aggressionen. 
Ihnen ist Lebenszeit, Gesundheit, Lohn vorenthalten 
worden. Viele sind in dieser Sklavenarbeit zu Tode 
gekommen; viele haben an Gesundheit und Seele 
Schaden genommen. Es ist möglich und zumutbar, 
den heute noch lebenden 700 000 wenigstens eine 
kleine materielle Entschädigung für diese Lebens-
jahre zu gewährleisten. Wir werden Ihnen aus Anlaß 
dieses Tages dazu eine unbürokratische und einfache 
Regelung vorschlagen, die das Gedenken in prakti-
sche Hilfe überführt. 

Als zweites schlagen wir vor, überhaupt über die 
Gedenktage, die wir haben, nachzudenken, z. B. über 
den Gedenktag des 17. Juni. Er war meines Erachtens 
nie identitätsstiftend. Er hat das Reden und das Nach-
denken auf den falschen Punkt gelenkt, aus dem sich 
auch eine nationale Identität für die Deutschen für 
heute und für die Zukunft nicht mehr gewinnen läßt. 
Er paßt nicht mehr in die neuen Entwicklungen, die im 
europäischen Haus stattfinden. 

Statt dessen erscheint es uns wirk lich sinnvoll, am 
1. September, dem traditionellen Antikriegstag, in-
tensiv über die Ursachen von Kriegen, über die Not-
wendigkeit ihrer Vermeidung und über unseren Bei-
trag zur Vermeidung neuer Konflikte, auch ökonomi-
scher Konflikte, die von diesem Land ausgehen könn-
ten, nachzudenken. die Form müßte dem Anlaß dieses 
Tages angemessen sein. Was aus diesem Anlaß zu 
reden ist, muß so ausgedrückt werden, daß die Stim-
men der Opfer dabei noch zu hören sind, und die sind 
bekanntermaßen leise. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Lüder. 

Lüder (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Nicht nur diese Debatte zeigt, 
daß 1989 ein schwieriges Jahr wird. Ich will nicht der 
Versuchung erliegen, jetzt über die vor uns stehenden 
Feierlichkeiten aus Anlaß des 40jährigen Bestehens 
der Bundesrepublik zu sprechen. Ich bin Herrn Waf-
fenschmidt dafür dankbar, daß er die bisherigen Ge-

spräche in großer Offenheit mit den Parlamentariern 
geführt hat. Aber ich meine, daß wir über das, was 
vorgesehen ist, weiter nachdenken müssen, und Sie 
werden es einem Berliner nachsehen, daß er es nicht 
über die Zunge bringt, 40 Jahre Bundesrepublik nur 
als freudige Zeit von 40 Jahren Frieden und Freiheit 
zu begreifen. Es sind auch mehr als 40 Jahre Spal-
tung. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Richtig!) 

Das hat seine Ursache in dem, womit wir uns heute 
schwerpunktmäßig befassen, und deswegen haben 
wir einen unmittelbaren Bezug von „40 Jahre Bun-
desrepublik" auf „50 Jahre seit Beginn des Zweiten 
Weltkrieges". 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die bisherigen Planungen der Bundesregierung, 
die letztlich darauf hinauslaufen, am 1. September ne-
ben einer — lassen Sie es mich polemisch sagen — 
Berliner  Gedenkrunde nur eine Gedenkveranstaltung 
zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges im Deutschen 
Bundestag — hoffentlich mit Debatte — zu veranstal-
ten, reichen nach meiner Auffassung nicht aus, um der 
Bedeutung des Tages gerecht zu werden. 

(Lutz [SPD]: Sehr gut!) 

Aber ich sage auch: Der Antrag, den Sie gestellt ha-
ben, der gleich noch den Ersten Weltkrieg mit Paral-
lelstellung zum Zweiten Weltkrieg in die historische 
Verpflichtung nimmt, hilft da auch nicht sehr viel wei-
ter. Ich sehe einen qualitativen Unterschied zwischen 
dem, was zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges 
führte — wenn ich diesen Beg riff noch einmal einfach 
übernehmen darf — , und dem Überfall auf Polen, der 
dann zu dem schrecklichen Zweiten Weltkrieg 
führte. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr wahr! 
— Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So ist es! Das ist 

auch historisch anders!) 

Deswegen werde ich mich mit dem, was ich hier 
heute sage, auf das konzentrieren, worüber wir nach-
denken müssen, wenn es schwerpunktmäßig um den 
Zweiten Weltkrieg geht. Wir dürfen den Beginn des 
Ersten Weltkrieges nicht wegdrücken. Aber ich sage 
ganz freimütig: Was mich gestört hat, war die Paral-
lelstellung in diesem Antrag. Sie wird meinem Ver-
ständnis nicht gerecht. 

Nach Auffassung der Freien Demokraten ist es not-
wendig, daß wir in der Bundesrepublik Deutschland 
in Verantwortung vor unserer durch das Grundgesetz 
gegebenen Aufgabe und in Anerkennung unserer 
Verantwortung gegenüber der Geschichte Deutsch-
lands mehr und anderes tun, als nur Gedenkveran-
staltungen durchzuführen, seien sie noch so wichtig, 
noch so hochkarätig und nach Raum und Besuchern 
und Rednern höchst bedeutsam. 

Wir können und dürfen in diesem Jahr 1989 nicht 
selbstzufrieden nur 40 Jahre Bundesrepublik feiern, 
so sehr wir Anlaß zum Feiern haben, denn auch 
40 Jahre Frieden und 40 Jahre freiheitlicher Staat im 
Westen Deutschlands gilt es gebührend herauszustel-
len. Wir müssen uns des 1. September 1939 bewußt 
bleiben. Es wird notwendig sein, an diesem Tag, wie 
es geplant ist, eine Gedenkveranstaltung durchzufüh- 
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ren, aber dabei darf es nicht sein Bewenden haben, 
weil sich der Zweite Weltkrieg nicht auf das Datum 
des 1. September 1939 komprimieren läßt. 

Deswegen möchte ich auch nicht nur auf diesen 
1. September abstellen, und ich verspreche mir auch 
nichts davon, einen weiteren Tag als Antikriegstag zu 
kreieren. Der ginge in die Liste derer, die gedenken, 
ein, aber wir müssen an die heran, die zu leicht über 
solche Tage hinweggehen; wir müssen die erreichen, 
die sich mit der Geschichte zu wenig befassen. An die 
möchte ich herankommen! 

Wir müssen dieses Datum zum Anlaß nehmen, ver-
tiefte Informationen über Ursachen und Bedeutung 
dieses Tages, über das Woher und Warum der histori-
schen Entwicklung, über die Bedeutung dieses Tages 
und darüber, was sich aus dem Kriegsausbruch 
Schreckliches bis in die heutigen Tage entwickelt hat, 
zu gewinnen. Wir sollten diesen Tag auch als Chance 
nutzen, uns mit dem Staat und dem Volk, seiner Ge-
schichte und seiner Kultur näher zu beschäftigen, das 
das erste Opfer des Zweiten Weltkriegs wurde: 
Polen. 

Ich möchte deswegen anregen, bei den Ausschuß-
beratungen drei Punkte aufzunehmen; weitere 
Punkte können im Verlauf der Beratungen dazukom-
men. 

Erstens. Ich möchte die Bundesregierung bitten, in 
einem von ihr zu initiierenden Symposion, das z. B. 
zusammen mit einer wissenschaftlich-politischen Ge-
sellschaft veranstaltet werden könnte, eine umfas-
sende und fundierte Bilanz des deutsch-polnischen 
Verhältnisses zu ziehen, um daraus Anregungen für 
die Zukunft zu gewinnen. Ich bin mir hier der Unter-
stützung des Bundesministers des Auswärtigen si-
cher. 

Zweitens. Wir sollten die Bereitschaft vieler Studen-
ten und junger Wissenschaftler nutzen, über Ursa-
chen internationaler Konflikte gerade im Zusammen-
hang mit dem Ausbruch des Zweiten Weltkriegs zu 
forschen oder auch über Anregungen zur Konfliktbe-
wältigung oder — besser — zur Konfliktvermeidung 
zwischen Völkern und Staaten nachzudenken. Für 
gute wissenschaftliche Arbeiten sollte ein Stipen-
dium-Programm — bewußt aus Anlaß dieses Tages — 
aufgelegt werden. Ich bin mir dabei der Unterstüt-
zung des Bundesministers für Bildung und Wissen-
schaft sicher. 

Drittens. Es ist viel zu wenig bekannt, was unsere 
polnischen Nachbarn unter schwierigsten Bedingun-
gen getan haben, um ihre Städte wiederaufzubauen, 
die im Zweiten Weltkrieg zerstört wurden. Zusammen 
mit einigen Freunden habe ich vor inzwischen vier 
Jahren im Comenius-Club in Berlin eine Ausstellung 
präsentiert, die von polnischen Fachleuten gestaltet 
wurde. Sie zeigte, was nicht nur in Warschau, sondern 
in anderen Städten Polens — in Städten, die viele gar 
nicht kennen, in Krakau und in Zamosc — an Aufbau-
arbeiten geleistet wurde. Die Ausstellung zeigte, was 
dort  an Rekonstruktion alter historischer Stadtteile ge-
leistet wurde. Ich meine, daß wir Wege finden sollten, 
eine solche Ausstellung in die Bundesrepublik zu ho-
len und in verschiedenen Städten zu zeigen, da die 

Kenntnis von Kultur und Geschichte Polens bei uns 
viel zu wenig verbreitet ist. 

Diese drei Anregungen sollen beispielhaft dem Ziel 
dienen, das Erinnern und Gedenken an den Ausbruch 
des Zweiten Weltkriegs zu vertiefen. Sie dienen ferner 
dem Ziel, an die Verantwortung zu erinnern, die 
Deutschland durch den Überfall auf Polen übernom-
men hat. Sie sollen Chancen zur Aussöhnung verstär-
ken und zugleich dazu beitragen, gerade den jünge-
ren Mitbürgern zu zeigen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland nicht geschichtslos dasteht, sondern sich 
ihrer Verantwortung als deutscher Staat auch gegen-
über der Geschichte bewußt bleibt. Nur wer um die 
Verantwortung für das weiß, was Deutschland durch 
den Überfall auf Polen vor 50 Jahren und die ihm fol-
genden unverantwortlichen Kriegshandlungen auf 
sich genommen hat, erfährt auch den Freiraum zur 
Freude über 40 Jahre freiheitliche Staatlichkeit we-
nigstens in einem Teil Deutschlands. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Lutz. 

Lutz (SPD): Dies ist einer der seltenen Tage, an 
denen wir nicht giftig miteinander umgehen, sondern 
einander zuhören. Ich glaube, das ist dem Thema an-
gemessen, und dafür bedanke ich mich. 

Was über den Zusammenhang von Jubelfeiern und 
Gedenktagen zu sagen war, hat mein Kollege Duve 
angesprochen. Es ist von allen Parteien aufgegriffen 
worden. Es ist an den 75. Jahrestag des Ausbruchs des 
Ersten Weltkriegs und an den 50. Jahrestag des Be-
ginns des Zweiten Weltkriegs zu erinnern. Ich sage 
ganz bewußt: Ausbruch des Ersten Weltkriegs. Wer 
will da den Schuldigen — d e n Schuldigen! — fin-
den? 

(Duve [SPD]: Fritz Fischer sehr präzise auf 
800 Seiten!) 

In bezug auf den Beginn des Zweiten Weltkriegs ist 
das sehr viel klarer gewesen. 

Ich habe jetzt begriffen, daß wir unseren Antrag 
nicht im Streit behandeln, sondern, so denke ich, in 
der vernünftigsten Form, die vorstellbar ist. Aus der 
Geschichte kann man nicht beliebig aussteigen; man 
hat sie am Hals. Die Reife eines Volkes, meine ich, 
erweist sich u. a. daran, wie es mit seiner Geschichte 
umgeht. 

Die Deutschen haben sich angewöhnt, von der Last 
ihrer Geschichte zu sprechen. 

(Duve [SPD]: Die Franzosen von der Lust!) 

Das, scheint mir, ist gefährlich. Einer Last entledigt 
man sich so schnell wie möglich durch Vergessen. Ich 
rede lieber von den Chancen, die aus unseren ge-
schichtlichen Erfahrungen erwachsen. Daran, so 
meine ich, gilt es zu denken. 

Meine Fraktion begründet ihren Antrag zu Recht 
damit, daß die zwei Weltkriege, an die es zu erinnern 
gilt, Europa verändert haben. Sie haben uns u. a. ge- 
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lehrt, daß von den Deutschen niemals wieder Krieg, 
sondern Frieden ausgehen müsse. 

(Zustimmung des Abg. Duwe [SPD]) 

Nur: Ein solches Postulat muß unterfüttert werden. 
Der Friedensgedanke muß in die Köpfe der Menschen 
eingebrannt werden, damit er eine Langzeitwirkung 
bekommt. 

Nationen erinnern sich nur ungern an verlorene 
Kriege; das ist in aller Welt so. Aber, so denke ich, es 
wäre gut, sie würden sich gerade daran erinnern, alle 
miteinander, und lernen, daß diese Form des Völker-
mords noch kein einziges Problem der Menschheit 
gelöst hat, mit der einzigen Ausnahme, daß der Aus-
gang des Zweiten Weltkrieges die Deutschen von Hit-
ler befreite, die Welt übrigens auch. Deshalb war es 
letztlich auch ein universeller Krieg, an den zu denken 
ist. 

Was tun wir, um diese Erfahrungen immer wieder 
zu reaktivieren? Viele schieben das Gedenken an un-
rühmliche Daten der Geschichte von sich weg. Genau 
das ist der falsche Weg. Wie kann man aus Ereignis-
sen lernen, die man verdrängt? Wie wir hören, wird 
das polnische Parlament zum 1. September 1989 Par-
lamentarier aus den wichtigsten kriegführenden Staa-
ten des zweiten Weltkrieges — auch uns — nach War-
schau zu einer Konferenz einladen. Wie wir weiter 
hören, sollen es Abgeordnete sein, die nach dem Tag 
des Kriegsausbruchs geboren wurden. Ich halte das 
für eine gute Idee und hoffe, daß Abgeordnete aus 
allen Fraktionen des Deutschen Bundestages dieser 
Einladung Folge leisten. Ich hoffe, daß auf dieser Kon-
ferenz nicht nur über die Verbrechen des Nazi-Regi-
mes geredet wird, sondern vor allem darüber, wie wir 
gemeinsam aus Europa einen Kontinent des Friedens 
machen können. Die Warschauer Offerte, von dem 
ersten Überfallenen des Zweiten Weltkrieges ausge-
sprochen, ist eine großherzige Geste. Fast schäme ich 
mich, daß uns Vergleichbares nicht eingefallen ist. 
Aber das kann man ja ändern. Wir sollten das ändern, 
und unser Antrag bezweckt genau das. Wir fangen ja 
jetzt an, darüber nachzudenken. 

Vorwärts gerichtete Vorschläge brauchen wir, die 
die Last der Geschichte in ein mutiges Bekenntnis für 
die friedliche Zukunft Europas verwandeln. Einfach 
ist das nicht; es erfordert Nachdenken. Die Zeit dafür 
haben wir ja noch. Zum Denken und Überdenken soll 
unser Antrag beitragen, und das ist ja gelungen. 

Bedenken Sie dabei bitte auch: Schon in der Prä-
ambel des Grundgesetzes erheben wir den vermesse-
nen Anspruch, alleiniger Nachfolgestaat der Deut-
schen zu sein. So etwas hat Konsequenzen. 

Wir Sozialdemokraten sind dafür, daß der Grün-
dung der Bundesrepublik Deutschland vor 40 Jahren 
in angemessener Weise gedacht wird, sofern wir da-
bei — das merke ich allerdings auch an — den einzi-
gen Friedensnobelpreisträger, den die Bundesrepu-
blik bisher hervorgebracht hat, nicht vergessen. 

(Zustimmung des Abg. Duve [SPD]) 

Aber wir sind auch dafür, daß die Last, die Lehren der 
Geschichte dabei nicht verdrängt und daß die Chan-
cen, die aus dieser Geschichte erwachsen, verdeut-
licht werden. Gedenktage, meine Kolleginnen und 

Kollegen, sind Denktage. Darauf machen wir auf-
merksam. Wir sollten diese Chance nutzen. 

Wenn von Deutschland Frieden ausgehen soll, darf 
es friedensgefährdende Industrieexporte nicht mehr 
länger geben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn von Deutschland Frieden ausgehen soll, dürfen 
wir das Erbe unserer Geschichte nicht verdrängen. 

(Bernrath [SPD]: Dann darf aber diese Wahl

-

reklame nicht von der Post verteilt wer

-

den!) 
— Jetzt hat er meine ganze Rede kaputtgemacht; aber 
er hat ja recht. 

Wenn von Deutschland Frieden ausgehen soll, muß 
Frieden in unseren Köpfen herrschen. Wie machen 
wir das? — Am besten durch die Verwirklichung un-
seres Antrags. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 

FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Dr. Waffenschmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich finde es gut, daß 
wir sehr nachdenklich über das Thema reden, das in 
dem SPD-Antrag als Aufgabe angesprochen wird. Ich 
finde, wir sollten uns von vornherein alle darin einig 
sein, keinem Verantwortlichen abzusprechen, daß er 
sich darum bemüht, auch ausgehend vom Gedenken 
an diese beiden schlimmen Ereignisse, Initiativen und 
Worte angemessener Würdigung und Folgerungen zu 
finden. 

Der 75. Jahrestag des Ausbruchs des Ersten Welt-
krieges und der 50. Jahrestag des Ausbruchs des 
Zweiten Weltkrieges werden im Gedenken vieler 
Menschen insbesondere unter dem Gesichtspunkt der 
zahllosen Opfer stehen, die Kriegsteilnehmer und die 
Zivilbevölkerung bei den schrecklichen Ereignissen 
zu bringen hatten, bei den schrecklichen Ereignissen 
an der Front, aber auch durch die Gewaltherrschaft 
und die schrecklichen Einzelheiten und Vorgänge, 
die sie mit sich gebracht hat. Wenn wir daran denken, 
glaube ich, haben wir richtige Orientierungspunkte, 
auch die ordentliche, die richtige, die sachgerechte 
und die angemessene Form des Gedenkens zu finden. 
Ich hoffe, daß die weiteren Beratungen im Ausschuß 
von dem Geist getragen sind, der heute abend hier 
hörbar, sichtbar und erlebbar geworden ist. 

Ich habe, Kollege Duve, Ihnen, dem Kollegen Lüder 
und anderen auf Ihre Fragen auch schon mehrfach 
mitgeteilt, daß sich die Bundesregierung im Blick auf 
1989 nicht nur damit befaßt, wie man den erfreulichen 
Tatbestand von 40 Jahren Frieden und Freiheit ange-
messen begehen und eine ehrliche Zwischenbilanz 
machen kann, sondern auch damit, wie man in ange-
messener Weise der schlimmen Jahrestage zum Er-
sten und Zweiten Weltkrieg am 1. September 1989 
gedenken kann. Ich wiederhole hier, daß der Bundes- 
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kanzler eine Erklärung abgeben wird, und ich bin 
froh, zu hören, daß sich der Bundestag vornimmt, hier 
eine Debatte zu führen, aber es sollen und müssen 
sicherlich auch noch andere Daten gesetzt werden. 

Ich finde schon — das ist hier angeklungen —, 
daß die 40jährige Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland eben mit dem schrecklichen Ereignis des 
Ausbruchs des Zweiten Weltkrieges in Verbindung 
steht, weil da das begann, was dann zur schmerzli-
chen Teilung unseres Vaterlands geführt hat oder in 
ihr einen schlimmen weiteren Höhepunkt hatte. 

Wir sollten also bei allem, was wir an positivem 
Gedenken vornehmen — 40 Jahre Frieden und Frei-
heit —, nie vergessen, daß das die ernste Mahnung ist: 
Krieg, Gewaltherrschaft und Diktatur dürfen bei uns 
nie wieder sein. Bundeskanzler Helmut Kohl hat das 
noch gestern auf einer Veranstaltung der CDU in 
Bonn deutlich gemacht. 

Ich möchte noch gerne erwähnen, daß in einer gan-
zen Reihe von Veranstaltungen zu „40 Jahre Bundes-
republik Deutschland" diese Bezüge und auch der 
Zusammenhang mit den Lehren aus den furchtbaren 
Ereignissen der Hitler-Diktatur und des Zweiten 
Weltkriegs hergestellt werden. Ich will ein paar Bei-
spiele nennen. 

Auch die zentrale Wanderausstellung „40 Jahre 
Bundesrepublik Deutschland" — ich hatte ja die Kol-
legen aus den vier Fraktionen eingeladen, ihre Bei-
träge dazu zu leisten, was dankenswerterweise auch 
geschehen ist — wird das mit Bildern und Aussagen 
aufnehmen. Der Bundeskanzler hat ausdrücklich 
auch den Vorsitzenden der SPD eingeladen, bei der 
Eröffnung ebenfalls zu sprechen, um deutlich zu ma-
chen, daß es hier wirklich um eine übergreifende 
Würdigung gehen soll. 

Wir haben dann den Kongreß „Von Weimar nach 
Bonn — Freiheit als Aufgabe". Wir haben uns vorge-
stellt — die Verantwortlichen im Berliner Senat, Kol-
lege Lüder, im innerdeutschen Ministerium, die das 
beraten haben; ich habe es mit Frau Dr. Wilms mehr-
fach besprochen — , daß gerade dieser Kongreß „Von 
Weimar nach Bonn" auch die Fragestellung aufneh-
men soll, aufnehmen muß: Wie konnte es zur Hitler-
Diktatur und dann zum Ausbruch des Zweiten Welt-
kriegs kommen? Das muß da mit hinein und ist auch so 
angelegt; denn nicht dieser Tag — 1. September 
1939 — muß für sich allein gesehen werden, — das 
klang ja eben bei Ihnen, Frau Kollegin Vollmer, oder 
bei Ihnen, Herr Duve an, ganz gewiß auch in den 
nachdenklichen Worten des Kollegen Krey und des 
Kollegen Lüder — , sondern auch das, was dahin ge-
führt hat. 

Heute morgen haben wir unter Federführung des 
Deutschen Städtetages und seiner Experten die 
Grundstruktur der Ausstellung „So viel Anfang war 
nie — Aufbruch aus Trümmern" vorgestellt. Ich will 
hier weitergeben, daß die Verantwortlichen dieser 
Ausstellung das ganz besonders ernstgenommen ha-
ben: „Aufbruch aus Trümmern". Die Verantwortli-
chen der Städte — auch quer durch die politischen 
Parteien — haben sich den Auftrag gegeben, ganz 
besonders darzustellen, wie nach Hitler-Tyrannei, 
nach den grauenvollen Erfahrungen des Zweiten 

Weltkrieges in deutschen Städten wieder Kultur, kul-
turelle Entwicklung in Freiheit gestaltet werden 
konnte. 

Was sich die Leute beim Deutschen Städtetag über-
legt haben, was die Fachleute in Nürnberg — — 

(Duve [SPD]: Die moralischen Trümmer wa

-

ren später beseitigt als die Steine!) 

— Ja, das mag in manchen Bereichen so sein, Kollege 
Duve. Ich möchte nur gerne die Verbindungen aufzei-
gen, die gezogen werden zwischen den Veranstaltun-
gen, die in einer sehr besinnlichen und nachdenkli-
chen Form aus Anlaß von „40 Jahre Bundesrepublik 
Deutschland" vorbereitet werden. Dort gedenkt man 
eben auch dessen, was heute hier Thema ist. 

Weil auch neue Gedanken vorgetragen worden 
sind, die ich begrüße und die wir weiter verfolgen 
wollen, will ich einmal in diese Debatte einführen: Es 
wäre doch sicherlich eine gute Sache, wenn in diesem 
Jahr 1989 ein Besuch des Bundeskanzlers in Polen 
stattfände. 

(Lutz [SPD]: Sehr wahr!) 

Die Vorbereitungen hierzu sind ja auf gutem Weg. 

Der Bundeskanzler hat in einem Gespräch mit Jour-
nalisten gesagt: Es wäre gut, wenn es uns gerade im 
Jahre 1989 gelänge, zu einem Austausch junger Men-
schen zu kommen, daß vielleicht Hunderte oder Tau-
sende von jungen Menschen aus Polen in die Bundes-
republik oder auch Deutsche nach Polen kämen. Ich 
fände das großartig. Man kann ein deutsch-polnisches 
Jugendwerk sicherlich nicht genauso gestalten wie 
das Deutsch-Französische Jugendwerk; das muß man 
ganz anders anlegen. Der Kern der Sache ist aber 
doch, daß Menschen zueinanderkämen, daß Vorbe-
halte abgebaut würden, daß man einander begegnen 
und einander austauschen und miteinander sprechen 
könnte. 

Ich finde, das alles sollten wir in die Beratungen 
einbringen, die jetzt vorgesehen sind. Ich finde, die 
sich gerade uns Deutschen im Jahre 1989 stellenden 
Jahrestage machen letztlich deutlich, daß der Frieden 
und die Freiheit, die uns geschenkt sind, keine Selbst-
verständlichkeit sind. Meine Damen und Herren, ich 
habe bei unseren Veranstaltungen „40 Jahre Bundes-
republik Deutschland" immer von einer Zwischenbi-
lanz gesprochen. Wir dürfen uns nicht in Selbstge-
rechtigkeit auf die Schulter klopfen und sagen: Was 
sind wir für prima Leute! Wir dürfen das Erreichte 
fröhlich annehmen. Aber es muß uns Auftrag sein, daß 
wir es noch besser machen und aus den traurigen 
Erfahrungen, aus den furchtbaren Erfahrungen, aus 
den erschreckenden Erfahrungen lernen, die auch ich 
in manchen grauenvollen Ereignissen in Bomben-
nächten noch miterlebt habe. Durch persönliches Er-
lebnis von Krieg und Gewalt sollten wir lernen, daß 
das nie wieder sein darf. Insofern haben wir eine 
große Chance. 

Ich erkläre ausdrücklich — auch für die Bundesre-
gierung — die Bereitschaft, in den Ausschußberatun-
gen mit zu überlegen, was noch geschehen kann. Ei-
niges ist hier aufgeführt worden, was vorbereitet wird. 
Anderes ließe sich noch nennen, heute ist Weiteres 
hinzugekommen. Nehmen wir doch aus dem Ge- 
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sprach heute abend mit, daß wir alle guten Anregun-
gen sammeln und uns bemühen, daraus gemeinsam 
etwas für unser Volk zu machen — ich sage das jetzt 
bewußt einmal so — , auch in der Verantwortung vor 
der Geschichte und dem, was wir für die Zukunft dar-
aus zu lernen haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Fraktion 
der SPD an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse zu überweisen. — Kein Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Freitag, den 20. Januar 1989, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.53 Uhr) 
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